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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8273: Hanau - Infos über Testament, Erbschaft & Pflichtteil am 19.1.2018


Infos über Testament, Erbschaft & Pflichtteil

Vortrag im Mehrgenerationenhaus Fallbach am 19. Januar



Wer erbt was und unter welchen Voraussetzungen? Diese und ähnliche
Themen werden am Freitag, 19. Januar um 15 Uhr von Referentin Christa
Biehl auf verständliche Weise erörtert. Als Rechtsanwältin ist sie mit
der Materie bestens vertraut und so können die Teilnehmenden
beispielsweise erfahren, was im Falle einer Erbschaft zu beachten ist
und wie sie ihr eigenes Testament richtig aufsetzen.
Selbstverständlich wird auch die ein oder andere Frage aus dem
Publikum beantwortet.

Die Veranstaltung ist Teil einer Vortragsreihe und findet im Rahmen
des bundesweiten Projektes "Selbstbestimmt im Alter" statt. Hauptziel
dieses Projektes ist es, ältere Menschen dabei zu unterstützen,
möglichst lange in ihren eigenen vier Wänden zu bleiben. Die in diesem
Zusammenhang durchgeführte Veranstaltungsreihe informiert speziell
über altersrelevante Themen. Um eine vorherige Anmeldung wird gebeten.

Mehrgenerationenhaus Fallbach

Reichenberger Straße 59, 63542 Hanau

Tel: 06181 6686785

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8272: Ulm Lectures - Prof. Ketterle spricht über Quantenmaterie, 18.1.2019


idw - Pressemitteilung: Universität Ulm

Die ULM LECTURES gehen weiter ...

Physik-Nobelpreisträger Prof. Ketterle spricht über Quantenmaterie



Die im Jubiläumsjahr der Universität gestartete Vortragsreihe ULM
LECTURES hat sich erfolgreich etabliert und mehrere hochkarätige
Wissenschaftler, darunter Nobelpreisträger, nach Ulm gebracht. Bereits
am Donnerstag, 18. Januar (17:00 Uhr), werden die ULM LECTURES
fortgesetzt und machen dieses Mal einen Sprung aus dem Stadthaus an
die Universität. Referent ist der Physiker und Nobelpreisträger
Professor Wolfgang Ketterle. Er spricht über "Neue Materie nahe dem
absoluten Temperatur-Nullpunkt".

In seiner Forschungsarbeit beschäftigt sich Ketterle mit Formen der
Materie, die nur bei extrem tiefen Temperaturen existieren. Mit
Laserstrahlen können die Eigenschaften ultrakalter Atome modifiziert
werden, und sie verhalten sich dann wie ein Festkörper oder ein
Isolator. Auch berichtet Ketterle über die Realisation einer
suprasoliden Phase, die gleichzeitig gasförmig, flüssig und fest ist.

Seit 1990 forscht der gebürtige Heidelberger, der an der Technischen
Universität München Physik studierte und dort auch promoviert hat, am
angesehenen Massachusetts Institute of Technology (MIT) in den USA.
Zusammen mit zwei Kollegen wurde er 2001 für die Erzeugung eines 
Bose-Einstein-Kondensats aus Alkaliatomen mit dem Nobelpreis für Physik
ausgezeichnet.

Professor Johannes Hecker-Denschlag, der Leiter des Instituts für
Quantenmaterie, wird Ketterle und seine Arbeit eingangs kurz
vorstellen.

Terminüberblick: ULM LECTURE

Prof. Wolfgang Ketterle

"Neue Materie nahe dem absoluten Temperatur-Nullpunkt"

Donnerstag, 18. Januar, 17:00 Uhr

Hörsaal 2, Gebäudekreuz O25

Universität Ulm

Der Eintritt zum Vortrag ist frei! Alle Interessierten sind herzlich
eingeladen!

Die ULM LECTURES im Jubiläumsjahr

https://www.uni-ulm.de/misc/50jahre/programm/laufende-veranstaltungsreihen/ulm-lectures/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, Daniela Stang, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





ASIEN/316: Iran - Todesfälle in Gewahrsam müssen untersucht werden


Amnesty International - 9. Januar 2018

Todesfälle in Gewahrsam müssen untersucht werden



Mindestens fünf Personen sind Berichten zufolge nach der Niederschlagung
regierungskritischer Proteste im Iran in Gewahrsam gestorben. Amnesty
International fordert die iranischen Behörden auf, die Todesfälle
unverzüglich zu untersuchen. Außerdem müssten die notwendigen Maßnahmen
ergriffen werden, um Inhaftierte vor Folter zu schützen und weitere Tote zu
verhindern.

"Die Geheimhaltungspolitik und die mangelnde Transparenz über das, was mit
diesen Häftlingen geschah, ist alarmierend. Anstatt voreilig zu erklären,
dass sich die fünf selbst umgebracht hätten, müssen die Behörden sofort
eine unabhängige, unparteiische und transparente Untersuchung einleiten,
die auch eine unabhängige Autopsie umfasst", sagte Magdalena Mughrabi,
stellvertretende Leiterin Amnesty International für den Bereich Naher Osten
und Nordafrika.

"Wir dokumentieren seit langem die albtraumhaften Zustände in iranischen
Hafteinrichtungen, auch den Einsatz von Folter. Alle, die für die
Todesfälle verantwortlich sein könnten, sollten vorerst suspendiert werden.
Sie müssen in einem Verfahren vor Gericht gestellt werden, das den
internationalen Standards für ein faires Gerichtsverfahren entspricht und
in dem nicht auf die Todesstrafe zurückgegriffen wird."

Nach dem Tod des 23-jährigen Sina Ghanbari hat die Sorge über das
Wohlergehen Hunderter Inhaftierter weiter zugenommen. Der Demonstrant war
im "Quarantänebereich" des Teheraner Evin-Gefängnisses festgehalten worden.
Dort werden Inhaftierte unmittelbar nach ihrer Festnahme untergebracht,
während über das weitere Vorgehen entschieden wird. Die Berichte zu den
Umständen von Sina Ghanbaris Tod sind widersprüchlich:
Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger zweifeln die Behauptung der
Behörden an, dass er sich selbst getötet habe.

Laut der bekannten Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotoudeh wurden seitdem
vier weitere Todesfälle in Gewahrsam bekannt, zwei davon im
"Quarantänebereich" des Evin-Gefängnisses. Die Identität dieser beiden
Toten ist noch nicht geklärt. Mindestens zwei weitere Personen, die während
der Niederschlagung der Proteste festgenommen wurden - Vahid Heydari und
Mohsen Adeli - starben Berichten zufolge im Januar in Arak, in der Provinz
Markazi, und in Dezfoul, in der Provinz Khuzestan.

Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger und Familienangehörige
zweifeln in allen vier Fällen die offizielle Behauptung an, dass sich die
Inhaftierten selbst getötet hätten.

Zahlreiche Familienangehörige der vielen Hundert Inhaftierten berichten,
dass sie keine Auskunft über ihre inhaftierten Angehörigen erhalten.
Stattdessen seien sie von den Behörden bedroht und eingeschüchtert worden,
und das nur, weil sie Fragen gestellt hatten.

"Die iranischen Behörden müssen die Angehörigen nicht nur über den Verbleib
der Inhaftierten informieren, sondern auch Besuche durch Familienangehörige
zulassen und eine rechtliche Vertretung sicherstellen. Niemand sollte
Vergeltungsmaßnahmen ausgesetzt sein, weil er sich nach dem Verbleib einer
geliebten Person erkundigt oder deren Schicksal aufklären möchte", betonte
Magdalena Mughrabi.

 * 

Quelle:

Meldung vom 9. Januar 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/iran-todesfaelle-gewahrsam-muessen-untersucht-werden

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AKTION/530: "Look Back, March Forward" - Weltweiter Jahrestag des Women's March am 20./21.1. (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

20./21. Januar: Weltweiter Jahrestag des Women's March: Look 
Back, March Forward

Von Resistance Events Italy, 14. Januar 2018



Women's March Global ist stolz und erfreut, das Versprechen und die
Kampagne anzukündigen, die uns in das Jahr 2018 führen wird: "Look
Back, March Forward" - "Zurückschauen und Vorwärts Gehen".

Mit "Look Back, March Forward" feiern wir die Errungenschaften und
Erfolge dieses globalen Netzwerks, das weltweit existiert, und geben
ein Versprechen für erneuten und anhaltenden Widerstand im Jahr 2018.
Wir wollen nicht nur gemeinsam marschieren, sondern uns auch zum
direkten Handeln und Engagement verpflichten, um in unseren
Gemeinschaften, ob global oder lokal, echte und wahrhaftige
Veränderungen herbeiführen zu können.

Viele von Euch haben gefragt, wie Ihr teilnehmen und diesen Tag des
Gedenkens an die globale Schwesternschaft feiern könnt. Es gibt
folgende drei Möglichkeiten, um am 20./21. Januar teilzunehmen:

1. Einen Marsch oder eine Aktion organisieren

Wenn Ihr einen Marsch oder eine Aktion in Eurer Nähe veranstalten
möchtet oder bereits einen Marsch oder eine Aktion plant, lasst es uns
bitte wissen. Bitte füllt dieses Google-Formular [1] aus oder sendet
eine E-Mail an: uma@womensmarch.com oder jackson@womensmarch.com

Viele der geplanten Märsche und Aktionen haben auch Live-Streamings
ihrer Veranstaltungen organisiert. Wir wollen alle Live-Streamings
über einen Zeitraum von 48 Stunden auf Facebook und
WomensMarchGlobal.com zusammenfassen.

2. An einem Marsch oder einer Aktion teilnehmen

Besucht WomensMarchGlobal.com [2], um einen Marsch/Aktion in Eurer
Nähe zu finden. Auf der großen Weltkarte kommen immer noch neue
Märsche hinzu: Neben den USA werden auch Schwestermärsche in vielen
Ländern Europas, Australien, Neuseeland, Japan, China, Thailand,
Taiwan, Sambia, Nigeria, Argentinien, Costa Rica, Mexiko und Kanada
stattfinden.

3. Helft mit, die Stimme unserer Global Women's March Voice zu
verstärken.

Schließt Euch dem Women's March Global über die sozialen Medien am
Wochenende vom 20. bis 21. Januar 2018 an und teilt Eure Geschichten
über den Widerstand auf unseren Social Media Kanälen mit uns:

Aufzeichnung eines Videos über Euren Widerstand und Euer Versprechen
für 2018: Verwendet den Hashtag #LookBackMarchForward
und#ThisIsGlobal.

Sendet uns Bilder Eurer Aktion oder Veranstaltung in Echtzeit per E-
Mail an action@wmglobal.org

Teilt unseren Live-Stream und andere Aktionen mit Euren Netzwerken!

Am 21. Januar 2017 schlossen sich über sechs Millionen Frauen und
Verbündete in über 600 Städten auf allen Kontinenten zusammen, um
gemeinsam für Frauen- und Menschenrechte einzutreten. Women's March
Global tat sich nach dem Marsch zusammen und bildete eine
Basiskoalition aus Schwestermärschen, die diese Widerstandsarbeit
weiter mobilisiert und vorangetrieben hat. Wir haben die Geschichten
von Flüchtlingen und Asylsuchenden geteilt, wir haben ein Ende der
Gewalt gegen Frauen und Mädchen weltweit gefordert, und wir haben uns
gegen die Zunahme der Fremdenfeindlichkeit und des Nationalismus in
der ganzen Welt gewehrt.

Wir sind eine Basiskoalition und haben gemeinsam ein Netzwerk
aufgebaut, das weiterhin für die Freiheit und Befreiung aller Menschen
weltweit kämpft. Vor kurzem endete unsere 16-tägige globalen Kampagne,
bei der die Geschichten dieser Bewegung auf der ganzen Welt geteilt
wurden. Unsere Kampagne zur Beendigung der Sklaverei in Libyen
erreichte über 1 Million Menschen - und wir fangen gerade erst an.

Dieser Widerstand braucht uns alle, jeden Tag, um für die kollektive
Befreiung aller Menschen zu kämpfen. Weil keiner von uns wirklich frei
ist, bis ALLE von uns frei sind.

Links zu Terminen und Infos für die Märsche in Deutschland, Österreich
und der Schweiz:

Berlin: https://www.facebook.com/events/528551367524765/

Frankfurt: https://www.facebook.com/events/307416716438443

Kaiserslautern: https://actionnetwork.org/events/kaiserslautern-dag-chapter-get-out-the-votemarch-to-the-ballot-box?referrer=&source=&email_referrer=&can_id=

Heidelberg: https://www.facebook.com/events/904862333015506/

München: https://www.facebook.com/events/1974515892809412/

Wien: https://www.facebook.com/events/205809846643649/

Zürich: https://www.facebook.com/events/150241832415637/


Anmerkungen:


[1] https://goo.gl/forms/4ozvW0pjvThGX3Aw2

[2] http://womensmarchglobal.com/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/855: Die IPPNW befürchtet ein rüstungspolitisches "Weiter-So" der kommenden Großen Koalition (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Die IPPNW befürchtet ein rüstungspolitisches "Weiter-So" der kommenden
Großen Koalition

Kriegseinsätze, EU-Drohnen und Rüstungsexporte anstelle einer
Umorientierung in Richtung Friedenspolitik



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW reagiert enttäuscht auf die
veröffentlichten Ergebnisse der Sondierungsgespräche im Bereich Außen- und
Sicherheitspolitik. "Wir bezweifeln, dass die Vereinbarungen die
Schwerpunktsetzung in der Verteidigungs-, Rüstungs- und
Rüstungsexportpolitik entscheidend verändern werden. Den zivilen Mitteln
der Konfliktbearbeitung wird weiterhin keine Priorität eingeräumt," erklärt
Jens-Peter Steffen, Friedensreferent der IPPNW.

Dem Papier ist zu entnehmen, dass Rüstungsexporte restriktiver gehandhabt
werden, Exporte weiter eingeschränkt und die Rüstungsexportrichtlinien aus
dem Jahr 2000 schärfer formuliert werden sollen. Wenn die künftige
Regierung das ernst nimmt, müssen die Rüstungsexportgenehmigungen der
derzeitigen geschäftsführenden Regierung nach Ägypten, Algerien, Marokko
und Tunesien vom Jahresende 2017 zurückgenommen werden, so Steffen. Denn
bereits heute gelte ein Rüstungsexportverbot in Drittländer außerhalb der
EU und NATO, das nur in Einzelfällen aufgehoben werden dürfe. Die
vorangegangene Große Koalition habe aber den Ausnahmefall zum Regelfall
gemacht, was einen "permanenten Rechtsbruch" bedeute, wie es Jürgen
Grässlin von der "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel" wertet.

Zudem kritisiert die IPPNW die Fortsetzung der militärischen Einsätze in
Irak, Afghanistan und Mali als eskalierende Maßnahmen. Riesige Summen
werden in militärische Aktionen anstatt in Diplomatie und Maßnahmen der
zivilen Konfliktbearbeitung gesteckt.

Zumindest werden laut Sondierungspapier völkerrechtswidrige Tötungen durch
autonome Waffensysteme abgelehnt. "Ferngesteuerte bewaffnete Drohnen sollen
aber genutzt und das Projekt einer bewaffnungsfähigen EU-Drohne weiter
betrieben werden. Von US-amerikanischen und britischen Einsätzen solcher
Drohnen in Afghanistan und Pakistan ist bekannt, dass sie zu
völkerrechtswidrigen Tötungen benutzt werden", so die stellvertretende
IPPNW-Vorsitzende Susanne Grabenhorst.

Die Ärzteorganisation kritisiert darüberhinaus ein fehlendes Bekenntnis der
kommenden Großen Koalition zum UN-Vertrag für ein Verbot von Atomwaffen. In
dem Papier bleibt auch die von der SPD im Wahlkampf unterstützte Forderung
eines Abzugs der US-Atomwaffen aus Deutschland unerwähnt.

Der Neubeginn einer auf Frieden und Ausgleich ausgerichteten Politik sieht
anders aus. Mit unseren Freundinnen und Freunden der deutschen
Friedensbewegung setzen wir gegen die sich abzeichnende Sicherheits-,
Verteidigungs- und Rüstungspolitik: "Abrüsten statt Aufrüsten"!

Den Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten!" finden Sie unter:

https://abruesten.jetzt/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/854: Kampagne "MACHT FRIEDEN." kritisiert Sondierungspapier (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 15.01.2018

Primat der Politik über das Militär muss außer Diskussion stehen -


Kampagne "MACHT FRIEDEN." kritisiert Sondierungspapier



Berlin/Bonn. - Anlässlich der Vorlage des Sondierungspapiers zur
Vorbereitung einer Großen Koalition am vergangenen Freitag zeigt sich die
Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" enttäuscht über die
ausbleibende friedenspolitische Richtungsänderung. Insbesondere das weitere
Festhalten an den meisten Auslandseinsätzen der Bundeswehr, auch in Syrien,
sei dem Friedensauftrag des Grundgesetzes nicht angemessen. Begrüßt werden
hingegen Ansätze, die auf die Stärkung der Zivilen Konfliktbearbeitung
abzielen.

Vorrang des Zivilen vor dem Militärischen



"Es ist vielleicht der spätnächtlichen Stunde geschuldet, dass das
Sondierungspapier den Vorrang des Politischen vor dem Militärischen
fordert", mutmaßt Berthold Keunecke, Co-Sprecher der Kampagne, und
erläutert: "Für alle Demokrat*innen muss das selbstverständlich sein.
Gefordert wäre ein Vorrang des Zivilen vor dem Militärischen. Aber da fehlt
der möglichen Koalition offensichtlich der Mut - das zeigen jedenfalls die
weiteren Aussagen."

Aus der Erfolglosigkeit von Auslandseinsätzen der Bundeswehr lernen


So sei es unverständlich, weshalb das Papier den Anti-IS-Einsatz der
Bundeswehr langfristig festschreiben will. "Terror lässt sich nicht mit
militärischen Mitteln bekämpfen, dies haben nicht zuletzt mehr als 15 Jahre
Afghanistan-Krieg hinlänglich bewiesen", urteilt Susanne Grabenhorst,
ebenfalls Co-Sprecherin der Kampagne. Zudem sei die völkerrechtliche
Legitimität des Syrieneinsatzes weiterhin nicht gegeben.

Bekämpfung von Fluchtursachen und Rüstungsexportpolitik


Begrüßenswert ist hingegen, dass das Papier die Notwendigkeit der
Bekämpfung von Fluchtursachen ausdrücklich thematisiert - schließlich trägt
die Bundesrepublik als starke Rüstungsexportnation Mitverantwortung für
Konflikteskalationen und die daraus resultierenden Fluchtbewegungen. Bei
den Aussagen zur Rüstungsexportpolitik bleibt das Papier jedoch wieder
halbherzig. So ist z.B. die Forderung, keine weiteren Rüstungsexporte in
Länder zu genehmigen, die am Jemen-Krieg beteiligt sind, eigentlich
selbstverständlich. Sie nimmt nur die aktuell geltenden Gesetze ernst. Es
sollte jedoch zusätzlich möglich sein, schon erteilte Genehmigungen
gegebenenfalls zu widerrufen.

Zivile Konfliktbearbeitung



Die Ankündigung, die Mittel für Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre
Hilfe und Zivile Krisenprävention deutlich aufzustocken, wird ausdrücklich
begrüßt. Es wäre jedoch wünschenswert, wenn sich diese Ankündigung im
Koalitionsvertrag auch in konkreten Zahlen jenseits der ODA-Quote von 0,7 %
ausdrücken würde. Außerdem ist mehr als verwunderlich, warum sich die
Ankündigung der Erhöhung für Zivile Konfliktbearbeitung ausgerechnet im
Unterkapitel "Bundeswehr" befindet. Eine Vermengung von
Verteidigungsausgaben mit Mitteln für Entwicklungszusammenarbeit und Zivile
Konfliktbearbeitung sei unbedingt abzulehnen, warnt Uli Wohland, weiterer
Co-Sprecher der Kampagne. Die dringend erforderliche Erneuerung der
Außenpolitik, wie sie von vielen SPD- Mitgliedern erwartet werde, könne nur
in einer echten Priorisierung des Zivilen vor dem Militärischen bestehen.

Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird von 25
Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung getragen,
darunter die IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der
Versöhnungsbund und pax christi.


Mehr Informationen über die Kampagne und die beteiligten
Trägerorganisationen:

www.macht-frieden.de


Die Kampagnenpetition "NEIN zum Bundeswehreinsatz in Syrien - JA zu
zivilen Lösungen!" ist hier online abrufbar:

https://www.friedenskooperative.de/petition/nein-zum-bundeswehreinsatz-in-syrien

Die Forderungen der Kampagne sowie konkrete Vorschläge für zivile
Lösungsansätze im Syrienkonflikt finden Sie unter:

http://www.macht-frieden.de/sites/default/files/inline-files/MACHT_FRIEDEN_Forderungspapier_Maerz_2017.pdf

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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MELDUNG/152: Agrarministerkonferenz und künftige Bundesregierung zu menschenrechtskonformer Klimapolitik aufgefordert


Fian - Pressemitteilung vom 15.01.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Klimagerechtigkeit: 

FIAN Deutschland fordert Agrarministerkonferenz und künftige
Bundesregierung zu menschenrechtskonformer Klimapolitik auf



Köln - Der weltweit voranschreitende Klimawandel bedroht die Rechte auf
angemessene Nahrung und Wasser vieler Menschen. Die durchschnittliche
Temperatur hat sich seit dem 19. Jahrhundert um knapp 1° Celsius erhöht und
steigt weiter an. Dies führt bereits jetzt zu Bodenerosion, Ernteausfällen
sowie dem Austrocknen und Versalzen von Wasserquellen. Zugleich trägt die
industrielle Landwirtschaft gemäß dem Weltklimarat mit knapp einem Viertel
der menschengemachten Treibhausgas-Emissionen stark zur Erderwärmung bei.
Hiervon betroffen sind am stärksten die Länder in Äquatornähe sowie
Bevölkerungsgruppen, die am wenigsten zum Klimawandel beitragen.

Die Menschenrechtsorganisation FIAN fordert die am 20. Januar in Berlin
tagende Agrarministerkonferenz auf, weltweit die Agrarpolitik so zu
gestalten, dass die Landwirtschaft den Klimawandel nicht weiter befeuert.
FIAN fordert zudem die strikte Einhaltung der deutschen Klimaziele und wird
in diesem Jahr einen Schwerpunkt auf das Thema "Klimagerechtigkeit" legen.

"Die Erderwärmung führt für viele Menschen im Globalen Süden bereits jetzt
zu Hunger und Wasserknappheit. Wenn Staaten angesichts dieser Katastrophe
nicht alle erdenklichen Maßnahmen vornehmen, verletzen sie die
Menschenrechte auf angemessene Nahrung und Wasser der Betroffenen",
bewertet FIAN-Referentin Gertrud Falk die Folgen staatlicher Versäumnisse
aus menschenrechtlicher Sicht. "Insbesondere Industriestaaten wie
Deutschland sind menschenrechtlich verpflichtet, Maßnahmen zum Klimaschutz
und zur Anpassung an den Klimawandel zu ergreifen. Denn sie tragen durch
ihre hohen Treibhausgas-Emissionen maßgeblich zum weltweiten Klimawandel
bei", so Falk.

Gemäß dem Thünen-Institut hat die Landwirtschaft in Deutschland im Jahr
2015 Treibhausgase in Höhe von 67 Millionen Tonnen CO2 ausgestoßen. Dies
sind zwar nur 7,4% der deutschen Emissionen. Unter anderem durch
Futtermittelimporte trägt die deutsche Landwirtschaft aber zusätzlich zu
Treibhausgas-Emissionen in anderen Ländern bei. Deutschland hat sich im
nationalen Klimaschutzplan verpflichtet, die Treibhausgas-Emissionen der
Landwirtschaft bis zum Jahr 2030 um 31 bis 34 Prozent gegenüber dem
Referenzjahr 1990 zu verringern. Dieses Ziel ist gemäß dem Thünen-Institut
zwar zur Hälfte erreicht, allerdings weniger aufgrund von
Klimaschutzmaßnahmen, sondern aufgrund der Verringerung der Tierhaltung in
Ostdeutschland Anfang der 1990er Jahre.

FIAN appelliert an die Agrarministerkonferenz, die Weichen auf eine
Ressourcen schonende und menschenrechtskonforme Landwirtschaft zu stellen.
"Agrarökologische Ansätze müssen gefördert werden. Monokulturen und
Massentierhaltung dürfen dagegen nicht länger unterstützt werden", bringt
es Falk auf den Punkt. Im Rahmen des Jahresthemas "Klimaschutz braucht
Menschenrechte" wird sich FIAN 2018 intensiv für Klimagerechtigkeit
einsetzen.


Weitere Informationen:

www.fian.de/themen/jahresthema-klimagerechtigkeit

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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TAGUNG/075: Uni Halle - "Bürgerpartizipation - neu gedacht" am 19.01.2018


idw - Pressemitteilung: Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Vom Bürgerhaushalt bis hin zum Planungsrecht: 

Tagung zur Bürgerbeteiligung an der Uni Halle



Die Möglichkeiten, die Bevölkerung aktiv in kommunale und politische
Entscheidungsprozesse einzubeziehen, sind vielfältig. Einen Überblick
über aktuelle Entwicklungen der Bürgerbeteiligung gibt eine Tagung,
die am Freitag, 19. Januar, im Melanchthonianum der Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg (MLU) am Universitätsplatz stattfindet.
Organisiert wird die Veranstaltung vom Juristischen Bereich der MLU in
Kooperation mit der der Forschungsplattform Entria der Universität
Hannover.

In den vergangenen Jahren hat die aktive Beteiligung von Bürgern bei
politischen Prozessen an Bedeutung gewonnen: "Während in weiten Teilen
der Gesellschaft das parteipolitische Engagement abnimmt, engagieren
sich immer mehr Bürgerinnen und Bürger in thematisch eng gefassten
Bereichen, wenn es etwa um den kommunalen Haushalt, Schulschließungen
oder die Frage nach dem Standort von atomaren Endlagern geht", sagt
der Jurist Prof. Dr. Winfried Kluth von der MLU. Auch im Zusammenhang
mit umstrittenen Großprojekten oder der Frage, wie öffentliche
Infrastrukturen erhalten werden können, werde der Ruf nach einer
effektiveren Bürgerbeteiligung laut, so der Jurist. "Um diesen
Entwicklungen gerecht zu werden, bedarf es neuer Formen der
Bürgerbeteiligung", sagt Kluth.

Diesem Trend widmet sich die Tagung, die von den Mitarbeitern der
wissenschaftlichen Einrichtung für Genossenschafts- und
Kooperationsforschung der MLU ausgerichtet wird. Sie ist in zwei
thematische Stränge aufgeteilt: Im ersten Teil werden die
grundlegenden Möglichkeiten der Bürgerpartizipation aus rechts- und
politikwissenschaftlicher vorgestellt. Dazu gehören etwa Fragen des
Partizipationsrechts. Der zweite Teil der Tagung widmet sich konkreten
Fallbeispielen, zum Beispiel aus dem Bereich des
Genossenschaftswesens, dem Planungsrecht und der Suche nach
Endlagerstätten. Die Veranstaltung soll dazu dienen, lokalen und
kommunalen Entscheidungsträgern einen aktuellen Überblick über die
verschiedenen Formate der Bürgerbeteiligung zu geben. Gefördert wird
sie von der Genossenschaftsstiftung in Frankfurt.

Tagung: Bürgerpartizipation - neu gedacht

Freitag, 19. Januar, 10 bis 16 Uhr

Hörsaal XV, Melanchthonianum

06108 Halle (Saale)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Tom Leonhardt, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/801: Kiel - PeterLicht, 20. Liliencron-Dozentur 2018 vom 29. bis 31. Januar


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

20. Liliencron-Dozentur 2018: PeterLicht



Lesung, Vorlesung und ein Gesprächsabend - das ist das Programm der
Kieler Liliencron-Dozentur, die das Institut für Neuere Deutsche
Literatur und Medien der CAU und das Literaturhaus seit 1997
durchführen. Der diesjährige Liliencron-Dozent PeterLicht singt das
Lob der Realität. Seit fast zwanzig Jahren verbindet der in Köln
lebende Musiker und Autor Schreibweisen der Popkultur mit
gesellschafts- wie kapitalismuskritischen Elementen. Sein OEuvre
umfasst dabei Bearbeitungen klassischer Dramentexte (z.B. Molières
»Der Geizige«, 2014) wie eingängige Popsongs (z.B. »Sonnendeck«,
2001), Gedichte, Kurzessays, Zeichnungen wie eine Kolumne in der
Süddeutschen Zeitung. 2007 wurde PeterLicht in Klagenfurt mit dem
3-Sat-Publikumspreis ausgezeichnet; 2014 mit seinem Stück »Der
Menschenfeind« auf die Biennale in Venedig eingeladen.

Termine:

Eröffnungslesung zur 20. Liliencron-Dozentur 

Literaturhaus, Montag, 29.01.2018, 19 Uhr, Eintritt: 8,- / 5,- Euro

Dass den Texten mit herkömmlichen Gattungsbegriffen nicht beizukommen
ist, dass eigentlich alle Literatur von PeterLicht dem Gedichthaften
zustrebt, wird der vielfach ausgezeichnete Autor und Musiker in einer
Werklesung im Literaturhaus unter Beweis stellen.

"Wunder des Alltags" - Öffentliche Poetikvorlesung von PeterLicht

Hans-Heinrich-Driftmann-Hörsaal (Olshausenstraße 75, Kiel), Dienstag,
30.01.2018, 18 Uhr, Eintritt frei

Das Publikum hat nach dem Poetikvortrag des vielfach ausgezeichneten
Autors die Gelegenheit, sich mit PeterLicht über das Gehörte und auch
Weitergehendes in einer Diskussion auszutauschen.

"Poetische Konturen" - Eröffnung der Sonderausstellung zu 20 Jahren
Kieler Liliencron-Dozentur mit einem Podiumsgespräch

Literaturhaus, Mittwoch, 31.01.2018, 19 Uhr, Eintritt frei (Anmeldung erbeten)

Der Mittwochabend steht ganz im Zeichen des 20. Jubiläums der
Liliencron-Poetik-Dozentur. Im Literaturhaus wird mit einem Festakt
die von Studierenden des Studiengangs "Gegenwartsliteratur und
Literaturvermittlung" der CAU erarbeitete Sonderausstellung "Poetische
Konturen" eröffnet und der zugehörige Katalog präsentiert. Auf der
Bühne tauschen sich die ehemaligen Liliencron-Dozenten Doris Runge,
Dirk von Petersdorff und Arne Rautenberg über ihre Erinnerungen und
Erfahrungen aus. Es moderiert Ole Petras (Institut für NDL der CAU
Kiel).

Ausstellungsdauer bis 08.03.2018

Eintritt frei

Öffnungszeiten: Mo-Do 10-13 Uhr, Di-Do 14-16 Uhr

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Institut für Neuere Deutsche
Literatur und Medien CAU Kiel

Mit freundlicher Unterstützung durch den Freundeskreis Literaturhaus
SH und die Brunswiker Stiftung

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/5920: Braunschweig - Axel Klingenberg liest aus "Die Wahrheit über Niedersachsen", 20.1.


Autor Axel Klingenberg liest aus: "Die Wahrheit über Niedersachsen"



Braunschweig. In der Reihe "Kultur vor Ort" liest Axel Klingenberg am
Samstag, 20. Januar, um 19 Uhr, in der Pfarrscheune Ölper,
Kirchbergstraße 2, aus seinem Buch "Die Wahrheit über Niedersachsen".
Veranstalter ist die Abteilung Literatur und Musik im Fachbereich
Kultur der Stadt Braunschweig im Rahmen der Reihe Kultur vor Ort. Der
Eintrittspreis beträgt fünf Euro bei vorheriger Reservierung unter der
Telefonnummer 470-4862. Restkarten zum Preis von sieben Euro, ermäßigt
fünf Euro gibt es an der Abendkasse.

Der gebürtige Niedersachse Axel Klingenberg ging auf Erkundungstour
und schrieb ein Buch, das 2016 im Verlag Andreas Reiffer erschienen
ist. Während der Lesung erfahren die Zuhörerinnen und Zuhörer, warum
es Niedersachsen eigentlich gar nicht gibt - beziehungsweise warum man
vor einigen Jahrzehnten auf die Idee kam, Ostfriesland, Oldenburg,
Schaumburg-Lippe, Hannover und Braunschweig in einem Bundesland
zusammenzufassen.

Er erklärt, was das Ganze mit der Schlacht im Teutoburger Wald und
einem Massenmord in Verden zu tun hat. Axel Klingenberg besucht in
Varel die kleinste Kneipe der Welt, singt das Matjeslied in Sande,
erklimmt den Baumwipfelpfad in Bad Harzburg, verirrt sich in der
Lüneburger Heide, begibt sich auf ein Himmelfahrtskommando in
Nordenham, nimmt an einem konspirativen Treffen zwischen Fans von
Hannover 96 und Eintracht Braunschweig teil. Schließlich erkundet er
auch die blutigen Spuren Fritz Haarmanns. Am Ende wagt er sogar einen
"riskanten Selbstversuch" und testet die niedersächsische Küche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757
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LESUNG/5919: Kiel - "Texte unter der Lupe" - öffentliche Lesung am 25.1.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein - Junges Literaturhaus

"Texte unter der Lupe" - öffentliche Lesung, Hansa48 (Hansastraße
48, Kiel)

Donnerstag, 25.01.2018, 20 Uhr, Eintritt frei



Das Junge Literaturhaus führt seit vielen Jahren Textwerkstätten
durch, in denen Jugendliche ab 14 Jahren und junge Erwachsene ihre
selbstverfassten Texte "unter die Lupe" nehmen können. Dabei erhalten
sie professionelle Anleitung und Unterstützung beim Schreiben durch
kompetente Kursleiter: Im aktuellen Turnus leitete mit großem Erfolg
der in Kiel lebende Autor und Lehrer Christopher Ecker die Werkstatt.
Bevor "Texte unter der Lupe" in diesem Jahr am 15.02. in die nächste
Runde geht, stellen einige der jungen AutorInnen Auszüge aus ihrem
Schaffen vor, das sich zu großem Teil in einer der vergangenen
Textwerkstätten des Jungen Literaturhauses entwickelt hat.

Informationen und Anmeldung zu den Veranstaltungen des Jungen
Literaturhauses unter T 0431/5796841 oder junges@literaturhaus-sh.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42
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veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8157: Und morgen, den 16. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.01.2018 bis zum 17.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8157 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Draußen das Wetter,

es soll draußen bleiben.

Jean findet 's netter,

in Träumen zu treiben.
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FUNDSTÄTTEN/109: Schweizer Archäologe entdeckt das älteste Grab eines Skythenfürsten (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF - 11.01.2018

Schweizer Archäologe entdeckt das älteste Grab eines Skythenfürsten



Tief in einem Sumpf in der russischen Republik Tuwa hat der vom
Schweizerischen Nationalfonds geförderte Archäologe Gino Caspari einen
ungestörten skythischen Grabhügel entdeckt. Alles deutet darauf hin, dass
es nicht nur das grösste, sondern auch das früheste skythische Fürstengrab
Südsibiriens ist - und möglicherweise hervorragend konservierte Schätze
birgt.

Den bislang wichtigsten Fund seiner Karriere machte Gino Caspari nicht mit
der Schaufel, sondern am Rechner. Auf dem Computerbildschirm entdeckte der
vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) geförderte Archäologe auf
hochaufgelösten Satellitenbildern vom Tal des Flusses Uyuk (Sibirien) eine
kreisrunde Struktur. Eine erste Probegrabung des Wissenschaftlers der
Universität Bern zusammen mit der Russischen Akademie der Wissenschaften
und dem Eremitage Museum in diesem Sommer bestätigte seine Vermutung: Es
handelt sich um einen so genannten Kurgan, ein skythisches Fürstengrab.

Blick auf die Anfänge

Mit seinem schweizerisch-russischen Team konnte er nachweisen, dass der
Tunnug 1 oder auch Arschan 0 genannte Hügel in seinem Aufbau dem nur zehn
Kilometer weiter nordöstlich gelegenen Kurgan Arschan 1 gleicht, der in
den 1970er Jahren ausgegraben wurde. Arschan 1 gilt bislang als das
früheste skythische Fürstengrab der Region, die wegen der Häufung von
Kurganen auch das "sibirische Tal der Könige" genannt wird. Die frühesten
Fürstengräber bestehen aus einer Steinpackung, in der kreisförmig Kammern
angeordnet sind. Die Wände der Kammern sind aus Lärchenstämmen gezimmert.
Zu den typisch skythischen Grabbeigaben zählen Waffen, Pferdegeschirr und
Schmuck im so genannten Tierstil.

Holzbalken, die Caspari bei den Probegrabungen fand, datieren in das
9. Jahrhundert vor Christus. Damit sind sie älter als die Arschan 1, der
um die Wende vom 9. zum 8. Jahrhundert entstand. "Wir haben hier eine
riesige Chance", sagt Caspari erfreut über die Ergebnisse der
Probegrabung. Diese sind in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift
Archaeological Research in Asia veröffentlicht (*).

"Seit den 1970er Jahren haben sich die archäologischen Methoden enorm
verfeinert. Wir haben heute ganz andere Möglichkeiten, das Material zu
untersuchen und damit mehr über den Übergang von der späten Bronzezeit zur
Eisenzeit zu lernen", sagt der vom SNF geförderte Forscher. Der Blick auf
die prähistorische Zeit werde durch Genetik, Isotopenanalyse, den
geophysikalischen Methoden, aber auch im Bereich der geographischen
Informationssysteme und der Fernerkundung radikal verändert.

Ein Schutzpanzer aus Eis

Der Grabhügel Arschan 0 liegt unzugänglich im Sumpf, was den Zugang auch
für Grabräuber erschwert. "Der Kurgan liegt fünf beschwerliche Stunden mit
dem Geländefahrzeug von der nächsten Siedlung entfernt", sagt Caspari.
Möglicherweise ist er ungestört und birgt ähnliche Schätze wie Arschan 2.
Ein deutsches Archäologenteam entdeckte in Arschan 2 zwischen 2001 und
2004 eine ungestörte Grabkammer mit der reichsten Bestattung, die je in
der eurasischen Steppe gefunden wurde. Den zwei Toten in der Hauptkammer
hatte man über tausend Goldobjekte mit ins Grab gegeben, dazu prunkvoll
verzierte Waffen, Gefässe und Pferde mitsamt kostbarer Geschirre. Allein
der Halsreif des Skythenfürsten aus Arschan 2 wiegt zwei Kilogramm und ist
aus massivem Gold. Doch die Bestattung datiert in das 7. Jahrhundert vor
Christus und damit bereits weit in die Eisenzeit.

Auch die klimatischen Besonderheiten des sibirischen Bodens lassen Caspari
hoffen. Der Permafrost beginnt im Uyuk-Tal meist erst einige Meter unter
der Oberfläche. Alles, was darüber liegt, taut im Sommer auf, organisches
Material verrottet. Unter der dichten Steinpackung der Kurgane aber können
die Sonnenstrahlen den Boden nicht auftauen. "Selten entsteht direkt unter
den Kurganen eine Eislinse", erklärt Caspari. Das Eis verhindert den
Zerfall der organischen Stoffe und konserviert empfindliches Material. Der
Ausgräber rechnet im Rahmen des Grabungsprojektes auf weitere Funde: "Wenn
wir Glück haben, finden wir unter den Steinen vielleicht sogar gut
erhaltene Holzschnitzereien, Teppiche oder eine Eismumie."


(*) G. Caspari et. Al:

Tunnug 1 (Arzhan 0) - an early Scythian kurgan in Tuva Republic, Russia. 

Archaeological Research in Asia (2017).

DOI: 10.1016/j.ara.2017.11.001. Open Access.

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2352226717300600?via%3Dihub


Weitere Informationen unter:

http://p3.snf.ch/project-168315 

- SNF Projekt "Zwischen Tianshan und Altai - Landschaftsarchäologie im
Dschungarischen Becken" in der SNF Forschungsdatenbank P3'

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien -, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/403: Iran-Report Nr. 1 - Januar 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 1 - Januar 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Abschluss des
Atomabkommens und der Aufhebung der Sanktionen erwartet das Volk
einen wirtschaftlichen Aufschwung, die Öffnung nach außen und vor
allem auch eine Liberalisierung der theokratischen Staatsordnung.
Doch über den neuen Kurs, auch über die Rolle Irans in der Region,
ist sich die Staatsführung nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon
seit geraumer Zeit zwischen Konservativen und Reformern tobt,
ausgehen wird, ist ungewiss.

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Landesweite Proteste in Iran

• Revolutionsgarden wollen sich um Ordnung und Sicherheit der Städte kümmern 

• Justizsprecher: Bestehende Gesetze lassen öffentliche Prozesse nicht zu 

• Juden nach Zerstörung einer Synagoge in Schiras besorgt 

• Umstrittenes Gesetz zum Schutz von Frauen 

• Ringer musste auf Befehl verlieren 

• Fußballfans baten russische Moderatorin, sich nicht sexy zu kleiden 

• Genmanipulierte Produkte - eine neue Gefahr für die Umwelt? 

• Mehr als die Hälfte der Aids-Kranken sind unter 35 Jahre alt 

• Angehörigen religiöser Minderheiten ist Mitarbeit in Stadträten nicht erlaubt


LANDESWEITE PROTESTE IN IRAN

Seit Ende Dezember protestieren in Iran tausende Menschen auf den
Straßen. Begonnen haben die Proteste in Maschad, der zweitgrößten
Stadt des Landes und Hochburg der Konservativen und Hardliner. Sie
richteten sich gegen die katastrophale Lage der Wirtschaft, gegen die
hohe Arbeitslosigkeit, die himmelschreiende Korruption, den
drastischen Anstieg der Preise, vor allem bei Grundnahrungsmitteln,
und die von der Regierung angekündigte Erhöhung des Benzinpreises. In
zahlreichen Fabriken haben die Werktätigen schon seit Monaten keinen
Lohn mehr bekommen. Die weit verbreitete Armut hat sogar Teile der
Mittelschicht erreicht.

Die Regierung von Präsident Hassan Rohani hatte alle Karten auf das
Atomabkommen gesetzt. Sie hatte die Hoffnung, dadurch die Aufhebung
der Sanktionen und einen Aufschwung der Wirtschaft erreichen zu
können. Doch das Abkommen hat bisher für normale Bürgerinnen und
Bürger keine spürbare Besserung gebracht. Ein Grund hierfür ist, dass
die USA Banken und Großunternehmen daran hindern, mit Iran Geschäfte
zu machen, beziehungsweise in dem Land zu investieren. Seit der
Regierungsübernahme durch Präsident Donald Trump ist der Druck
seitens der USA auf Iran erheblich gestärkt worden. Aber nicht nur
der Druck aus den USA ist die Ursache des wirtschaftlichen
Misserfolgs. Auch Misswirtschaft, Korruption, eine marode Verwaltung,
die dringend reformiert werden müsste und die Willkür der Machthaber
verhindern einen für die Bevölkerung spürbaren wirtschaftlichen
Aufschwung.

Zwar ist es der Regierung Rohani gelungen, die Inflation zum ersten
Mal nach einem Vierteljahrhundert auf eine einstellige Zahl zu
senken. Sie liegt zurzeit bei etwa neun Prozent. Auch das
Bruttosozialprodukt stieg im vergangenen Jahr auf 12,5 Prozent. Dies
ist fast ausschließlich auf den Ölexport zurückzuführen. Aber die
Früchte dieser geringen Erfolge bleiben bei den Reichen, die Massen
gehen leer aus.

Die Proteste breiteten sich blitzartig auf zahlreiche Städte Irans
aus. Und sie bekamen zunehmend einen politischen Charakter. Bald
wurden die vom System gezogenen roten Linien überschritten. Selbst
der sonst unantastbare Revolutionsführer Ali Chamenei blieb von der
Wut der Protestierenden nicht verschont. "Nieder mit Chamenei",
"nieder mit der Islamischen Republik" skandierten die Demonstranten.
"Das Volk bettelt, der Führer spielt die Rolle Gottes", riefen sie.
Auch die Rolle Irans in der Region, in Syrien, Libanon, Irak, Jemen
und Palästina wurde scharf kritisiert. "Weder Gaza noch Libanon, mein
Leben opfere ich für Iran", wurde auf Kundgebungen gerufen. Die
prekäre Situation in der gesamten Region könnte möglicherweise zu
einer militärischen Auseinandersetzung zwischen Iran, den arabischen
Staaten und Israel mit den USA im Hintergrund führen.

Zwar sind die Proteste und die Wucht der Kritik gegen den Staat
angesichts der wirtschaftlichen Lage nachvollziehbar. Dennoch hat die
Rebellion, die sich so rasch landesweit verbreitete, selbst die
besten Kenner des Landes überrascht. Es sind die größten Proteste
seit 2009. Damals ging es um die umstrittene Wiederwahl des damaligen
Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad. Diese Proteste, die nach einem
Wahlkampf erfolgten, waren rein politisch, sie waren organisiert,
hatten eine Führung sowie bestimmte und klare Forderungen.
Demgegenüber bleibt es bei den gegenwärtigen Unruhen im Dunkeln,
welche Kräfte dahinterstecken, wer sie organisiert hat und wohin die
Proteste führen werden. Der Kampf um die Deutungshoheit ist im vollem
Gange.

Bereits am zweiten Tag warf Vizepräsident Eshagh Dschahangiri den
Hardlinern vor, die Proteste organisiert zu haben. Ziel sei es
Rohanis Reformkurs zu torpedieren. "Der Rauch des Feuers, das ihr
geschürt habt, wird in eure Augen dringen", sagte er.
"Wirtschaftliche Probleme sind für manche zum Vorwand geworden, die
hinter den Kulissen Pläne gegen die Regierung schmieden. Wenn sich
die Politik auf den Straßen in Bewegung setzt, werden jene, die auf
sie gesetzt haben nicht mehr bestimmen, wann sie zum Stillstand
kommt", so Dschahangiri.

Tatsächlich war es auffallend, dass die Erzkonservativen, die in
Maschad das Sagen haben, zunächst die wirtschaftlichen Forderungen
der Demonstranten und ihre Kritik an der Regierung unterstützt haben.
Selbst als die Proteste politisch wurden, warnten sie nur davor, dass
mögliche Feinde der Islamischen Republik die "berechtigten
Forderungen" des Volkes in eine falsche Richtung lenken könnten. Es
ist also denkbar, dass die Hardliner, die schon seit Jahren nichts
unterlassen, um Rohanis Regierung zu schwächen, unterstützt von den
mächtigen Revolutionsgarden, die Proteste im Hintergrund initiiert
haben und diese dann außer Kontrolle geraten sind. Gerüchte, die seit
geraumer Zeit im Umlauf sind, sprechen gar von einem möglichen
Staatsstreich der Revolutionsgarden. Diese sind nicht nur
militärisch, sondern auch wirtschaftlich und politisch die wichtigste
Kraft im Land. Sie bilden einen Staat im Staat.

Möglich ist aber auch, dass sowohl die Hardliner als auch die
Reformer von den Unruhen überrascht wurden. Dafür spricht der relativ
sanfte Umgang mit den Rebellierenden während der ersten Tage.
Wortführer beider Seiten äußerten Verständnis für die Nöte der
Menschen, versuchten aber zugleich den politischen Schaden
einzugrenzen. Allerdings wurde der Zugang zu den sozialen Netzwerken
stark eingeschränkt. "Probleme mit Gewalt und Terror zu lösen, ist
keine Option (...) - das können und werden wir nicht mehr dulden",
warnte Innenminister Rahmani Fazli.

Dass die ausländischen Mächte, die Proteste unterstützen und darauf
Einfluss zu nehmen versuchen, ist naheliegend. US-Präsident Donald
Trump erklärte, die Menschen im Iran wollten nicht mehr hinnehmen,
dass "ihr Geld und ihr Wohlstand zugunsten von Terrorismus gestohlen
und vergeudet wird." Und das US-Außenministerium forderte alle Länder
dazu auf, die Rebellion im Iran zu unterstützen. Israels
Geheimdienstminister Yisrael Katz wünschte den Demonstranten viel
Erfolg. Auch aus Saudi-Arabien und anderen arabischen Staaten kamen
ermunternde Zusprüche für die Aufständischen.

Präsident Rohani, der sich erst am 31. Dezember zu den Vorgängen
äußerte, warnte vor gewaltsamen Aktionen und forderte gleichzeitig
"Raum für Politik". "Das ist das Recht des Volkes", sagte er. "Wir
sind ein freies Land und daher haben die Menschen auch ein Recht auf
Meinungsfreiheit." Er fügte aber hinzu: "Kritik ist etwas anders als
Verbreitung von Gewalt und Zerstörung öffentlicher Güter." Er machte
gleichzeitig deutlich, dass seiner Regierung die Hände gebunden seien
und sie nicht die Macht habe, ihre Reformpläne durchzusetzen. Ihm und
seiner Regierung würden ständig Steine in den Weg gelegt. Damit
meinte er vor allem die Justiz, aber auch den Revolutionsführer
Chamenei.

"Wir haben eure Probleme gehört", sagte Rohani an die Demonstranten
gerichtet. Er betonte, dass bei den Demonstrationen nicht allein die
Regierung und ihre Wirtschaftspolitik Ziel der Kritik gewesen seien.
Auch die Justiz und das gesamte System seien kritisiert worden. Viele
hätten die "Intransparenz" beklagt. Zu den Äußerungen Trumps sagte
Rohani: "Dieser Herr in den USA, der sich jetzt besorgt um das
iranische Volk zeigt, hat vor kurzem das gleiche Volk als
"Terroristen" bezeichnet. Jemand, "von Kopf bis Fuß" gegen Iran sei,
sollte nun nicht den Besorgten vorheucheln." Auffallend spät nahm
Revolutionsführer Ali Chamenei zu den Protesten Stellung. Er machte
das Ausland für die Unruhen verantwortlich. "In den vergangenen Tagen
haben Feinde Irans unterschiedliche Mittel wie Geld, Waffen, Politik
und Geheimdienste eingesetzt, um für Unruhe in der Islamischen
Republik zu sorgen", sagte er am 2. Januar. Namen der "Feinde" nannte
Chamenei nicht.

Die Proteste, an denen zunächst vorwiegend Angehörige unterer
Schichten und Jugendliche Teilnahme, waren ein Schrei, die Wut von
Benachteiligten und Unterdrückten, eine ernste Warnung an die
Herrschenden.

Das Regime reagiert auf die Proteste einerseits mit zunehmender
Gewalt. 21 Personen kamen bisher bei den Auseinandersetzungen ums
Leben, darunter auch ein Polizist und ein Mitglied der
Basidsch-Miliz. Fast 2.000 Demonstrationen befinden sich inzwischen
im Gefängnis. Die Justiz drohte bereits mit harten Strafen. Der
Zugang zu den sozialen Netzwerken, über die sich die Protestierenden
verständigen und organisieren können, ist kaum noch möglich.

Andererseits versucht das Regime, seine Macht durch
Gegendemonstrationen zur Schau zu stellen. So fanden an mehreren
aufeinander folgenden Tagen in Teheran und einigen anderen Städten
staatlich verordnete Kundgebungen statt, an denen Zehntausende
teilnahmen. "Nieder mit den USA", "Nieder mit Israel", Nieder mit
Saudi-Arabien", skandierten die Teilnehmer. Sie bekundeten ihre
Unterstützung für Revolutionsführer Ali Chamenei, verurteilten die
Ausschreitungen und die "vom Ausland gesteuerten Unruhestifter".
Diese Massenkundgebungen seien "ein harter Schlag ins Gesicht der
ausländischen Feinde der Islamischen Republik und deren einheimische
Lakaien gewesen", schrieb die staatliche Agentur Irna.

Auch auf Seiten der Reformer wurden Stimmen laut, die die Proteste
der vorangegangenen Tage verurteilten. Der Bekannte Journalist Abbas
Abdi, einer der Strategen der Reformbewegung, beklagte die
"Passivität" gegenüber den Rebellierenden und forderte "hartes
Vorgehen gegen Unruhestifter". "Hinter den Protesten stecken
reaktionäre arabische Staaten, die Rache üben und Iran in eine Lage,
ähnlich wie die im Irak, in Libyen und Syrien drängen wollen." Abdi
warnte davor, die Gefahr zu unterschätzen.

Der Oberbefehlshaber der Revolutionsgarde Mohammad Ali Dschafari
beschuldigte den früheren Staatspräsidenten Mahmud Ahmadinedschad, zu
den Protesten aufgerufen zu haben. Er nannte ihn nicht beim Namen.
"Ein früherer Verantwortlicher, der in letzter Zeit sich gegen die
Grundwerte des islamischen Staates geäußert hat", habe über eine ihm
nahestehende Webseite zu Protesten aufgerufen, sagte der General.
"Wir sind dabei, den Fall zu untersuchen. "Sollten sich die Berichte
bestätigen, werden wir gebührliche Maßnahmen gegen die Person
treffen."

Ahmadinedschad hatte in den letzten Wochen harte Kritik vor allem
gegen die Justiz geübt. Er hatte auch indirekt Chamenei angegriffen.
"Wenn jemand vom Volk nicht akzeptiert wird, muss er gehen,
gleichgültig welche Position er innehat", sagte der Ex-Präsident.

Unterdessen forderten die USA eine "Dringlichkeitssitzung" des
UN-Sicherheitsrats und des UN-Menschenrechtsrates zum Thema Iran.
UN-Generalsekretär Antonio Guterres zeigte sich bestürzt über die
Gewalt in Iran.


WARUM DIE PROTESTE?

Bei unserem Redaktionsschluss, am 11. Tag der Unruhen, wurden die
Proteste in einigen Städten sporadisch fortgeführt. Sie konnten zwar
bisher nicht zum einem Machtwechsel führen - und dies scheint zum
jetzigen Zeitpunkt auch unwahrscheinlich - haben aber die längst
bestehende Spaltung im System der Islamischen Republik spürbar
vertieft. Während die Hardliner und Konservativen fordern, mit harter
Faust gegen die Demonstranten vorzugehen, zeigen sich die Reformer
und Gemäßigten um das Schicksal der Gefangenen besorgt. Während die
Hardliner die Proteste als von außen gesteuert und die Demonstranten
als deren Lakaien bezeichnen, äußern Reformer Verständnis für die
Anliegen der Protestierenden. Sie haben durchgesetzt, dass sich eine
nicht öffentliche Sitzung des Parlaments mit den Protesten und deren
Hintergründe beschäftigt. Man könne nicht alle Schuld dem Ausland in
die Schuhe schieben, sagte Präsident Hassan Rohani. Es gebe
berechtigte Forderungen, nicht nur wirtschaftliche, sondern auch
politische und solche, die das gesamte System der Islamischen
Republik betreffen.

Der Chef der Teheraner Justiz, Gholamhossein Esmaili, sprach von
ersten Ermittlungen gegen "Aufrührer und Unruhstifter. "Wir werden
gegen Personen, denen "Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit"
nachgewiesen werde, rasch und entschieden vorgehen", sagte er.

Noch am 4. Januar hatte Armeechef General Abdurahim Mussawi mit dem
Einsatz des Militärs gegen "Randalierer" gedroht. "Der große Satan
(die USA), die Zionisten und ihr neuer Wasserträger (Saudi-Arabien)
wollten dem Iran schaden ... falls es notwendig gewesen wäre, hätte
sich auch die Armee an dem Kampf gegen die vom Teufel verführten
beteiligt", sagte der General.

Generalstaatsanwalt Mohammad Dschafar Montaseri sprach von einem
amerikanisch-israelisch-saudischen Plan, Unruhen im Iran zu
initiieren und zu koordinieren. Ein Agent der CIA habe die Mission
"Erfolgreiche Annäherung" geleitet. Dem Plan gemäß sollte zunächst
gegen die Teuerung der Preise demonstriert werden, darauf sollten
politische Proteste folgen, die schließlich in einen Volksaufstand
münden. Die Saudis hätten die Mission finanziert und Israels
Sicherheitsdienst sie unterstützt.

Am Freitag den 05.01.2018 forderte der erzkonservative
Freitagsprediger Ahmad Chatami ein erbarmungsloses Vorgehen gegen
Rebellierende. Er bezeichnete diese als "Feinde des Islams und
Irans". Chatami, der zu den schärfsten Gegnern von Präsident Rohani
gehört, warf der Regierung vor, das Internet und die sozialen
Netzwerke nicht ausreichend kontrolliert zu haben. Das Internet sei
der Weg, den die Feinde beschritten, um Einfluss zu nehmen. "Wenn ihr
eurem Feind erlaubt, in euer Haus zu kommen, geht ihr zugrunde" sagte
Chatami. "Man sagt das Internet ist zu einem Feld geworden, auf dem
der Glaube, die Moral und unsere Jugend geschlachtet werden. Lasst es
nicht zu!"

Im Gegensatz zu den Hardlinern versuchen die Reformer und Gemäßigten
die Lage zu beschwichtigen. Hamid Abutalebi, ein enger Berater von
Präsident Rohani, reagierte auf die Äußerungen Chatamis. Es sei nicht
fair, alle Schuld der Regierung in die Schuhe zu schieben. Er warnte
die Justiz, Demonstranten hinrichten zu lassen. "Einige Dinge kann
man dann nicht mehr reparieren", sagte er.

Die Reformfraktion im Parlament forderte Rechtsbeistand für
verhaftete Demonstranten. "Es ist unsere legislative Pflicht, den
Verhafteten, besonders den Studenten, einen angemessenen
Rechtsbeistand zu beschaffen", sagte die Abgeordnete Fatemeh Saidi.
Hierum solle sich die von den Reformern durchgesetzte Sondersitzung
des Parlaments kümmern.

Der Abgeordnete Mahmud Sadeghi sagte laut Irna, unter den 90
verhafteten Studenten wären zehn, über die es keine Information gebe.
Es sei nicht bekannt, von welcher Behörde sie verhaftet worden seien
und an welchen Orten sie sich befänden. Er zeigte sich besorgt
darüber, dass die Justiz zu hart gegen die Inhaftierten vorgehen
könnte. Der Vizerektor der Teheraner Universität, Majid Sarsangi,
sagte der Presse, einige festgenommenen Studenten seien wieder frei.
Das Innenministerium gab bekannt, dass 90 Prozent der Verhafteten
unter 30 Jahre seien. Jugendliche unter 20 sollen aus der Haft
entlassen werden.

Der Zeitpunkt für die landesweiten Proteste kam überraschend. Es gab
keinen aktuellen Anlass und keine Organisation, die dazu aufgerufen
hat. Auch fehlte ein einheitlicher, konkreter Forderungskatalog.
Beklagt werden in erster Linie die, für die unteren
Bevölkerungsschichten unerträgliche, wirtschaftliche Lage, aber, wie
erwähnt, zunehmend ebenfalls die politischen Verhältnisse. Die
Teilnehmenden sind auf der einen Seite einfache Bürgerinnen und
Bürger, auf der anderen Seite Aktivisten aus ganz unterschiedlichen
politischen Lagern, die kaum miteinander in Einklang gebracht werden
können. Alle Parteien versuchen, der Rebellion ihren Stempel
aufzudrücken.

Damit ist es kaum denkbar, dass die Rebellion zu einem Macht- oder
gar einem Regimewechsel in Iran führt. Sicher ist dahingegen, dass
sie den schon seit Jahren andauernden Machtkampf zwischen den
Hardlinern und Konservativen und Reformern und Gemäßigten erheblich
verschärfen wird. Die Islamische Republik steht seit geraumer Zeit an
einem Scheideweg. Während Präsident Rohani eine Öffnung nach außen
und, mit Einschränkungen, auch nach innen anstrebt, wollen die
Rechten und Hardliner, wie sie sagen, an den Errungenschaften der
Revolution festhalten. Sie befürchten, dass jeder Einfluss von außen,
insbesondere der kulturelle Einfluss des Westens, den islamischen
Staat unterhöhlen und früher oder später zu einem Regimewechsel
führen könnte.

Bei diesem Machtkampf haben die Rechten weit mehr Hebel als die
Reformer in der Hand. Die Justiz, der Wächterrat, die
Revolutionsgarde, das Militär, die Geheimdienste und auch die größten
Wirtschaftsunternehmen stehen zur ihrer Verfügung. Damit können sie
jede einschneidende Reform verhindern. An ihrer Spitze steht
Revolutionsführer Ali Chamenei, der mit nahezu unbegrenzter Macht
ausgestattet ist.

Diesen Mächten gegenüber ist die Regierung machtlos. Sie könnte sich
aber auf die Mehrheit des Volkes stützen, die sich nach Veränderung,
nach tatsächlichen Reformen sehnt. Das hat sich bei der Wiederwahl
Rohanis gezeigt. Diese Mehrheit können die Rechten nicht ganz
ignorieren, es sei denn, sie entschließen sich zu einer noch härteren
Diktatur. Diese wäre aber vermutlich sehr kurzlebig. Noch ist es
nicht klar, welcher der beiden Lager die gegenwärtigen Proteste zu
seinen Gunsten verbuchen wird. Die Ermunterung der Protestierenden,
die aus den USA, aus Israel und den arabischen Staaten kommen, werden
sicherlich eher den Hardlinern nutzen als den Reformern.


REVOLUTIONSGARDEN WOLLEN SICH UM ORDNUNG UND SICHERHEIT DER
STÄDTE KÜMMERN

Mohammad Resa Yasdi, Befehlshaber der Revolutionsgarden (Pasdaran)
für die Hauptstadt Teheran, erklärte am 10. Dezember auf einer
Sitzung des Teheraner Stadtrats, Sondereinheiten der Pasdaran werden
sich um die Ordnung und Sicherheit der Städte kümmern. "Das Beben der
Drogensucht schreit in Teheran zum Himmel", sagte er. Das sei keine
"Schwarzmalerei". Allein ein einzelner Drogensüchtiger in der Familie
könne die ganze Familie ruinieren.

"Drogensucht, Armut, Scheidungen und andere Schädlinge sind wie
Erdbeben, die die Stadt Teheran ins Wanken bringen", sagte der
General. Die Pasdaran hätten 23 "Schädlings-Typen", wie Räuber,
Lumpen und Gesindel definiert. Die Sondereinheit der Pasdaran werde
in Zusammenarbeit mit der Polizei den "Kampf gegen die Schädlinge"
führen. "Warum sollte für das Aufsammeln von Lumpen und Gesindel nur
die Polizei verantwortlich sein? Wir werden den Ordnungskräften
beistehen."

Offenbar sind die Pasdaran entschlossen, nun auch in den Städten, vor
allem in der Hauptstadt auf den Straßen präsent zu sein. Dadurch
würden sie ihren ohne viel zu großen Einfluss auch politisch
erheblich steigern. Zudem würde die Präsenz der Pasdaran auf den
Straßen zu einer Militarisierung des öffentlichen Lebens führen.

Das Innenministerium, das für die Ordnungskräfte verantwortlich ist,
sprach sich gegen den Plan der Pasdaran aus. Salman Samani, Sprecher
des Ministeriums, sagte am 11. Dezember laut Irna: "Soweit ich weiß,
gibt es keine Anfragen um Hilfe seitens der Ordnungskräfte. Für die
"Beseitigung der Schädlinge" sei das Innenministerium verantwortlich.
Es gebe eine nationale Arbeitsteilung. Daran müsse man sich halten,
sonst gebe es Chaos.


JUSTIZSPRECHER: BESTEHENDE GESETZE LASSEN ÖFFENTLICHE
PROZESSE NICHT ZU

Der Sprecher der Justiz, Gholamhossein Mohseni Ejehi, sagte am 11.
Dezember auf einer Versammlung der Studenten der Scharif-Universität
in Teheran: "So lange die Gesetze uns nicht daran hinderten, konnten
wir die Gerichtsprozesse öffentlich führen. Doch derzeit lassen die
Gesetze öffentliche Prozesse nicht zu." Er selbst sei für öffentliche
Prozesse und für öffentliche Berichterstattung, sagte Ejehi. "Als ich
Richter war, wurden die Gerichtsverhandlungen sogar vom Fernsehen
übertragen". Offenbar hatte Ejehi die Gerichtsverhandlungen gegen den
Teheraner Bürgermeister vor fast zwanzig Jahren im Blick, die damals
tatsächlich vom Fernsehen übertragen wurden.

Vor einigen Jahren seien Gesetze verabschiedet worden, denen zufolge
die Prozessinhalte nicht vor Urteilsverkündung der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden dürften. Es gebe zwar immer noch Prozesse,
die öffentlich seien, aber er frage sich, was sie für einen Sinn
hätten, wenn nicht öffentlich über sie berichtetet werden dürfe.

Ejehi appellierte an alle Verantwortlichen und Beteiligten, sich
dafür einzusetzen, dass Prozesse für die Öffentlichkeit zugänglich
gemacht werden, ausgenommen Prozesse, die die Sicherheit des Landes
gefährden oder aus moralischen Gründen nicht für die Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden könnten.


JUDEN NACH ZERSTÖRUNG EINER SYNAGOGE IN SCHIRAS
BESORGT

Die Föderation iranisch-amerikanischer Juden in Los Angeles und New
York zeigten sich nach der Zerstörung einer Synagoge in der Stadt
Schiras besorgt. Sie forderten die Bestrafung der Täter.

Den Presseberichten zufolge wurden in der Nacht vom 23. Auf den 24.
Dezember in einer Synagoge in der Nähe der Stadt Schiras zwei
Exemplare der Tora und einige Gebetsbücher zerrissen. Die Polizei
habe mit Ermittlungen begonnen. Ein Mitglied der jüdischen Gemeinde
in Schiras sagte in einem Interview mit einem israelischen Sender,
auch Fensterscheiben der Synagoge seien zerbrochen worden.

"Angesichts dieser offensichtlich antijüdischen Ereignisse fordern
wir die Islamische Republik auf, für die Sicherheit der Gebetsstätte
der Juden und der Mitglieder der jüdischen Gemeinde in Iran zu sorgen
und die Täter zu bestrafen", hieß es in der Erklärung der Föderation.

In Iran gab es vor der Revolution etwa 100.000 Juden. Die meisten von
ihnen verließen nach der Revolution das Land. Zurzeit leben etwa
10.000 Juden in Iran.


UMSTRITTENES GESETZ ZUM SCHUTZ VON FRAUEN

Ein Artikel von Sahra Ayatollahi, der Vorsitzenden des Kultur- und
Sozialrats für Frauen und Familie, in der konservativen Tageszeitung
Kayhan bezüglich des geplanten Gesetzes zum Schutz von Frauen in der
Familie führte, vor allem bei Frauen, zu heftigen Reaktionen. Das
Gesetz richtet sich gegen Missbrauch und Gewalt gegen Frauen und
ihrer Benachteiligung in der Familie.

Ayatollahi äußerte in ihrem Artikel die Ansicht, das Gesetz würde den
Frieden in der Familie stören. Die Frauen würden ihre Pflichten
versäumen und der Mann würde seine Position als Hauptperson der
Familie verlieren. Ferner räume das Gesetz übermäßige Freiheiten für
Frauen ein und lasse die Aggressionen von Frauen gegen Männer außer
Acht. Schließlich wolle das Gesetz Frauen schützen, die " sich aus
eigenem Willen den Männern zum sexuellen Missbrauch anbieten".
Ayatollahi meinte mit dem Gesetz würden "illegale Abtreibungen"
gefördert und Prostituierte geschützt.

Die Parlamentsabgeordnete Parwaneh Salahschuri, Vorsitzende der
Frauenfraktion, meinte zu dem Artikel: "Wenn man die Äußerung von
Ayatollahi hört, hat man den Eindruck, hinter ihren Äußerungen stehe
ein frauenfeindlicher Mann."

Schahindocht Mollawerdi, die frühere Vizepräsidentin für Frauen und
Familie und derzeitige Sonderberaterin des Präsidenten, die das
Gesetz ursprünglich entworfen hatte, sagte auf einer Tagung: "Der
Kampf gegen die Unterdrückung von Frauen gehört zu den Aufgaben, für
die die ganze Gesellschaft verantwortlich ist."

Einer Umfrage zufolge wurden 66 Prozent der Frauen zumindest einmal
in ihrem Eheleben der Gewalt ihres Mannes ausgesetzt.

Masumeh Ebtekar, amtierende Vizepräsidentin für Frauen und Familie,
erklärte, der Artikel von Ayatollahi enthalte "falsche Behauptungen"
und sei stellenweise "beleidigend". Sie bedauerte, dass ein solcher
Artikel überhaupt veröffentlicht worden sei.

Das Gesetz ist noch nicht verabschiedet. Zurzeit wird es von
Sachverständigen und religiösen Instanzen geprüft. Dabei geht es vor
allem darum, festzustellen, ob es mit den Grundsätzen des islamischen
Glaubens übereinstimmt.

Indes gab der Teheraner Polizeichef Hossein Rahimi bekannt, dass
Frauen, die sich in der Öffentlichkeit "unislamisch" kleiden oder
sich "schlecht benehmen", seit geraumer Zeit nicht mehr zur Wache
gebracht und bestraft, sondern belehrt würden. Frauen, die islamische
Vorschriften missachteten, würden gebeten, an Lehrklassen
teilzunehmen, "um ihre Sichtweise und ihr Benehmen zu korrigieren",
sagte Rahimi am 27. Dezember laut iranischer Medien.

Es gebe bereits 120 Lehrklassen. Rund 8.000 Frauen seien in diesen
Klassen aufgeklärt worden. Offenbar sind die Verantwortlichen in Iran
zu der Einsicht gelangt, dass sie mit strengen Kontrollen und der
Bestrafung von Frauen kaum etwas ausrichten können. Das Gegenteil ist
der Fall. Seit Jahren schon werden die Kleidungsvorschriften von
Frauen immer lockerer gehandhabt. Vor allem in den Großstädten sieht
man häufig Frauen am Steuer oder in den Cafés und Restaurants mit nur
symbolisch getragenen Kopftüchern. Manche Frauen verzichten sogar
gänzlich auf das Kopftuch. Ob nun die neue Vorgehensweise der Polizei
zum Ziel führen wird, bleibt höchst fraglich. Sie ist nicht viel
weniger diskriminierend als die alte Methode.


RINGER MUSSTE AUF BEFEHL VERLIEREN

Der Freistil-Ringer Ali Resa Karimi, der bei der U23-Ringer WM in
Polen als einer der Favoriten auf die Goldmedaille galt, musste auf
Befehl im Achterfinale gegen den Russen Alichan Schabrailow
verlieren. Denn im Falle eines Sieges hätte er gegen einen
israelischen Ringer antreten müssen. Es war bereits das zweite Mal,
dass Karimi aus demselben Grund auf einen Sieg verzichten musste.
"Ich hatte so hart trainiert und so fest an den WM-Titel geglaubt.
Dann aber kamen die Anweisungen und es war wie ein Eimer kaltes
Wasser auf all meine Träume", sagte der 23-Jährige laut dpa vom 28.
November der Agentur ISNA.

Es ist iranischen Teams oder einzelnen Sportlern verboten, gegen
israelische Mannschaften beziehungsweise Athleten zu kämpfen. Wer das
Verbot missachtet, wird bestraft. Zuletzt wurde im August der Kapitän
der Fußballnationalmannschaft, Massoud Schojaei, aus dem Team
ausgeschlossen, weil er mit seinem Club Panionios Athen in der Europa
League gegen Maccabi Tel Aviv gespielt hatte. Es ist möglich, dass
ihm auch die Teilnahme an der WM 2018 in Russland verweigert wird.

In einer Video-Botschaft an Karimi, die auf Facebook veröffentlicht
wurde, sagte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, jenes
Iran, das einem Ringer eine Niederlage befohlen habe, damit er nicht
gegen einen Israeli kämpfen müsse, werde niedergehen. "Stellt euch
vor, eine Regierung hätte den Sportlern ihres Landes vorgeschrieben,
nicht gegen Schwarzhäutige oder Schwule zu kämpfen!", sagte der
Regierungschef. "Das iranische Volk ist dazu verdammt, für die eigene
Regierung die Zeche zu zahlen. Schließt einmal die Augen und denkt an
Ali Resa. Er hat unendlich lang trainiert und gehofft, Weltmeister zu
werden. Aber das Regime meint, es sei besser für ihn, eine Niederlage
zu erleiden als gegen einen Israeli zu kämpfen." An Karimi gerichtet,
sagte Netanjahu: "Jene, die dich zur Niederlage gezwungen haben,
werden selbst zu den Verlierern gehören. Ein Regime, das den
Wettbewerb und die schöpferischen Talente seiner Bürger tötet, ist
zum Untergang verdammt. Das gilt auch für die, die Israel zu
vernichten drohen."

Auf diese Botschaft reagierte der Chef der iranischen
Ringerföderation, Rassul Chadem, mit den Worten: "Es ist richtig,
dass die Iraner mit Begeisterung auf die Goldmedaille für ihren
Kapitän warteten. Aber vergessen Sie nicht, die Iraner sind sich in
einem Punkt einig: Sie und alle Ihre Gleichgesinnten sind große
Feinde des iranischen Volkes. Glauben Sie ja nicht, dass Sie in
diesen trüben Gewässern fischen können. Merken Sie sich, unser Volk
bildet, unabhängig von der ethnischen oder religiösen Zugehörigkeit
den Feinden gegenüber eine Einheit."


FUßBALLFANS BATEN RUSSISCHE MODERATORIN, SICH NICHT SEXY ZU
KLEIDEN 

Tausende iranische Fußballfans richteten über soziale Netzwerke die
Bitte an die russische Sportjournalistin Maria Komandnaja, sich bei
der WM-Auslosung nicht sexy zu kleiden. Sie wollten die
Direktübertragung der Zeremonie, die von Komandnaja gemeinsam mit dem
englischen Ex-Fußballer Gary Lineker moderiert und durch das
iranische Fernsehen übertragen wurde, vollständig und ohne
Unterbrechung miterleben. Sie befürchteten, dass das staatliche
Fernsehen wie üblich die Übertragung unterbrechen würde, sobald
leicht gekleidete Frauen auftreten. "Bitte hilf uns mit der Wahl
deiner Garderobe, damit auch wir die ganze Zeremonie sehen können"
schrieb ein Fan laut dpa vom 28. November auf der Instagram-Seite der
Moderatorin. "Bitte Ausschnitte nicht zu tief", "bitte nicht zu viel
Busen, sonst wird hier zensiert", schrieben andere. Einer schickte
der Moderatorin eine Fotomontage von ihr mit "islamischer" Kleidung
und schrieb, so müsse die Moderatorin aussehen, damit die Übertragung
nicht zensiert werde. Sie müsse die Zeremonie mit den Worten
eröffnen: "Im Namen Gottes und des Propheten beginnen wir hiermit die
Auslosung der WM." Sie antwortete, sie werde versuchen, sich "dezent"
zu kleiden, doch letztendlich habe der Weltverband FIFA darüber zu
entscheiden.

Die ganze Aktion war vergeblich. Das Fernsehen zensierte den gesamten
ersten Teil der Zeremonie im Moskauer Kremlpalast. Gezeigt wurde nur
die Auslosung selbst. Zur Überbrückung des ersten Teils strahlte das
Fernsehen ein Interview mit dem ehemaligen portugiesischen Superstar
Luis Figo aus. Zu allem Übel hatte Iran bei der Losung auch wenig
Glück. Die iranische Mannschaft muss in Gruppe B gegen Portugal,
Spanien und Marokko spielen.


GENMANIPULIERTE PRODUKTE - EINE NEUE GEFAHR FÜR DIE
UMWELT?

Der Direktor des Instituts für biotechnologische Landwirtschaft Irans
gab kürzlich in einem Interview bekannt, dass außer genmanipuliertem
Reis und Baumwolle, demnächst auch genmanipulierter Raps und Mais die
Erlaubnis zum Verkauf erhielten.

Diese Äußerung hat insbesondere bei Umweltaktivisten heftige
Reaktionen ausgelöst und das Thema Genmanipulation erneut
aktualisiert.

Die Einfuhr von genmanipulierten Produkten auf den Markt ruft überall
in der Welt zahlreiche Gegner auf den Plan. Solche Produkte sind in
manchen Ländern verboten. Die Gegner der Genmanipulation befürchten,
dass solche Produkte unbekannte Krankheiten auslösen und
Krebskrankheiten fördern könnten.

In Iran wurde die Debatte über Genmanipulation nie offen und klar
geführt. Die Befürworter der Genmanipulation argumentieren damit,
dass genmanipulierte Produkte keinerlei giftige Mittel zur
Schädlingsbekämpfung bräuchten. Dies sei ein großer Vorteil. Doch
Masumeh Ebtekar, die frühere Leiterin der Umweltbehörde, erklärte in
einem Interview mit der BBC, einige Produkte, die BT-Gene haben,
benötigten trotzdem Mittel zur Schädlingsbekämpfung (Glyphosate).

Demgegenüber behauptete der derzeitige Leiter der Umweltbehörde, Isa
Kalantari, der seit langen Jahren zu den Verfechtern genmanipulierter
Produkte in der Landwirtschaft gehört, die Gegner der Genmanipulation
hätten keine logisch und wissenschaftlich fundierten Argumente. "Was
sie sagen, sind Parolen." Er werde die Genmanipulation weiterhin
fördern.

Fest steht jedenfalls, dass in Iran, wie überall auf der Welt, das
Geschäft mit genmanipulierten Produkten äußerst lukrativ ist. Daher
meinen die Gegner, den Verfechtern für genmanipulierten Produkte gehe
es keineswegs um den Kampf gegen die Armut, sondern um gute
Geschäfte. Wie es scheint wird in Iran in naher Zukunft die
Genmanipulation ein Thema werden, das, neben Wassermangel, Dürre und
Umweltverschmutzung, die Umweltschützer beschäftigen wird.
Bemerkenswert ist, dass in Iran genmanipulierte Waren nicht
etikettiert werden und die Käufer nicht wissen, ob zum Beispiel der
Reis, den Sie kaufen, genmanipuliert ist oder nicht.


MEHR ALS DIE HÄLFTE DER AIDS-KRANKEN SIND UNTER 35 JAHRE
ALT

Der Leiter des Amtes zur Kontrolle ansteckender Krankheiten, Parvis
Afsar Kaseruni, gab am 1. Dezember die neuesten Daten über
Aids-Kranke bekannt. Demnach lag die Zahl der Aids-Infizierten im
vergangenen September bei 36.571, davon sind 83 Prozent Männer.
Demgegenüber schätzt das Nationale Zentrum für Verhinderung von
Aids-Krankheit, dass in Iran zwischen 70.000 und 100.000 Personen mit
Aids infiziert sind.

Nach Angaben des Zentrums ist die Krankheit in 65,4 Prozent der Fälle
auf infizierte Nadeln zurückzuführen, die Drogensüchtige benutzen,
20,1 Prozent auf ungeschützten Sexualverkehr. 53 Prozent der
Aids-Kranken sind im Alter von 21 bis 35 Jahren.

"Vor fünf oder sechs Jahren lag der Anteil der Ansteckungen durch Sex
bei 16 oder 17 Prozent" zitiert AP in einem Bericht vom 30. November
den stellvertretenden Gesundheitsminister Mohammad Mehdi Guja. "Heute
sind es schon 40 Prozent, in einigen Provinzen sogar noch mehr." Das
sei für die Behörden ein Warnsignal.

Das Gesundheitsministerium will die Aufklärung über die Krankheit
verstärken. Auch soll die Suche nach Aids-Kranken und die
Hilfeleistungen verstärkt werden. Das Ministerium habe innerhalb der
vergangenen zwei Jahren 74 mit Aids infizierten schwangere Frauen,
die nicht über ihre Krankheit informiert waren, ausfindig gemacht und
die notwendigen Maßnahmen zu ihrer Behandlung getroffen. Damit hätten
97 Prozent der Frauen gesunde Kinder geboren. Das Ministerium plant
nun, bis Ende des Jahres, landesweit bei schwangeren Frauen Tests
durchzuführen. Zurzeit gibt es in Iran 160 Beratungszentren für den
Kampf gegen die HIV-Viren. Sie sind in verschiedenen Provinzen
verteilt. Sie führen Tests durch, beraten und behandeln die Patienten
anonym.

Den Angaben des Ministeriums zufolge, sind bisher in Iran 10.000
Menschen an Aids gestorben. Dies sagte Mohammad Mehdi Guya, Leiter
des Amtes für ansteckende Krankheiten am 9. Dezember der Presse.


ANGEHÖRIGEN RELIGIÖSER MINDERHEITEN IST MITARBEIT IN
STADTRÄTEN NICHT ERLAUBT

Am 18. Dezember lehnte der Wächterrat den Beschluss des Parlaments
ab, den Angehörigen religiöser Minderheiten zu erlauben, in den
Stadträten mitzuarbeiten.

Dem Bericht der staatlichen Agentur Irna zufolge hatte das Parlament
am 12. Dezember mit 152 Stimmen den Beschluss gefasst. 41 Abgeordnete
lehnten ihn ab, 13 enthielten sich. Dem Beschluss nach hätten sich
Angehörige religiöser Minderheiten an ihrem Wohnort für einen Sitz im
Stadtrat bewerben können.

Hintergrund der Debatte um diesen Beschluss, der zu einer
monatelangen Auseinandersetzung zwischen dem Parlament, der Regierung
und dem Wächterrat führte, war die Wiederwahl des zaroastrischen
Stadtrats Sepanta Niknam. Sein Rivale Ali Asghar Bagheri hatte gegen
die Wahl protestiert, der Wächterrat, der Beschlüsse des Parlaments
ablehnen kann, hatte ihm Recht gegeben. Der Rat führte das Argument
an, dass in jeder Gemeinde, in der Muslime die Mehrheit der Bewohner
bildeten, die Gemeinde nicht von religiösen Minderheiten vertreten
werden könne.

Dies rief die Reformer in der Regierung und im Parlament auf den
Plan, was schließlich den Beschluss des Parlaments zufolge hatte. Nun
konnte Niknam seine Arbeit im Stadtrat wiederaufnehmen.

Doch am 18. Dezember teilte der Wächterrat dem Parlament seine
Ablehnung mit, mit der Begründung, der Beschluss stehe im Widerspruch
zu der Verfassung der Islamischen Republik. Darin wiederholte der Rat
das Argument, religiöse Minderheiten könnten nicht über
Angelegenheiten eines Ortes bestimmen, in dem die Muslime die
Mehrheit der Bewohner bilden.

Laut Verfassung kann nun das Parlament versuchen, durch eine Änderung
des Gesetzes die Zustimmung des Wächterrats zu erlangen. Gelingt dies
nicht, muss der Schlichtungsrat einschreiten und eine Lösung finden.
Bis dahin wird Niknam nicht im Stadtrat arbeiten können.

 * 


KULTUR

• Zwei Computerforscher mit Preisen ausgezeichnet

• Pop-Konzert mit deutschen Musikern in Iran

• 230 Festnahmen bei einer Party


ZWEI COMPUTERFORSCHER MIT PREISEN AUSGEZEICHNET

Der mit jeweils 500.000 Dollar dotierte Preis wird alle zwei Jahre an
muslimische Forscher ohne Berücksichtig von Wohnsitz und
Staatsangehörigkeit sowie an nichtmuslimische Forscher, die in einem
islamischen Land leben, vergeben. Die Auszeichnung trägt den Namen
Mostafa, einen Beinamen des Propheten Mohammed.

Die Preisträger waren in diesem Jahr der 53-jährige iranisch-deutsche
Mohammad Amin Schokrollahi, der an dem Polytechnikum in Lausanne
lehrt und der 72-jährige türkisch-französische Erol Gelenbe, der am
Imperial College in London tätig ist. Beide wurden für ihre
Leistungen bei der Systembewertung von Modellen und Programmierungen
ausgezeichnet. Vor zwei Jahren hatten die taiwanisch-singapurische
Forscherin auf dem Gebiet der Nanotechnologie, Jackie Ying, und der
jordanisch-amerikanische Chemiker Omar Yaghi den Preis erhalten.

Laut Satzung werden die Kandidaten für den Preis von
wissenschaftlichen Einrichtungen oder von Forschern vorgeschlagen.
Vergeben wird der Preis von der Mostafa Stiftung. Finanziert wird die
Stiftung aus religiösen Abgaben. Ziel der Preisvergabe ist die
Förderung von Forschung und moderner Technologie.


POP-KONZERT MIT DEUTSCHEN MUSIKERN IN IRAN

Es war ein ungewöhnliches kulturelles Ereignis: der Auftritt einer
deutschen Pop-Band am 11. Dezember in Teheran. Die Band Schiller aus
Hamburg gab insgesamt fünf Konzerte in Teheran. Alle Aufführungen
waren vollständig ausverkauft. Schiller gehört bereits seit Jahren zu
den beliebtesten Musikgruppen in Iran. Christopher von Deylen, Leiter
der Gruppe, sagte nach seiner Ankunft in Teheran, er und seine
Mitspieler hätten "ein gutes Gefühl", in Teheran auftreten zu dürfen.
Sie seien auf die Reaktionen des Publikums sehr gespannt. Als er vor
etwa zehn Jahren zum ersten Mal in Iran gewesen sei, habe er nicht
gedacht, dass er jemals in Iran werde auftreten können, so Deylen.
Seit langem schon wünschen sich die iranischen Fans seiner Gruppe
einen Auftritt in Teheran. Er freue sich, dass er diesen Wunsch nun
erfüllen könne.

Ein Auftrittsversuch 2008 war an dem Widerstand von konservativen
Geistlichen gescheitert. Das bereits mit dem Kulturministerium
ausgehandelte Programm musste kurzfristig abgesagt werden.

Die Reaktion des Publikums sowie die nachfolgenden Kritiken in den
sozialen Netzwerken waren durchweg positiv. Die Erlaubnis, westliche
Musik in Iran, insbesondere Pop-Konzerte, aufzuführen, ist schwer zu
erhalten. Allerdings hat sich die Lage in den letzten Jahren vor
allem in der Hauptstadt spürbar gelockert, während in manchen anderen
Städten, wie Maschad, selbst iranische Musik-Darbietungen verboten
sind.

Viele User sozialer Netzwerke haben die Hoffnung geäußert, dass mit
dem Auftritt der Deutschen nun auch andere Musikgruppen in Iran
auftreten könnten.


230 FESTNAHMEN BEI EINER PARTY

Laut einem Bericht der Agentur Isna vom 22. Dezember hat die Polizei
230 Jungen und Mädchen, die an Partys teilgenommen hatten,
festgenommen, 140 in einem Garten außerhalb Teherans und 90 in einem
Wohnviertel der Hauptstadt. Dabei soll der Konsum von alkoholischen
Getränken festgestellt worden sein. Zudem seien die Mädchen
unverschleiert und leicht gekleidet gewesen. Die Polizei hatte von
den Partys erfahren, weil über soziale Netzwerke und per SMS
Einladungen zu den Partys verschickt worden waren.

In der Islamischen Republik sind gemischtgeschlechtliche Partys sowie
der Konsum alkoholischer Getränke verboten. Aber besonders
Jugendliche in Iran lassen sich durch das Verbot nicht vom Konsum
abhalten. Der Alkoholkonsum ist in Iran weit höher als zu der Zeit,
in der das Verbot nicht bestand.

 * 


WIRTSCHAFT

• Atomabkommen

• Vier Prozent Wachstum in diesem Jahr

• Ausbau des einzigen Ozeanhafens eingeweiht

• Abkommen der Anrainerstaaten am Kaspischen Meer

• Ein Schreiben über Umwelt, das für Streit sorgte

• Schulen mussten wegen Luftverschmutzung schließen


ATOMABKOMMEN

Nachdem US-Präsident Donald Trump sich geweigert hatte zu bestätigen,
dass Iran sich an seine im Atomabkommen eingegangenen Verpflichtungen
gehalten hat, hätte der US-Kongress am 12. Dezember über das
Atomabkommen mit Iran eine Entscheidung treffen müssen. Doch der
Kongress ließ den Termin verstreichen und spielte damit den Ball auf
das Feld des Präsidenten zurück.

Zuvor hatte Irans Parlamentspräsident Ali Laridschani noch einmal das
Abkommen gelobt. "Ich denke, Iran hat eine richtige Entscheidung
getroffen", sagte er am 2. Dezember im staatlichen Fernsehen. "Das Öl
kann wieder exportiert werden, die Versicherungen sind aktiv, die
petrochemische Industrie kann nun ihre Produkte leichter exportieren.
Allerdings gibt es auch Probleme, die aber beseitigt werden." Die
westlichen Mächte hätten Iran wirtschaftlich isolieren wollen. Das
sei ihnen jedoch nicht gelungen.

Laridschani erwähnte die Versuche der USA, das Abkommen zu kündigen,
aber Iran werde nicht "übereilt" auf diese Versuche reagieren.

Am 11. Dezember mahnte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
an, Europa solle nicht dem Konfrontationskurs der USA im Atomstreit
folgen. Sein Land versuche, "das Feuer im Nahen Osten zu löschen",
schrieb Sarif in einem Beitrag für die New York Times. "Dabei werden
die Brandstifter in unserer Region immer wilder und verrückter." Wen
er mit den Brandstiftern meinte, sagte Sarif nicht. Er forderte alle
Nachbarn Irans zur Kooperation auf und verteidigte die Politik seines
Landes "zur Herstellung des Friedens" in Syrien und Jemen.

Die USA bezeichnete Sarif als unglaubwürdig und warnte Europa vor
Kompromissen mit den USA in Bezug auf das Atomabkommen. Europa solle
die Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen, schrieb der Minister.
Das Atomabkommen bezeichnete er als "einen seltenen Erfolg der
Diplomatie. Europa sollte Washingtons Entschlossenheit nicht
nachgeben (...). Das würde die gleichen Dynamiken wie vor dem
Abkommen in Gang setzen."

Am 12. Dezember legte UN-Generalsekretär Antonio Guterres dem
Sicherheitsrat einen Bericht vor, in dem er bestätigte, dass Iran
seine Verpflichtungen erfüllt habe. Die Weigerung Präsident Trumps,
dies zu bestätigen, habe "leider eine erhebliche Unsicherheit" für
die Zukunft des Abkommens erzeugt.

Am selben Tag sagte die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini vor
dem Europaparlament zum Atomabkommen mit Iran: "Wir können uns
zusätzliche Spannungen im Nahen Osten nicht erlauben und auch keine
weitere nukleare Weiterverbreitung. Wir dürfen nicht zulassen, dass
ein Deal zerschlagen wird, der funktioniert, dessen Zusagen
eingehalten werden." Über das Abkommen wache das strengste
Kontrollsystem, das je existiert habe. "Zwölf Jahre haben wir in
extrem schwierigen Umständen verhandelt, um dieses Ergebnis zu
erreichen. Jetzt neu über dieses Abkommen oder über einen Teil davon
zu verhandeln, ist im Moment keine Option", sagte Mogherini.

Auch Iran lehnte mögliche Neuverhandlungen über das Abkommen
entschieden ab. "Wir werden das Abkommen weder neu verhandeln noch
irgendetwas abkürzen oder hinzufügen", sagte Vizeaußenminister Abbas
Araghtschi am 13. Dezember in Wien. Statt das Abkommen immer wieder
in Frage zu stellen, sollte es endlich korrekt umgesetzt werden. Die
Erwartungen der USA, alle Probleme im Nahen Osten mit dem Abkommen zu
lösen, sei abwegig. "Das Abkommen hat ein Problem im
krisengeschüttelten Nahen Osten gelöst", sagte Araghtschi.

Das Schicksal des Abkommens ist immer noch ungewiss. Präsident Trump
hatte vor zwei Monaten gehofft, der Kongress werde harte Sanktionen
gegen Iran beschließen. Damit, so sein Kalkül, werde das Abkommen
entweder zerstört oder die Vertragspartner würden sich zu
Neuverhandlungen bereit erklären. Nun befindet sich der Präsident in
einer schwierigen Lage. Die Verantwortung liegt nun bei ihm. Er hatte
gesagt, sollte der Kongress keine Lösung finden, werde er selbst das
Abkommen kündigen. Es ist fraglich, ob er dies tatsächlich tun wird.


VIER PROZENT WACHSTUM IN DIESEM JAHR

Nach Einschätzung des Internationalen Währungsfonds (IWF) liegt das
Wachstum in Iran bei vier Prozent. Irans Wirtschaft sei dabei, sich
allmählich zu erholen, hieß es. Präsident Rohani hatte kürzlich im
Parlament gesagt, seine Regierung strebe ein Wachstum von über fünf
Prozent an.

Vertreter des IWF waren zu Besuch in Teheran, sie führten Gespräche
mit den Verantwortlichen der Wirtschaft und veröffentlichten am 18.
Dezember nach ihrer Reise das Ergebnis dieser Gespräche. In dem
Bericht heißt es, die iranische Wirtschaft beginne sich unabhängig
von der Ölindustrie zu erholen. Voraussichtlich werde das
Bruttosozialprodukt im laufenden iranischen Jahr (bis 21. März) ein
Wachstum von 4,2 Prozent erreichen. Es werde erwartet, dass das
Wachstum mit den geplanten Reformen im finanziellen Bereich
mittelfristig bei 4,5 Prozent liegen werde.

Aufgrund des vorhergesagten Anstiegs der Benzinpreise werde die
Inflationsrate, die derzeit bei 9,9 Prozent liegt, im nächsten Jahr
vorübergehend steigen. Mittelfristig werde sie jedoch wieder auf eine
einstellige Zahl sinken.

Der IWF empfiehlt dringend, mit den Reformen im Finanzbereich zu
beginnen. Senkung der Staatsschulden, Vereinheitlichung der
Devisenkurse, bessere finanzielle Ausstattung der Banken, Kampf gegen
faule Kredite gehörten zu den Maßnahmen, die eingeleitet werden
sollten.

Der Arbeitsmarkt habe sich nach Ansicht der IWF-Vertreter leicht
verbessert. Es sei aber nötig, unnötige bürokratische Hürden
abzubauen und bestehende Gesetze zu überprüfen. Der IWF weist auch
auf akademisch ausgebildete Frauen als eine "brachliegende Quelle für
Produktion und Wachstum" hin. Er empfiehlt, für Frauen und Männer den
gleichen Lohn für gleiche Arbeit zu akzeptieren, die
gesellschaftlichen Hürden für Frauenarbeit abzubauen und durch
Kindergeld und Hilfen für schwangere Frauen, den Frauen mehr Zugang
zum Arbeitsmarkt zu verschaffen.


AUSBAU DES EINZIGEN OZEANHAFENS EINGEWEIHT

Der Ausbau des einzigen Ozeanhafens, den Iran besitzt, spielt sowohl
wirtschaftlich als auch geostrategisch eine bedeutende Rolle.
Chabahar liegt am Arabischen Meer. Der Hafen ermöglicht den
Warentransport für die Länder im Mittleren Osten, die keinen Zugang
zum Meer haben. Besonders günstig ist er für Indien, weil er dem Land
ermöglicht, seine Güter vorbei an seinem Rivalen Pakistan nach
Mittelasien zu transportieren.

An der Einweihungsfeier am 3. Dezember nahmen neben dem iranischen
Präsidenten Hassan Rohani auch Repräsentanten aus Indien, Katar,
Afghanistan, Pakistan und anderen Nachbarländern teil. Durch den
Ausbau wurde die Kapazität des Frachtumschlags von bisher 2,5
Millionen Tonnen auf 8,5 Millionen Tonnen erhöht und damit um mehr
als das Dreifache gestärkt. Durch den Ausbau ist der Hafen in der
Lage, mit dem im Bau befindlichen pakistanischen Hafen Gwadar, der 80
Kilometer entfernt liegt, zu konkurrieren.

Wie fast alle Großprojekt, wurde auch der Ausbau von Chabahar von dem
mit der Revolutionsgarde verbundenen Konzern Chatam al-Anbia
durchgeführt. Die Kosten betrugen 340 Millionen Dollar.

Um bei den Pakistanis kein Gefühl der Rivalität aufkommen zu lassen,
sagte Rohani: "Wir sollten in einen positiven Wettbewerb eintreten.
Wir begrüßen andere Häfen in der Region, wir begrüßen die Entwicklung
von Gwadar."

Indien hat den Ausbau finanziell unterstützt. Inklusive der
Eisenbahnanbindungen hat sich Neu-Delhi mit insgesamt rund 400
Millionen an dem Projekt beteiligt. Bereits im November konnte Indien
über Chabahar Weizen nach Afghanistan exportieren.


ABKOMMEN DER ANRAINERSTAATEN AM KASPISCHEN MEER

Den Äußerungen des russischen Außenministers Sergej Lawrow zufolge
wollen sich die Anrainerstaaten des Kaspischen Meeres auf einen
Status des Binnengewässers einigen. "Wir haben eine Lösung für alle
offenen Schlüsselfragen gefunden" zitierte am 5. Dezember dpa den
Minister. Demnach äußerte Lawrow bei einem Treffen mit den
Außenministern Irans, Aserbaidschans, Kasachstans und Turkmenistans
die Hoffnung, bei dem nächsten Gipfel der fünf Staaten im neuen Jahr
ein Abkommen zur Unterzeichnung vorlegen zu können.

Seit Jahren gibt es zwischen den Anrainerstaaten Auseinandersetzungen
über die Seegrenzen und die Aufteilung des Bodens des ölreichen
Kaspischen Meeres, des größten Binnengewässers der Welt. Hier gibt es
reichlich Gas und Öl.


EIN SCHREIBEN ÜBER UMWELT, DAS FÜR STREIT SORGTE

Isa Kalantari, Leiter des Umweltamtes, verteidigte am 14. Dezember im
Parlament sein geheimes Schreiben über Wasserversorgung in der
südwestlichen Provinz Chusistan und warf Parlamentsabgeordneten vor,
ihn beleidigt zu haben. Die Abgeordneten aus Chusistan waren darüber
verärgert, dass Kalantari behauptet hatte, es gebe in Chusistan keine
Wasserprobleme. Einige Tage zuvor wurde ein Video verbreitet, auf dem
zu sehen war, wie Kalantari und die Abgeordneten sich gegenseitig
beschimpften.

Kalantari sagte an die Abgeordneten gerichtet: "Ich bin nicht Frau
Ebtekar." Masumeh Ebtekar war die Vorgängerin von Kalantari. Sie
gehört zu den bekanntesten Personen, die sich für den Schutz der
Umwelt einsetzen.

Der Abgeordnete Ghassem Saedi erwiderte, Ebtekar habe das Amt besser
geleitet als Kalantari. Kalantari forderte die Abgeordneten auf, sich
bei ihm zu entschuldigen.

In dem Brief schreibt Kalantari, Chusistan habe kein Wasserproblem.
Das Problem liege bei der Verschwendung des Wassers. Jährlich würden
zwei Milliarden Kubikmeter Wasser in Chusistan vergeudet. "Wenn man
das nicht tut, gibt es kein Wasserproblem." Das
Landwirtschaftsministerium habe verboten, in dieser Provinz Reis
anzupflanzen. Doch im vergangenen Jahr seien 1,2 Milliarden
Kubikmeter Wasser für die Anpflanzung von Reis verbraucht worden,
sagte Kalantari. Seiner Meinung nach werde auch für den Anbau von
Zuckerrohr zuviel Wasser verbraucht, das heißt statt 23.000
Kubikmeter, 24.000 Kubikmeter.

Die Abgeordneten aus Chusistan sind auch darüber erbost, dass
Kalantari geschrieben habe, man könne aus Chusistan Wasser in
benachbarte Provinzen umleiten. "Kalantari will hinter verschlossenen
Türen und zum Nachteil der Bevölkerung in Chusistan handeln", sagte
der Abgeordnete Ali Golmoradi.


SCHULEN MUSSTEN WEGEN LUFTVERSCHMUTZUNG SCHLIEßEN

Am 17. Dezember ordnete der zuständige Leiter für Stadtentwicklung,
Hassan Karimi, die Schließung sämtlicher Schulen und Lehranstalten
für Großteheran und Umgebung an. Die Schließung dauerte mehrere Tage.
Auch das Wetteramt erklärte, der Grad der Luftverschmutzung sei für
alle Bewohner, insbesondere für ältere Personen,
gesundheitsschädlich. Auch aus den Städten Tabris, Arak, Orumieh und
Isfahan kamen Warnungen. Es war in diesem Jahr das erste Mal, dass
die Schulen schließen mussten.

Die Menge der Schadstoffe in der Luft lag im Süden Teherans bei 185
Mikrogramm pro Kubikmeter und im Stadtzentrum bei 174 Mikrogramm pro
Kubikmeter. Der von Weltgesundheitsorganisation festgelegte Standard
liegt bei 25 Mikrogramm pro Kubikmeter.

Das Teheraner Gesundheitsamt empfahl schwangeren Frauen, Kindern und
Herz- und Lungenkranken, ihre Wohnungen nicht zu verlassen.

In der Hauptstadt Teheran, die am Gebirgshang liegt, erreicht die
Luftverschmutzung in den Wintermonaten bedrohliche Ausmaße. Die Zahl
der Autos überfordert die Kapazität der Stadt. Es sind mehr als fünf
Millionen Fahrzeuge, die zu 90 Prozent in Iran produziert wurden, bei
denen der Benzinverbrauch besonders hoch ist. Auch das Benzin hat
trotz der Verbesserung der Raffinerien nicht die gewünschte Qualität.
Teheran gehört zu den am meisten verschmutzten Städten der Welt.

Das Thema Umweltverschmutzung beschäftigte auch die iranische Presse.
Die Zeitung Ghanun schrieb, "in vielen Städten Irans haben die
Bewohner seit Jahren im Herbst und

Winter keinen blauen Himmel gesehen. Winter und Frühling haben ihren
Sinn verloren, das ganze Jahr über ist die Luft verschmutzt. Staub,
Rauch und Blei in der Luft machen den Bewohnern das Atmen schwer. Wie
in jedem Jahr reagieren die Verantwortlichen auf die
Luftverschmutzung mit Schließung der Schulen und damit, das jedes
Auto nur an jedem zweiten Tag fahren darf. Das sind kurzfristige
Maßnahmen, die das Problem nicht lösen."

Das Problem lasse sich nicht über Nacht lösen, schreibt die Zeitung
weiter. Die Luftverschmutzung habe längst die Grenzen der Warnsignale
überschritten. Die Signale seien ignoriert worden. "Offenbar ist die
Umweltverschmutzung ein Dauergast Irans."

 * 


AUSSENPOLITIK

• Iran und USA

• Frankreich kritisiert Rolle Irans in der Region 

• Israel und Saudi-Arabien gegen Iran 

• Iran will weiterhin in Syrien präsent sein 

• Brief des CIA-Direktors an General Soleimani 

• Feindschaft zwischen Iran und Israel nimmt an Schärfe zu 

• Überflugverbot für bulgarische Maschine dementiert


IRAN UND USA

US Außenminister Rex Tillerson hat bei einem Treffen mit der
EU-Außenbeauftragten Frederica Mogherini in Brüssel erklärt, Iran sei
ein Faktor der Instabilität im Nahen und Mittleren Osten. Iran müsse
gezwungen werden, die im Atomabkommen eingegangenen Verpflichtungen
zu erfüllen. "Daher werden wir den Druck auf Iran fortsetzen", sagte
der Außenminister. Zugleich erklärte das US-Außenministerium, die
Regierung habe nicht vor, den Kongress zu weiteren Sanktionen gegen
Iran zu drängen.

Zwar hat die internationale Atombehörde (IAEA) mehrmals bestätigt,
dass Iran seine Verpflichtungen einhalte. Dennoch ist die
US-Regierung der Meinung, Iran verletze durch sein Raketenprogramm
und seine Rolle im Nahen Osten den "Geist" des Abkommens.

Tillerson griff Iran wegen seiner Politik in der Region an. Irans
Aktivitäten führten zur Destabilisierung der Region, zum Beispiel
durch die Unterstützung der Huthis in Jemen, die Lieferung von Waffen
und der Einsatz von Militärpersonal in Syrien sowie die Lieferung von
Waffen an die Hisbollah in Libanon. "Diese Aktivitäten können nicht
ignoriert werden", sagte Tillerson. "Wir werden unsere Maßnahmen
fortsetzen, damit Iran begreift, dass sein Verhalten für uns
inakzeptabel ist." Die USA wünschten sich ein gemeinsames Vorgehen
mit ihren europäischen Verbündeten gegen Iran.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Bahram Ghassemi,
reagierte am 6. Dezember auf einer Pressekonferenz in Teheran auf die
Vorwürfe Tillersons. Die USA seien Iran gegenüber feindlich
eingestellt, weil sie den Terrorismus unterstützten, sagte Ghassemi.
Die Vorwürfe gegen Iran könnten als Reaktion auf den unerbittlichen
Kampf verstanden werden, den Iran gegen Terroristen führe.

Am 14. Dezember versuchte die US-Botschafterin bei der UNO, Nikki
Haley, durch Ausstellung von Teilen der Rakete, die Huthi-Rebellen
auf Saudi-Arabien abgeschossen haben, zu beweisen, dass die Rakete
aus Iran stamme. "Diese Beweise sind nicht von der Hand zu weisen",
sagte sie. Die Bauart zeige deutlich, dass es sich bei der Rakete um
ein iranisches Fabrikat handele. Die Rakete stamme aus dem
Industriezentrum Schahin Bagheri, das zum iranischen
Verteidigungsministerium gehöre, sagte sie und fügte hinzu: "Der
Kampf gegen iranische Aggression ist nicht allein unser Kampf, er ist
der Kampf der ganzen Welt. Iran versteckt sich hinter dem Atomdeal.
Es ist Zeit aufzuwachen."

Die abgeschossene Rakete auf Saudi-Arabien müsse eine schillernde
Alarmglocke für den Sicherheitsrat sein, sagte Haley. "Wenn wir
nichts tun, verpassen wir die Gelegenheit, weitere Gewalt Irans zu
verhindern." Die internationale Gemeinschaft müsse Iran zur
Rechenschaft ziehen

Iran bestritt, jemals Waffen an die Huthis geliefert zu haben. "Iran
hat Jemen nie Raketen zur Verfügung gestellt und diese
Unterstellungen sind absolut grundlos", sagte Irans UN-Botschafter
Gholamali Choschru. "Das Ziel dieser Vorwürfe ist, die Verbrechen
Saudi-Arabiens in Jemen zu vertuschen."

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bezeichnete im Twitter
den Auftritt Haleys als "Schau". Er habe sich an den Auftritt des
früheren Außenministers der USA, Colin Powel, erinnert, der damals im
UN-Sicherheitsrat erklärt habe, es gebe unbestrittene Beweise dafür,
dass Irak Massenvernichtungswaffen besitze.

Irans Verteidigungsminister, General Amir Hatami, bezeichnete die
Vorwürfe der USA als "haltlose Behauptungen". "Das sind Reaktionen
auf die Niederlage, die die USA mit ihrer Politik im Nahen Osten
erlitten haben", sagte er. Der Auftritt von Haley sei eher ein
"absurdes Theater". Selbstverständlich werde Iran dagegen juristische
Maßnahmen ergreifen. Welche, sagte der General nicht.

Am 19. Dezember verkündete Präsident Trump die Strategie seiner
Regierung. In Bezug auf Iran sagte er, er habe, damit Iran nicht in
den Besitz von Atomwaffen gelange, Sanktionen gegen die
Revolutionsgarde angeordnet und sich geweigert, zu bestätigen, dass
Iran sich an seinen Verpflichtungen gehalten habe.

Wie das Weiße Haus am 21. Dezember in einer Erklärung mitteilte,
haben Trump und der saudische König Salman bei einem Telefonat die
Notwendigkeit betont, vor dem UN-Sicherheitsrat Iran für den
Raketenangriff auf Saudi-Arabien verantwortlich zu machen. Beide
Staatsoberhäupter waren sich darin einig, dass die iranischen
Revolutionsgarden diesen Angriff ermöglicht haben.


FRANKREICH KRITISIERT ROLLE IRANS IN DER REGION

Frankreichs Außenminister Jean-Yves Drian kritisierte in einem
Interview mit dem französischen Sender France 2 am 13. Dezember Irans
Außenpolitik. Iran plane einen Korridor zur Erweiterung seines
Einflusses über Syrien bis zum Mittelmeer. Er forderte zu dem
Russland und Iran auf, mit dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
zusammenzuarbeiten, um den seit sechs Jahren andauernden Krieg in
Syrien zu beenden.

Frankreich werde den weiteren Ausbau der militärischen Präsenz Irans
in Syrien nicht hinnehmen. "Präsenz Irans bis zum Mittelmeer? Nein",
sagte der Minister. Zu der Rolle Irans und Russlands in Syrien sagte
er, Russland leiste Hilfe für die Luft- und Bodenkräfte, aber Iran
bringe seine paramilitärischen Kräfte in das Land und unterstütze
zudem die libanesische Hisbollah.

Drian forderte, die Souveränität und territoriale Integrität Syriens
zu akzeptieren. "Syrien muss wieder autonom werden, das bedeute
Unabhängigkeit von anderen Staaten", sagte er. "Wenn ihr in der Lage
seid, Assad nach Sotschi zu holen, könnt ihr ihm sagen, dass er mit
den Bombardierungen aufhören und den Transport von Hilfsgütern
ermöglichen soll."

Die eigentlichen Spieler in syrischen Krieg seien Russland und Iran,
sagte Drian weiter. Sie sollten sich gemeinsam mit den Vereinten
Nationen für eine politische Lösung der Krise in Syrien einsetzen.
Den Umgang Assads mit dem eigenen Volk bezeichnete er als
"barbarisch". "Für mich ist es unvorstellbar, dass Menschen, die so
sehr unter Assad gelitten haben, ihn als einen Teil der Lösung
betrachten könnten".

Eine Woche zuvor hatte Drian Iran aufgefordert, sein Raketenprogramm
einzustellen und seine "Machtgelüste in der Region" zu beenden. Auch
Frankreichs Präsiden Emanuel Macron hatte Iran aufgefordert, seine
Politik im Nahen Osten "weniger feindlich" zu gestalten.

Etwas zurückhaltender verhielt sich Frankreich zu der Frage, ob Iran
die Huthi-Rebellen in Jemen militärisch unterstützt und ihnen Raketen
geliefert habe. Die UN-Botschafterin der USA bei der UNO hatte am 16.
Dezember Teile der Rakete, die aus Jemen auf Saudi-Arabien abgefeuert
worden war, zur Schau gestellt und behautet, die Rakete stamme aus
Iran. Der Sprecher des Außenministeriums in Paris hatte, von der
Agentur Reuters um eine Stellungnahme zu dem vorgeführten
"Beweismaterial" gebeten, erklärt, die UNO habe noch keine
einheitliche Meinung dazu und Frankreich sei noch dabei, den Fall zu
untersuchen. Er betonte, dass Paris über das iranische
Raketenprogramm besorgt sei. Er forderte Iran auf die UN-Resolution
2231 zu akzeptieren. In dieser Resolution wird Iran verboten,
ballistische Raketen zu bauen, die für den Transport von Atomwaffen
geeignet sind.

Der frühere Außenminister Irans und derzeitiger Berater des
Revolutionsführers, Ali Akbar Welayati, reagiert scharf auf die
Kritik Drians. "Wenn Frankreich international eine Rolle spielen
will, darf es nicht sich dem Diktat der USA beugen und als Gehilfe
von (Präsident Donald) Trump in Europa agieren. "Zurzeit ist
Frankreich der Gehilfe von Trump in Europa", sagte Welayati am 17.
Dezember in Teheran vor der Presse. Er bestritt erneut, dass Iran
jemals Raketen an die Huthis geliefert habe.

Am 25. Dezember äußerte sich der Sprecher des Teheraner
Außenministeriums Bahram Ghassemi zum angekündigten Besuch des
französischen Präsidenten. Es gebe keine Vorbedingungen für die
Gespräche zwischen Teheran und Paris, sagte er. Berichte über
entsprechende Vereinbarungen seien abwegig und falsch. Er kritisierte
Frankreich, das sich "bei seinen Stellungnahmen (...) zu oft von
anderen Staaten beeinflussen" lasse. Teheran begrüße den Besuch des
französischen Außenministers und des Präsidenten. Es gebe mit
Frankreich über die Lage in der Region viel zu besprechen. Zu der
Kritik des französischen Außenministers an der Rolle Irans in der
Region sagte Ghassemi, sein Land habe es geschafft, extremistische
Gruppen wie den Islamischen Staate (IS) aus der Region zu vertreiben.
"Wir möchte daran erinnern, dass ohne den Einsatz Irans die Lage
nicht nur in der Region, sondern auch in Europa, also auch in
Frankreich, anders aussehen würde als heute." Die Europäer sollten
aufpassen, nicht in die Falle der USA und ihren unwissenden
Verbündeten zu geraten.


ISRAEL UND SAUDI-ARABIEN GEGEN IRAN

Seit geraumer Zeit bahnt sich ein Bündnis zwischen Saudi-Arabien und
Israel gegen Iran an. Während die Saudis über diesen Plan schweigen,
reden israelische Politiker immer deutlicher über die Notwendigkeit
eines Bündnisses gegen den gemeinsamen Feind. Zuletzt sagte der
israelische Bildungsminister Naftali Bennett in einem Interview mit
der BBC am 28. Dezember, Israel sei bestrebt, im Nahen Osten
Bündnisse zu schließen. Es liege im Interesse aller arabischer
Staaten, Iran "Zügel anzulegen". Für diese Staaten sei Iran eine
weitaus größere Bedrohung als für Israel. Denn "wir sind stark
(genug), um uns zu wehren". "Die arabischen Staaten sind mehr auf
Israel angewiesen, als wir auf sie." Der zunehmende Einfluss Irans in
Syrien und Libanon sei ein wichtiger Grund für eine gemeinsame
Politik zwischen Israel und den arabischen Staaten.

Wenige Tage zuvor hatte der israelische Geheimdienstminister, Yisrael
Katz, den saudischen König Salman aufgefordert, Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu nach Riad einzuladen und den Kronprinzen Bin
Salman nach Israel zu schicken. Iran sei dabei in Libanon eine Fabrik
zur Herstellung von Raketen aufzubauen, sagte Katz in einem Interview
mit der saudi-arabischen Zeitung Ilaf am 14. Dezember. Das werde
Israel unter keinen Umständen dulden, ebenso wenig werde Tel Aviv die
Lieferung von Waffen über Syrien an die Hisbollah hinnehmen.

Bennett bestritt, dass Israel in der Region isoliert sei. Israel habe
"sehr gute" bilaterale Beziehungen, sagte er.

Die harte Haltung der USA gegenüber Iran wurde in Riad mit Freuden
begrüßt. In einer offiziellen Mitteilung, die von der saudischen
Nachrichtenagentur verbreitet wurde, wird Iran vorgeworfen, die
Hisbollah und die Huthis mit Waffen zu unterstützen. Auch die
Arabischen Emirate riefen die Weltgemeinschaft auf, gegen die
iranische Bedrohung vorzugehen.


IRAN WILL WEITERHIN IN SYRIEN PRÄSENT SEIN

Der Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats, Ali Schamchani,
sagte am 18. Dezember der Presse, Iran wolle weiterhin in Syrien
präsent sein. "Mit der Zustimmung der syrischen Regierung werden wir
dortbleiben und unsere militärischen Beratungen bis zur Vernichtung
aller Terroristen weiterführen." Auf die Kritik gegen die iranische
Einflussnahme seitens des Westens und Israels sagte Schamchani, es
sei das Recht Irans seine nationalen Interessen zu verfolgen und für
die Sicherheit der Region zu sorgen.

Iran, Russland und die Türkei bemühen sich seit längerem, als
"Garantiemächte" in Syrien einen Waffenstillstand durchzusetzen und
Frieden wiederherzustellen. Während Russland und Iran die Regierung
von Präsident Assad unterstützen, vertreten die Türken die Interessen
der Rebellen. Das Ziel der drei Mächte sei, nach deren Angaben, einen
"Kongress der Völker Syriens" zu organisieren, auf der sich alle
"Gruppen der syrischen Gesellschaft" treffen, eine Verfassung
ausarbeiten und freie Wahlen vorbereiten. Es hat mehrere Treffen in
der kasachischen Hauptstadt Astana gegeben, zuletzt am 22. Dezember.
Dabei wurde für den 29. und 30. Januar eine Syrien-Konferenz im
russischen Badeort Sotschi geplant, an der alle am Krieg beteiligten
Partein teilnehmen sollen.

Einer dpa-Meldung vom 22. Dezember zufolge hat der Chefunterhändler
der syrischen Regierung, Baschar al-Dschafari, seine Teilnahme an dem
Kongress zugesagt. Der Kongress könne "als Grundlage für einen
Dialog" zwischen den Syrern dienen. Demgegenüber sagte ein Vertreter
der Opposition, Ahmad Tuma, man könne nicht von einem Dialog sprechen
und zugleich das Volk töten. Am 26. Dezember lehnte die syrische
Opposition ihre Teilnahme ab. "Die Russen versuchen mit dieser
Konferenz die Genfer Gespräche zu umgehen und der syrischen
Bevölkerung Bedingungen aufzudrängen", zitierte die dpa
Oppositionssprecher Ahmed Ramadan. Zudem wolle Russland eine bereits
ausgearbeitete Verfassung durchsetzen.


BRIEF DES CIA-DIREKTORS AN GENERAL SOLEIMANI

Mike Pompeo, Direktor des amerikanischen Geheimdienstes CIA, hat am
2. Dezember bestätigt, dass General Soleimani, Oberbefehlshaber der
Al-Kuds-Brigade, der Abteilung der Revolutionsgarde für
Auslandseinsätze, sich geweigert habe, einen Brief von ihm in Empfang
zu nehmen. Er hatte nach eigenen Angaben dem General in dem Brief
mitgeteilt, dass die USA für jede Beeinträchtigung ihrer Interessen
im Irak, Iran und Soleimani verantwortlich machen würden. Pompeo, der
für seine aggressive Haltung gegenüber Iran bekannt ist, erläuterte,
"wir wollten sicher sein, dass die Iraner uns verstehen." Doch
Soleimani habe den Umschlag nicht geöffnet. "Aber das hat mir nicht
das Herz gebrochen", sagte Pompeo scherzend.

Dass der Direktor des amerikanischen Geheimdienstes dem General eines
Landes, zu dem die USA keine diplomatischen Beziehungen pflegen,
einen Brief schreibt, ist ungewöhnlich. Zudem einen Brief, den Iran
gegen die USA propagandistisch ausschlachten kann. Politische
Beobachter vermuten, dass dies die Gerüchte über einen Wechsel an der
Spitze des US-Außenministeriums bestätigt. Diese besagen, dass Pompeo
demnächst das Außenministerium übernehmen soll. Er steht Präsident
Donald Trump sehr nah. Auch er gehört zu den entschiedenen Gegnern
des Atomabkommen mit Iran und tritt für eine harte Politik gegen das
Land ein.

Drei Tage zuvor hatte der Büro-Chef des Revolutionsführers, Mohammad
Mohammadi Golpajegani, während eines Vortrags in Teheran erzählt, vor
kurzem, als sich Soleimani in Syrien aufgehalten habe, habe ein Bote
ihm einen Brief von dem Direktor der CIA überreichen wollen. Aber der
General habe gesagt: "Ich will den Brief nicht lesen, ich will mit
diesen Leuten überhaupt nichts zu tun haben."


FEINDSCHAFT ZWISCHEN IRAN UND ISRAEL NIMMT AN SCHÄRFE
ZU

Die Feindschaft zwischen Iran und Israel hat in den letzten Monaten
erheblich an Schärfe gewonnen. Grund dafür ist, dass Iran nach der
fast vollständigen Vertreibung des Islamischen Staates (IS) aus
Syrien und Irak seine militärischen Kräfte nicht aus diesen Ländern
abgezogen, sondern im Gegenteil, seine Präsenz verstärkt hat. Israel
betrachtet diese Präsenz nahe der israelischen Grenze als Bedrohung.

Daher warnte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu am 3.
Dezember abermals vor Aktivitäten Irans in der Region. In einer
Video-Botschaft, die auf Facebook verbreitet wurde, sagte Netanjahu:
"Lasst mich die Politik Israels noch einmal erläutern. Wir werden
einem Regime, das zur Vernichtung des jüdischen Staates entschlossen
ist, nicht erlauben, Atomwaffen zu besitzen, wir werden diesem Regime
nicht erlauben, dass es sich in Syrien militärisch verschanzt."
Seiner Meinung nach erlaube das Atomabkommen, das 2015 zwischen Iran
und den UN-Vetomächten plus Deutschland geschlossen wurde, innerhalb
eines Jahrzehnts ein ganzes Arsenal von Atomwaffen zu produzieren.

Von dieser Videobotschaft gab es eine längere Version, die vor dem
Saban-Forum in Washington abgespielt werden sollte. Doch wenige
Stunden nachdem Syrien Israel beschuldigte, einen Militärstützpunkt
in der Nähe von Damaskus bombardiert zu haben, entschied sich der
Ministerpräsident für die kürzere Fassung.

Der britische Sender BBC hatte vor wenigen Wochen, gestützt auf eine
Quelle aus dem Westen, berichtet, Iran sei dabei in der Nähe von
Damaskus einen Militärstützpunkt zu errichten. Manche Beobachter sind
der Meinung, dass eben dieser Ort von Israel bombardiert wurde.

Netanjahu verglich die Islamische Republik mit Nazi-Deutschland.
"Beide Regimes haben zwei wichtige Dinge gemeinsam. Erstens ein
rücksichtsloses Streben, den Menschen Tyrannei und Terror
aufzuzwingen, und zweitens ein rücksichtsloses Streben nach Mord an
Juden", sagte er. Er kenne die Geschichte, daher spreche er häufig
über Iran. "Wenn Tyrannen zur Zerstörung meines Volkes aufrufen, dann
glaube ich ihnen. Ich habe nicht den Luxus, ihre Drohungen mit
Völkermord in den Wind zu schlagen."

Auch in Iran mangelt es nicht an Attacken gegen Israel. Bei fast
allen staatlich organisierten Kundgebungen werden israelische Fahnen
verbrannt und "Tod Israel" gerufen. Zuletzt hat Iran auf die
Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt Israels durch die USA mit
harscher Kritik reagiert. "Mit diesem heiligen Ort soll man die
Muslime nicht provozieren", warnte Präsident Hassan Rohani am 6.
Dezember auf einer internationalen Konferenz zur Stärkung der
panislamischen Einheit in Teheran. Es gehe um islamische Heiligtümer,
die nun weltweit auf dem Spiel stünden. In dieser Lage "kann und wird
Iran nicht still sitzen", drohte der Präsident. Er rief die Muslime
in aller Welt auf, sich gemeinsam gegen diese
"amerikanisch-zionistische Verschwörung" zur Wehr zu setzen. Auch den
Palästinensern empfahl er, "mutiger als je zuvor" gegen solche
Verschwörungen vorzugehen.

Auch Revolutionsführer Ali Chamenei bezeichnete auf der Konferenz
Trumps Entscheidung als Folge der "Lähmung und Inkompetenz" der
US-Führung. "Die Zionisten werden einen heftigen Schlag erhalten" und
am Ende werde Palästina von der Besatzung befreit werden, sagte
Chamenei. "Jerusalem zur Hauptstadt des besetzten Palästinas zu
erklären, zeigt lediglich die Verzweiflung und Handlungsunfähigkeit
(der USA und Israels)". "Letztendlich wird Palästina befreit werden,
und die Palästinenser sowie die islamische Welt werden als Sieger
dastehen", sagte Chamenei.

Rohani begrüßte in einem Telefonat mit dem türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan, dass er als amtierender Vorsitzender der
Organisation für islamische Zusammenarbeit (OIC) einen Gipfel zum
Thema Jerusalem für den 13. Dezember einberufen habe.

Am 8. Dezember rief der erzkonservative Teheraner Freitagsprediger
Ayatollah Ahmad Chatami die Palästinenser zu einem Aufstand gegen
Israel auf. Er sagte, auf Trumps Entscheidung könne es nur eine
Reaktion geben: "eine neue Intifada". Am selben Tag gab es in einigen
Städten Irans staatlich organisierte Demonstrationen und
Massenkundgebungen. "Nieder mit Amerika", "Nieder mit Israel",
"Befreiung Jerusalems steht bevor", skandierten die Teilnehmer. Neu
war die Parole "Nieder mit Trump". Dabei wurden Flaggen der USA und
Israels verbrannt. Die Behörde für islamische Propaganda erklärte,
Ziel der Demonstrationen sei, den Palästinensern zu zeigen, dass Iran
ihnen "bis zum finalen Sieg und der Befreiung Jerusalems" beistehen
und ihren Kampf unterstützen werde.

Am 12. Dezember bot General Ghassem Soleimani, Oberbefehlshaber der
Al-Kuds Brigade, einer Abteilung der Revolutionsgarde für
Auslandseinsätze, in einem Telefonat mit dem Kommandeur der
palästinensischen Al-Qassam-Brigaden den Palästinensern Hilfe an.
"Alle bewaffneten Gruppen in der Region stehen bereit, um die
AL-Aksa-Moschee zu verteidigen", sagte der General laut Sepahnews.


ÜBERFLUGVERBOT FÜR BULGARISCHE MASCHINE DEMENTIERT

Einem Bericht der dpa vom 30. November zufolge hat Iran bestritten,
einer bulgarischen Maschine den Überflug über iranisches Territorium
nicht erlaubt zu haben. Damit reagierte das Teheraner
Außenministerium auf einen Vorwurf des bulgarischen
Außenministeriums, Teheran habe einer Regierungsmaschine mit
Präsident Boiko Borissow und Ex-König Simeon II. an Bord den Überflug
über Iran nicht gestattet. Außenministerin Ekaterina Sachariewa
erklärte, Teheran habe die Maschine aufgefordert, den iranischen
Luftraum zu verlassen. Die Maschine sei dieser Aufforderung gefolgt
und habe über die Türkei und Irak ihren Flug fortgesetzt.

Die Erlaubnis zum Überflug sei der bulgarischen Botschaft in Teheran
erteilt worden, sagte Irans Außenamtssprecher Bahram Ghassemi. Doch
der Pilot habe dem Kontrollturm falsche Daten gesendet, was ein
Verbot des Überflugs zur Folge gehabt habe. Bulgarien sei ein mit
Iran befreundeter Staat und der iranische Luftraum sei für
bulgarische Maschinen stets frei, betonte Ghassemi.

Trotz dieser Erklärung gewinnt der Fall eine gewisse Brisanz, wenn
man bedenkt, dass das Ziel der Maschine die Hauptstadt Saudi-Arabiens
Riad war.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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LESUNG/1683: Braunschweig - "Pollys Piratenparty" am 18. Januar 2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt: "Pollys Piratenparty"



Braunschweig. Das Bilderbuch "Pollys Piratenparty" von Matthias
Weinert ist am Donnerstag, 18. Januar, um 16.30 Uhr, als
Bilderbuchkino in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek,
Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs
Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss kann gemalt werden. Der Eintritt
ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.

Die Geschichte handelt von einer Einladung zum Geburtstag.
Piratenkapitän Brummel und seine wilden Männer freuen sich auf Brause,
Gummibärchen und Kuchen. Nicht so begeistert sind sie über das
vorherige Waschen, das furchtbare Haarekämmen und das grauselige
Fingernägelschneiden. Frisch gebadet und wohlparfümiert erscheinen die
Piraten bei der kleinen Polly zum Fest. Aber sehen so sehen doch keine
echten Piraten aus; Polly hatte doch echte Piraten eingeladen. Die
Zweigstelle ist montags und donnerstags von 10 bis 18 Uhr geöffnet.
Das nächste Bilderbuchkino findet in der Weststadt am Donnerstag, 15.
Februar statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018
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LESUNG/1682: Leverkusen - "Urmel taucht ins tiefe Meer" am 18.1.2018


Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel": Urmel taucht ins tiefe Meer



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 18. Januar, liest
Vorlesepatin Kerstin Berger das Bilderbuch "Urmel taucht ins tiefe
Meer" von Max Kruse und Günther Jakobs vor. Das Urmel ist aufgeregt:
Professor Habakuk Tibatong hat eine Tauchtablette erfunden, mit der
man ganz lange unter Wasser bleiben kann, ohne Luft zu holen. Damit
können das Urmel und seine Freunde die geheimnisvolle Welt tief unten
im Meer erkunden. Und was sie dort finden, ist eine Sensation!
Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Januar 2018
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LESUNG/1681: Braunschweig - "Der große Panda lässt den Drachen fliegen" am 18.1.2018


Stadt Braunschweig

Chinesisch-deutsches Bilderbuchkino

"Der große Panda lässt den Drachen fliegen"



Braunschweig. Als zweisprachiges Bilderbuchkino auf Chinesisch und
Deutsch ist das Bilderbuch "Der große Panda lässt den Drachen fliegen"
von Ana Obtresal am Donnerstag, 18. Januar, um 16 Uhr, in der
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, zu sehen.

Nach der Präsentation durch Lesepaten der Bürgerstiftung Braunschweig
gibt es ein Bastelangebot. Die Geschichte ist für Kinder ab vier
Jahren geeignet. Der Eintritt ist frei; eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6834.

Die Geschichte spielt im Frühling und handelt von einem Panda, der
seinem Freund dem Hasen vorschlägt, einen Drachen fliegen zu lassen.
Der überaus ängstliche Hase befürchtet, gefressen zu werden. Doch der
Panda beruhigt ihn. Der Drachen, den er meint, der ist nämlich aus
Papier. Gemeinsam basteln sie einen wunderschönen roten Glücksdrachen
und laufen mit ihm auf einen Hügel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Januar 2018
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LESUNG/1680: Kiel - "Leseratten des Literaturhauses", nächstes Treffen am 18.1.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein - Junges Literaturhaus

"Leseratten des Literaturhauses"

Literaturhaus, Donnerstag, 18.01.2018, 16 Uhr

Teilnahme frei (Anmeldung erbeten)



Das Junge Literaturhaus sucht auch weiterhin neue Leseratten! Bei uns
treffen sich Kinder und Jugendliche zwischen 8 und 18 Jahren, um
Neuerscheinungen aus der Welt der Kinder- und Jugendbücher zu lesen,
Rezensionen zu schreiben und die "Lesetipps" zusammen zu stellen.

Informationen und Anmeldung zu den Veranstaltungen des Jungen
Literaturhauses unter T 0431/5796841 oder junges@literaturhaus-sh.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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WETTBEWERB/264: Soest - Unglaubliche Chatgeschichten gesucht - Bewerbung bis 8.4.2018


Kreis Soest

Unglaubliche Chatgeschichten gesucht

Schreibwettbewerb rund um WhatsApp und Co. für Schülerinnen und
Schüler



Kreis Soest (kso.2018.01.12.011.km). Zum 14. Mal suchen das
Medienzentrum, die Bildungsregion und das Schulamt für den Kreis Soest
nach den besten Geschichtenerzählern in den weiterführenden Schulen.
Unter der Überschrift "Ein unglaublicher Chat" können Schülerinnen und
Schüler ihre Beiträge bis zum Sonntag, 8. April 2018, einreichen.

Messenger-Apps wie WhatsApp, Threema oder Telegram haben die
Kommunikation in vielerlei Hinsicht verändert und vereinfacht. Doch
manchmal nehmen Unterhaltungen eine ungeahnte Wendung, es kommt zu
Missverständnissen und Überraschungen. Für den diesjährigen
Schreibwettbewerb sind daher alle Schülerinnen und Schüler der
Klassenstufen 5 bis 13 eingeladen, kuriose, lustige oder auch
unheimliche Chatgeschichten zu erfinden.

Eingereicht werden können Texte, die in Dialogform verfasst sind und
maximal 55 Zeilen umfassen (Schriftart Arial, Schriftgröße 11).
Interessierte Schülerinnen und Schüler senden ihre Texte per E-Mail an
medienzentrum@kreis-soest.de.

Die besten Beiträge werden am Samstag, 30. Juni 2018, im
Börde-Berufskolleg in Soest mit Buchpreisen ausgezeichnet. Unter den
Schulklassen, die ihre Texte im Verbund einreichen, wird zusätzlich
ein Zuschuss zur Klassenkasse ausgelobt. Darüber hinaus werden alle
eingereichten Chatgeschichten in einem Buch veröffentlicht, das nach
Ende des Wettbewerbs an alle Teilnehmenden und Interessenten
verschenkt wird.

Weitere Informationen und die genauen Teilnahmebedingungen können
unter www.kreis-soest.de/medienzentrum nachgelesen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Kreis Soest

Pressereferent Wilhelm Müschenborn (V.i.S.d.P.)

Hoher Weg 1-3, 59494 Soest

Telefon: (+49) 02921/303200

Fax: (+49) 02921/302603

E-Mail: Pressestelle@Kreis-Soest.de

Internet: www.kreis-soest.de
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TREFF/647: Hanau - Künstlerinnen-Gespräche in der Ausstellung "licht form farbe", 17.1. und 14.2.


Künstlerinnen-Gespräche in der Ausstellung



In der Reihe "Kunst vor dem OB-Büro" präsentieren bis zum 23. Februar
die beiden Hanauer Künstlerinnen Doris Schmidt-Haub und Susanne Voß
unter dem Motto "licht form farbe" eine Auswahl ihrer Werke:
Schmidt-Haub zeigt mehr als 20 farbenfrohe, charakteristische Gemälde,
Voß stellt die gleiche Anzahl an Goldschmiedearbeiten, überwiegend aus
Silber, aus.

Beide Damen stehen am 17. Januar und 14. Februar, jeweils von 14 bis
16 Uhr, interessierten Besucherinnen und Besuchern für Gespräche und
Führungen in der Ausstellung zur Verfügung. Die Präsentation ist
während der Öffnungszeiten des Stadtladens, montags bis freitags von 9
bis 15 Uhr im ersten Stock des Rathaus-Neubaus am Marktplatz zu
besichtigen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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DAS BLÄTTCHEN/1758: Das Zeitalter der Nostalgie


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 1 | 1. Januar 2018

Das Zeitalter der Nostalgie

von Ulrich Busch



1516 erschien Thomas Morus' Schrift "Utopia" - ein Werk von wahrhaft
epochaler Bedeutung, das für die Weltsicht und Zukunftserwartung der
Menschheit, für das Entwerfen gesellschaftlicher Alternativen und Visionen
für Jahrhunderte richtungsweisend sein sollte. Das diesem Anlass 2016
gewidmete 500. Jubiläum verlief demgegenüber bemerkenswert unspektakulär.
Kaum jemand interessierte sich noch für Morus' Ideen und dessen Entwurf
einer humanen und fortschrittlichen Zukunftsvision. Nicht viel besser
erging es 2017 Martin Luther, als dessen zukunftsweisendes Reformwerk auf
ein halbes Jahrtausend zurückblicken konnte, wofür sich aktuell aber
ebenfalls weit weniger Interesse regte als offiziell erwartet worden war.
Woran liegt´s? Was ist der Grund dafür, dass Utopien, die sich aus
der Überzeugung speisen, dass es zum gegenwärtigen Gesellschaftszustand
eine humane Alternative gibt, an Strahlkraft verlieren, während
Dystopien und Retrotopien, worin destruktive Tendenzen zu
negativen Visionen verdichtet beziehungsweise diffuse Zukunftsbilder aus
der Vergangenheit entlehnt werden, Konjunktur haben?

Der weithin bekannte Philosoph und Soziologe Zygmunt Baumann (1925-2017)
ist dieser Frage nachgegangen und hat dazu ein spannendes Buch vorgelegt:
"Retrotopia". Es ist das letzte abgeschlossene Werk des großen 
polnisch-britischen Gegenwartsanalytikers jüdischer Herkunft, der in seinem langen
Leben mehr als 50 Bücher verfasst und die intellektuelle Szene des 20.
Jahrhunderts maßgeblich mitgeprägt hat. Das Buch ist ein Alterswerk -
weise, distanziert und tiefblickend. Aber auch nicht frei von Irritation,
Angst und Resignation. Baumann sieht die kommunistischen Utopien seit Morus
als "beerdigt" an und konstatiert: "Wir haben keinen neuen Traum, durch den
wir sie ersetzen könnten, weil wir uns keine bessere Welt als die
vorstellen können, in der wir heute leben." So treten heute, 500 Jahre nach
Morus´ Vision und deren Zurückweisung im Zuge einer dialektischen Negation,
"Retrotopien" an deren Stelle, das heißt Visionen, die sich aus einer
"verlorenen/geraubten/verwaisten, jedenfalls untoten Vergangenheit"
speisen. Die Folgen dieses Umschwungs, dieser Tendenzwende, sind auf allen
Ebenen des sozialen Zusammenlebens spürbar: im Zeitgeist der Nostalgie, im
weltanschaulichen Romantizismus, in den veränderten Lebensstrategien, die
praktiziert werden. Vor allem aber in einer allgemeinen
Rückwärtsorientierung der Politik. Der Autor unternimmt den Versuch, so
etwas wie "ein Inventar" dieser Umschwünge und Kehrtwenden zu erstellen,
die mit dem Aufkommen retrotopischer Regungen und Praktiken verbunden sind.
Dazu bedient er sich eingängiger Formeln zur Beschreibung der retrograden
Veränderungen. Bei diesen rückwärts gerichteten Bewegungen, den vier großen
"Zurück", handelt es sich um "Hobbes", das "Stammesfeuer", die "soziale
Ungleichheit" und den "Mutterleib".

"Hobbes" steht für eine Welt ohne ordnende und kontrollierende Politik,
eine individualisierte Welt des Krieges aller gegen alle. Baumann sieht uns
auf dem Wege dorthin, in "eine Welt zunehmend schwindender Bindungen, der
Deregulierung und Atomisierung politischer Strukturen, der Trennung von
Politik und Macht". Das "Zurück zum Stammesfeuer" steht für die
Kapitulation der Staaten vor den Herausforderungen der Zukunft. "Der
Gedanke an die Zukunft löst heute Angst aus, da wir das Vertrauen an unsere
kollektive Fähigkeit verloren haben, mögliche Exzesse zu verhindern und das
Morgen weniger furchteinflößend und abstoßend und dafür 'nutzerfreundlich'
zu machen." So steht die Vision des "Fortschritts" heutzutage nicht mehr
für "sozialen Aufstieg", sondern löst "Verlustängste" aus. Die Folge ist
ein Sich-Klammern an alte Gewissheiten und längst vergangene Stabilitäten.
Die Rückkehr zur "sozialen Ungleichheit" - wie sie von Thomas Piketty
unübertroffen beschrieben worden ist - erscheint als ein Versagen der
Politik gegenüber den Kräften der Globalisierung. Alle Errungenschaften des
Fordismus und der Sozialen Marktwirtschaft sind in den letzten drei
Jahrzehnten wieder rückgängig gemacht worden. Baumann zeichnet ein düsteres
Bild des gegenwärtigen Kapitalismus - ohne Chance, dass sich die Schere
zwischen "Arm" und "Reich", die sich immer weiter öffnet, jemals wieder
schließen wird. Einziger möglicher Ausweg scheint ihm die Umsetzung einer
"utopisch-schlaraffenartigen Idee" zu sein, die Einführung eines
Bedingungslosen Grundeinkommens. Die hierzu gemachten Ausführungen
entbehren jedoch ökonomischer Einsicht. Es wird ein Geheimnis bleiben, ob
sie von Altersweisheit und -weitsicht diktiert worden sind oder aber
Ausdruck der sprichwörtlichen Abstinenz beziehungsweise Ignoranz des
Soziologen gegenüber wirtschaftlichen Tatsachen und ökonomischen
Zusammenhängen.

Im letzten Kapitel setzt sich der Autor mit dem Individualismus und
Narzissmus unserer Tage auseinander. Er erblickt in der Ablösung des viel
geschmähten Homo oeconomicus durch den Homo psychologicus, "das Endprodukt
des bürgerlichen Individualismus", eine typische Erscheinung der
konsumistisch-narzisstischen Gesellschaft. In Rezeption umfangreicher
Literaturquellen geht Baumann vielfältigen Tendenzen der Gegenwart nach, um
seine Thesen von einer Hinwendung der Gesellschaft zu alten "Mustern" und
früheren Lebensformen und Ideen zu untermauern. "Wir leben in einer Epoche
der Brüche und Diskrepanzen, einer Epoche, in der alles [...] möglich ist,
während man nichts oder so gut wie nichts - in der Gewissheit, es zu
durchschauen, selbstbewusst angehen kann [...]." Die Folge ist eine
"Atmosphäre des Unbehagens, der Verwirrung und Angst". Die Reaktionen
hierauf folgen alten, der Vergangenheit entlehnten Mustern von
Desintegration, Abgrenzung, Konflikt und Krieg. Einzig richtig aber wäre,
so die Botschaft des Autors, eine umfassende globale Integration ohne
vorausgehende Separation. Davon aber ist die Menschheit im Zeitalter der
Nostalgie national wie international weit entfern.

Zygmunt Baumann: Retrotopia, Edition Suhrkamp, Berlin 2017, 220 Seiten,
16,00 Euro.

 * 

Quelle:
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GEGENWIND/744: Vor 100 Jahren - "Hoch der Massenstreik! Auf zum Kampf"


Gegenwind Nr. 352 - Januar 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Vor 100 Jahren

Kiel, Januar 1918: "Hoch der Massenstreik! Auf zum Kampf!"

von Günther Stamer



Nach der erfolgreichen Oktoberrevolution in Russland beschloss der
2. Sowjetkongress am 8. November 1917 das "Dekret über den Frieden".
In ihm wird die Fortsetzung des Weltkrieges als "das größte Verbrechen
an der Menschheit" angeklagt und allen kriegsführenden Völkern und
Regierungen wird vorgeschlagen, sofort Verhandlungen über einen
Frieden ohne Annexionen und Kontributionen aufzunehmen. Das Dekret
wandte sich somit nicht nur an die Regierungen sondern auch an die
Bevölkerungen der am Krieg beteiligten Länder und forderte sie auf, in
ihren Staaten entschlossen für die Beendigung des Krieges zu
kämpfen.


Tatsächlich nahm die deutsche Regierung das Angebot der
Sowjetregierung an und am 3. Dezember wurden in Brest-Litowsk
Verhandlungen aufgenommen, die Mitte Dezember in ein
Waffenstillstandsabkommen mündeten. Mitte Januar 1918 legte die
deutsche Delegation der Sowjetregierung dann ihre Forderungen für eine
Beendigung des Krieges vor: Von Russland sollten Polen, Litauen, ein
Teil Belorusslands, die Ukraine sowie Teile Estlands und Lettlands
abgetrennt werden. Statt eines militärischen Sieges setzte das
kaiserliche Deutschland jetzt auf einen diplomatischen "Raubfrieden"
im Osten um alle verfügbaren Kräfte auf den Westen zu konzentrieren.

Als Reaktion auf dieses Manöver verstärkten die Linken in Deutschland
ihre Agitation unter den Arbeiter*innen für einen "gerechten Frieden".
Die Spartacus-Gruppe (Liebknecht/Luxemburg) innerhalb der USPD
orientierte in ihren "Spartacus-Briefen" auf die Beendigung des
Weltkrieges durch den revolutionären Sturz von Kaiser und Kapital auf
dem Wege politischer Massenaktionen und Massenstreiks. Im
Spartacus-Brief vom Januar 1918 heißt es. "Der allgemeine Friede lässt
sich ohne Umsturz der herrschenden Macht in Deutschland nicht
erreichen. Nur im offenen Massenkampfe um die politische Macht, um die
Volksherrschaft und die Republik in Deutschland, lässt sich jetzt das
erneute Auflodern des Völkermordens und der Triumph der deutschen
Annexionisten im Osten und Westen verhindern. Die deutschen Arbeiter
sind jetzt berufen, die Botschaft der Revolution und des Friedens vom
Osten nach dem Westen zu tragen."

Ende Januar 1918 kam daraufhin im gesamten Deutschen Reich zu Streiks
und Aktionen für die Beendigung des Krieges - so auch in Kiel.

Am 25. Januar traten etwa drei Viertel der Belegschaft der
Friedrichsorter Torpedo-Werkstätten in den Streik. Diesem Streik
schlossen sich die Beschäftigten der Kieler Germania-Werft und
weiterer Kieler Rüstungsbetriebe an. Am 29. Januar versammelten sich
etwa 30.000 Arbeiter zu einer politischen Kundgebung auf dem
Wilhelmsplatz - und das gegen den erklärten Willen von Gewerkschafts-
und SPD-Seite, die nach wie vor an ihrer "Burgfriedenspolitik"
festhalten wollten. Reichsweit beteiligten sich über eine Million
Arbeiter*innen an diesen Aktionen. Am 30./31. Januar erreichte die
Bewegung in Berlin ihren Höhepunkt. Daraufhin verhängten die
Militärbehörden den verschärften Belagerungszustand über Berlin und
stellten die größten Rüstungsbetriebe unter militärische Leitung.

Otto Preßler aus Kiel erinnert sich

Otto Preßler, Jungarbeiter auf der Germaniawerft Kiel, seit 1914
Mitglied der SPD und Leser der "Spartacus-Briefe", erinnert sich: "Im
August 1914 standen uns die Haare zu Berge, als wir unsere
'Schleswig-Holsteinische Volkszeitung' ins Haus bekamen. Da stand
alles andere drin als das, was wir gelernt hatten von den Alten im
Betrieb und in der Organisation. Wir waren doch zu Antimilitaristen
erzogen worden. Aber am 5. August stand in der 'Volkszeitung': 'Es ist
berechtigt und es ist notwendig und es ist gut, wenn Deutschland sein
Schwert zieht. Entweder untergehen, nachdem wir das letzte gewagt
haben oder siegen und ganz Europa befreien, das ist nunmehr die
Losung. Wir wollen den Frieden. Aber die Franzosen wollen ihn nicht.
Und darum müssen sie jetzt mit harten Schlägen niedergezwungen werden.
Ist das geschehen, so soll die ganze Stoßkraft des
Verteidigungskrieges gegen die Halbmongolen im Osten sich richten.'
Wir hörten von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, vor allem
Liebknechts Reichstagsrede im Dezember 1914. Und wir haben rebelliert.
Daraufhin hat uns der sozialdemokratische Parteivorstand in Kiel ein
'Regulativ' vorgelegt. Wir durften nicht gegen die Kriegspolitik
eintreten. Zuwiderhandlungen hätten ein Hausverbot in den Jugendheimen
zur Folge."

Da Otto Preßler regelmäßig die "Spartacusbriefe" las, wirkte er trotz
der Drohungen der rechten SPD-Führung weiter im antimilitaristischen
Sinne unter seinen Arbeitskollegen auf der Werft und unter den
Kameraden, denn auch er wurde Mitte 1915 eingezogen und musste "ins
Feld".

Unmittelbarer Anlass der Kieler Streiks in den Rüstungsbetrieben Ende
Januar 1918 war die Einberufung mehrerer Vertrauensleute zum Heer. Am
29. Januar versammelten sich 30.000 Kieler Arbeiter zu einer
Kundgebung auf dem Wilhelmsplatz. Auf dieser Kundgebung klang schon
der Wille zur revolutionären Veränderung durch. Es wurde der Ruf
erhoben, dem Beispiel der Arbeiter in Russland zu folgen und auch in
Kiel Räteorganisationen zu bilden. Dieser Vorschlag wurde mit großer
Begeisterung angenommen und es wurde der erste Kieler Arbeiterrat
gebildet.

Als politisches Sammelbecken der kriegsablehnenden Linken hatte sich
in Kiel die USPD herausgebildet. Sie umfasste Anfang 1918 etwa 1.000
Mitglieder, was ziemlich genau der Zahl entsprach, die die SPD an
Mitgliedern verloren hatte. Die Ordnungsmacht reagierte auf die
Gründung der Parteiopposition umgehend und verhaftete die führenden
Genossen bzw. zog sie zum Kriegsdienst ein. Das hatte zur Folge, dass
ein großer Teil der führenden Kieler USPD-Funktionäre gar nicht
unmittelbar an der Kieler Novemberrevolution beteiligt waren.
Allerdings stellte die USPD mit Lothar Popp und Karl Artelt die
Vorsitzenden des Kieler Soldatenrates. Karl Artelt war im März 1917
einer der Streikführer auf der Germaniawerft gewesen und dafür zu
sechs Monaten Haft verurteilt worden - anschließend hatte man ihn zum
Militär eingezogen und für sechs Monate nach Flandern geschickt. Seit
dem Frühjahr 1918 war er aber wieder in Kiel und wurde als Spezialist
zur Torpedowerkstatt nach Kiel-Friedrichsort abkommandiert und sollte
auf die kommenden Ereignisse des Jahres 1918 in Kiel entscheidenden
Einfluss nehmen.


Anmerkung

(1) Otto Preßler wurde 1919 Vorsitzender der Kieler KPD und ein
bekannter Betriebs- und Gewerkschaftsfunktionär. Nach der Befreiung
vom Faschismus wurde er KPD-Ratsherr in Kiel und Abgeordneter der
ersten beiden schleswig-holsteinischen Landtage. Vgl. Detlef
Siegfried, "Ich war immer einer von denen, die kein Blatt vor den Mund
nahmen!" - Kontinuitäten und Brüche im Leben des Kieler Kommunisten
Otto Preßler. In: Jahrbuch Demokratische Geschichte IV, Kiel 1989

 * 
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GLEICHHEIT/6543: Facebook gibt Pläne zur Zensur politischer Nachrichten bekannt


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Facebook gibt Pläne zur Zensur politischer Nachrichten bekannt

Von Andre Damon

15. Januar 2018



Am Freitag kündigte der Vorstandschef von Facebook, Mark Zuckerberg,
umfassende Änderungen an dem weltweit größten sozialen Netzwerk an. Bei
Nachrichten und politischen Inhalten in den Newsfeeds einzelner Nutzer soll
die Priorität zu Gunsten von "persönlichen" Inhalten herabgestuft werden.
Die Veränderung ist der bisher bedeutendste Versuch, politische
Informationen im Internet zu zensieren.

Facebook ist momentan eine wichtige Nachrichtenquelle für hunderte
Millionen Menschen auf der ganzen Welt. Die Zahl der weltweiten
Facebook-Nutzer ist von 100 Millionen im Jahr 2008 auf mehr als zwei
Milliarden gestiegen. Laut einer Umfrage des Pew Research Center vom
letzten November benutzen 45 Prozent der Amerikaner Facebook als
Nachrichtenquelle. Das sind mehr als bei jeder anderen Medienplattform.
Facebook hat sich zu einem wichtigen Werkzeug für die Organisierung von
Protesten und die Verbreitung von Informationen außerhalb der Kontrolle der
großen Medienkonzerne entwickelt. Genau das will Zuckerberg beenden, und
Facebook arbeitet dabei eng mit den großen kapitalistischen Staaten
zusammen.

In seiner Mitteilung gab Zuckerberg bekannt, das Unternehmen führe "eine
deutliche Veränderung dessen durch, wie wir Facebook aufbauen ... statt
Ihnen zu helfen, relevante Inhalte zu finden, wollen wir Ihnen zu
bedeutenderen sozialen Interaktionen verhelfen."

Sein Manifest ist voller Orwell'scher Begriffe, wie sie für autoritäre
Regimes typisch sind. Zuckerberg behauptet, die Änderungen seien dadurch
motiviert, "Verantwortung dafür zu übernehmen, dass die Benutzung unserer
Dienste nicht nur Spaß macht, sondern auch für das Wohlergehen der Menschen
gut ist". Indem Facebook Posts von Freunden und Familie höher bewertet als
Nachrichteninhalte, wird es angeblich erreichen, dass sich seine Benutzer
"stärker verbunden und weniger einsam fühlen". Insgesamt soll das "unserm
Wohlbefinden gut tun".

Mit anderen Worten: Facebook weiß, was für seine Nutzer gut ist, und
politische Nachrichten über die Weltlage sind es nicht. Solche
"öffentlichen Inhalte" werden zunehmend aus den Newsfeeds von Facebook
verschwinden, während die verbliebenen Inhalte "eben diesem Standard
unterworfen sein werden: Sie sollen eine sinnvolle Interaktion zwischen den
Menschen fördern".

In der Diktatur, die George Orwell in seinem Werk "1984" schilderte,
bedienen sich der Große Bruder und seine Anhänger des so genannten
"Neusprechs", um in allen öffentlichen Verlautbarungen den permanenten
Kriegszustand und die Diktatur zu vertuschen und Dinge in ihr Gegenteil zu
verkehren: Krieg ist Frieden. In Zuckerbergs "Funspeak" wird die
Unterdrückung der freien Information im Netz als Versuch dargestellt, "uns
enger mit den Menschen zusammenzubringen, die uns etwas bedeuten". Zensur
im Gewand einer Glückwunschkarte.

Zuckerberg erklärt außerdem, Facebook habe bereits letztes Jahr mit
"Veränderungen in dieser Richtung" begonnen, d.h. die Zensur findet bereits
statt. Die World Socialist Web Site hat in den letzten sechs Monaten
festgestellt, dass auf Facebook veröffentlichte Inhalte, vor allem Videos,
eine deutlich geringere Reichweite als früher haben. Leser haben zudem
berichtet, dass ihre eigenen Posts von WSWS-Artikeln des Öfteren als
"Spam" markiert werden.

Diese Entscheidung bedeutet eine Kehrtwende in der Unternehmensstrategie.
Dass sie politisch motiviert ist, zeigt die Tatsache, dass sie für Facebook
selbst vermutlich beträchtliche negative Konsequenzen haben wird. Wie
Zuckerberg in seiner Mitteilung einräumte, rechnet er damit, dass sich "die
Zeit, die Menschen auf Facebook verbringen, und ihr Engagement deutlich
verringern" werden. Diese Aussicht und die Erwartung eines Rückgangs der
Werbeeinnahmen von den Content-Anbietern ließ den Aktienkurs von Facebook
am Freitag um neun Prozent sinken.

Allerdings geht es um wichtigere Fragen. Die Art und Weise, wie Facebook
vorgeht, macht deutlich, dass die großen Technologiekonzerne in die
Zensurbestrebungen von Staat und Wirtschaft eingespannt sind. Bisher war es
das erklärte Ziel dieser Unternehmen, Informationen zu propagieren, zu
teilen und zu verbreiten. Jetzt sind sie zu Zensur- und Kontroll-Werkzeugen
für diese Art der Information geworden.

Zuckerberg wiederholte am Freitag eine frühere Äußerung. Demnach haben sich
Videos und andere öffentliche Inhalte in den letzten Jahren auf Facebook
explosionsartig vermehrt. Noch vor einem Jahr hätte er sich damit gerühmt,
heute ist es eine Bedrohung für ihn.

Diese Wende ist das Ergebnis einer Kampagne der Demokratischen Partei und
der Geheimdienste in den USA. Sie betreiben gemeinsam mit Medien wie der
New York Times und der Washington Post eine Kampagne im Stil
der McCarthy-Ära, die sich speziell gegen Russland richtet: Demnach werde
der russische Einfluss auf die amerikanische Politik hauptsächlich über
soziale Netzwerke ausgeübt, er korrumpiere die "amerikanische Demokratie"
und schüre "Spaltungen im Lande". Diese Argumente werden auch in
Deutschland, Frankreich und weiteren Staaten nachgeplappert.

Ende letzten Jahres hatten US-Kongressabgeordnete in mehreren Anhörungen
deutlich gemacht, was sie von Facebook, Twitter und Google erwarten: Die
sozialen Netzwerke und Dienste sollen generell gegen die politische
Meinungsäußerung vorgehen. Erst letzte Woche veröffentlichte die
Senatsfraktion der Demokraten einen umfassenden Bericht über Russlands
angebliche Einmischung in die Politik in den USA und Europa. Darin kommen
sie zu dem Schluss, dass soziale Netzwerke "in den
Desinformations-Kampagnen zur Schädigung von Demokratien wichtige
Werkzeuge" seien.

In Wirklichkeit geht es der herrschenden Klasse nicht um den "russischen
Einfluss", sondern um das Anwachsen von sozialem und politischem
Widerstand. Und das gilt sowohl für die USA, als auch weltweit. Während die
Trump-Regierung ihren reaktionären, militaristischen und undemokratischen
Kurs durchsetzt (und zum Beispiel die Netzneutralität abschafft [1]),
fürchten die Demokraten, dass die endlosen Kriege und die soziale
Ungleichheit eine gesellschaftliche Explosion auslösen könnten.

Vor fünf Monaten warnte die World Socialist Web Site, Google
zensiere linke, pazifistische und progressive Websites, und erklärte, dies
sei Teil eines allgemeinen Kurswechsels der großen Technologiekonzerne in
Richtung Zensur. Der Angriff auf demokratische Rechte und die freie
Meinungsäußerung ist in nur einem halben Jahr sehr weit fortgeschritten.
Die herrschende Klasse handelt schnell, denn sie bereitet sich auf einen
großen Krieg vor und sieht noch in diesem Jahr den Ausbruch von sozialen
Unruhen voraus.

Unter diesen Bedingungen kommt die Online-Diskussion zwischen dem
WSWS-Chefredakteur David North und dem Journalisten Chris Hedges
genau zur rechten Zeit. Der Live-Video-Stream wird in der Nacht von
Dienstag auf Mittwoch (17. Januar) von 1 Uhr bis 2:30 Uhr nachts
mitteleuropäischer Zeit übertragen werden. Wir rufen alle unsere Leser auf,
sich unter endcensorship.org [2] zu registrieren und an dieser wichtigen
internationalen Veranstaltung teilzunehmen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/12/06/netz-d06.html

[2] https://www.eventbrite.com/e/organizing-resistance-to-internet-censorship-tickets-41629871065

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 15.01.2018

Facebook gibt Pläne zur Zensur politischer Nachrichten bekannt

http://www.wsws.org/de/articles/2018/01/15/face-j15.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6542: Griechenland - Proteste gegen Syrizas Sparkurs und Streikverbot


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Griechenland: Proteste gegen Syrizas Sparkurs und Streikverbot

Von Robert Stevens

15. Januar 2018



Am Freitag, den 12. Januar, beteiligten sich tausende griechischer Arbeiter
an Demonstrationen und Streiks gegen die Syriza-Regierung. Der Widerstand
galt den neuen Sparmaßnahmen und einer umfassenden Einschränkung des
Streikrechts.

Schon die ganze Woche über war es zu Streiks gekommen, und zum Abschluss
beteiligten sich an der Demonstration in Athen fast zwanzigtausend
Arbeiter. Die Beschäftigten der Athener U-Bahn, die Ärzte und die Seeleute
legten die Arbeit für 24 Stunden nieder.

Die Streiks brachten das gesamte U-Bahnsystem zum Erliegen, sodass in der
Innenstadt ein Verkehrschaos entstand. Schiffe konnten nicht ablegen, und
die staatlichen Krankenhäuser mussten aufgrund des Ärztestreiks
Reservepersonal aufbieten.

Zu dem Ausstand aufgerufen hatten die Gewerkschaften des Dachverbands GSEE,
der die Privatwirtschaft abdeckt, und der Militanten Arbeiterfront (PAME),
die der stalinistischen Kommunistischen Partei Griechenlands nahesteht. Die
Arbeiter trugen Plakate und Transparente mit den Parolen: "Hände weg vom
Streikrecht", "Aufstand!" und "Nein zu moderner Sklaverei!"

Der frühere Schiffsoffizier Georgios Papaspyropoulos erklärte im Interview
mit Reuters: "Hier wird praktisch das Streikrecht abgeschafft ... So etwas
ist bisher nur unter der Militärjunta passiert. Diese Regierung ist nur auf
dem Papier links. Sie verhält sich wie eine Militärjunta."

Die Nachrichtenagentur zitiert auch einen 50-jährige Hotelangestellten,
Nikos Papageorgiou, mit den Worten: "Die Generationen vor uns haben für das
Streikrecht ihr Blut vergossen. Jetzt versucht eine angeblich linke
Regierung, es abzuschaffen."

Die Syriza-Regierung mobilisierte erneut Bereitschaftspolizei gegen die
Arbeiter. Als die Demonstranten in Athen auf die Stufen des
Parlamentsgebäudes auf dem Syntagma-Platz zumarschierten, wurden sie von
schwer bewaffneten Beamten mit Tränengas angegriffen.

Letzte Woche besetzten Arbeiter bei Protestveranstaltungen u.a. das
Arbeitsministerium und stellten Ministerin Efi Achtsioglou zur Rede. Auch
vor dem schwer bewachten offiziellen Wohnsitz von Ministerpräsident Alexis
Tsipras fanden Proteste statt.

Die demokratiefeindlichen Maßnahmen sind nur die letzten in einer ganzen
Reihe, welche die Europäische Union und die Syriza-Regierung der
griechischen Bevölkerung aufzwingen. Sie ist bereits durch fast zehn Jahre
brutalen Austeritätskurs ausgeblutet. Jetzt soll sie noch größere "Opfer"
bringen, damit das Land seine Schulden bei den Banken bezahlen kann, die
immer noch etwa 300 Mrd. Euro betragen.

Als Gegenleistung für den derzeitigen Kredit in Höhe von 86 Milliarden
Euro, der im August ausläuft, hat Syriza versprochen, brutale Sparmaßnahmen
durchzusetzen. Griechenland hat bisher nur 40,2 Mrd. Euro von diesem Geld
erhalten. Eine weitere Tranche von 4,5 Mrd. Euro wird es nur erhalten, wenn
die Regierung weitere Kürzungen und Privatisierungen durchsetzt.

Am heutigen Montagabend wollen Syriza und ihr Koalitionspartner, die
rechtsextremen Unabhängigen Griechen, ein Mehrzweckgesetz verabschieden,
das die Familienzulagen weiter kürzt, Zwangsversteigerungen wegen
überfälligen Darlehen schneller ermöglicht und drakonische Maßnahmen zur
Einschränkung von Streiks vorsieht.

Mit dem Anti-Streik-Gesetz wird ein Gesetz abgeschafft, das 1982 eingeführt
wurde, nachdem die faschistische Junta bereits 1974 gestürzt worden war.
Das frühere Gesetz wird dahingehend korrigiert, dass mehr Arbeiter an
Streikabstimmungen teilnehmen müssen und Streiks auf Vollversammlungen
beschlossen werden müssen. Nach dem neuen Gesetz ist ein Streik erst legal,
wenn statt einem Drittel mindestens 50 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder
dafür stimmen, und zwar 50 Prozent aller Mitglieder, und nicht nur von
denjenigen, die an der Abstimmung teilnehmen.

Für heute hat der Gewerkschaftsbund für den öffentlichen Dienst ADEDY
weitere Streiks geplant, die mit der Abstimmung im Parlament am Abend
zusammenfallen sollen. Daran werden u.a. die Beschäftigten des öffentlichen
Verkehrssystems und der staatlichen Krankenhäuser sowie Fluglotsen
teilnehmen. Letztere werden von 12 bis 15 Uhr die Arbeit niederlegen, wovon
48 Inlands- und Auslandsrouten von Aegean Air und Olympic Air betroffen
sein werden.

Als Reaktion auf die Proteste am Freitag versuchte Regierungssprecher
Dimitris Tzanakopoulos, das Ausmaß der jüngsten Maßnahmen
herunterzuspielen, und er erklärte, sie hätten keine Auswirkungen auf die
höchsten Ebenen der Gewerkschaftsbürokratien von GSEE und ADEDY: "Das
betrifft nicht die Dachgewerkschaften und ändert nichts an dem Verfahren
nach beschlossenen Streiks."

In den letzten zehn Jahren haben sich die griechischen Regierungen jeder
Couleur, von der sozialdemokratischen Pasok über die konservative Nea
Dimokratia bis hin zur Syriza-Regierung, bei der Durchsetzung ihrer
Spardiktate auf die Gewerkschaftsverbände verlassen. Sie haben in
regelmäßigen Abständen über 50-mal zu Generalstreiks aufgerufen, meist nur
für einen Tag, damit die Arbeiter "Dampf ablassen" konnten. Gleichzeitig
verhandelten sie mit der Regierung über die Umsetzung der Kürzungen.

Griechenland muss für jeden Cent, den es von der EU erhält, weitere
Angriffe auf den Lebensstandard der Arbeiterklasse durchführen. Am Freitag
berichtete die Zeitung Kathimerini: "Wie die Arbeitsgruppe der
Finanzminister der Eurozone ihrem griechischen Vertreter Giorgios
Houliarakis am Donnerstag mitteilte, hat die Regierung weniger als eine
Woche Zeit, um die letzten Vorbereitungen vor dem Review-Meeting der
Eurogruppe am 22. Januar abzuschließen."

Die Mitglieder der Euro-Gruppe hätten "eine Übersetzung der 600 Seiten des
Multi-Gesetzes erhalten, über das momentan im griechischen Parlament
debattiert wird", heißt es dort weiter. "Aber sie hatten noch keine Zeit,
den Inhalt auszuwerten", was bedeutet, dass die Euro-Gruppe erst noch
entscheiden will, ob die griechischen Vorschläge auch weit genug gehen.
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GRASWURZELREVOLUTION/1715: Interview - Rudolf Rocker rockt noch immer


graswurzelrevolution Nr. 425, Januar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Rudolf Rocker rockt noch immer

Monika Kupczyk und Bernd Drücke im Gespräch mit der Autorin Emmelie
Öden



Die Geschichte der Gewerkschaftsbewegungen ist eng mit dem Namen
Rudolf Rocker verknüpft. Rocker war einer der bedeutendsten
Theoretiker des Anarchosyndikalismus, Aktivist der Freien
Arbeiter-Union Deutschlands (FAUD) und Verfasser u.a. der
"Prinzipienerklärung des Syndikalismus". Die FAUD löste sich kurz vor
der Machtergreifung der NSDAP auf, um ihre Mitglieder zu schützen.
Rocker floh in die USA. Die anarchistische Bewegung in Deutschland
wurde in zwölf Jahren Nazidiktatur zerschlagen. Auch an diesen
vergessenen Teil der Geschichte erinnerten die FAU Münsterland und die
Redaktion der Graswurzelrevolution (GWR) am 25. November 2017 bei
einer gemeinsamen Veranstaltung in Münster. Als Referentin hatten
sie Emmelie Öden (*1991) aus Mainz eingeladen. Die Autorin
der Broschüre "Proletarisches Mainz. Der Rudolf
Rocker-Stadtführer"(1) nahm die TeilnehmerInnen mit auf eine
virtuelle Stadtführung und stellte Rocker und die damalige
Arbeiterbewegung vor. Am 26. November interviewten Monika
Kupczyk von der FAU Münsterland und GWR-Redakteur Bernd
Drücke die Autorin im Studio des Medienforums Münster. Die
Radio-Graswurzelrevolution-Sendung wurde am 15.12.2017 im Bürgerfunk
auf Antenne Münster ausgestrahlt. Sie kann in der Mediathek der
Bürgermedienplattform angehört werden.(2) Wir drucken eine
überarbeitete Kurzfassung. Eine um weitere Fragen und Antworten
ergänzte Version des Interviews erscheint voraussichtlich im Oktober
2018 in dem von Bernd Drücke herausgegebenen Buch "Anarchismus Hoch 4"
im Unrast-Verlag. (GWR-Red.)


Monika Kupczyk: Wie bist du eigentlich auf das Thema
gekommen? Warum Rudolf Rocker?

Emmelie Öden: Rudolf Rocker ist ja nicht nur ein bedeutender
Anarchist, sondern vor allem ein herausragender Theoretiker und auch
Praktiker des Anarchosyndikalismus. Insofern bin ich, dadurch dass ich
mich mit dem Anarchosyndikalismus beschäftigt habe, zwangsläufig auf
Rudolf Rocker gestoßen, der nicht nur für Deutschland wichtig ist,
sondern gerade auch international eine große Rolle spielte und spielt.
Interessanterweise ist er im englischsprachigen und auch im
spanischsprachigen Raum bekannter als in Deutschland selbst.


Monika: Wo hast du für die Broschüre recherchiert?

Emmelie: Rudolf Rocker hat ausführliche Memoiren geschrieben.
Ich unterstelle ihm, dass er beim Schreiben im Hinterkopf hatte, dass
sie vielleicht mal veröffentlicht werden könnten, weil sie nicht so
privat geschrieben sind, wie man es von einem Tagebuch kennt. Diese
Memoiren gibt es im Internationalen Institut für Sozialgeschichte
(IISG) in Amsterdam. Dort kann man die "Rudolf Rocker Papers" als
Nachlass anfordern und kriegt sie als Digitalisat zugeschickt.
Teilweise sind diese Memoiren im Suhrkamp-Verlag veröffentlicht
worden, aber nur eine Auswahl. Die gesamten Memoiren habe ich für die
Broschüre durchgearbeitet, das war meine Hauptquelle. Es werden viele
Adressen genannt und man weiß meist direkt, wo was stattgefunden hat.
Das war für den Stadtführer, den ich gemacht habe, hilfreich. Als
Ergänzung habe ich in den zeitgenössischen Tageszeitungen gestöbert,
vor allem in der sozialdemokratischen Zeitung von damals, der "Mainzer
Volkszeitung", in der Rudolf Rocker als Jugendlicher oft erwähnt
wurde. Anfangs durchaus positiv, später dann weniger, da er sich im
Clinch mit der Partei befunden hat, aber seinen Namen findet man doch
des Öfteren.


Bernd Drücke: Was bedeutet der Anarchosyndikalismus für
dich?

Emmelie: Anarchosyndikalismus ist in erster Linie eine
Gewerkschaftsbewegung. Historisch betrachtet kann man seine Ziele und
Ideen am besten verstehen: Er ist aus einer Gewerkschaftsbewegung
heraus entstanden, die gesagt hat: "Wir wollen keine zentralistische
Gewerkschaft in dem Sinne, dass die Funktionäre von oben entscheiden,
wann was gemacht wird, sondern wir wollen uns basisdemokratisch auf
einer Ebene gemeinsam gleichberechtigt organisieren." Das verschmilzt
zusammen mit der Idee des Anarchismus von Herrschaftslosigkeit und
Selbstbestimmung. Die anarchosyndikalistische Gewerkschaftsbewegung
ist somit zweiteilig. Wir haben zum einen die Ziele, die auch die
Gewerkschaften, die man sonst so kennt, eigentlich haben sollten, also
konkrete Verbesserungen im Hier und Jetzt, höhere Löhne, bessere
Arbeitszeiten und Bedingungen allgemein; zum anderen aber eben auch
was der Anarchismus fordert: perspektivisch eine freie Gesellschaft,
in der Menschen ohne Zwang miteinander leben können.


Bernd: ...und ohne Herrschaft...

Emmelie: Genau, natürlich.


Bernd: Kannst du ein bisschen mehr zu Rudolf Rocker
erzählen? Wie ist er aufgewachsen? Wie verlief sein Leben?

Emmelie: Er wurde 1873 in Mainz geboren. Seine

Hauptbetätigungszeit hat ca. 1900 angefangen.

In London hat er sich viel in der jüdischen Arbeiterbewegung
eingesetzt, hat Streiks organisiert und ist auch viel publizistisch
tätig gewesen. Ab 1919 hat er in Berlin gelebt und die erste
anarchosyndikalistische Gewerkschaft in Deutschland mit aufgebaut, die
Freie Arbeiter-Union Deutschlands (FAUD).

Dann, 1933 nach dem Reichstagsbrand, musste er ins Exil in die USA
gehen und ist dort 1958 gestorben.

Seine Kindheit und seine Jugend hat er in Mainz verlebt. Dort hat er
sich politisiert und sozialisiert. Diese Zeit ist spannend, denn so
kann man sehen, wie dieser Mensch, der tatsächlich bis hin zu Albert
Einstein und Thomas Mann rezipiert wurde, überhaupt selbst auf diese
ganzen Ideen gekommen ist: Was er als Kind und Jugendlicher gelesen
hat z.B., um dann eigene Ideen zu entwickeln.


Monika: Kannst du bitte mehr über sein politisches
Bewusstsein erzählen? Wie ist es dazu gekommen, dass er sich in die
Richtung Anarchosyndikalismus entwickelt hat? Damals wurde es noch
nicht so genannt oder definiert.

Emmelie: Ja, das stimmt. Als Rocker angefangen hat, sich mit
der Politik auseinanderzusetzen, da hat der Anarchosyndikalismus ja
gerade erst in seinen Kinderschuhen gesteckt. Die Ursprünge lagen in
Frankreich. Damals kannte Rocker das noch nicht. Er ist selbst erst
einmal in die sozialdemokratische Bewegung gelangt, das war damals vor
allem in Deutschland die größte und - das dachten viele - auch die
einzige sozialistische Bewegung. Aber sie war damals auch noch viel
revolutionärer - aber was heißt viel, es scheint nicht so schwer,
revolutionärer zu sein als die Sozialdemokratie es heute ist. Aber
damals hatte sie noch revolutionäre Ideale und war kämpferisch. Von
1878 bis 1890 war sie auch illegal durch die Sozialistengesetze. Das
heißt, die Sozialdemokraten sind im Untergrund aktiv gewesen. Schon
als 13-Jähriger ist Rocker in die sozialdemokratische Bewegung
gelangt, durch seinen Onkel, der schon aktiv war. Dann hat er
angefangen, die ersten sozialistischen Schriften zu lesen, ist
mitgekommen auf die Versammlungen und hat sich schließlich immer mehr
davon entfernt, wurde immer kritischer, hatte auch immer mehr
kritische Stimmen gehört, aufgenommen und dann auch selbst umgesetzt.


Bernd: Für mich ist auch spannend, dass er sich dem
Kriegsdienst entzogen hat. Kannst du dazu noch etwas erzählen?

Emmelie: Ja, genau. Ihm hat der Militärdienst gedroht, weil
damals jeder Mann dienen musste. Mainz war immer eine Militärstadt und
das ist ihm schon früh aufgestoßen. Ihm hat sowieso keine Autorität je
besonders zugesagt und er war nie gerne in der Schule, auch nie ein
Lehrerliebling. Insofern konnte er das Militär nie leiden. Dem
Militärdienst wollte er entgehen, weil er ein Antimilitarist war.
Unter anderem deshalb hat er Deutschland verlassen. Er war kein
Dogmatiker, insofern darf man seinen Antimilitarismus nicht zu eng
verstehen. Ich würde ihn nicht als Pazifisten bezeichnen, weil er auch
kämpferische Auseinandersetzungen befürwortet hat, zum Beispiel in
Spanien 1936. Und auch in seinen Memoiren sind viele Anekdoten zu
finden, die ein bisschen mit Gewalt zu tun haben und im Nachhinein
auch witzig zu lesen sind, zum Beispiel Kneipenschlägereien. Später,
während des Zweiten Weltkriegs hat er in Teilen die Bombardierung
Deutschlands durch die Alliierten befürwortet, um den Faschismus zu
zerstören.


Monika: Ich würde gerne mehr über seine Familie wissen
und seine Sozialisation. Wie sah sein Leben aus?

Emmelie: Seine Familie war eine Handwerkerfamilie. Sein Vater
war Steindrucker und ist gestorben, als Rocker drei Jahre alt war.
Seine Mutter hat sich danach als Näherin durchgeschlagen, bis sie neu
geheiratet hat.

Seine Familie war sehr liberal. Sein Großvater war bei der 1848er
Revolution aktiv. Ansonsten hat auch die Beziehung zur Kirche keine
große Rolle gespielt. Trotzdem waren freiheitliche oder gar
anarchistische Ideale nicht präsent in der Familie. Der Onkel war
Sozialdemokrat und das war für Rocker der größte revolutionäre
Einfluss im weitesten Sinne. Aber sein Onkel war immer zurückhaltend,
er hat niemandem seine Meinung aufgezwungen. Insofern ist es eher
natürlich gewachsen mit den Jahren zwischen ihm und seinem Onkel.


Monika: Und wenn es um seine Schulzeit geht?

Emmelie: Seine Schulzeit war für ihn ein Grauen. Damals war die
Schule noch viel schlimmer als sie es heute ist. Da wurden die Kinder
geschlagen, Zwang und Zucht waren die höchsten Gebote. Später ist
seine Mutter auch noch verstorben und dann ist er im Waisenhaus
gewesen. Dort hat er das, was er schon aus der Schule kannte, noch mal
schlimmer erlebt. Es gab eine starke hierarchische Ordnung im
Waisenhaus. Die Jungen, die dort gelebt haben, waren teilweise schwer
geschädigt, weil sie dort keine Bezugsperson, keine Zuneigung erfahren
hatten. Darüber hinaus war jede Phantasie abgestorben und er hatte
auch einfach keine Beschäftigung dort.


Bernd: Auf den Anarchismus ist Rocker durch Michail
Bakunins Schrift "Gott und der Staat" gestoßen. Kannst du dazu etwas
erzählen? Wann war das? Wie ist er damit in Berührung gekommen?

Emmelie: Das war nach seiner Lehrzeit 1891. Da hat er sich
überlegt, wenn ich jetzt fertig mit der Lehre bin, kann ich ins
Ausland gehen. Dann ist er auf Wanderschaft gegangen, zu Fuß von Mainz
bis nach Brüssel. Dort hat damals ein internationaler
Sozialistenkongress stattgefunden. Zu diesem Zeitpunkt war er in Mainz
schon in der sozialdemokratischen Bewegung aktiv. Auf dem Kongress hat
er viele andere Sozialisten kennengelernt. Es gab gerade im Ausland
sehr viele Anarchisten. Das war in Mainz gar nicht der Fall, Mainz war
damals eine sozialdemokratische Hochburg. Und in Brüssel hat er auch
Anarchisten kennengelernt, auch viele deutsche Anarchisten, die zu dem
Zeitpunkt im Exil gelebt haben. Speziell hat er dort einen jungen Mann
kennengelernt, der sich Lambert genannt hat, das war sozusagen sein
Pseudonym. Er war Schriftenschmuggler, deshalb musste er sich so einen
Namen zulegen. Schriften, die in Deutschland verboten waren, hat er
hierher geschmuggelt, zum Beispiel die Zeitschriften "Die Autonomie"
und "Die Freiheit".


Bernd: "Die Freiheit" von Johann Most aus Chicago.

Emmelie: Ja. Und die hat Rocker später gelesen. Über diesen
Lambert hat er sie kennengelernt. Von ihm hat er die ersten
anarchistischen Schriften bekommen und eben auch Bakunins "Gott und
der Staat". Das war seine erste spezifisch anarchistische Lektüre, die
er auf dem Rückweg idyllisch im Grünen verschlungen hat. Darüber
schreibt er auch ganz schön in seinen Memoiren, dass das der Moment
war, in dem der Anarchist in ihm erwacht ist.


Bernd: Wunderbar. Du hast den Stadtführer "Proletarisches
Mainz" geschrieben, der das Leben von Rocker in Mainz nachzeichnet.
Regelmäßig machst du damit Stadtführungen. Wie hat Rocker in Mainz
gewirkt und wie wirkt er dort heute?

Emmelie: Er hat Mainz früh verlassen, schon kurz vor seinem 20.
Geburtstag. Insofern muss man sozusagen seine Wirkung, also das, was
er in Mainz hinterlassen hat, schon mal ein bisschen einschränken,
aber dafür, dass er so jung war, hat er erstaunlich viel hinterlassen.
Ich habe das schon vorhin kurz angesprochen, dass er oft in den
Lokalzeitungen Erwähnung gefunden hat, weil er damals zu diesen jungen
Menschen gehört hat, die die Sozialdemokratie kritisiert haben. Das
war im Rahmen der sogenannten "Unabhängigen-Bewegung" ab 1890. Mit der
Aufhebung der Sozialistengesetze haben die sogenannten Unabhängigen
begonnen, den Parlamentarismus als Taktik zu kritisieren, weil die
Strategie immer opportunistischer wurde. Rocker hat sich in Mainz
hervorgetan, weil er selten ein Blatt vor den Mund genommen hat, mutig
und rebellisch war. Das hat den Parteiführern in Mainz nicht gefallen.
Die haben dies in der Presse ein bisschen verunglimpft, nach dem Motto
"der Grünschnabel hat mal wieder eine Rede gehalten und wir wissen
genau, welche Phrasen er gedroschen hat". Aber trotzdem haben sie über
ihn geschrieben, so unwichtig kann er nicht gewesen sein.


Monika: Ich finde es spannend, dass Rocker in seinen
Memoiren viele Anekdoten geschrieben hat. Könntest du eine Anekdote
erzählen?

Emmelie: Ja, gerne. Die Memoiren sind unterhaltsam geschrieben
und wahnsinnig informativ, so erfährt man viel historische
Hintergründe. Eine Anekdote, die mir jetzt spontan einfällt, ist, als
seine Lehrzeit angefangen hat. Er wollte immer Buchbinder werden. Das
Handwerk hat er schon durch seinen Onkel kennengelernt. Allerdings war
es damals nicht möglich, eine geeignete Lehrstelle zu bekommen und er
musste sich durch ein gutes Dutzend anderer Lehrstellen durchhangeln,
die er immer wieder gewechselt hat. Die erste Lehrstelle war die
einzige, die er tatsächlich noch freiwillig ausgewählt hat, als
Schiffsjunge. Für nichts anderes außer das Buchbinden hat er sich
interessiert, aber er hat sich gesagt: als Schiffsjunge, das kann ich
mir einigermaßen vorstellen, da bin ich wenigstens unterwegs, da hatte
er Lust drauf. Also hat er angeheuert und war alleine auf einem Schiff
mit einem Matrosen, der eine besondere Art und Weise hatte, sich
auszudrücken. Er hat Rudolf Rocker direkt gefragt: "Du kommst doch
gewiss aus Mannheim" - dieser ganz verdutzt: "Nein, aus Mainz." - "Ach
so, aus Mainz, das ist ja noch schlimmer. Da könnse nicht mal gerade
scheißen. Die scheißen alle krumm oder um die Ecke." Da hat er sich
ausgelassen über die Mainzer, die fand er ganz schlimm. Im rheinischen
Dialekt. Ich kann das jetzt leider nicht so schön nachmachen, aber das
kann man sich vielleicht vorstellen. Dann hat er ihn gefragt, wie er
denn heißt: "Rrrrrrrudolf." und gemeint, dass sein Vater den Kalender
neun Monate lang misshandelt hätte, um den dämlichsten Namen
auszufinden. Der Matrose hat ihn zusammengeschissen auf dem Schiff.
Man muss sich das vorstellen: Rocker war damals 15 Jahre alt und hat
von diesem erfahrenen Matrosen keinen Respekt entgegengebracht
bekommen. Es war hart für Rocker, da er mit ihm eine Weile auf dem
Schiff war und er musste sich Mühe geben, um ein bisschen von ihm
geachtet zu werden. Er hat sich ins Zeug gelegt und vernünftig
gearbeitet. Mit der Zeit sind die beiden warm miteinander geworden.
Rocker konnte Kartoffeln kochen, da war der Matrose erstaunt darüber.


Monika: Das zeigt schon Rockers Charakter und seine
Erfahrungen.


Bernd: Was ich an Rocker auch interessant finde, ist
seine Fähigkeit andere vom Anarchosyndikalismus zu begeistern. Der
Anarchosyndikalismus war im Deutschen Reich vor dem Ersten Weltkrieg
ja eine kleine Bewegung. Vor 1914 gab es ungefähr zehntausend
AnarchistInnen und AnarchosyndikalistInnen, die zum Teil in den
lokalistischen Gewerkschaften organisiert waren. Das waren
basisdemokratische Gewerkschaften, die auch den Generalstreik
propagiert haben. Während des Ersten Weltkriegs waren alle
anarchistischen und antimilitaristischen Agitationen verboten, aber
die fanden natürlich trotzdem statt, es gab zum Beispiel die
anarchistische Untergrundzeitung "Der Ziegelbrenner" von Ret Marut
bzw. B. Traven. Dadurch dass die Anarchisten während des Kriegs gegen
Herrschaft, Krieg und Militarismus trommelten, hatten sie unmittelbar
nach dem Ersten Weltkrieg aufgrund der grausamen Kriegserfahrungen von
Millionen Menschen eine Massenbasis. Als Rocker 1919 aus dem Exil
zurückkam wurde die FAUD als anarchosyndikalistischer Zusammenschluss
der verschiedenen lokalistischen Gewerkschaften gegründet. Statt
zehntausend waren es dann plötzlich für kurze Zeit bis zu 150.000
FAUD-Mitglieder. Das war in gewisser Weise eine Massengewerkschaft.
Davon sind wir heute weit entfernt. Die Zeitung, für die Rocker
zeitweise auch als Redakteur gearbeitet hat, "Der Syndikalist", hatte
eine wöchentliche Auflage von bis zu 120.000. Aus heutiger Sicht eine
extrem hohe Auflage. Wie erklärst du dir das? Das hatte auch viel mit
Rocker zu tun, weil Rocker ja durch seine Schriften stark gewirkt hat.
Wie erklärst du dir diese Entwicklung? Und wie erklärst du dir die
Weitsicht, die Rocker hatte? Also, er hat z.B. schon früh erkannt,
dass die Russische Revolution der Bolschewisten nicht in eine
emanzipatorische, sondern in eine diktatorische Richtung geht. Anders
als Emma Goldman und Alexander Berkman, die das später in Russland am
eigenem Leib erlebt haben und erst dann erkannt und kritisiert haben,
hatte Rocker schon vorher analysiert, dass in Russland eine neue
Diktatur entsteht. Wie erklärst du dir, dass Rudolf Rocker eine so
weitsichtige Person war?

Emmelie: Das ist schwer zu begründen, ich kann ja nicht in
seinen Kopf schauen. Aber er hat schon früh sehr viel gelesen, das war
im Waisenhaus seine einzige Beschäftigung. Und er hat sich immer gerne
theoretisch mit Dingen auseinandergesetzt und sich für Geschichte
interessiert. Ich kann mir vorstellen, dass das ein Grund war, warum
er in der Lage war, solche Umwälzungen gut zu analysieren: Weil er
sich eben auch mit solchen Umwälzungen in der Geschichte befasst hat.
Zum Beispiel mit der Französischen Revolution als Schwerpunkt noch
während seiner Mainzer Zeit. Das Beispiel der Russischen Revolution
ist interessant, weil ihn das abgehoben hat von vielen anderen
Anarchisten. Auch zum Beispiel Erich Mühsam war einer derjenigen, die
am Anfang sehr viele Hoffnungen in die Russische Revolution gesteckt
haben. Rocker war von Anfang an ein harscher Kritiker von totalitären
Systemen und auch vom Marxismus gewesen. Deshalb hat er erkannt, dass,
wenn sich dort irgendwelche Staatsformen entwickeln sollten, dann
werden diese auch am Ende zu totalitären Systemen neigen, zu
totalitären Strukturen führen. Er hat den sowjetischen Staat nicht so
sehr unterschieden vom Faschismus. Er hat gesagt, dass Faschismus
- wie er dann später in Deutschland und auch in Italien und Spanien an
der Tagesordnung war - und Staatskommunismus aus demselben Holz
geschnitzt seien.


Bernd: Rocker hat auch den bekanntesten lebenden
Anarchisten, Noam Chomsky, geprägt. Aber auch Albert Einstein und
Thomas Mann waren von "Nationalismus und Kultur", Rockers Hauptwerk,
beeindruckt. Dieses Buch hatte im Spanischen Bürgerkrieg
Massenauflagen. Aber auch seine Zeit in London finde ich interessant.
Kannst du mehr über sein Wirken im East End erzählen?

Emmelie: In London hat er von 1895 bis 1918 gelebt. Es war die
längste Zeit, die er an einem Ort verbracht hat, insofern hat er dort
viel geleistet. Er war zum einen publizistisch tätig und zum anderen
praktisch in der Arbeiterbewegung aktiv.

Das waren seine beiden Standbeine: Theorie und Praxis. Seine
publizistische Tätigkeit bestand darin, dass er eine jüdische
Arbeiterzeitung mit herausgegeben hat und später auch der Herausgeber
und Chefredakteur war. Die hieß "Arbeiterfreund" oder "Arbeter-Fraynd"
auf jiddisch, denn sie war jiddisch-sprachig. Er hat sich in der
jüdischen Arbeiterbewegung stark engagiert, obwohl er selbst kein Jude
war. Über Kontakte im Londoner Viertel East End, wo viele jüdische
Migranten und Anarchisten gelebt haben, ist er dort gelandet. Dadurch
ist er zu dieser Zeitung gekommen, hat dort auch seine theoretischen
Gedanken geschult und viel veröffentlicht, was er später in seinen
anderen Werken vertieft hat. Was interessant ist: er hat sich viel für
Literatur interessiert und in dieser Zeit auch eine Zeitschrift mit
Literaturschwerpunkt selbst gegründet, die "Germinal". Der Titel
bezieht sich auf den gleichnamigen Roman von Émile Zola über die
Bergarbeiter und die Arbeiterorganisation.

Das andere Standbein in London war seine Tätigkeit in der
Arbeiterbewegung. Er hat Streiks mitorganisiert, saß in
Streikkomitees, hat mit dafür gesorgt, dass die Arbeiter Geld bekommen
und weiter Geld erhalten während des Streiks. Es gab einen
erfolgreichen Streik mit mehreren hunderttausend Streikenden. Das war
nicht nur im East End, wo die jüdischen Arbeiter waren, sondern das
haben sie gemeinsam mit dem West End gemacht. Gerade dadurch ist die
Schlagkraft entstanden, weil es viele waren und sie übergreifend
gehandelt haben. Die Arbeiter im East End waren die ärmsten und die im
West End waren nicht ganz so arm. Gerade durch diese Zusammenarbeit
und Solidarität konnten sie so erfolgreich sein und ihre Forderungen
durchsetzen.


Bernd: In Berlin hat Rocker bei der FAUD gewirkt. Was
heute nicht so bekannt ist - die FAUD hat auch den Generalstreik als
direkte Aktion propagiert, eines der Hauptkampfmittel sozusagen. Als
dann am 13. März 1920 reaktionäre Freikorpssoldaten gegen die nach der
Novemberrevolution geschaffene Weimarer Republik putschten, scheiterte
dieser konterrevolutionäre Putschversuch nach 100 Stunden am größten
Generalstreik, den es in Deutschland je gegeben hat. Dass der
Kapp-Putsch scheiterte, hat viel mit den AnarchosyndikalistInnen zu
tun, die zum Generalstreik aufgerufen haben und zusammen mit
KommunistInnen und SozialdemokratInnen das gesellschaftliche Leben im
Land zum Erliegen gebracht haben. Das ist ein gutes Beispiel dafür,
dass man mit dem Generalstreik und anderen direkten Aktionen
tatsächlich auch einen faschistischen Putsch ersticken kann. Das wird
in der bürgerlichen Geschichtsschreibung kaum erwähnt.

Emmelie: Ja, genau, das ist gerade die Frage, die wir am Anfang
schon hatten, was Anarchosyndikalismus überhaupt ist. Das ist ein
wunderbares Beispiel dafür, um zu zeigen, wie der Anarchosyndikalismus
auch arbeitet. Wir haben schon gehört, dass er parlamentarische Arbeit
ablehnt, sprich auch den Staat, dann fragt man sich, was soll denn
stattdessen passieren, dann leben wir alle im Chaos? Nein, es gibt
eben eine Organisation durch die Gewerkschaft und auch die Methoden,
um eine Gesellschaft zu verändern.

Diese Kraft, diese Macht, die die Arbeiterinnen und Arbeiter haben,
denn durch ihre Arbeit kommt erst alles ins Laufen. Wenn sie dann
sagen, wir machen es nicht mehr, dann stehen die Leute blöd da.
Dadurch sitzen wir am längeren Hebel, wenn wir uns zusammentun und für
etwas kämpfen.


Monika: Genau. Was können wir von Rudolf Rocker heute
lernen? Was für unsere gewerkschaftliche Praxis können wir von seiner
Lehre anwenden?

Emmelie: Das ist eine große Frage, die ich nicht abschließend
beantworten kann. Ich finde seine Lehre allgemein philosophisch
interessant, weil es viele Konzepte sind, die man wahrscheinlich in
vielen Jahren auch noch wird anwenden können, weil sie übergreifend
sind. Das ist zum Beispiel die Analyse von Zentralismus und
Föderalismus, vom Gesellschaftsaufbau, der über das hinausgeht, was
wir heute von Zentralismus und Föderalismus verstehen.

Also, die Bundesrepublik als Beispiel für den föderalistischen Staat,
das hat Rudolf Rocker nicht gemeint, sondern Föderalismus als einen
Gesellschaftsaufbau, der von Unten nach Oben funktioniert: Dass
wirklich unten auf der Basis die Entscheidung stattfindet und die
Entscheidung immer weiter getragen wird, aber nicht von Oben nach
Unten entschieden wird. Darüber hinaus hat er damit auch verbunden,
dass immer der Mensch im Vordergrund steht und die menschlichen
Bedürfnisse, während im Zentralismus immer eine abstrakte Idee ganz
oben steht.

Wenn man es sich wie eine Pyramide vorstellt, dann sitzt ganz oben an
der Spitze der Pyramide im Zentralismus immer eine abstrakte Idee, zum
Beispiel ein Gott in der Religion, oder das Kapital im Kapitalismus
und im Staat eben die Regierung. Das hat er sozusagen in einem Konzept
zusammengefasst, so dass man es auf viele Situationen anwenden kann:
auf die neoliberalistische Wirtschaftsform heute genauso wie auf ein
monarchistisches politisches System vor vielen Hunderten von Jahren.


Bernd: Welche Perspektiven für die
anarchosyndikalistischen Bewegungen weltweit siehst du heute?

Emmelie: Spannende Frage. Ich sehe ganz andere Perspektiven als
die, die Rocker hatte. Ich glaube, dass diese
Massengewerkschaftsbewegung momentan nicht durchführbar ist. Meine
persönliche Perspektive aktuell ist die eines Kollektivbetriebs:
Selbermachen, indem man sich selbst nach anarchosyndikalistischen
Prinzipien organisiert und wirtschaftet und dadurch versucht, eine
Parallelwirtschaft gewissermaßen zu etablieren. Es gibt aktuell schon
viele Kollektivbetriebe, und die Idee ist, dass je mehr es gibt und je
mehr diese sich miteinander vernetzen, desto mehr kann auch auf diese
kapitalistischen Strukturen verzichtet werden. Man kann hier und jetzt
schon ein bisschen anders leben. Ich glaube, dass das hilfreich ist,
zum einen, um Leuten zu zeigen, dass man es anders machen kann. Weil
immer davon zu reden und Texte darüber zu schreiben, das hilft auch
nicht, denn viele lassen sich davon nicht überzeugen.

Das ist auch verständlich, denn mit Ideen kann man erstmal nicht so
viel anfangen. Aber wenn man sieht, dass die Menschen anders arbeiten
können, dass es funktioniert, dass auch dadurch was erwirtschaftet
wird - das öffnet einem nochmal ganz anders die Augen.

Das Andere ist, dass ein Kollektivbetrieb auch im Alltag weiterhilft,
weil man andere Arbeitsbedingungen hat, also man arbeitet einfach mit
mehr Freude, wenn man für sich selbst arbeitet, als wenn man sich
immer nach den Vorschriften von fremden Menschen und deren Kapital
richten muss. Kollektivbetriebe stehen aktuell bei mir ganz oben auf
der Liste. Ich glaube auch darüber hinaus, dass eine Entwicklung zur
anarchosyndikalistischen, freiheitlichen Gesellschaft ein langer Weg
ist, den wir erst über Generationen erreichen werden, nach und nach,
und nicht über einen großen Knall und dann gibt's die Revolution und
plötzlich ist alles anders.


Bernd: Also praktisch durch eine libertär-sozialistische
Graswurzelrevolution, die von unten wächst und die Gesellschaft
umwälzt.

Emmelie: Von unten natürlich sowieso, weil wir machen sie ja
selber. Also langsam und mit der Zeit, so dass man lernen kann, sich
anders zu verhalten.


Bernd und Monika: Herzlichen Dank für das Gespräch.


ANMERKUNGEN

(1) Emmelie Öden, Proletarisches Mainz. Der Rudolf Rocker-Stadtführer,
Verlag Barrikade (Edition Syfo Nr. 8), Hamburg 2017, 32 Seiten, ISBN
9783921404089, 3 Euro bei:

https://black-mosquito.org/proletarisches-mainz-der-rudolf-rocker-stadtfuhrer.html

(2) Die Radio Graswurzelrevolution-Bürgerfunksendung mit Emmelie Öden
ist dokumentiert unter:

https://beta.nrwision.de/radio-graswurzelrevolution-rudolf-rocker-rockt-noch-immer-171214/
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MELDUNG/882: Ehemaliger WDR-Chefredakteur Harald Brand gestorben (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Januar
2018

Ehemaliger WDR-Chefredakteur Harald Brand gestorben

Buhrow: "Er hat die Landesprogramme des WDR Fernsehens mit
unermüdlicher Energie zum Erfolg geführt"



Harald Brand (76), ehemaliger WDR-Chefredakteur Landesprogramme und 41
Jahre beim Westdeutschen Rundfunk tätig, ist am 14. Januar 2018 in
Köln gestorben.

"Der Tod von Harald Brand stimmt uns im WDR sehr traurig. Er war eine
starke Persönlichkeit und hat als Chefredakteur die Landesprogramme
des WDR Fernsehens mit viel Enthusiasmus und unermüdlicher Energie zum
Erfolg geführt. Man wusste, dass diese große Aufgabe bei ihm in den
besten Händen war. Das hohe Ansehen, dass die WDR-Landesprogramme mit
der AKS und den Lokalzeiten genießen, haben wir auch Harald Brand zu
verdanken. Ich persönlich nehme bewegt Abschied von einem guten
Kollegen und Chef, der mich vor allem in meiner Zeit bei der
'Aktuellen Stunde' intensiv begleitet hat", so WDR-Intendant Tom
Buhrow.

14 Jahre lang hat Harald Brand in unterschiedlichen leitenden
Funktionen den Ausbau der WDR Landesprogramme Fernsehen maßgeblich
vorangetrieben. Von 1992 bis 1998 war er Programmgruppenleiter
Aktuelles Fernsehen und stellvertretender Chefredakteur NRW
Landesprogramme. Im Anschluss war er bis zu seiner Pensionierung im
November 2006 Chefredakteur der NRW-Landesprogramme und leitete den
kompletten regionalen Fernseh-Programmbereich.

Harald Brand, am 30. November 1941 in Minden geboren, volontierte bei
der "Freien Presse Bielefeld". 1966 kam er zum WDR und war bis 1974
Reporter der Kölner Tagesschau-Redaktion, die er ab 1977 leitete. 1982
ging Brand als ARD-Korrespondent nach Moskau. Im Anschluss war er von
1982 bis 1988 Redakteur im ARD-Studio Bonn. Danach wechselte er ins
Funkhaus Düsseldorf, war stellvertretender Studioleiter und hat unter
anderem auch die Sendung "Aktuelle Stunde" geleitet.

Gemeinsam mit Fritz Pleitgen gründete er die Spendenaktion "Die
Kinder von Perm", die 1996 den Neubau der dortigen Kinderkrebsklinik
ermöglichte. Die Behandlung der leukämiekranken Kinder in der Region
Perm am Fuße des Ural im Osten Russlands hat sich seitdem entscheidend
verbessert.
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DOKUMENTATION/1437: WDR - Wie Bayer mit Monsanto die Landwirtschaft verändert, 17.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Saat der Gier 

Wie Bayer mit Monsanto die Landwirtschaft verändert

Ein Film von Michael Heussen und Ingolf Gritschneder

Die Story

Mittwoch, 17.01.2018, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



Auf dem Weg zur Fusion lauern große Risiken: Warum nimmt Bayer-Chef
Werner Baumann in Kauf, dass das Negativ-Image von Monsanto auf die
Traditionsmarke Bayer abfärbt? Was bedeutet das alles für Verbraucher,
für die Bauern - oder gar die Welternährung?

Es soll die größte Fusion der deutschen Wirtschaftsgeschichte werden:
Für unglaubliche 66 Milliarden Euro will Bayer aus Leverkusen den
US-Konzern Monsanto übernehmen. Ein neuer Rekord, ein Riesen-Deal. Der
Bayer-Vorstandsvorsitzende Werner Baumann würde dann den weltweit
größten Anbieter für Agrarchemie lenken.

Bayer und Monsanto - ein deutsches Traditionsunternehmen mit solidem
Ruf schluckt den amerikanischen Konzern, der den umstrittenen
Unkrautvernichter Glyphosat herstellt. Für viele Landwirte ein
effektives Mittel; für Kritiker jedoch ein Stoff, der aus ihrer Sicht
krebserregend ist. In Brüssel wurde der Einsatz von Glyphosat gerade
für weitere fünf Jahre zugelassen. Aller Bedenken zum Trotz. Und aus
deutscher Sicht im Alleingang von Landwirtschaftsminister Christian
Schmidt (CSU), der damit den Koalitionspartner SPD und die Kanzlerin
düpierte. Welche Folgen sein Abstimmungsverhalten auf die
Regierungsbildung in Berlin und sein Amt hat, ist noch gar nicht
absehbar.

Die Unternehmen setzen weiter auf Chemie in der Landwirtschaft, wenn
auch moderner und effektiver als bisher: "Digital Farming" heißt das
Zauberwort. Die digitale Landwirtschaft liefert den Bauern per App
alle wichtigen Daten für Aussaat und Ernte direkt aufs Smartphone oder
Tablet im Traktor - auch Daten für den Chemieeinsatz. Und natürlich
werden dabei die eigenen Produkte beworben und verkauft.

Auf dem Weg zur Fusion lauern große Risiken: Warum nimmt Bayer-Chef
Werner Baumann in Kauf, dass das Negativ-Image von Monsanto auf die
Traditionsmarke Bayer abfärbt? Was bedeutet das alles für Verbraucher,
für die Bauern - oder gar die Welternährung?

Die Story-Autoren Ingolf Gritschneder und Michael Heussen haben mit
Befürwortern und Kritikern der Mega-Fusion gesprochen und in den
Forschungslaboren von Monsanto in den USA gedreht. In Südamerika und
Indien trafen sie Wissenschaftler und Bauern, die bereits eigene
Erfahrungen mit Monokulturen, Monsanto-Saatgut und -Pestiziden gemacht
haben.

Redaktion: Norbert Hahn, Angela Jaenke
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FILM/1528: WDR - "Zorn - Wo kein Licht", 16.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Zorn - Wo kein Licht

Fernsehfilm Deutschland 2015

Dienstag, 16.01.2018, 22.10 - 23.40 Uhr, WDR Fernsehen



Eine Leiche in der Saale gibt den beiden Hauptkommissaren Zorn und
Schröder Rätsel auf: Anscheinend handelt es sich um einen
Selbstmörder. Aber warum ist der Mann bis zum Fluss gelaufen, um sich
im Wasser zu erschießen? Zorn und Schröder beginnen zu ermitteln. Der
Tote war Staatsanwalt, hieß Meinolf Grünbein und war zu Lebzeiten
völlig unauffällig. Trotzdem wurde er zuletzt offenbar verfolgt.

Während Zorn und Schröder Antworten auf die vielen offenen Fragen
suchen, wird Schröder angefahren. Der flüchtige Fahrer ist
Strafverteidiger und hat eine Gemeinsamkeit mit dem toten
Staatsanwalt: Beide waren in einen Prozess um den vermögenden
Geschäftsmann Elias de Koop involviert. Nur ein Zufall?

Als wäre der neue Fall nicht schon anstrengend genug, hat Zorn auch
noch Probleme mit Malina. Die hat einen Freund bei sich einquartiert,
und Zorn bekommt seine Eifersucht einfach nicht in den Griff.

Zorn (Stephan Luca)

Schröder (Axel Ranisch)

Frieda Borck (Alice Dwyer)

Malina (Katharina Nesytowa)

Elias de Koop (Tonio Arango)

Jan Czernyk (Barnaby Metschurat)

Lampenmann (Paul Faßnacht)

Richter (Hans Klima)

Mutter Schröder (Monika Lennartz)

Vater Schröder (Christian Grashof)

Pförtnerin (Anne-Kathrin Gummich)

Hermann (Matthias Lier)

Anwalt (Jörg Steinberg)

Staatsanwalt (Jörg-Uwe Schröder)

 * 
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





MELDUNG/392: "Die Sendung mit der Maus" vollständig barrierefrei (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Januar
2018

"Die Sendung mit der Maus" vollständig barrierefrei / jetzt auch
mit Audiodeskription



"Die Sendung mit der Maus" ist als erste Sendung des WDR komplett
barrierefrei. Neu ist seit Januar 2018 eine Audiodeskription-Version
für Blinde und Menschen mit Sehbehinderungen, ein sogenannter Hörfilm.
Ein Sprecher beschreibt die gezeigten Szenen und Bilder aus den Lach-
und Sachgeschichten.

Damit gehört "Die Maus" zu den Sendungen in Deutschland mit der
größten Barrierefreiheit. Neben der Audiodeskription zeigen das Erste,
KiKA und der WDR die "Sendung mit der Maus" bereits in einer Version
mit Untertiteln und in einer Version mit Gebärdensprachdolmetscher für
Gehörlose.

WDR-Intendant Tom Buhrow: "Wir machen unser Programm für alle
Menschen in diesem Land, dafür stehen wir als Sender im ARD-Verbund.
Dazu gehört auch, Sendungen und Inhalte barrierefrei zugänglich zu
machen. Mit der 'Sendung mit der Maus' - eine unserer beliebtesten
Produktionen - gehen wir diesen Weg jetzt konsequent."

Alle barrierefreie Versionen gibt es bei WDRmaus.de, in der ARD
Mediathek, der Mediathek des Ersten und in der KiKA-Mediathek.

Im linearen Fernsehen lassen sich Audiodeskription und Untertitel
wahlweise dazu schalten. Seit Anfang des Jahres ist die Maus auch mit
Gebärdendolmetscher im linearen Fernsehen zu sehen: montagmittags um
12.30 Uhr bei KiKA.


"Die Sendung mit der Maus" barrierefrei im Fernsehen:

SONNTAG 

Das Erste, 9.30 Uhr: mit Untertiteln, mit Audiodeskription

KiKA, 11.30 Uhr: mit Untertiteln, mit Audiodeskription

MONTAG 

KiKA, 12.30 Uhr: mit Untertiteln, mit Audiodeskription, mit
Gebärdensprachdolmetscher

SAMSTAG 

WDR Fernsehen, 11.30 Uhr: mit Untertiteln, mit Audiodeskription


"Die Sendung mit der Maus" barrierefrei im Netz:

ARD-Mediathek

http://www.ardmediathek.de/tv

KiKA-Mediathek

https://www.kika.de/videos/index.html

Mediathek das Erste

http://mediathek.daserste.de/

wdrmaus.de

http://www.wdrmaus.de/

 * 
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/945: Deutschlandfunk Kultur - Der Mythos vom gesunden Biotier, 16.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mängel in der artgerechten Tierhaltung

Der Mythos vom gesunden Biotier

Von Lutz Reidt

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 16. Januar 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ökokühe sind oft nicht gesünder als ihre Artgenossen in
konventionellen Ställen, haben Kasseler Forscher in einer EU-weiten
Studie herausgefunden. Auch Schweinen und Geflügel geht es meist nicht
besser. Es ist nur ein Mythos, dass es Tieren allein deswegen besser
geht, weil sie artgerechter gehalten werden. Die Unterschiede zwischen
einzelnen Betrieben sind erheblich. Und kleine Familienhöfe oft nicht
besser als große Tierhalter. Weil vielen Haltern der Anreiz fehlt,
mehr Zeit und Geld in die Gesundheit ihrer Tiere zu investieren, wäre
eine Staffelung der Abnahmepreise zielführend, die Höfe mit gesünderen
Tieren stärker belohnt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1627: Deutschlandfunk - Natürlich elegant beim Tee, 17.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Natürlich elegant beim Tee

Homestory mit Maren Kroymann

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 17. Januar 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie war die erste Frau, die mit einer eigenen Satiresendung im
Fernsehen auftrat: Maren Kroymann. Fünf Jahre lang bespielte sie in
den 90er-Jahren im Ersten mit "Nachtschwester Kroymann" einschlägige
Frauenthemen. Gesangstalent mit kritischem Witz verbindet Kroymann
seit den 80er-Jahren in ihren Bühnenprogrammen, in denen die studierte
Germanistin mit Elvis-Hits und anderen Schlagern Rollenbilder der
Wirtschaftswunderzeit aufs Korn nimmt. Jetzt startet die vielgefragte
Schauspielerin mit Ende 60 nochmal mit einer eigenen Sendung durch:
mit Ihrer Sketch-Comedy "KROYMANN" ist sie im Ersten zu sehen. Sabine
Fringes hat die Kabarettistin in ihrer Berliner Wohnung besucht und
mit ihr einen Kräutertee getrunken und einen Pflaumenkuchen mit Sahne
sowie eine Madeleine vom Bäcker nebenan gegessen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2454: Deutschlandfunk - "Memento - The String Project" von Sebastian Studnitzky, 16.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sebastian Studnitzky

Memento - The String Project"

Sebastian Studnitzky, Piano/Keyboards/Trompete

Paul Kleber, Kontrabass

Tim Sarhan, Schlagzeug

Streicher und Holzbläser des Schleswig-Holstein Musik Festival
Orchesters

Jazz Live

Dienstag, 16. Januar 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sebastian Studnitzky ist seit Langem Jazzbaltica-Stammgast. 2017
stellte er sich erstmals in eigener Sache vor - und das gleich im
XL-Format: "Memento", so überschrieb der Pianist und Trompeter sein
Crossover-Konzert, das zu den Höhepunkten der letztjährigen
Festivalausgabe zählte. In Niendorf konnte Sebastian Studnitzky sein
wichtigstes Projekt der letzten Jahre mit Streichern und Holzbläsern
des Schleswig-Holstein Musik Festival Orchesters präsentieren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2453: WDR 3 - Michael Wollny Trio & Norwegian Wind Ensemble, 16.1.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 3 Jazzfest 2018

Michael Wollny Trio & Norwegian Wind Ensemble 

WDR 3 Jazz & World

Moderation: Jörg Heyd

Dienstag, 16.01.2018, 22.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



Michael Wollny und sein Trio zählen seit einigen Jahren zu den
Aushängeschildern des jungen deutschen Jazz.

Das liegt nicht zuletzt an der Spielkultur Wollnys, die weit über das
übliche Maß im Jazz hinausgeht: telepathisch, antizipierend,
emotional. Und dass er sich und damit auch sein Publikum immer wieder
überraschen kann, zeigen seine unterschiedlichen Projekte, sei es
solistisch, im Duett mit Cembalo, im "klassischen" Trio oder im
orchestralen Kontext. Mit dem Konzert in Gütersloh schlägt Michael
Wollny zusammen mit seinem Trio noch einmal ein neues Kapitel auf.
Beim WDR Jazzfest trifft Wollnys Trio auf die 24 Bläserinnen und
Bläser des Norwegian Wind Ensembles. Neue Farben und Facetten sind
also bei diesem außergewöhnlichen Gemeinschaftsprojekt
vorprogrammiert.

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





DER FILM/364: Herten - "Das Fest des Huhns" am 23. Januar 2018


Filme in der VHS Herten - "Das Fest des Huhns"



Das Fest des Huhnes ist eine österreichische Mockumentary und Satire,
die sich sowohl über österreichische Sitten belustigt, als auch über
die Selbstgefälligkeit ethnologischer Reportagen. Hier besucht ein
afrikanisches Fernsehteam die österreichische Provinz, um Studien über
die "Eingeborenen" anzustellen. Dabei entdecken sie seltsame Rituale
und eine mysteriöse Hühner-Religion. Ein Film von Walter Wippersberg,
Deutschland, 1992, 55 Minuten (empfohlen ab 12 Jahren).

Wie im vergangenen Studienjahr zeigt die VHS Herten in Kooperation mit
der VHS Marl/die insel ausgewählte Filme. Eine kurze Einführung und
die Möglichkeit zum Austausch über den Film sind Bestandteil des
Angebots. Eine Anmeldung ist erforderlich.

1132

Monika Engel

Dienstag, 23. Januar 2018

18 - 20 Uhr

VHS-Haus (Kaminraum)

entgeltfrei

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
 online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Pressestelle der Stadt Herten
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





DER FILM/363: Braunschweig - Reihe "DOKfilm im Roten Saal" mit "Das grüne Gold", 18.1.2018


DOKfilm im Roten Saal: "Das grüne Gold"



Braunschweig. In der Reihe "DOKfilm im Roten Saal" zeigt das
städtische Kulturinstitut am Donnerstag, 18. Januar, 19.30 Uhr den
Film "Das grüne Gold". Sechs Jahre lang hat der schwedische
Filmemacher Joakim Demmer über den Landraub in Äthiopien recherchiert,
nachdem er eine merkwürdige Beobachtung am Flughafen von Addis Abeba
machte: Er sah ein Flugzeug, das Lebensmittel-Hilfslieferungen nach
Äthiopien brachte und zugleich ein anderes Flugzeug, in das
Lebensmittel für den Export eingeladen wurden. Warum, fragte er sich,
sollte ein Land mit großen Hungerproblemen Lebensmittel exportieren?
Gemeinsam mit dem äthiopischen Umweltjournalisten Argaw Ashine
recherchierte er, wie Landnahme, Hunger und internationale
Devisen- und Investorengeschäfte zusammenhängen, und zeigt dies
eindrücklich in seinem Film. Eine telefonische Kartenbestellung im
Kulturinstitut unter (05 31) 470 4848 oder online unter
www.braunschweig.de/dok wird empfohlen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Braunschweig
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





GENETIK/544: Bioinformatiker der Saar-Uni berechnen die Gensequenzen beider Elternteile (idw)


Universität des Saarlandes - 11.01.2018

Bioinformatiker der Saar-Uni berechnen die Gensequenzen beider
Elternteile



Bei der Analyse des menschlichen Genoms blieben Forscher bisher eine
Antwort schuldig: Sie konnten nicht sagen, wie sich die beiden von Mutter
und Vater vererbten Varianten eines Gens unterscheiden. Dabei erhöht diese
Information die Wahrscheinlichkeit, bestimmte Krankheiten erfolgreich zu
behandeln. Die so genannte dritte Generation von
Sequenzierungstechnologien macht dies nun möglich. Eines der wichtigsten
Hilfsmittel für dieses komplexe Puzzle: Eine spezielle Software,
entwickelt von Wissenschaftlern am Zentrum für Bioinformatik der
Universität des Saarlandes. Die renommierte Fachzeitschrift "Nature
Communications" berichtet daher gleich zweimal über ihre Forschung.

Den Menschen machen 46 Chromosomen aus. Sie tragen die Gene und definieren
das Erbgut, das sogenannte Genom. Damit sich die Anzahl der Chromosomen
nicht von Generation zu Generation verdoppelt, sind lediglich 23
Chromosomen in der männlichen und weiblichen Keimzelle enthalten, die zu
einer befruchteten Eizelle und damit neuem Leben verschmelzen. Diesen
halben Chromosomensatz bezeichnet man als "haploid". "Welche Genvarianten
ich von meinem Vater oder meiner Mutter erhalte, kann darüber entscheiden,
ob ich krank werde und auch, wie ich am besten medizinisch behandelt
werden kann", erklärt Tobias Marschall, Professor für Bioinformatik an der
Universität des Saarlandes. Dort leitet er die Gruppe "Algorithms for
Computational Genomics" am Zentrum für Bioinformatik.

Analysieren zu können, welche Genvarianten von welchem Elternteil vererbt
wurden und damit den sogenannten Haplotyp zu bestimmen, ist der neue
Quantensprung bei der Sequenzierung des menschlichen Genoms. Zwei
Entwicklungen sind hierfür entscheidend: Zum einen liefern die sogenannten
Sequenziertechnologien der dritten Generation, etabliert von Unternehmen
wie Oxford Nanopore, 10x Genomics und Pacific Biosciences, eine andere Art
von Gendaten. "Durch sie bekommen wir nun viel längere Gen-Schnipsel und
können damit nun endlich das praktizieren, was wir in der Theorie schon
lange studiert haben", so Marschall. An der zweiten Voraussetzung ist er
aktiv beteiligt. Er entwickelt die Rechenverfahren, die diese
Gendatenberge beherrschbar machen. Ein Teil davon ist auch in die Software
eingeflossen, die Marschall mit seinen Kollegen entwickelt und auf den
Namen "WhatsHap" getauft hat.

"Stellen sie sich ein äußerst schwieriges Puzzle vor. Mit 'WhatsHap' lösen
wir gleich zwei davon und zwar gleichzeitig", umschreibt Marschall das
Vorgehen der Software. Der Bioinformatiker ist überzeugt, dass mit Hilfe
solcher Programme in absehbarer Zeit die Bestimmung des Haplotyps ebenso
zu einer Routineuntersuchung in Krankenhäusern wird, wie es die Bestimmung
der Blutgruppe bereits heute ist. Die beiden Aufsätze in der
Fachzeitschrift "Nature Communications" sind für ihn dafür der erste
Meilenstein.

Die Relevanz dieser Arbeiten bekräftigte auch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG), indem sie vergangene Woche die finanzielle
Förderung von gleich zwei Projekten bekannt gab, die mit "WhatsHap"
zusammenhängen. Im ersten Projekt wird Professor Marschall gemeinsam mit
Professor Gunnar Klau von der Heinrich-Heine-Universität in Düsseldorf an
noch leistungsfähigeren Rechenverfahren zur Haplotypisierung arbeiten. Im
zweiten Projekt fördert die DFG im Rahmen der Initiative "Nachhaltigkeit
von Forschungssoftware" die dauerhafte Pflege der WhatsHap-Software und
ebnet so den Weg in den klinischen Alltag. Insgesamt stehen für diese
Projekte 800.000 Euro zur Verfügung, von denen 550.000 Euro an die Saar-Uni
fließen, um dort neue Stellen für Forscher und Entwickler zu schaffen.


• Hintergrund: Saarland Informatics Campus (SIC)

Den Kern des Saarland Informatics Campus bildet die Fachrichtung
Informatik an der Universität des Saarlandes. In unmittelbarer Nähe
forschen auf dem Campus sieben weitere, weltweit renommierte
Forschungsinstitute. Neben den beiden Max-Planck-Instituten für Informatik
und Softwaresysteme sind dies das Deutsche Forschungszentrum für
Künstliche Intelligenz (DFKI), das Zentrum für Bioinformatik, das Intel
Visual Computing Institute, das CISPA Helmholtz-Zentrum i.G. und der
Exzellenzcluster "Multimodal Computing and Interaction", kurz MMCI.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-017-01389-4

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-017-01343-4


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Friederike Meyer zu Tittingdorf, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





ERNÄHRUNG/1429: Fastfood macht Immunsystem langfristig aggressiver (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 11.01.2018

Fastfood macht Immunsystem langfristig aggressiver



Auf eine fett- und kalorienreiche Kost reagiert das Immunsystem ähnlich
wie auf eine bakterielle Infektion. Das zeigt eine aktuelle Studie unter
Federführung der Universität Bonn. Besonders beunruhigend: Ungesundes
Essen scheint die Körperabwehr langfristig aggressiver zu machen. Auch
lange nach Umstellung auf gesunde Kost kommt es daher schneller zu
Entzündungen. Diese fördern direkt die Entstehung von Arteriosklerose und
Diabetes. Die Ergebnisse erscheinen in der renommierten Fachzeitschrift
"Cell".

Die Wissenschaftler setzten Mäuse einen Monat lang auf eine so genannte
"westliche Diät": viel Fett, viel Zucker, wenig Ballaststoffe. Die Tiere
entwickelten daraufhin eine massive körperweite Entzündung - fast wie nach
einer Infektion durch gefährliche Bakterien. "Die ungesunde Diät hat zu
einem unerwarteten Anstieg einiger Immunzellen im Blut geführt. Das war
ein Hinweis auf eine Beteiligung von Vorläuferzellen im Knochenmark in dem
Entzündungsgeschenen", berichtet Anette Christ, Postdoktorantin am
Institut für Angeborene Immunität der Universität Bonn. Um diese
Veränderungen besser zu verstehen, haben die Wissenschaftler die
Vorläuferzellen von Immunzellen aus dem Knochenmark von Mäusen, die mit
"westlicher Diät" oder normaler Diät gefüttert wurden, isoliert und eine
systematische Analyse deren Funktion und Aktivierungsstatus durchgeführt.

"Genomische Untersuchungen zeigten tatsächlich, dass in den Vorläufer-Zellen
durch die westliche Diät eine große Anzahl von Genen aktiviert wurde. Betroffen
waren unter anderem Erbanlagen für ihre Vermehrung und Reifung. Fastfood führt
also dazu, dass der Körper rasch eine riesige schlagkräftige Kampftruppe
rekrutiert", erklärt Prof. Dr. Joachim Schultze vom Life & Medical Sciences
Institute (LIMES) der Universität Bonn und vom Deutschen Zentrum für
Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE).

Wenn die Forscher den Nagern nun vier weitere Wochen lang arttypische
Getreide-Kost anboten, verschwand die akute Entzündung. Was nicht
verschwand, war die genetische Reprogrammierung der Immunzellen: Auch nach
diesen vier Wochen waren in ihnen noch viele der Erbanlagen aktiv, die in
der Fastfood-Phase angeschaltet worden waren.

"Fastfood-Sensor" in den Immunzellen



"Wir wissen erst seit kurzem, dass das angeborene Immunsystem über ein
Gedächtnis verfügt", erklärt Prof. Dr. Eicke Latz, Leiter des Instituts
für angeborene Immunität der Universität Bonn und Wissenschaftler am DZNE.
"Nach einer Infektion bleibt die Körperabwehr in einer Art Alarmzustand,
um dann schneller auf einen neuen Angriff reagieren zu können." Experten
nennen das "innate immune training". Bei den Mäusen wurde dieser Prozess
nicht durch ein Bakterium ausgelöst, sondern durch ungesunde Ernährung.

Die Wissenschaftler konnten sogar den "Fastfood-Sensor" in den Immunzellen
identifizieren, der dafür verantwortlich ist. Sie untersuchten dazu
Blutzellen von 120 Testpersonen. Bei einigen dieser Probanden zeigte das
angeborene Immunsystem einen besonders starken Trainings-Effekt. In ihnen
fanden die Forscher genetische Hinweise darauf, dass daran ein so
genanntes Inflammasom beteiligt ist. Inflammasome sind Sensoren des
angeborenen Immunsystems. Sie erkennen schädliche Substanzen und setzen in
der Folge hoch entzündliche Botenstoffe frei.

Das in der Studie identifizierte Inflammasom wird durch bestimmte
Nahrungsmittel-Inhaltsstoffe aktiviert. Das hat neben der akuten
Entzündungsreaktion interessanterweise auch langfristige Konsequenzen: Die
Aktivierung verändert nämlich die Art und Weise, in der die Erbinformation
verpackt ist. Die Erbanlagen sind in der DNA gespeichert. Jede Zelle
enthält mehrere DNA-Fäden, die zusammen ungefähr zwei Meter lang sind. Sie
sind jedoch um Proteine gewickelt und stark verknäuelt. Viele Gene auf der
DNA lassen sich daher gar nicht ablesen - sie sind einfach zu schlecht
zugänglich.

Ungesunde Ernährung führt nun dazu, dass sich manche dieser normalerweise
versteckten DNA-Teile entrollen - ungefähr so, als wenn eine Schlaufe aus
einem Wollknäuel heraushängt. Dieser Bereich der Erbsubstanz wird dadurch
langfristig leichter ablesbar. Wissenschaftler sprechen von epigenetischen
Änderungen. "Das Inflammasom stößt solche epigenetischen Änderungen an",
erläutert Prof. Latz. "Das Immunsystem reagiert in der Folge schon auf
kleine Reize mit stärkeren Entzündungsantworten."

Dramatische Folgen für die Gesundheit

Diese wiederum können die Entstehung von Gefäßkrankheiten oder auch Typ
2-Diabetes drastisch beschleunigen. Bei der Arteriosklerose etwa bestehen
die typischen Gefäßablagerungen, die Plaques, zum großen Teil aus Lipiden
und Immunzellen. Die Entzündungsreaktion trägt direkt zu ihrem Wachstum
bei, denn dabei wandern stetig neue aktivierte Immunzellen in die
veränderten Gefäßwände ein. Wenn die Plaques zu groß werden, platzen sie
auf, werden vom Blutstrom fortgetragen und können andere Gefäße
verstopfen. Mögliche Folgen: Schlaganfall oder Herzinfarkt.

Fehlernährung kann also dramatische Konsequenzen haben. In den letzten
Jahrhunderten ist die durchschnittliche Lebenserwartung in den westlichen
Ländern stetig gestiegen. Dieser Trend wird gerade erstmalig durchbrochen:
Wer heute geboren wird, wird im Schnitt vermutlich kürzer leben als seine
Eltern. Falsches Essen und zu wenig Bewegung dürften daran einen
entscheidenden Anteil haben.

"Diese Erkenntnisse haben daher eine enorme gesellschaftliche Relevanz",
erklärt Latz. "Die Grundlagen einer gesunden Ernährung müssen noch viel
stärker als heute zum Schulstoff werden. Nur so können wir Kinder
frühzeitig gegen die Verlockungen der Lebensmittel-Industrie immunisieren
- bevor diese langfristige Konsequenzen entfalten. Kinder haben jeden Tag
die Wahl, was sie essen. Wir sollten ihnen ermöglichen, bei ihrer
Ernährung eine bewusste Entscheidung zu treffen."

An der Arbeit waren Gruppen aus den Niederlanden, den USA, Norwegen und
Deutschland beteiligt. Latz und Schultze sind Mitglieder im
Exzellenzcluster "ImmunoSensation", in dem es um die Leistungen des
angeborenen Immunsystems geht. Latz gilt als einer der international
profiliertesten Forscher auf diesem Gebiet. Im Dezember wurde er für seine
Arbeit mit dem Gottfried Wilhelm Leibniz-Preis ausgezeichnet. Dieser gilt
als einer der renommiertesten Wissenschaftspreise in Deutschland.


Publikation: 

Anette Christ, Patrick Günther, Mario A.R. Lauterbach, Peter Duewell, Debjani
Biswas, Karin Pelka, Claus J. Scholz, Marije Oosting, Kristian Haendler, Kevin
Baßler, Kathrin Klee, Jonas Schulte-Schrepping, Thomas Ulas, Simone J.C.F.M.
Moorlag, Vinod Kumar, Min Hi Park, Leo A.B. Joosten, Laszlo A. Groh, Niels P.
Riksen, Terje Espevik, Andreas Schlitzer, Yang Li, Michael L. Fitzgerald, Mihai
G. Netea, Joachim L. Schultze und Eicke Latz: Western diet triggers
NLRP3-dependent innate immune reprograming; Cell, DOI:
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ETHIK/1252: Die Moral der Medizin - Interview mit Alena Buyx, Professorin für Medizinethik an der Uni Kiel (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 10/2017

Ethik

Die Moral der Medizin

Martin Geist sprach mit Elena Buyx



Klinisches Ethikkomitee am UKSH-Standort in Kiel eingerichtet.
Interview mit Alena Buyx, Professorin für Medizinethik an der
Universität Kiel.


Ethik war schon immer ein zentrales Thema der Medizin. Am Kieler
Standort des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) hat
dieses Thema kürzlich eine deutliche Aufwertung erfahren. Das
Klinische Ethikkomitee, dessen Gründung am 20. September gefeiert
wurde, hebt den Zusammenhang von Medizin und Moral noch einmal auf
eine neue Stufe. Aus diesem Anlass sprach Martin Geist für das
Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt mit Dr. Alena Buyx, Professorin für
Medizinethik an der Universität Kiel.

SHÄ: Dem Menschen zu dienen, ist seit je das höchste
Anliegen der Medizin. Ist das UKSH mit der Gründung seines Ethikkomitees 
da nicht reichlich spät dran?

Alena Buyx: Ärzte sind natürlich schon immer zuallererst dem
Wohl ihrer Patienten verpflichtet. Und natürlich spielen ethische
Überlegungen in der klinischen Praxis stets eine wichtige Rolle, egal
ob mit oder ohne Ethikkomitee. Allerdings sind in den letzten
Jahrzehnten die Herausforderungen und Fragestellungen komplexer
geworden. Was richtig und gut ist, lässt sich nicht in jedem Fall
einfach beurteilen. Hinzu kommen die besonderen Bedingungen in einem
Klinikum der Maximalversorgung wie dem UKSH. Wir konnten in Kiel von
Vorerfahrungen an anderen Standorten profitieren und haben es
geschafft, rasch ein erfolgreiches Konzept zu entwickeln und ein
stärker institutionelles Gerüst aufzubauen.

War dieses Gerüst im Prinzip nicht bereits vorhanden?

Buyx: Als ich im Jahr 2014 an den Lehrstuhl für Medizinethik in
Kiel berufen wurde, gab es schon verschiedene informelle Strukturen
der Ethikberatung. In den letzten Jahren haben wir dann eine
strukturierte klinische Ethikberatung aufgebaut. Vergangenes Jahr
stieß dann mit meiner Kollegin Dr. Annette Rogge eine Neurologin mit
der Zusatzbezeichnung Palliativmedizin dazu, die seither Deutschlands
erste Oberärztin für klinische Ethik ist. Wir haben uns dabei bewusst
für jemanden entschieden, der auch Erfahrung in der stationären
Krankenversorgung mitbringt. Zu ihren Aufgaben gehörte es von Anfang
an, ein Ethikkomitee aufzubauen, wie wir es jetzt haben. So etwas geht
natürlich nicht von heute auf morgen, wenn es vernünftig geschehen
soll. Aufgaben und Ziele müssen definiert werden, man braucht eine
Satzung, und vor allem müssen Komiteemitglieder gewonnen werden, die
für die ganze Breite des UKSH stehen.

Wie viele Frauen und Männer gehören dem Ethikkomitee an?

Buyx: Ungefähr 30. Das erscheint ein bisschen groß, ist aber
dem Ansinnen geschuldet, dass wir alle relevanten Bereiche des
Klinikums vertreten sehen wollen. Das sind unter anderem Seelsorger,
Fachkräfte aus dem Sozialdienst, Psychologen sowie Pflegende und die
Ärzteschaft in einem breiten fachlichen und hierarchischen Spektrum.
Um das Komitee handlungsfähig zu halten, haben wir entsprechende
organisatorische Vorkehrungen getroffen. Die 30 Mitglieder teilen sich
in Arbeitsgruppen auf, dazu gibt es einen Vorstand und eine
Geschäftsführung. Mit einer überschaubaren Kerngruppe - wenn man so
will, einer Task Force - wollen wir dabei gewährleisten, dass wir
unsere Aufgabe erfüllen können, wenn es insbesondere bei
Fragestellungen in der Patientenversorgung einmal ganz schnell gehen
muss.

Welche Aufgaben soll das Ethikkomitee grundsätzlich wahrnehmen?

Buyx: Es geht im Wesentlichen um drei Bereiche. Zunächst um
interne Fortbildung und in gewissem Maße auch um Kulturentwicklung und
Öffentlichkeitsarbeit. Zweitens um die Entwicklung von internen
Leitfäden für regelmäßig wiederkehrende Fragen. Der dritte Bereich ist
die klinisch-ethische Fallberatung.

Was darf man sich unter internen ethischen Leitfäden vorstellen?


Buyx: Also erst einmal - und das ist ganz wichtig - keine
Leitlinien, sondern eine Orientierungshilfe für ethische Probleme, die
erfahrungsgemäß im Klinikalltag wiederholt auftreten. Das UKSH ist ein
sehr großes Klinikum, in dem sich Problemlagen entsprechend
wiederholen. Da ist es sinnvoll zu schauen, welche Problemlagen das
sind und wie sie sich ethisch einordnen und in Zukunft erfolgreicher
angehen lassen.

Können Sie dafür ein Beispiel nennen?

Buyx: Der Umgang mit Kindern von Zeugen Jehovas war zum
Beispiel in vielen Häusern ein großes Thema. Wenn die Eltern aus
religiösen Gründen einen medizinischen Eingriff ablehnen und damit das
Wohl oder gar das Leben ihres Kindes gefährden, ist das eine sensible
Angelegenheit. Die Ärzte müssen das Beste für das Kind tun, ohne dabei
im Zweifel eine Familie zu zerreißen. Dieses Problem ist aber
inzwischen durch Gerichtsurteile und gut definierte
Verhaltensgrundsätze weit weniger gravierend als das einmal der Fall
war. Sehr oft hat es die Medizin dagegen mit dem Thema
Therapiebegrenzung zu tun. Wenn das Leben in seine letzte Phase tritt,
das Sterben aber noch nicht begonnen hat; wenn die Prognose eines
Patienten schlecht, aber nicht vollkommen absehbar ist; wenn es keine
Hinweise auf Wünsche des Patienten gibt; dann muss man sich immer
wieder neu fragen: Wie lange dient eine auf Krankheitsbekämpfung
ausgerichtete Therapie dem Wohl des Menschen und wann beginnt sie, nur
noch sein Leiden zu verlängern? Zum UKSH in Kiel kann ich im Detail
noch nicht so viel sagen, wir fangen ja gerade erst an, diese häufig
auftretenden Problemlagen zu erfassen.


In einem Leitfaden lässt sich das Problem mit der Therapiebegrenzung
aber wohl kaum regeln.

Buyx: Selbstverständlich nicht. Ein Leitfaden kann immer nur
eine allgemeine Richtschnur bieten, kann die grobe Orientierung für
ein gutes Vorgehen bieten. Umso wichtiger ist die klinisch-ethische
Fallberatung, die im Alltag oft genau mit solchen Situationen zu tun
hat. Wenn zum Beispiel ein Patient eine sehr ungünstige Prognose hat
und weder er selbst noch seine Angehörigen sagen können, welche
weitere Behandlung gewünscht ist, stellt das für die Ärzte immer
wieder eine Herausforderung dar. In der klinisch-ethischen
Fallberatung versuchen wir, durch den Dialog mit dem Patienten selbst,
den Angehörigen und den Ärzten herauszufinden, was sich der Patient
wünscht oder was er sich wünschen würde und was für ihn das Beste in
der gegebenen Situation wäre.

Wie stark wird diese Fallberatung in Anspruch genommen?

Buyx: Genau erfasst haben wir den Zeitraum seit Juni 2016. Für
die teils umfangreichen Einzelfallberatungen ist im Schnitt eine
Anfrage pro Woche zu verzeichnen. Um Rat fragen dabei Ärzte aus allen
Hierarchiestufen, auch erfahrene Stations- und Oberärzte und
Chefärzte. Auch für die anderen Berufsgruppen des Klinikums und für
Patienten und ihre Angehörigen steht Frau Dr. Rogge als
Ansprechpartner zur Verfügung, ein Angebot, das wir für sehr wichtig
halten. Darüber hinaus kommen viele Anfragen zu internen Fortbildungen
der einzelnen Abteilungen und auch zur Aufarbeitung von belastenden
Situationen mit ethischer Komponente im Team.

War es eigentlich schwierig, das Klinische Ethikkomitee am UKSH
durchzusetzen? 

Buyx: Wirkliche Widerstände gab es nur vereinzelt. Ganz
überwiegend sind wir auf große Offenheit gestoßen, beim Personal, aber
auch im Vorstand. So viel Unterstützung ist nicht selbstverständlich.
Ich kenne Kliniken, da hat es 15 Jahre mit der Einführung eines
solchen Komitees gedauert. In anderen Häusern gibt es zwar welche,
aber die haben aufgrund eingebauter Hürden in zehn Jahren keinen
einzigen Fall bekommen.

Vielen Dank für das Gespräch.

 * 

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten

Abbildung der Originalpublikation:

Dr. Alena Buyx (39) ist seit 2014 Professorin für Medizinethik
an der Medizinischen Fakultät der Christian-Albrechts-Universität
Kiel. Nach ihrem Abitur 1997 studierte sie in Münster im Doppelstudium
Medizin sowie Philosophie, Soziologie und Geschichtswissenschaft. Im
Jahr 2016 wurde Buyx in den Deutschen Ethikrat berufen, dem 26
Mitglieder angehören, die naturwissenschaftliche, medizinische,
theologische, philosophische, ethische, soziale, ökonomische und
rechtliche Belange repräsentieren. Sie war und ist damit das jüngste
Mitglied, das diesem Gremium jemals angehörte.
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GENETIK/121: Familiäre Form der Nervenkrankheit Amyotrophe Lateralsklerose (ALS) - neues Gen identifiziert (idw)


Universität Ulm - 12.01.2018

Forscher identifizieren neues ALS-Gen: Bisher häufigster genetischer
Faktor der familiären ALS



Wissenschaftler der Universitäten Ulm und Umeå haben Mutationen entdeckt,
die die familiäre Form der tödlichen Nervenkrankheit Amyotrophe
Lateralsklerose (ALS) auslösen können. Unter den nun gefundenen
Veränderungen im KIF5A-Gen ist der bisher am häufigsten bei Patienten
nachgewiesene genetische Faktor, der zur Entstehung einer ALS beiträgt.
Diese in der renommierten Fachzeitschrift Brain erschienenen Ergebnisse
bestätigen die Annahme, dass der neurodegenerativen Erkrankung ein
Zusammenspiel mehrerer Gendefekte zugrunde liegt. Zudem unterstreichen sie
die Bedeutung von intrazellulären Transportprozessen bei der
ALS-Krankheitsentstehung.

Forscher der Ulmer Universitätsmedizin haben Mutationen im KIF5A-Gen
entdeckt, welche die erbliche Variante der neurodegenerativen Erkrankung
Amyotrophe Lateralsklerose (ALS) auslösen können. Darunter ist der bisher
am häufigsten bei Patienten nachgewiesene genetische Faktor, der zur
Entstehung einer ALS beiträgt. Die nun in der renommierten Fachzeitschrift
Brain erschienene Studie untermauert zudem die Annahme, dass der tödlichen
Erkrankung ein Zusammenspiel mehrerer Gendefekte zugrunde liegt.

ALS ist eine komplexe und derzeit unheilbare neurodegenerative Erkrankung,
die zum Untergang der motorischen Nervenzellen und somit zu stetig
fortschreitenden Lähmungen führt. Die relativ seltene Krankheit - etwa
drei von 100.000 Personen sind jährlich neu betroffen - wurde durch
prominente Patienten wie den Physikprofessor Stephen Hawking und die "Ice
Bucket Challenge" im Sommer 2014 bekannter. In der Regel führt ALS
innerhalb von drei bis fünf Jahren nach Krankheitsbeginn zum Tod.
Unterschieden wird die sporadische Variante von der erblich bedingten
("familiären") Form, die nur etwa 10 Prozent der Erkrankungen ausmacht. In
beiden Fällen ist die Krankheitsentstehung noch nicht genau verstanden.
Zwar konnten Wissenschaftler dank jüngster Fortschritte in der
DNA-Sequenzierungstechnologie mehrere Gene identifizieren, deren Mutation eine
Prädisposition für ALS darstellt. Diese Mutationen erklären jedoch
lediglich die Ursache von weniger als 25 Prozent aller Krankheitsfälle.

Nun haben Forscher der Ulmer Universitätsklinik für Neurologie
(Rehabilitations- und Universitätskliniken Ulm) und der schwedischen
Universität Umeå das Erbgut von 426 ALS-Patienten, die mindestens einen
weiteren erkrankten Verwandten hatten, mit einer gesunden Kontrollgruppe
verglichen (mittels sogenannter "Gesamt-Exom-Sequenzierung"). Die
Wissenschaftler um Professor Jochen Weishaupt und Professor Peter Andersen
konnten bei ALS-Patienten drei so genannte Spleißstellen-Mutationen in der
C-terminalen Domäne des Gens KIF5A identifizieren, die zu einem
Funktionsverlust des entsprechenden Gens führen. Bei drei untersuchten
Familien war die Vererbung der Krankheit über mehrere Generationen hinweg
an eine solche Mutation gekoppelt. Darüber hinaus fanden die Autoren bei
etlichen Patienten mit familiärer ALS eine Anreicherung des
Einzelnukleotid-Polymorphismus (Single Nucleotide Polymorphism/SNP)
rs113247976, der ebenfalls das KIF5A-Gen betrifft. "Bei sechs Prozent der
familiären ALS-Patienten konnten wir diesen Polymorphismus nachweisen und
wiederum 50 Prozent von ihnen hatten mindestens eine Mutation in einem
anderen bekannten ALS-Gen. Dies deutet darauf hin, dass bei der
Krankheitsvererbung oft mehrere Gendefekte zusammenwirken", erklären
Professor Weishaupt und der Erstautor Dr. David Brenner. Von allen
genetischen Veränderungen, die seit 1993 weltweit bei ALS-Patienten
gefunden wurden, sei rs113247976 der häufigste genetische Faktor, der zur
Krankheitsentstehung beitrage.

Das KIF5A-Gen ist der Bauplan für ein Protein, das am Transport von
Substanzen im Axon einer Nervenzelle beteiligt ist. Die Studienergebnisse
unterstreichen also die Bedeutung von intrazellulären Transportprozessen
bei der ALS-Krankheitsentstehung. Zudem sind weitere neurologische
Erkrankungen mit unterschiedlichen Veränderungen im KIF5A-Gen assoziiert
(hereditäre spastische Paraplegie, Charcot-Marie-Tooth-Krankheit Typ 2,
Neonatal intractable myoclonus). In Zukunft könnten die nun
veröffentlichten Erkenntnisse zu neuen molekularen Therapieansätzen
beitragen.

"Zusammenfassend fügt diese Studie KIF5A zu einer stetig wachsenden Liste
von Genen hinzu, die ALS verursachen, und sie erweitert das Spektrum von
Mutationen in diesem Gen", betont Professor Albert Ludolph, Ärztlicher
Direktor der Ulmer Universitätsklinik für Neurologie. Die hohe Prävalenz
des SNP KIF5A rs113247976 bei familiären ALS-Patienten befeuere zudem die
Hypothese eines Zusammenspiels verschiedener Gendefekte in einem
Patienten. Dies könnte auch einen Teil der sporadisch, nicht familiär
auftretenden ALS-Fälle genetisch erklären.

Die Studie wurde in Deutschland vor allem vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF), von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(ALS-Register Schwaben), von der deutschen Gesellschaft für Muskelkranke
(MND-NET) sowie der Baden-Württemberg Stiftung unterstützt.


David Brenner, Rüstem Yilmaz, Kathrin Müller, Torsten Grehl, Susanne
Petri, Thomas Meyer, Julian Grosskreutz, Patrick Weydt, Wolfgang Ruf,
Christoph Neuwirth, Markus Weber, Susana Pinto, Kristl G. Claeys, Berthold
Schrank, Berit Jordan, Antje Knehr, Kornelia Günther, Annemarie Hübers,
Daniel Zeller, The German ALS network MND-NET, Christian Kubisch, Sibylle
Jablonka, Michael Sendtner, Thomas Klopstock, Mamede de Carvalho, Anne
Sperfeld, Guntram Borck, Alexander E. Volk, Johannes Dorst, Joachim Weis,
Markus Otto, Joachim Schuster, Kelly del Tredici, Heiko Braak, Karim M.
Danzer, Axel Freischmidt, Thomas Meitinger, Tim M. Strom, Albert C.
Ludolph, Peter M. Andersen and Jochen H. Weishaupt. 

Hot-spot KIF5A
mutations cause familial ALS. Brain. DOI: 10.1093/brain/awx370

Weitere Informationen finden Sie unter

https://academic.oup.com/brain/article-lookup/doi/10.1093/brain/awx370

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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LUNGE/061: Chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD) - Neuer Therapieansatz gefunden (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 12.01.2018

Neuer Therapieansatz gegen weit verbreitete Lungenkrankheit



Forscher haben neue Wirkstoffkandidaten gegen die chronisch obstruktive
Lungenerkrankung, kurz COPD, gefunden. Die bislang nicht heilbare
Krankheit ist eine der häufigsten Todesursachen weltweit und wird meist
durch Rauchen ausgelöst. Zwei anti-entzündliche Substanzen erwiesen sich
in den aktuellen präklinischen Studien als wirksamer als bislang
verwendete Präparate. Die Ergebnisse sind im Journal of Allergy and
Clinical Immunology erschienen.

Für die Studie kooperierte ein Team um Privatdozent Dr. Jürgen Knobloch
von der pneumologischen Klinik am Berufsgenossenschaftlichen
Universitätsklinikum Bergmannsheil in Bochum und Prof. Dr. Andrea Koch,
früher ebenfalls am Bergmannsheil, heute an der Universitätsklinik der
Ludwig-Maximilians-Universität München und Mitglied des Deutschen Zentrums
für Lungenforschung, mit Kollegen von der Firma RespiVert, eine
Tochtergesellschaft von Janssen Biotech, und Prof. Dr. Erich Stoelben aus
der Lungenklinik Köln-Merheim. Die neuen potenziellen Wirkstoffe könnten
einen Durchbruch bei der Behandlung der COPD bedeuten, folgern die
Autoren.

Neue Wirkstoffkandidaten dämpfen Entzündungen

Bei der COPD kommt es zu einer chronischen Entzündung der Atemwege.
Bestimmte Enzyme, Proteinkinasen genannt, regulieren den
Entzündungsprozess. Sie werden indirekt durch das Rauchen, durch
COPD-charakteristische Entzündungsstoffe und durch Atemwegsinfektionen
überaktiviert. Als Folge produziert der Körper noch mehr
Entzündungsstoffe, was entscheidend zum Fortschreiten der Lungenerkrankung
beiträgt.

Einen erfolgversprechenden Ansatz für die Therapie sehen die Forscher in
Narrow Spectrum Kinase Inhibitors, kurz NSKI, die die Proteinkinasen
hemmen. Die Firma RespiVert identifizierte zwei NSKI - genannt RV1088 und
RV568 - und stellte sie für die Studien zur Verfügung. Die Wissenschaftler
testeten sie an Zellkulturen und verglichen ihre Wirksamkeit mit einem
herkömmlichen Kortikosteroid und verschiedenen Single Protein Kinase
Inhibitors, die ebenfalls als Wirkstoffkandidaten in Betracht kommen. Die
NSKI waren effektiver darin, die Produktion von Entzündungsstoffen zu
bremsen, als die Vergleichssubstanzen.

Effekt von anderen Wirkstoffen nicht ausreichend

Erste Erfolge waren zuvor auch in präklinischen Modellen mit den Single
Protein Kinase Inhibitors erzielt worden. Diese hemmen selektiv einzelne
Proteinkinasen oder eine Familie von Proteinkinasen. "Es deutet sich aber
an, dass der Effekt in der klinischen Anwendung nicht ausreichen würde",
erläutert Jürgen Knobloch, Laborleiter der pneumologischen Klinik des
Bergmannsheil. "Denn bei einer so spezifischen Hemmung könnten andere
Proteinkinasen die Entzündungsregulierung übernehmen."

Deshalb testete das Team neue Wirkstoffkandidaten, die nicht nur auf eine
Proteinkinase oder eine Familie von Proteinkinasen abzielen, sondern auf
ein bestimmtes Spektrum von mehreren Proteinkinasen-Familien. Im
Forschungslabor der pneumologischen Klinik im Bergmannsheil erprobten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Wirkstoffe dann an
kultivierten primären glatten Atemwegmuskelzellen von COPD-Patienten.

Potenzial für Transfer in klinische Anwendung

"Unsere Studie zeigt, dass NSKI vielversprechende Kandidaten sind, um
dringend benötigte anti-entzündliche Therapien bei COPD zu entwickeln",
sagt Jürgen Knobloch. Er und seine Kolleginnen und Kollegen sehen deshalb
ein immenses Potenzial, die Erkenntnisse aus dem präklinischen Modell in
die Anwendung am Patienten zu übertragen.

Nach Expertenschätzungen leiden derzeit 11,7 Prozent der Weltbevölkerung
an der chronisch obstruktiven Lungenerkrankung. Sie entwickelt sich meist
aus einer chronischen Bronchitis und wird hauptsächlich durch das
Tabakrauchen verursacht. Aktuelle Therapien können Symptome lindern und
das Fortschreiten der COPD verlangsamen, aber nicht stoppen. Abgesehen von
einem Präparat, das bei sehr schwerer COPD bei einer bestimmten Gruppe von
Patienten eingesetzt werden kann, gibt es derzeit keine weiteren
ursächlich Therapien, die nicht auf Steroiden beruhen und an der
Bekämpfung der Entzündung ansetzen, welche zentral für das Fortschreiten
der Krankheit ist. Verfügbare anti-entzündliche Wirkstoffe wie inhalative
Kortikosteroide helfen bei anderen chronisch-entzündlichen
Lungenerkrankungen und können anteilig verhindern, dass sich die Symptome
akut verschlimmern. Allerdings ist eine Therapie mit ihnen derzeit nur in
Kombination mit Bronchien-erweiternden Medikamenten empfohlen und bei
Patienten, bei denen die Symptome sich häufig verschlechtern.

Klinische Studien laufen

Die in der Studie identifizierten Substanzen werden aktuell in einem
klinischen Programm von einer Pharmafirma für die Anwendung bei
Patientinnen und Patienten weiterentwickelt.


Originalveröffentlichung

Jürgen Knobloch, David Jungck, Catherine Charron, Erich Stoelben, Kazuhiro
Ito, Andrea Koch: Superior anti-inflammatory effects of Narrow spectrum
kinase inhibitors in airway smooth muscle cells from subjects with chronic
obstructive pulmonary disease, in: Journal of Allergy and Clinical
Immunology, 2017, DOI: 10.1016/j.jaci.2017.09.026

http://www.jacionline.org/article/S0091-6749(17)31623-8/abstract


• Über das Bergmannsheil

Das Berufsgenossenschaftliche Universitätsklinikum Bergmannsheil zählt zu
den größten Akutkliniken der Maximalversorgung im Ruhrgebiet. 1890 als
erste Unfallklinik der Welt zur Versorgung verunglückter Bergleute
begründet, vereint das Bergmannsheil heute 23 hochspezialisierte Kliniken
und Fachabteilungen mit insgesamt 707 Betten unter einem Dach. Mehr als
2.300 Mitarbeiter stellen die qualifizierte Versorgung von rund 89.000
Patienten pro Jahr sicher.

Das Berufsgenossenschaftliche Universitätsklinikum Bergmannsheil gehört
zur Unternehmensgruppe der BG Kliniken. In ihr sind neun
berufsgenossenschaftliche Akutkliniken, zwei Kliniken für
Berufskrankheiten und zwei Unfallbehandlungsstellen verbunden. Mit 12.500
Mitarbeitern und jährlich über 550.000 Patienten ist die Gruppe einer der
größten Klinikverbünde Deutschlands. Darüber hinaus ist das Bergmannsheil
Teil des Universitätsklinikums der Ruhr-Universität Bochum (UK RUB).
Weitere Informationen: 

www.bergmannsheil.de, www.bg-kliniken.de

Redaktion: Robin Jopp, Julia Weiler

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, Meike Drießen, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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COMPUTER/588: Computergestützte Gesichtsanalyse hilft der Diagnose (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 11.01.2018

Computergestützte Gesichtsanalyse hilft der Diagnose



Bei seltenen Erkrankungen kann die computergestützte Bildauswertung von
Patientenporträts die Diagnose erleichtern und deutlich verbessern. Das
stellt ein internationales Wissenschaftlerteam unter Federführung des
Universitätsklinikums Bonn und der Charité - Universitätsmedizin Berlin
anhand der so genannten GPI-Ankerstörungen unter Beweis. Die Forscher
verwendeten Methoden der künstlichen Intelligenz, um aus Daten zum Erbgut,
der Oberflächenbeschaffenheit der Zellen und typischen Gesichtsmerkmalen
Modelle der Erkrankungen zu simulieren. Die Ergebnisse können auch für
andere Erkrankungen wegweisend sein und werden nun im Fachjournal "Genome
Medicine" vorgestellt.

Beim Mabry-Syndrom handelt es sich um eine seltene Krankheit, die zu
geistiger Entwicklungsverzögerung führt. Sie wird durch die Veränderung an
einem einzigen Gen ausgelöst. "Diese Erkrankung gehört zu einer Gruppe,
die wir als GPI-Ankerstörungen beschreiben und zu der über 30 Gene
zählen", berichtet der Mediziner und Physiker Prof. Dr. Peter Krawitz vom
Institut für Genomische Statistik und Bioinformatik des
Universitätsklinikums Bonn. GPI ist die Abkürzung für
Glycosylphosphatidylinositol. GPI-Anker halten spezielle Proteine an der
Außenseite der Zelle fest. Funktioniert dies durch eine Genmutation nicht
richtig, werden die Signalübertragung und der Transport innerhalb der
Zelle und zwischen den Zellen gestört.

Das Spektrum des äußerlichen Erscheinungsbildes der GPI-Ankerstörungen ist
weit: Die Auswirkungen einer Mutation in einem bestimmten Gen können sich
von sehr milde bis hin zu sehr stark äußern. Das gilt auch für die
Auffälligkeiten im Gesicht. Beim Mabry-Syndrom gehören zum Beispiel eine
schmale, manchmal zeltförmige Oberlippe, eine breite Nasenwurzel und ein
großer Augenabstand mit langen Lidspalten zu den klassischen Merkmalen -
sie können aber stärker oder schwächer ausgeprägt sein. Das erschwert
häufig die Diagnose dieser seltenen Erkrankung. Auch die ebenfalls
namensgebende Erhöhung der alkalischen Phosphatase im Blut lässt sich
nicht bei jedem Patienten nachweisen. "Die Folge ist, dass Patienten und
ihre Angehörigen häufig eine jahrelange Odyssee durchlaufen, bis die
richtige Diagnose gestellt wird", sagt Krawitz.

Ein internationales Forscherteam hat unter der Federführung von Dr. Alexej
Knaus und Prof. Krawitz vom Institut für Genomische Statistik und
Bioinformatik des Universitätsklinikums Bonn sowie Prof. Dr. Denise Horn
vom Institut für Medizinische Genetik und Humangenetik der Charité
untersucht, wie sich die Diagnose von GPI-Ankerstörungen mit Hilfe
moderner, besonders schneller DNA-Sequenzierungsverfahren,
Oberflächenanalysen von Zellen und computergestützter Bilderkennung
verbessern lassen.

 Die Forscher nutzten künstliche Intelligenz in der Bildanalyse

In der groß angelegten Übersichtsstudie nutzten die Wissenschaftler
Aufnahmen der Gesichter von insgesamt 91 Patienten. Bei einem Teil der
Teilnehmer wurden die für GPI-Ankerstörungen typischen Veränderungen auf
Zelloberflächen festgestellt. Die Analyse des Erbguts ergab ebenfalls
Genmutationen, die für diese seltene Erkrankungsgruppe typisch sind. "Die
künstliche Modellierung gen-typischer Gesichter, die wir mit diesen
Datensätzen erzielten, zeigt ganz deutlich, dass die computergestützte
Auswertung von Porträtaufnahmen der Patienten die Diagnose von
GPI-Ankerstörungen erleichtern und verbessern kann - das ist ein großer
Fortschritt", sagt der Erstautor Dr. Knaus.

Mit Hilfe kombinierter Daten aus dem Labor und dem Computer erhoffen sich
die Autoren, auch die molekularen Prozesse solcher Erkrankungen besser zu
verstehen. So zeigte sich zum Beispiel, dass ein erhöhter Wert für die
alkalische Phosphatase im Blut und auffällige Ergebnisse in der
Bildanalyse eine verlässliche Einstufung einer neuen Mutation bei einer
GPI-Ankerstörungen erlauben. Aufgrund der in der Arbeit dargestellten
gemeinsamen molekularen Ursachen und der nun quantifizierbaren Ähnlichkeit
der Patienten spricht sich Krawitz auch dafür aus, besser die Bezeichnung
"GPI-Ankerstörung" für diese Erkrankungsgruppe zu verwenden.

Die neuartige Kombination aus Zell- und Erbgutanalysen sowie
computergestützter Bildauswertung wollen die Forscher noch weiter
verfeinern. Für Krawitz ist es bereits jetzt ein Durchbruch: "Absehbar
lassen sich diese Methoden auch auf andere Krankheiten übertragen. Dies
wäre hinsichtlich der Diagnose ein großer Sprung nach vorn."


Publikation: 

Characterization of Glycosylphosphatidylinositol Biosynthesis Defects by 
Clinical Features, Flow Cytometry, and Automated Image Analysis, Genome 
Medicine, DOI: 10.1186/s13073-017-0510-5


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Johannes Seiler, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/893: Telefon-Hotline - Depressionsmonat Januar ... DAK-Gesundheit schaltet Experten-Hotline am 17.01.2018


DAK-Gesundheit - 15. Januar 2018

Depressionsmonat Januar: 

DAK-Gesundheit schaltet Experten-Hotline am 17. Januar



Auf Weihnachten und Neujahr folgt bei vielen Deutschen die Depression:
Im Januar gibt es mehr Krankmeldungen mit dieser Diagnose als in jedem
anderen Monat. Das zeigt eine aktuelle Analyse der DAK-Gesundheit der
Jahre 2013 bis 2016. So lag der Anteil der gelben Scheine mit dieser
Diagnose im Januar 2016 bei zehn Prozent. Den niedrigsten Stand
erreichen die Krankmeldungen laut DAK-Statistik im Weihnachtsmonat
Dezember. Als Reaktion auf die Analyse bietet die DAK-Gesundheit eine
Telefon-Hotline für Betroffene und Angehörige. Medizinische Experten
beraten am 17. Januar zwischen 8 und 20 Uhr. Das Serviceangebot unter
der kostenlosen Rufnummer 0800 1111 841 können Versicherte aller
Krankenkassen nutzen.

"Im Januar erleben viele Menschen ein seelisches Tief, weil die
Weihnachtsfeiertage vorbei und die Tage meist grau und dunkel sind",
erklärt Dr. Hendrik Spohr, Arzt bei der DAK-Gesundheit. "Deshalb
steigt die Zahl der Krankmeldungen aufgrund von Depressionen nach dem
Jahreswechsel an. Diese Tendenz beobachten wir seit einigen Jahren."
Im Sommer verringert sich die Zahl der Krankmeldungen, bevor diese in
den Herbstmonaten wieder ansteigt.

Doch wie unterscheiden sich Stimmungsschwankungen von
behandlungsbedürftigen Depressionen? Welche Hilfsangebote gibt es für
Betroffene und Angehörige? Wann sind Medikamente nötig? Und wie können
Wartezeiten auf einen Therapieplatz überbrückt werden? Diese und
weitere Fragen beantworten unabhängige Medizinexperten am 17. Januar
von 8 bis 20 Uhr.

Ergänzt wird die Beratungs-Hotline am 17. Januar durch einen
Live-Chat. Auf www.facebook.com/DAKGesundheit informiert Dr. Gitta
Jacob, psychologische Psychotherapeutin, zwischen 17 und 18 Uhr über
psychische Erkrankungen und deren Behandlung.


Weitere Informationen und Angebote der DAK-Gesundheit im Netz: 

www.dak.de/psyche

Pressemeldung zum Download

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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AKTION/2611: Cuxhaven - "Lichterkonzert" mit Oscar Javelot am 21. Januar 2018


"Lichterkonzert" mit Oscar Javelot 



Oscar Javelot ist weit mehr als ein begnadeter Panflötenvirtuose, er
bringt mit seinem ausdrucksstarken Gesang eine außergewöhnliche
Atmosphäre in seine Konzerte.

Mit Gefühl, Intensität und Präzision spielt Oscar Javelot über die
Landesgrenzen hinaus Konzerte, die die Menschen berühren. Es ist das
außergewöhnliche Naturinstrument, die Panflöte, und seine spürbare
Verbindung zu ihr, die unter die Haut geht. Für viele Fans sind diese
atmosphärischen Konzerte bereits Tradition geworden. Seien Sie Teil
dieses Lichterkonzertes in dem mit zahlreichen Kerzenlichtern
geschmückten Schloss. Sie werden eingeladen, innezuhalten, Freude zu
spüren und die Seele wieder einmal richtig baumeln zu lassen. Ein
rundum inspirierendes Konzerterlebnis!

Im Einklang mit seiner gesanglich ausdrucksstarken Stimme, mit
Eigenkompositionen, modernen Welthits sowie klassischen Melodien
gelingt es Javelot, individuelle und facettenreiche Momente der
Entspannung und zugleich der uneingeschränkten Lebensfreude zu
schaffen. Bettina Ankermann mit ihrer beeindruckenden Stimme setzt
ebenfalls besondere Glanzlichter. Gemeinsam mit Oscar Javelot im Duett
sind zwei großartige Stimmen zu hören, die wahrlich miteinander die
Musik zelebrieren.

Eintrittskarten für das Konzert sind in der Kulturinformation im
Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr
9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) oder online unter
www.cuxhaven.de/tickets erhältlich. Restkarten werden am Konzerttag ab
15 Uhr im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12) verkauft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AKTION/2610: Oldenburg - Good Shield Aguilar, Bibliothekskonzert am 25.1.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Good Shield Aguilar 

"Indigener Soul" in der Universitätsbibliothek



Oldenburg. Rock, Funk und Reggae, angereichert mit poetischer
Wortkunst und indigener Musiktradition - diese eigene Kombination des
Musikers Good Shield Aguilar ist am Donnerstag, 25. Januar, ab 20.00
Uhr im Bibliothekssaal der Universität Oldenburg (Campus Haarentor,
Uhlhornsweg 49-55) zu hören. Das 33. Bibliothekskonzert wird
veranstaltet vom Institut für Anglistik und Amerikanistik und dem BIS -
 Bibliotheks- und Informationssystem.

Der nordamerikanische Singer/Songwriter Good Shield Aguilar (Ogala
Lakota/Pasqua Yaqui) ist nicht nur Musiker, sondern auch bildender
Künstler und Aktivist. Mit seiner Musik, die er selbst als "Indigenous
Soul" bezeichnet, wirbt er für kulturelle Erneuerung und
politisch-ökologische Verantwortung. In seiner Heimat engagiert er
sich unter anderem gegen den Bau der "Dakota Access Pipeline" und
kämpft für den Schutz des Yellowstone Büffels.

Der Eintritt für das Konzert beträgt 6 Euro bzw. 3 Euro (ermäßigt).
Karten können unter bis-info@uni-oldenburg.de reserviert werden.

Weblinks

bis.uni-oldenburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 010/18 vom 11. Januar 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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FESTIVAL/782: Usedomer Musikfestival - 21.-24.1. und 22.9. bis 13.10.2018


Usedomer Musikfestival startet mit internationalen Tagen jüdischer Musik ins Jubiläumsjahr 

- Zehn Länder, ein Meer - 25 Jahre, ein Festival

Lesungen und Konzerte in den Synagogen Röbel, Stavenhagen und der
Stiftung Neue Synagoge Berlin - Centrum Judaicum sowie im Europäischen
Zentrum der Solidarnosc in Danzig vom 21.-24.1.

Usedomer Musikfestival feiert vom 22.9. bis 13.10.2018 anlässlich
seines 25-jährigen Bestehens mit großen Namen der Musik des
Ostseeraums



Seebad Heringsdorf, 9. Januar 2018: Zehn Länder, ein Meer - 25 Jahre,
ein Festival: In sein Jubiläumsjahr (22.9. - 13.10.) startet das
Usedomer Musikfestival bereits im Januar als Veranstalter der
Internationalen Tage jüdischer Musik. Vom 21. bis 24.1.2018
präsentiert das Festival jüdische Musik und Gegenwartsthemen in
Lesungen und Konzerten an Originalschauplätzen - den neu restaurierten
Fachwerksynagogen von Stavenhagen und Röbel in Mecklenburg-Vorpommern,
der Neuen Synagoge in Berlin und auch im Europäischen Zentrum der
Solidarnosc in Danzig. "Wir werden den Blick für das Schicksal der
Juden über Deutschland hinaus weiten und setzen uns dafür ein, dass
diese Geschichte niemals vergessen wird", so der Intendant des
Usedomer Musikfestivals, Thomas Hummel. In besonderer Weise beleuchte
das Programm Geschichte und Gegenwart des Judentums in Polen und
Deutschland. Klassiker jüdischer Musik erklingen genauso, wie populäre
Filmmusik, verfemte Komponisten, wie solche, die im Sinne jüdischer
Traditionen komponierten. Eine Diskussionsrunde mit dem bekannten
Politologen Alfred Grosser und dem Publizisten Manfred Osten widmet
sich u. a. Tendenzen eines wiedererstarkenden Antisemitismus in Europa
in der Stiftung Neue Synagoge Berlin - Centrum Judaicum - und
 im Europäischen Zentrum der Solidarnosc in Danzig. Eröffnet wird die
Veranstaltungsreihe vom international preisgekrönten Geigenvirtuosen
Piotr Plawner. Die Usedomer Musikpreisträgerin 2017, die Cellistin
Emila Lomakova gestaltet mit der Violinistin Noga-Sarai Bruckstein
informative Konzerte rund um jüdische Musik für Schülerinnen und
Schüler in Stavenhagen und Danzig. Hervorgegangen sind die
Internationalen Tage jüdischer Musik aus den seit 2009 jährlich
stattfindenden Synagogenrundfahrten des Usedomer Musikfestivals, die
einladen das jüdische Erbe Mecklenburg-Vorpommerns kennenzulernen. Das
Auswärtige Amt der Bundesrepublik Deutschland unterstützt die seit
2016 bestehende Veranstaltungsreihe.

Drei Wochen Jubiläumsfeierlichkeiten zu 25 Jahren Usedomer Musikfestival

Die Internationalen Tage jüdischer Musik bilden den Auftakt für die
Jubiläumssaison des Usedomer Musikfestivals, das vom 22.9 bis 13.10.
sein 25-jähriges Bestehen feiert. In der Jubiläumssaison setzt das
traditionsreiche Usedomer Musikfestival ganz auf Völkerverständigung
durch Musik. 1994 gegründet, stellt das Musikfestival seit 1999 Jahr
für Jahr eines der zehn Ostseeanrainerländer exklusiv drei Wochen lang
mit seiner Musik und seinen Musikern vor. 2018 erleben Musikfans
erstmals alle Länder vereint - von Norwegen bis Russland, von Finnland
bis Deutschland. Große Namen versprechen länderverbindende
Kulturerlebnisse im maritimen Flair Usedoms: die schwedische
Sopranistin Anne Sofie von Otter, das Baltic Sea Philharmonic unter
der Leitung des in Estland geborenen Dirigenten Kristjan Järvi, die
dänische Sängerin Gitte Hænning, das Johann-Strauß-Orchester
Frankfurt/Main, die internationale Chorakademie Lübeck, die NDR
Radiophilharmonie Hannover und viele mehr. "Frieden, Humanität und
Verständigung durch Musik, dafür setzen wir uns ein. Musikalische
Hochkaräter des Ostseeraums werden so auch 2018 die schönsten
Konzertorte der Sonneninsel Usedom zum Klingen bringen", freut sich
Festivalintendant Thomas Hummel auf das bevorstehende Jubiläum.

Verständigung durch Musik

Die Höhepunkte werden die, auf Initiative von Usedomer Musikfestival,
Norddeutschem Rundfunk und Historisch-Technischem Museum gegründeten
Peenemünder Konzerte. Anlässlich der 100-Jahr-Feierlichkeiten zur
Unabhängigkeit von Estland, Lettland, Litauen und Finnland nehmen das
Baltic Sea Philharmonic unter der Leitung von Kristjan Järvi mit auf
musikalische Reisen entlang der Ostseeküste. Den Abschluss der Saison
im Musikland MV feiert 2018 die NDR Radiophilharmonie Hannover unter
Robert Trevino. In den Kaiserbädern zeigt sich dann Gitte Hænning
inselverliebt. Fasziniert vom letzten Festivalbesuch, zieht es sie
wieder auf das Eiland. Für Besucher, die in den vergangenen Jahren
leer ausgegangen sind, die ersehnte Chance sich von der Sängerin
mitreißen zu lassen. Neuland ist Usedom für eine der bekanntesten
Sängerinnen Schwedens: die Sopranistin Anne Sofie von Otter. Sie
präsentiert Chansons, Popsongs und Lieder von Abba bis Bernstein, von
Jacques Brel bis Jean Sibelius. Die enge Kooperation des Festivals mit
Polen feiert eine Rundfahrt auf der polnischen Nachbarinsel Wollin.
Dort führt die internationale Chorakademie Lübeck Bachs berühmte 
h-Moll-Messe auf. Im Rahmen der Education-Programm des Festivals kürt
das große Finalkonzert des Wettbewerbs "Die jungen Besten" seine
Sieger mit der Verleihung des Achterkerke-Musikpreises 2018.

Stimmungsvolle Konzerterlebnisse laden zu den schönsten Konzertorten
der Sonneninsel ein - von Peenemünde ins polnische Swinoujscie, von
den Kaiserbädern in die Idylle des Achterwasssers.

Für einige Höhepunkte des Usedomer Musikfestivals und für
Veranstaltungen der Internationalen Tage jüdischer Musik können Karten
erworben werden unter www.usedomer-musikfestival.de und 038378-34647.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 09.01.2018

Usedomer Musikfestival

Dünenstraße 45, Seebad Ahlbeck 17419

Alexander Datz, Pressesprecher

E-Mail: a.datz@usedomer-musikfestival.de

Internet: www.usedomer-musikfestival.de
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VORTRAG/083: Oldenburg - Über Spielmetaphern in Philosophie und Musik, Komponisten-Colloquium 19.1.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Über Spielmetaphern in Philosophie und Musik

Komponisten-Colloquium mit Philosoph Reinhard Schulz



Oldenburg. Ist der Mensch in seinem Handeln wirklich frei oder ist das
nur eine Illusion? Um sich dieser Frage zu nähern, richtet der
Oldenburger Philosoph Prof. Dr. Reinhard Schulz seinen Blick auf das
Spiel: innerhalb von mehr oder weniger festgelegten Spielregeln kann
der Mensch hier individuell und kreativ agieren - sei es in Glücks-,
Plan-, Sport- oder künstlerischen Spielen wie Musik, Theater oder
Tanz. Über diese Paradoxie von Freiheit und Unterwerfung spricht
Schulz im Komponisten-Colloquium am Freitag, 19. Januar. Beginn des
Vortrags ist um 18.00 Uhr im Kammermusiksaal der Universität Oldenburg
(Campus Haarentor, Gebäude A11, Ammerländer Heerstraße 69).

Reinhard Schulz studierte im Bielefeld Biologie, Philosophie und
Soziologie. Er war von 1985 bis 2016 an der Universität Oldenburg
tätig, zuletzt als Hochschullehrer für Philosophie. Seit 2010 ist er
Mitglied des Graduiertenkollegs "Selbst-Bildungen. Praktiken der
Subjektivierung in historischer und interdisziplinärer Perspektive"
und seit 2012 Mitherausgeber einer "Karl Jaspers Gesamtausgabe".

Veranstalter des Colloquiums "Musik unserer Zeit" sind die Komponistin
und Hochschullehrerin Prof. Violeta Dinescu und Musikwissenschaftler
Roberto Reale vom Institut für Musik. Der Eintritt zum Colloquium ist
frei.

Weblinks

www.komponisten-colloquium.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 012/18 vom 12. Januar 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg
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AUSLAND/8586: Aus aller Welt - 15.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



USA planen Aufbau einer neuen Truppe im Nordosten Syriens

In der Türkei und Syrien sind die am Sonntag bekanntgewordenen
US-Pläne für den Aufbau einer bis zu 30.000 Mann starken
Grenzschutztruppe aus kurdischen und arabischen Kämpfern im Nordosten
Syriens auf scharfe Kritik gestoßen. Die Regierung in Damaskus sprach
von einer offenen Aggression gegen die Souveränität und die
territoriale Integrität Syriens. Der türkische Präsident Recep Tayyip
Erdogan nannte das Vorhaben unannehmbar, weil die USA damit die
nationale Sicherheit seines Landes gefährden würden. Es zeige sich,
daß die US-Regierung keineswegs an der Aufrechterhaltung der
Unteilbarkeit des syrischen Staates interessiert sei, erklärte der
russische Außenminister Sergej Lawrow.

15. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8586: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Innenministerium will neue GSG-9-Einheit in Berlin stationieren

Innenminister Thomas Maizière (CDU) will die Eliteeinheit GSG 9 der
Bundespolizei personell vergrößern. Zudem soll neben dem Standort im
nordrhein-westfälischen Sankt Augustin in der Nähe von Bonn ein
weiterer in Berlin eingerichtet werden. Das teilte der Kommandeur der
Einheit, Jérome Fuchs, am Montag dem RBB-Inforadio mit. Als Grund
nannte Fuchs die anhaltende terroristische Bedrohung. Das
Bundesinnenministerium bestätigte die Pläne. Die Standortentscheidung
werde in den nächsten Wochen bis Monaten getroffen, sagte eine
Ministeriumssprecherin. Schwieriger sei es, geeigneten Nachwuchs zu
bekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8582: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Japans Verteidigungsminister kritisiert chinesischen U-Boot-Einsatz

Im Territorialstreit zwischen China und Japan um eine unbewohnte
Inselgruppe im Ostchinesischen Meer wirft Tokio der Volksrepublik
unlautere Methoden vor. Nach Angaben von Verteidigungsminister
Itsunori Onodera soll China ein atomgetriebenes U-Boot der
Shang-Klasse, das nach japanischer Einschätzung über
Schiffsabwehrraketen verfügt, in die umstrittenen Gewässer entsandt
haben. Durch den Vorgang habe China einseitig die Spannungen erhöht,
sagte Onodera vor Medienvertretern. Die Senkaku-Inseln stehen
faktisch unter japanischer Verwaltung, werden aber auch von China
beansprucht, wo die Inseln Diaoyu heißen. In der Region werden große
Öl- und Gasvorkommen vermutet.

15. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8584: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Debatte in der SPD über Sondierungsergebnisse

In der SPD regt sich breiter Widerstand gegen den Verlauf der
Sondierungsgespräche mit der Union. Viele Parteivertreter fordern
Nachbesserungen. Für die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen mit CDU
und CSU muß sich SPD-Chef Martin Schulz die Zustimmung des Parteitags
am 21. Januar in Bonn holen. Angesichts großer Bedenken in Teilen der
Partei ist der Ausgang ungewiß. Nun griff Fraktionschefin Andrea
Nahles die Gegner einer Neuauflage der Großen Koalition im
Deutschlandfunk hart an. Die Politikerin warf den parteiinternen
Kritikern vor, das sehr gute Sondierungsergebnis mutwillig
schlechtzureden. Das werde sie nicht akzeptieren und dagegenhalten,
betonte Nahles. Die Fraktionschefin geht davon aus, daß sich auf dem
Sonderparteitag am kommenden Sonntag eine Mehrheit der Delegierten
für die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen aussprechen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8583: Tragisches und Kurioses - 15.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Lkw-Fahrer flüchtet nach Unfall mit Rikscha

Im indischen Bundesstaat Jharkhand im Osten des Landes sind bei einem
Verkehrsunfall zwölf Menschen um Leben gekommen und vier weitere
verletzt worden. Das Unglück ereignete sich auf einer Landstraße im
Bezirk Gumla. Nach Angaben der örtlichen Behörden war eine
vollbesetzte Rikscha auf der Rückfahrt von einem Hindu-Festival von
einem Lastwagen gerammt worden. Der Fahrer des Lasters flüchtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7668: Aus Forschung und Technik - 15.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neue Wasservorkommen auf dem Mars entdeckt

US-Wissenschaftler haben dicht unter der Oberfläche des Mars große
Wassereisvorkommen entdeckt. Aktuelle Radarmessungen der NASA-Sonde
Mars Reconnaissance Orbiter (MRO) enthüllten zahlreiche unterirdische
Eisadern, die sich über große Felder jenseits der Polarregionen
ausdehnen. Wie Colin Dundas vom US-Geological Survey in Flagstaff
(Arizona) und seine Forscherkollegen im Wissenschaftsmagazin Science
schreiben, sind die Eisschichten bis zu 100 Meter dick und liegen
teilweise nur einen Meter unter dem Boden. Wie groß die
Wasserreservoirs im Inneren des Roten Planeten tatsächlich sind, ist
noch vollkommen unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7681: Aus aller Welt - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Katalonien bleibt unter Zwangsverwaltung nach Wiederwahl Puigdemonts

Die von der spanischen Zentralregierung über die früher weitgehend
autonome Region Katalonien verhängte Zwangsverwaltung wird verlängert
werden, wenn der abgesetzte, im belgischen Exil lebende
Regierungschef Carles Puigdemont nach der konstituierenden Sitzung
des Parlaments am Mittwoch noch vor Ende Januar erneut ins Amt
gewählt werden sollte, ohne persönlich anwesend zu sein. Puigdemont
würde bei einer Rückkehr nach Barcelona wegen Rebellion, Aufruhr und
Veruntreuung öffentlicher Mittel verhaftet werden. Deshalb will er
die Regionalregierung per Videoschaltung oder über einen
Stellvertreter führen.

Der spanische Ministerpräsident Mariano Rajoy sagte in Madrid, es sei
absurd, daß jemand, der nach Belgien geflohen sei, die
Regionalregierung führen wolle. Wenn jemand das Amt übernehmen wolle,
müsse er körperlich anwesend sein.

Puigdemont war Ende Oktober abgesetzt worden, nachdem seine Regierung
ein Unabhängigkeitsreferendum durchgeführt hatte, welches vom
Obersten Gericht Spaniens verboten und für ungültig erklärt worden
war. Bei Neuwahlen Mitte Dezember errangen die Separatisten in
Katalonien die absolute Mehrheit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7642: Medizin und Gesundheitswesen - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Diäten helfen auch bei genetischer Disposition

Seit Jahren wird gestritten, ob das Körpergewicht genetisch
festgelegt oder Folge des Eßverhaltens ist. So zeigten unter anderem
Zwillings- und Familienstudien, daß 40 bis 70 Prozent der
Unterschiede im Body-Mass-Index (BMI) auf genetische Faktoren
zurückzuführen sind. Allerdings hat ein Team um Lu Qi von der Tulane
University in Boston anhand von retrospektiven Untersuchungen
festgestellt, daß Diäten, also eingeschränktes Eßverhalten, einen
erheblichen positiven Effekt auf das Körpergewicht haben können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7669: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



GSG-9 stellt in Berlin eine neue Einheit auf

Die Grenzschutzgruppe 9 (GSG-9) soll um etwa ein Drittel vergrößert
werden. Die neue Einheit wird in Berlin stationiert. Ihren Hauptsitz
hat die GSG-9 in St. Augustin bei Bonn. Der GSG-9-Kommandeur Jérome
Fuchs begründete gegenüber dem rbb Inforadio den Truppenaufbau und
die Stationierung in Berlin mit der in Hauptstädten vergleichsweise
erhöhten Gefahr terroristischer Anschläge. Laut
Bundesinnenministerium laufen derzeit Untersuchungen zum Standort
einer vierten GSG-9-Einsatzeinheit. Die drei bestehenden
Einsatzeinheiten sind als Präzisionsschützen, Taucher und Bootsführer
sowie Fallschirmspringer spezialisiert. Für die neue Einheit wurde
laut Fuchs bislang keine Spezialisierung festgelegt, aber die
Berliner Zeitung wußte am Montag zu berichten, die Berliner Truppe
solle sich auf Anschläge mit Massenvernichtungswaffen spezialisieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7595: Sprache, Kunst und Medium - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Prozeß um Einsturz des Kölner Stadtarchivs beginnt

Wenn auch der Strafprozeß um die Schuld am Einsturz des Kölner
Stadtarchivs im März 2009 diese Woche beginnt, so wird die Rettung und
Restaurierung der Dokumente noch mindestens 30 Jahre in Anspruch
nehmen, wie die Archivleiterin Schmidt-Czaia erklärte.

Immerhin seien nur fünf Prozent der Papiere wirklich verloren
gegangen, während man 95 Prozent habe retten können. Davon seien
inzwischen 13 Prozent gereinigt. Fast alles ist demnach noch nutzbar,
auch wenn sie nicht in allen Fällen die gleiche Qualität wie vorher
haben. So bleiben Knicke und Risse sichtbar, die auch nicht verwischt
werden sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7659: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Erdogan bereitet Offensive gegen Kurdenmiliz in Syrien vor

Die von den USA angeführten Kriegsalliierten in Syrien wollen in den
nächsten Jahren an der syrisch-türkischen Grenze eine
Grenzschutztruppe (Syrian Border Security Force - BSF) aufstellen,
die aus 30.000 kurdischen und arabischen Kämpfern der SDF (Syrische
Demokratische Kräfte) besteht. Die syrische Regierung sieht in den
Plänen eine unverschämte Verletzung nationaler Souveränität und
territoriale Integrität sowie einen Verstoß gegen internationales
Recht. Der russische Außenminister Lawrow äußerte gegenüber Reportern
in Moskau die Befürchtung, Washington könne die Teilung Syriens
vorbereiten. Der türkische Präsident Erdogan warf den USA, ohne sie
namentlich zu nennen, vor, an der Grenze der Türkei eine Terror-Armee
aufstellen zu wollen. Am Montag kündigte Erdogan für die nächsten
Tage eine türkische Militäroffensive auf die nordsyrische Region
Afrin an, die von den syrisch-kurdischen Volksverteidigungseinheiten
(YPG) kontrolliert wird. Die kurdische Miliz, die von den USA für den
Kampf gegen die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat aufgerüstet
wurde, wird in Ankara als Terrortruppe und Erweiterung der
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) angesehen. Entsprechend erklärte
Erdogan die Absicht, die südliche Grenze seines Landes von
Terroristen säubern zu wollen. Laut Erdogan steht die türkische Armee
bereit, jederzeit die kurdische Enklave in Syrien anzugreifen. Im
Augenblick würden syrisch-kurdische Kämpfer mit schwerer Artillerie
beschossen, berichtete Erdogan. Er will die YPG in nicht einmal einer
Woche vernichten, wenn sie nicht kapitulieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7673: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Länderfinanzausgleich zwischen Bayern und Berlin am größten

Der Länderfinanzausgleich zwischen den Bundesländern hatte 2017 einen
Umfang von 11,25 Milliarden Euro. Bayern trug dazu rund 5,9
Milliarden Euro bei, wie die Deutsche Presse-Agentur unter Berufung
auf Berechnungen des bayerischen Finanzministeriums meldete. Bei
beiden Zahlen handelt es sich um neue Höchstwerte. Das gilt
voraussichtlich auch für den Betrag pro Kopf der Bevölkerung. Die
Bayern steuerten im Schnitt 457 Euro zum Länderfinanzausgleich bei.
Mit über vier Milliarden Euro ist Berlin volumenmäßig größter
Empfänger. Außerdem profitieren die Hauptstadtbewohner pro Kopf am
meisten von den Ausgleichszahlungen. Ab 2020 wird es den
Länderfinanzausgleich in der bisherigen Form nicht mehr geben. Dann
wird der Bund für den größten Teil der Ausgleichszahlungen sorgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7645: Tragisches und Kurioses - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Einsparungen gefährden die Schlagkraft der Feuerwehren

Die Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft warnt vor weiteren Sparmaßnahmen.
Anstatt die Brandbekämpfung stets technisch auf dem neuesten Stand zu
halten und personell angemessen auszustatten, werde in vielen Kommunen
bei der Feuerwehr finanzielle Abstriche gemacht. Das beeinträchtigt
nicht nur die Schlagkraft der Brandbekämpfer, sondern kann
selbstverständlich auch das Leben von Hilfesuchenden oder deren
Rettern kosten, wie kürzlich Ingo Schäfer, Vorsitzender der Deutschen
Feuerwehr-Gewerkschaft gegenüber der Rheinischen Post kritisierte.

Besonders in Städten und Gemeinden mit einem Nothaushalt habe sich die
Lage dramatisch zugespitzt. Der Bund müsse den Kommunen bei der
Finanzierung solch elementarer Einrichtungen wie der Feuerwehr
entschiedener helfen. Hinzu komme, daß die Anforderungen im
technischen Bereich und bei der Ausbildung stetig steigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7670: Arbeit, Soziales und Familie - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Generalstreik in Griechenland für Erhalt des Streikrechts

Ein Generalstreik in Griechenland sollte am Montag die Athener
Parlamentarier dazu bringen, am Abend nicht einem umstrittenen
Gesetzespaket der Regierung zuzustimmen, welches unter anderem das
Streikrecht faktisch aushebeln soll. Auf Drängen internationaler
Kreditgeber sollen die griechischen Gewerkschaften nur noch dann zum
Streik aufrufen dürfen, wenn die Hälfte ihrer Mitglieder oder in
Betrieben die Hälfte der Belegschaft dafür gestimmt hat. Bislang
liegt die Schwelle bei 20 Prozent. Die jüngsten Arbeitsniederlegungen
lähmten den U-Bahn-, Bus- und Straßenbahnverkehr. Die Fluglotsen
schlossen sich im Verlauf des Tages dem Streik an. Unter anderem
legten Lehrer, Richter und Krankenhausärzte die Arbeit nieder. Museen
und archäologische Ausgrabungsstätten wurden vorübergehend
geschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7653: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltklimarat gibt den Pariser Klimazielen keine Chance

Die letzten Berichte hatten es schon längst nahegelegt. Jetzt rückt
der Weltklimarat (IPCC) laut dpa von im Pariser Klimaabkommen
avisierte Ziel ab, die Erderwärmung möglichst auf 1,5 Grad zu
begrenzen. Das ist kaum noch einzuhalten, so dpa. Berechnungen
zufolge soll das mit 66prozentiger Wahrscheinlichkeit jenseits des
Erreichbaren liegen. Beim gegenwärtigen Tempo der Erderwärmung wird
die globale Mitteltemperatur die 1,5-Grad-Schwelle in den 2040er
Jahren erreichen. Das hat Folgen. Erwartet werden mehr starke Stürme,
einen um zehn Zentimeter höheren Meeresspiegel, wohl den
unumkehrbaren Verlust des Eises in Grönland und der West-Antarktis,
ein verstärktes Aussterben von Pflanzen, Fischen, Insekten und
Wirbeltieren sowie ein höheres Risiko von Armut, Unterernährung und
Krankheit. Wollte man das verhindern, müßte sehr schnell und massiv
Kohlendioxid aus der Atmosphäre herausgefiltert werden. Nach Ansicht
des IPCC ist das jedoch nicht zu realisieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7658: Märkte und Finanzen - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Ford erhöht Investitionen in Entwicklung von Elektrofahrzeugen

Der amerikanische Autobauer Ford hat auf der Autoschau in Detroit
seine Investitionspläne für die Elektromobilität bekanntgegeben. Bis
2022 will der Konzern für Entwicklung und Bau von reinen
Elektrofahrzeugen sowie Hybridfahrzeugen mehr als elf Milliarden
Dollar aufwenden. Früheren Angaben zufolge war eine Investitionssumme
von 4,5 Milliarden Dollar vorgesehen. Die Modellpalette soll in fünf
Jahren 16 Elektro- und 24 Hybridautos umfassen. Die Technologie wird
auf bereits erfolgreich vermarktete Modelle aufsetzen. Zur Zeit
bietet Ford ein einzige Modell mit Elektroantrieb an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7676: Aus Forschung und Technik - 15.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Forscher gehen Schwarmverhalten auf den Grund

Viele reden davon, doch für die meisten ist sie ein Mysterium: die
Schwarmintelligenz. Forscher der Universität Konstanz sind ihr auf
der Spur. Dort arbeiten seit 2016 im Spitzenforschungszentrum zur
Untersuchung von Schwarm- und Kollektivverhalten Verhaltensbiologen
und Experten aus den Bereichen Computergrafik und Datenanalyse eng
miteinander. Ziel ist es laut afp, durch Analyse und Visualisierung
von Bewegungsdaten großer Tierschwärme neue Ansätze für die
Erforschung von Schwarmverhalten und Gruppendynamiken in
Tierkollektiven zu schaffen. Dabei zeigte sich unter anderem, daß von
der Gruppe nicht das Bewegungsverhalten der dominaten Tiere beachtet
wurde (diese schwimmen sowieso ständig gegen den Strom), sondern vor
allem das der untergeordneten Gruppenmitglieder. Ihre Erkenntnisse
meinen die Forscher auch auf den Menschen beziehen können. So sollen
Menschengruppen besser gelenkt werden können, wenn man in sie
Personen einschleust, die gezielt einen bestimmten Weg einschlagen.

15. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1076: Wie das Gehirn einer Fruchtfliege Farben verarbeitet (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 11.01.2018

Wie das Gehirn einer Fruchtfliege Farben verarbeitet

Biologen klären grundlegende Mechanismen des Farbensehens in einem
wirbellosen Tier auf



Menschen und viele Tiere unterscheiden unzählige Farbtöne. Doch was sind
die neuronalen Grundlagen des Farbensehens? Wie erkennt das Gehirn Farben,
und wie nimmt es sie wahr? Diese Fragen beschäftigen seit Langem sowohl
die Naturwissenschaften als auch die Philosophie. Der Arbeitsgruppe um den
Freiburger Biologieprofessor Dierk Reiff und seinem Mitarbeiter Dr.
Christopher Schnaitmann ist es gelungen, der Antwort in Fruchtfliegen auf
die Spur zu kommen: Das Team hat untersucht, wie die frühen Schritte der
Farbverarbeitung im Gehirn von Drosophila melanogaster erfolgen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beschreiben einen bei Insekten
bisher unbekannten Mechanismus und kommen darüber hinaus zu einer
überraschenden Erkenntnis: Obwohl sich das Sehsystem der Insekten und das
der Wirbeltiere - einschließlich des Menschen - in Aufbau und
Beschaffenheit stark unterscheidet, greifen an der exakt gleichen Stelle
im neuronalen Schaltkreis qualitativ gleiche Prinzipien der
Informationsverarbeitung. Die Wissenschaftler haben die Studie in der
Fachzeitschrift "Cell" veröffentlicht.

"Für die meisten Menschen sind Fruchtfliegen kleine Plagegeister, doch für
uns eignen sich die Tiere ideal um zu verstehen, wie ein biologisches
System aus Zellen - also aus Erbsubstanz, Fetten, Zuckern und Proteinen -
visuelle Information verarbeitet", sagt Reiff. Vordergründig betrachtet,
scheint der Fall einfach: Licht ist ein hervorragendes Medium, um
Informationen über die Umwelt zu übertragen. Für Menschen ist es
selbstverständlich, dass Lichtquellen und Objekte Farben besitzen. Farbe
jedoch ist keine Eigenschaft des Lichts. Es besitzt physikalische
Eigenschaften wie Wellenlänge, Polarisation und Intensität. "Im Gegensatz
dazu ist Farbe eine Art Erfindung des Gehirns", betont der Biologe. Die
Fotorezeptoren der Netzhaut wandeln Veränderungen der Lichtintensität in
elektrische Signale um. "Dabei sind Fotorezeptoren von Haus aus
farbenblinde 'Quantenzähler'. Sie können zum Beispiel Photonen mit einer
bestimmten Wellenlänge effizient detektieren, aber sie können sie nicht
von einer größeren Anzahl an Photonen in einem anderen Wellenlängenbereich
unterscheiden."

Wie erlangt das Gehirn also Informationen über die spektrale
Zusammensetzung eines visuellen Reizes? Das Team hat gemeinsam mit Dr.
Oliver Griesbeck vom Max-Planck-Institut für Neurobiologie in Martinsried
einen neu entwickelten, winzigen Protein-Biosensor in Nervenzellen der
Fruchtfliege eingebracht. In Verbindung mit einem innovativen
physiologischen Messverfahren haben die Forscherinnen und Forscher
Einsichten in die Funktion des peripheren Sehsystems, insbesondere in die
Fotorezeptoren, der Insekten gewonnen. Die Wissenschaftler nutzten
genetische Methoden, um ausgewählte Eigenschaften von Nervenzellen in
bestimmten Zelltypen darzustellen, auszuschalten und nach Bedarf
wiederherzustellen. Das Team hat so gezeigt, dass - anders als bei
Insekten bisher angenommen - so genannte Gegenfarbenmechanismen bereits in
den präsynaptischen Fortsätzen von Fotorezeptoren der Fruchtfliege
nachweisbar sind. Mithilfe dieser Mechanismen tätigt das Gehirn eine
scheinbar einfache Rechenoperation, die für das Farbensehen grundsätzlich
erforderlich ist: Es vergleicht die Signale von Fotorezeptoren, die von
verschiedenen Wellenlängen bevorzugt angeregt werden.

Ein Vergleich der aufgedeckten neuronalen Schaltkreismechanismen und
biophysikalischen Grundlagen mit Befunden aus der Sehforschung an
Wirbeltieren - einschließlich des Menschen - zeigt, dass die ersten
Verarbeitungsschritte in den Sehsystemen dieser nur weitläufig verwandten
Tiere zu qualitativ gleichen Ergebnissen an der exakt gleichen Stelle im
neuronalen Schaltkreis führen. Die an den Gegenfarbenmechanismen
beteiligten Moleküle, Proteine und zellulären Mechanismen unterscheiden
sich jedoch bei Fliegen und Wirbeltieren grundlegend. "Salopp formuliert,
könnte man sagen: Die Hardware ist verschieden, doch im Laufe von mehr als
500 Millionen Jahren hat sich eine Software durchgesetzt, die zu gleichen
Ergebnissen führt", erläutert Reiff. Dies lege nahe, dass unterschiedliche
Sehsysteme gleiche Lösungsansätze für gleiche Probleme entwickeln und dass
sich diese neuronalen Mechanismen des Farbensehens in beiden Tierstämmen
unabhängig entwickelt haben. Die Ergebnisse der Studie tragen dazu bei,
die grundlegenden Mechanismen der Informationsverarbeitung im Gehirn
besser zu verstehen. Mittelfristig könnte die Arbeit auch zur Entwicklung
nachhaltiger Methoden in der Insektenbekämpfung, etwa in der
Landwirtschaft, genutzt werden.


Originalveröffentlichung:

Christopher Schnaitmann, Väinö Haikala, Eva Abraham, Vitus Oberhauser,
Thomas Thestrup, Oliver Griesbeck, Dierk F. Reiff:

"Color Processing in the Early Visual System of Drosophila".

In: Cell (2018),

https://doi.org/10.1016/j.cell.2017.12.018

Mehr zu Dierk Reiffs Forschung:


www.bio1.uni-freiburg.de/tierphys/reiff-lab/reiff-lab


Weitere Informationen unter:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/wie-das-gehirn-einer-fruchtfliege-farben-verarbeitet?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau,

Rudolf-Werner Dreier, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1481: Gleich und gleich gesellt sich gern - auch bei Fröschen! (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 12.01.2018

Gleich und gleich gesellt sich gern - auch bei Fröschen!



In einer kürzlich veröffentlichten Studie zeigen Carolin Dittrich,
Mark-Oliver Rödel (Museum für Naturkunde Berlin) und Kollegen, dass die
Partnerwahl bei einer der häufigsten Froscharten Europas, dem Europäischen
Grasfrosch Rana temporaria, viel komplexer ist als bisher angenommen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fanden heraus, dass brütende
Froschpaare sich eher bilden, wenn sie eine ähnliche Körpergröße
aufweisen. Die Studie steht stellvertretend für die Arbeit und Aufgabe des
Museums für Naturkunde Berlin: Forschung vertiefen, Erkenntnisse
vermitteln und gesellschaftliche Veränderungsprozesse für Natur
anstoßen.

In den zwei Untersuchungsgebieten in der Nähe von Braunschweig und im
fränkischen Steigerwald, konnten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des Museums für Naturkunde über mehrere Jahre eine Größensortierung von
Frosch-Paaren feststellen, das heißt größere Weibchen paarten sich mit
größeren Männchen. Eine der Ursachen der Größensortierung bestand darin,
dass größere Tiere früher an die Fortpflanzungsgewässer anwandern. Aber
auch Partnerwahl und Konkurrenz unter Männchen scheint einen Einfluss auf
die Partnerfindung zu haben. So konnten die Forscherinnen und Forscher
zeigen, dass die kleineren Männchen schneller die Weibchen umklammern (und
dabei vermutlich weniger wählerisch sind), wodurch sie ihre
Wahrscheinlichkeit erhöhen, eine Partnerin abzubekommen. Die großen
Männchen haben einen Vorteil wenn sie in direkter Konkurrenz mit anderen
Männchen stehen, das heißt sie behaupten sich in Kämpfen um die Weibchen.

Schließlich wurde untersucht, ob die Größensortierung zu einer höheren
Anzahl von Nachkommen führt, da bei einer Befruchtung außerhalb des
Körpers, wie sie bei Fröschen stattfindet, der Abstand der Kloaken beider
Partner zueinander den Befruchtungserfolg beeinflussen kann. In den
Untersuchungen konnte allerdings gezeigt werden, dass dies keinen Einfluss
auf den Befruchtungserfolg hat. Da jedoch die Größe der Weibchen stark mit
deren Fruchtbarkeit korreliert ist - große Weibchen legen eine höhere Zahl
von Eiern - sollten die Männchen größere Weibchen bevorzugen, da sie so
mehr potentielle Nachkommen haben. "Insgesamt konnten wir zeigen", so
Carolin Dittrich, Doktorandin am Museum für Naturkunde und Erstautorin der
Studie, "dass die Partnerwahl bei einer der häufigsten Froscharten Europas
wesentlich komplexer ist als bisher angenommen wurde".


Veröffentlicht in: Dittrich et al. (2018) Temporal migration patterns and
mating tactics influence size-assortative mating in Rana temporaria.
Behavioral Ecology, doi: 10.1093/beheco/arx188.

URL: https://academic.oup.com/beheco/advance-article/doi/10.1093/beheco/arx188/4796829

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und

Biodiversitätsforschung, Dr. Gesine Steiner, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/476: Neue Studie der Uni Halle - Wie der Klimawandel das Pflanzenwachstum verändert (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 12.01.2018

Neue Studie der Uni Halle: Wie der Klimawandel das Pflanzenwachstum
verändert



Die globale Erderwärmung beeinflusst nicht nur die Artenvielfalt von
Pflanzen. Sie verändert sogar das Pflanzenwachstum selbst. Welche
molekularen Prozesse dabei ablaufen, hat eine Forschergruppe der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in Kooperation mit dem
Leibniz-Institut für Pflanzenbiochemie (IPB) herausgefunden. In der
aktuellen Ausgabe der international renommierten Fachzeitschrift "Current
Biology" präsentiert die Gruppe neue Erkenntnisse über den Mechanismus, der
das Wachstum bei hohen Temperaturen steuert. Dies könnte dabei helfen,
künftig wärmetolerantere Pflanzen zu züchten.

Pflanzen reagieren viel sensibler als Tiere auf Temperaturschwankungen.
Zudem können sie sich nicht bewegen, um an einen wärmeren oder kälteren
Ort zu gelangen. "Bei steigenden Temperaturen wachsen Pflanzen vor allem
in die Länge, um sich abzukühlen: Ihr Spross wird länger, die Blätter
werden schmaler und stehen weiter voneinander ab. Dadurch wird die Pflanze
jedoch insgesamt instabiler", sagt der Agrarwissenschaftler Prof. Dr.
Marcel Quint von der MLU. Das mache sich zum Beispiel auch bei der Ernte
von Getreide bemerkbar: Instabilere Pflanzen knicken etwa bei Regen eher
ab und produzieren generell weniger Biomasse. Gleichzeitig kann der Anteil
an wichtigen Inhaltsstoffen wie Proteinen sinken, die im Getreidekorn
eingelagert werden können.

"Während der Zusammenhang zwischen Temperatur und Pflanzenwachstum auf der
Makroebene einigermaßen gut verstanden ist, gibt es auf der molekularen
Ebene noch viele Fragezeichen. Wir beginnen erst zu verstehen, wie die
Pflanze die neue Temperatur erkennt und in konkrete Reaktionen übersetzt",
so Quint weiter. So haben frühere Studien gezeigt, dass das Protein PIF4
das Pflanzenwachstum direkt steuert und dass das Protein gleichzeitig
temperaturabhängig ist: Ist es kalt, ist PIF4 wenig aktiv - also wächst
die Pflanze nicht. Bei höheren Temperaturen aktiviert PIF4
wachstumsfördernde Gene und die Pflanze wächst in die Länge. "Bisher war
aber nicht klar, woher die Pflanze weiß, wann sie wieviel PIF4 aktivieren
soll. Der genaue Signalweg für ein temperaturgesteuertes Wachstum hatte
große Lücken", sagt Quint.

Und genau das hat die hallesche Forschergruppe jetzt herausgefunden. Sie
untersuchte dafür das Wachstumsverhalten von Keimlingen der Modellpflanze
Ackerschmalwand (Arabidopsis thaliana). Normalerweise bilden ihre
Keimlinge bei Temperaturen um 20 Grad Celsius kurze Stengel aus, bei 28
Grad werden die Stengel dagegen deutlich länger. Im Labor identifizierten
die Wissenschaftler Pflanzen mit einem Gendefekt, die auch bei 28 Grad
Celsius nur kurze Stengel bildeten. Dann suchten sie nach möglichen
Ursachen für das ausgebliebene Wachstum. Fündig wurden sie bei einem
Hormon, das bei hohen Temperaturen dafür sorgt, dass das PIF4-Gen
verstärkt angeschaltet und so das Protein gebildet wird. In den mutierten
Pflanzen fehlte diese Reaktion. "Wir haben jetzt die Rolle dieses
speziellen Hormons in diesem Signalweg entdeckt und so erstmals einen
Mechanismus gefunden, über den der Wachstumsprozess bei Wärme positiv
reguliert wird", fasst Quint zusammen. Die Studie stellt den Abschluss
eines Forschungsprojekts dar, das bis Ende 2016 von der Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert wurde und jetzt in einem
Folgeprojekt, ebenfalls durch die DFG gefördert, weitergeführt werden
soll.

Die Erkenntnisse der halleschen Arbeitsgruppe können künftig dabei helfen,
Pflanzen zu züchten, die auch bei höheren Temperaturen standfest bleiben
und ausreichende Erträge liefern können. Dafür müssen aber zunächst die
Erkenntnisse aus der Grundlagenforschung an Modellpflanzen auf
Kulturpflanzen, wie Getreide, übertragen werden.

Zur Publikation:

Ibanez, Carla et al.:

"Brassinosteroids dominate hormonal regulation of plant thermomorphogenesis
via BZR1",

Current Biology, 

DOI: 10.1016/j.cub.2017.11.077




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Tom Leonhardt, 12.01.2018
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VERKEHR/693: Generelle Tempolimits sind nicht der richtige Weg


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2018

Generelle Tempolimits sind nicht der richtige Weg



Zu der aktuellen Diskussion um ein Tempolimit von 80 km/h auf
Landstraßen können Sie den verkehrspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Generelle Tempolimits auf Landstraßen sind nicht der richtige Weg.
Statt auf eine pauschale Verbotspolitik zu setzen, sollte man besser
für jede Situation sachgerecht entscheiden. Auf einer gut ausgebauten
Landstraße ist eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 80 km/h für den
Autofahrer nicht nachvollziehbar. An Knotenpunkten sollten zunächst
bestehende Begrenzungen stärker kontrolliert werden. Häufige
Unfallursache auf Landstraßen sind zudem Überholmanöver. Das wird
sich auch durch eine Geschwindigkeitsbegrenzung nicht ändern. Um
Überholen sicherer zu machen, ist gerade in ländlichen Regionen der
2+1-Ausbau eine hervorragende Möglichkeit."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/475: Protest gegen Stuttgart 21 - Berechtigter Widerstand ist nicht tot zu kriegen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2018

Berechtigter Widerstand ist nicht tot zu kriegen



"Die Kontinuität des Protests gegen Stuttgart 21 ist absolut beeindruckend. Seit nun fast schon acht Jahren gibt es Montagsdemonstrationen gegen dieses unsinnige Großprojekt. Ebenso beeindruckend ist die Mahnwache gegenüber dem Stuttgarter Bahnhof, die genauso lange durchgehend besetzt ist - Tag und Nacht", erklärt Sabine Leidig, Verkehrs- und Bahnexpertin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der 400. Montagsdemonstration gegen Stuttgart 21, die heute in Stuttgart stattfindet. Leidig weiter:

"Viele der Einwände, die die Projektgegner immer wieder vorgebracht haben, haben sich inzwischen bestätigt: seien es die mangelnde Kapazität des geplanten Kellerbahnhofs, die Sicherheitsbedenken beim Brandschutz oder bei den Fluchtwegen oder die explodierenden Kosten. Fast alle Versprechen der Projektbefürworter wurden inzwischen gebrochen, aber noch immer wird trotz allem weitergebaut. Aber ohne die Bewegung gegen Stuttgart 21 wäre das Projekt nicht in der Krise, in der es momentan wieder steckt.

Die Linksfraktion im Bundestag bleibt ebenfalls an dem Thema dran. Diese Woche reichen wir zwei neue Bundestagsanträge zu Stuttgart 21 ein: Einen zur Offenlegung der vielen brisanten Gutachten, die der Öffentlichkeit immer wieder vorenthalten werden - zuletzt das Gutachten des DB-Vorstands zum Baufortschritt und den Kosten von Stuttgart 21. Diese Intransparenz zeigt eindeutig, dass die Projektbefürworter sehr wohl wissen, dass das Projekt politisch längst tot sein müsste.

In dem zweiten Antrag tritt DIE LINKE dafür ein, dass das Konzept 'Umstieg 21' endlich umgesetzt wird, anstatt weiter Milliarden in der Baugrube in Stuttgart zu versenken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/6869: Heute im Bundestag Nr. 017 - 15.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 017

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Januar 2018, Redaktionsschluss: 14.21 Uhr

1. Regierung hält an Dieselprivileg fest

2. Vegetationspflege an Bahnstrecken



01. Regierung hält an Dieselprivileg fest

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die geschäftsführende Bundesregierung beabsichtigt
derzeit weder die Einführung einer "blauen Plakette" für
schadstoffarme Fahrzeuge noch eine Abschaffung des sogenannten
Dieselprivilegs. Das geht aus der Antwort (19/378) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/279) hervor. "Die geschäftsführende
Bundesregierung beabsichtigt keine Fortschreibung der Verordnung zur
Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur
Schadstoffbelastung und keine Änderungen von Steuersätzen auf
Kraftstoffe", heißt es in der Vorlage. Was den Vorschlag des
Vorstandsvorsitzenden der Volkswagen AG, Matthias Müller, bezüglich
der Einführung einer sich am realen Schadstoffausstoß orientierenden
Plakette angeht, schreibt die Regierung, man habe "die Äußerungen von
Vertretern der Volkswagen AG in Zusammenhang mit einer am realen
Schadstoffausstoß orientierenden Plakette zur Kenntnis genommen,
jedoch keine Gespräche dazu geführt oder geplant".

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, kann die Bundesregierung
derzeit noch keinen Termin für einen "zweiten Dieselgipfel" nennen.
Der Zeitpunkt einer möglichen Folgeveranstaltung des Nationalen Forums
Diesel am 2. August 2017 unter Beteiligung von Bund, Ländern und
Automobilindustrie sei an die Fertigstellung der Abschlussberichte der
vier Expertengruppen geknüpft, heißt es in der Vorlage. Die
Expertengruppe I zu dem Thema: "Emissionsreduzierung in den im Verkehr
befindlichen Fahrzeugflotten" und deren Unterarbeitsgruppen hätten
aber, anders als die drei anderen Arbeitsgruppen, ihre Sitzungsarbeit
noch nicht beendet. Die nächste Sitzung der Expertengruppe I sei am
19. Januar 2018 geplant.

 * 

2. Vegetationspflege an Bahnstrecken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Geschäftsjahr 2016 lagen die aufgewendeten Mittel
für Vegetationskontrolle und Vegetationspflege entlang von
Bahnstrecken bei etwa 110 Millionen Euro. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/377) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/274) unter Bezugnahme auf Angaben
der Deutschen Bahn AG (DB AG). Weiter heißt es in der Antwort, das
Streckennetz der Eisenbahnen des Bundes umfasse etwa 33.380 Kilometer
Streckenlänge. Rund 3.000 Kilometer Strecke verliefen durch Wald im
Eigentum der DB AG. Der Umfang der zum Eigentum der DB AG gehörenden
Waldflächen wird in der Vorlage mit 20.000 Hektar angegeben. Wie die
Regierung weiter schreibt, beschäftigt die DB AG 1.080 Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen in der Vegetationspflege, davon seien mehr als 500
ausgebildete Forstwirte und Forstwirtinnen.

In der Anlage zu ihrer Antwort listet die Bundesregierung vor dem
Hintergrund der Frage der Grünen nach "meldepflichtigen gefährlichen
Ereignissen im Eisenbahnverkehr in den Kalenderjahren 2015, 2016 und
2017 durch Zugkollisionen mit Aufprall auf Gehölz, bei denen es zu
Personenschäden oder Schäden mit Eisenbahnfahrzeugen kam", 830
Ereignisse einzeln auf. Ebenfalls aufgelistet werden
Streckenabschnitte, die von der DB AG als "besonders von Stürmen
gefährdet" angesehen werden und die im Programm "Hot Spots Vegetation"
bearbeitet würden.

Gefragt nach Optimierungsbedarf im Bereich der Vegetationspflege
schreibt die Bundesregierung, im Rahmen des vom Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVi) initiierten
Expertennetzwerks zur Anpassung von Verkehr und Infrastruktur an den
Klimawandel und extreme Wetterereignisse werde ein
verkehrsträgerübergreifendes Forschungsvorhaben zu Sturmgefahren
durchgeführt, das federführend vom Eisenbahn-Bundesamt (EBA) betreut
werde. In diesem Zusammenhang werde unter anderem untersucht, durch
welche Rahmenbedingungen sich besonders baumsturzgefährdete Bereiche
auszeichnen.

Die DB Netz AG habe in dem Programm "Hot Spots Vegetation" bereits
Streckenabschnitte identifiziert, in denen sich Störungen durch
Vegetation wie etwa Baumstürze häufen, heißt es in der Vorlage. "Mit
dem vom EBA erarbeiteten Forschungsvorhaben sollen die Erkenntnisse
aus dem Hot-Spots-Programm der DB Netz AG um die vorherrschenden
klimatischen Gegebenheiten vor und zum Schadenszeitpunkt erweitert
werden", schreibt die Bundesregierung.

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse von Klimaprognosen sollen nach
den Vorstellungen der Regierung mögliche Veränderungen in Folge des
Klimawandels regional differenziert und Maßnahmen zum
Vegetationsmanagement gezielter gesteuert sowie Bedarfe besser
abgeschätzt werden. Als Ergebnis werde die Erstellung einer
Gefahrenhinweiskarte für Deutschland für das Thema sturmbedingter
Schäden angestrebt. Eine Publikation der Ergebnisse des Teilprojekts
zu Sturmgefahren könne zu einem besseren Verständnis der Belange der
Eisenbahnsicherheit bei den Landesnaturschutzbehörden und den
Anliegern beitragen, heißt es in der Antwort. "Ab 2018 wird das
Vegetationskonzept der DB AG an die Herausforderungen, die aus den
Extremwetterereignissen resultieren, angepasst", schreibt die
Bundesregierung.

 * 
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BILDUNG/915: Kultusministerkonferenz hat klaren Auftrag - Qualitätsoffensive in der Bildung


FDP-Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

BEER: Kultusministerkonferenz
hat klaren Auftrag: Qualitätsoffensive in der Bildung

Anlässlich des heutigen 70. Jubiläums der Kultusministerkonferenz
(KMK) erklärt FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:



"Die Freien Demokraten gratulieren der Kultusministerkonferenz zu
ihrem 70. Jubiläum sehr herzlich und wünschen dem neuen Präsidenten
Helmut Holter viel Erfolg und gutes Gelingen bei den vor ihm
liegenden Aufgaben. Die Kultusministerkonferenz hat einen klaren
Auftrag und dieser lautet: das deutsche Bildungssystem endlich zu
entstauben und fit für die Zukunft zu machen. Hierbei muss sehr viel
mehr geschehen, als in der Vergangenheit - wir brauchen dringend eine
Qualitätsoffensive in der Bildung.

Dazu gehört erstens, eine Reform des Bildungsföderalismus, die die
Schulen vor Ort stärkt. Durch bundesweit geltende Bildungsstandards
kann dabei die Qualität unseres Bildungssystems verbessert und
gesichert werden. Das ist wichtig, denn Deutschland steht im
internationalen Wettbewerb um die klügsten Köpfe und die besten
Talente. Zweitens muss es der Anspruch der größten Volkswirtschaft
Europas sein, im Bereich der Bildungsinvestitionen und
Bildungsergebnissen ganz weit vorne zu liegen. Die Ausgaben müssen so
erhöht werden, dass Deutschland zu den führenden fünf Ländern der
OECD-Staaten gehört. Das ist die beste Zukunftsinvestition. Und
drittens braucht Deutschland eine Exzellenzinitiative für die
berufliche Bildung sowie eine konsequente Umsetzung des
Digitalpaktes. Durch eine solche dringend erforderliche
Investitionsspritze sichern wir die Innovationsfähigkeit und auch die
Qualität von beruflicher Ausbildung und Weiterbildung. Die KMK sollte
ein Motor für die Erneuerung unseres Bildungswesens sein."

 * 

Quelle:
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INNEN/4652: Generationengerechtigkeit sieht anders aus


FDP-Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

BEER: Generationengerechtigkeit sieht anders aus



Zu den Ergebnissen der Sondierungsgespräche zwischen CDU, CSU und SPD
erklärt die FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Der dringend benötigte Modernisierungsschub für unser Land bleibt
aus, viele Chancen werden vergeben. Die Ergebnisse nach den
Sondierungsgesprächen zwischen CDU, CSU und SPD deuten auf eine bloße
Fortschreibung der Politik der bisherigen Großen Koalition hin.

Das Soli-Versprechen wurde gebrochen und von einer wirklichen
Entlastung bei Steuern und Abgaben ist weit und breit nichts zu
sehen. Im Gegenteil: Durch die Mütterrente und das gleichzeitige
Festschreiben des Rentenniveaus werden zukünftige Generationen noch
stärker belastet werden. Generationengerechtigkeit sieht anders aus.
Eine ambitionierte Gestaltung der Zukunft unseres Landes übrigens
auch.

CDU, CSU und SPD fehlt es an einer Zukunftsvision für das Land.
Stattdessen wird es weitere verschlafene Jahre geben, in denen gerade
in den Bereichen Bildung und Digitalisierung zu wenig passieren wird.
Es ist gut, dass sich die Gesprächspartner bei der Klima- und
Einwanderungspolitik den Realitäten nicht mehr verschließen. Doch
angesichts der Haushaltsüberschüsse und der internationalen
Wettbewerbssituation hätte gerade bei Investitionen in die Qualität
von Bildung, Entlastung bei Abgaben und Steuern sowie mit Blick auf
eine umfassende Digitalstrategie mehr drin sein müssen. Die Quittung
dafür werden die künftigen Generationen bezahlen müssen. Das ist sehr
bedauerlich."

 * 
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HAMBURG/4248: Aufarbeitung bei der Handelskammer dringend notwendig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Januar 2018

Aufarbeitung bei der Handelskammer dringend notwendig!



Zur heute gestellten Strafanzeige gegen den ehemaligen Geschäftsführer und den ehemaligen Präses der Handelskammer wegen des Verdachts der Untreue sagt Stephan Jersch, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Die Strafanzeige zeigt, dass bei der Handelskammer in den letzten Jahrzehnten ein erheblicher Bedarf an Aufarbeitung entstanden ist. Ich begrüße es, dass die neue Handelskammerspitze dies mit der gebotenen Sorgfalt vornimmt und nicht überstürzt angeht. Ein solches Vorgehen entspricht guter hanseatischer Tradition und hebt sich wohltuend von den letzten Handelskammerpräsidien ab."

Der in der vorliegenden Anzeige aufgeführte Verdacht, dass die Zwangsbeiträge der Kammermitglieder gesetzeswidrig eingesetzt wurden, erscheint auf Basis der angeführten Zahlungsempfänger nachvollziehbar. Jersch: "Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass das Getöse der Alt-Präsidenten gegen die neue Kammerspitze nichts anderes als ein Rückzugsgefecht ist, um vom eigenen Versagen abzulenken und die originäre Interessenvertretung der hanseatischen Wirtschaft nachhaltig zu schwächen. Dieser Versuch sollte seitens der Freien und Hansestadt deutlich zurückgewiesen werden. Dazu gehört auch, dass die Funktion der Handelskammer nicht von anderen Verbänden übernommen werden kann. Originäre Partnerin der Stadt ist und bleibt die Handelskammer."

Zu den weiteren Aussichten sagt Jersch: "Die Ansprüche der neuen Handelskammerspitze auf Transparenz sind angesichts der Angriffe eben auf diese Grundsätze ein wichtiger Beitrag zur Demokratisierung der Vertretung der Hamburgischen Wirtschaft. Die ruhige Hand und eine gut geplante sowie an gesetzlichen Grundlagen orientierte Handelskammerführung wären viel früher notwendig gewesen. Der jetzt eingeleitete Prozess ist dank der langjährigen Blockade der Altspitzen der Handelskammer umso schmerzhafter, aber unumgänglich."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3097: Rehberg wirft Nebelkerzen und fällt Merkel in den Rücken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV von Montag, 15. Januar 2018

Rehberg wirft Nebelkerzen und fällt Merkel in den Rücken



Mit Unverständnis reagiert der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte auf die Kritik des CDU-Bundestagsabgeordneten Eckhardt Rehberg an der Ministerpräsidentin.

Rehberg hatte, ebenso wie sein Parteifreund Philipp Amthor, nach den Sondierungsgesprächen vor Gefahren für die Werft in Wolgast gewarnt.

"Rehberg wirft wiedermal Nebelkerzen. Er unterschlägt bewusst, wer auf Seiten der Union die Sondierungsverhandlungen geführt hat, gleichzeitig die Situation der Werft in Wolgast genau kennt und die Verantwortung für das Abschlusspapier trägt. Chefverhandlerin der Union war nämlich die Bundesvorsitzende der CDU, Angela Merkel. Wenn Herr Rehberg und Herr Amthor also wollen, dass weiterhin Rüstungsgüter von Wolgast nach Saudi-Arabien geliefert werden, also ein Land, das aktiv am Jemen-Krieg beteiligt ist, dann müssen sie das mit Frau Merkel diskutieren. Die gehört bekanntlich auch dem Bundessicherheitsrat an. Statt hier also Tatsachen zu verdrehen, sollte Herr Rehberg auf Frau Merkel und Frau von der Leyen einwirken, dass Aufträge der deutschen Marine auch an deutsche Auftragnehmer wie die Werft in Wolgast gehen und nicht nach Frankreich. Mit dem untauglichen Versuch, die Ministerpräsidentin unseres Landes zu diskreditieren, fällt Rehberg nur seiner eigenen Parteichefin in den Rücken."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4675: Rückführungen - CDU verbreitet Falschinformationen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 12.01.2018

Rückführungen: CDU verbreitet Falschinformationen



Zur Pressemitteilung der CDU-Fraktion zum Thema Rückführungen äußert
sich Katharina Binz, integrationspol. Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion:

"Wiederholt verbreitet die CDU falsche Informationen, die nicht der
Faktenlage entsprechen. Richtig ist, dass Rheinland-Pfalz geltendes
Recht ohne Wenn und Aber umsetzt. Die Landesregierung führt da, wo
keine Abschiebehindernisse vorliegen, konsequent zurück, schafft aber
gleichzeitig Integrationschancen für diejenigen, die lange bei uns
bleiben werden. Wir wollen, dass die Menschen, die nicht in absehbarer
Zeit in ihr Heimatland zurückkehren können, sich hier zügig
integrieren und eine eigenständige Existenz aufbauen können.
Integration funktioniert in den Kommunen, erst da können Kinder in
Kitas und Schulen gehen, Erwachsene können eine Perspektive auf dem
Arbeitsmarkt entwickeln. Aus diesem Grund werden Familien mit
schulpflichtigen Kindern in der Regel nach drei Monaten auf die
Kommunen verteilt, wie das Gesetz es ermöglicht. Das ist ein
ausgewogenes Vorgehen, das sowohl die Interessen der Kommunen als auch
der geflüchteten Menschen im Blick hat."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4674: Alle Lehrerstellen an rheinland-pfälzischen Förderschulen werden besetzt (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.01.2018

Alle Lehrerstellen an rheinland-pfälzischen Förderschulen werden
besetzt

Helga Lerch: Qualität des Unterrichts wird maßgeblich verbessert



Das rheinland-pfälzische Bildungsministerium hat angekündigt, alle
offenen Lehrerstellen an den Förderschulen im Land bis zum 1. Februar
2018 besetzen zu können. Dazu sagt die bildungspolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Helga Lerch:

"Ab dem 1. Februar 2018 wird es in Rheinland-Pfalz keine unbesetzten
Lehrerstellen an Förderschulen mehr geben. Die bis dato noch 14
unbesetzten Stellen können nun alle besetzt werden. Dies ist ein gutes
Signal für alle Förderschulen sowie die Schülerinnen und Schüler in
unserem Land. Mit der zügigen Besetzung der Stellen unterstreicht die
Regierungskoalition, dass sie ein fester Partner der Förderschulen
ist.

Positiv ist ebenfalls, dass Einstellungen von Lehrpersonal nunmehr
auch jenseits der Halb- und Ganzjahrestermine erfolgen. Damit
erreichen wir eine größere Flexibilität, die den Schülerinnen und
Schülern unmittelbar zu Gute kommt.

Die individuellen Bedürfnisse der einzelnen Schulen stehen im
Mittelpunkt der Stellenvergabe. Die Verbesserungen der
Rahmenbedingungen werden wesentlich dazu beitragen, die Qualität des
Unterrichts zukünftig auf einem hohen Niveau zu verbessern."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4673: Mauss-Affäre - Innenausschuss bringt nächstes Detail ans Licht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
11.01.2018

Mauss-Affäre: Innenausschuss bringt nächstes Detail ans Licht



Der Innenausschuss des Landtags hat sich in seiner heutigen Sitzung
mit der Ausstellung von Waffenscheinen an den ehemaligen Geheimagenten
Werner Mauss durch rheinland-pfälzische Kommunen beschäftigt. Dazu
erklärt Hans Jürgen Noss, innenpolitischer Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion:

"Erstmals ist im heutigen Innenausschuss zutage getreten, dass neben
dem CDU-Landrat des Kreises Cochem-Zell auch der ehemalige CDU-Landrat
des Rhein-Hunsrück-Kreises direkt in die dubiose Ausstellung von
Waffenscheinen an den ehemaligen Geheimagenten Werner Mauss verwickelt
ist. Dass die beiden CDU-Landräte dem ehemaligen Geheimagenten Mauss
immer wieder Blanko-Vollmachten zum Tragen halbautomatischer Waffen
ausstellten, ist ungeheuerlich. Bereits zwei führende
CDU-Kommunalpolitiker müssen sich nun die Frage gefallen lassen, warum
sie als oberster Dienstherr eines Verwaltungsapparats offenbar
unmittelbar in die Ausstellung von Waffenscheinen involviert waren,
deren Ausstellung nach der bekannten Faktenlage höchst fragwürdig
erscheint. So findet sich in den Akten etwa kein Hinweis darauf, dass
die gesetzlich notwendigen Gefährdungsprognosen vor der Ausstellung
dieser Waffenscheine überhaupt durchgeführt wurden, wie Staatssekretär
Randolf Stich heute berichtete. Welche Motivation hinter diesem
Vorgehen gestanden haben mag, darauf kann sich der interessierte
Beobachter seinen eigenen Reim machen."

Noss weiter: "In Sachen Mauss hält die CDU im Land bis heute an ihrer
Verschleierungstaktik fest. Viele Monate sind in der Angelegenheit
bereits ins Land gegangen und noch immer kommen neue Details ans
Licht; die Mauss-Affäre zieht immer weitere Kreise. Damit bringt die
Spenden-Affäre um Werner Mauss die rheinland-pfälzische CDU - von der
kommunalen Ebene bis zur Landesspitze um die CDU-Landesvorsitzende
Julia Klöckner - immer weiter in Bedrängnis. Die Verantwortlichen bei
der Landes-CDU sind gut beraten, endlich aufzuräumen und öffentlich
reinen Tisch zu machen."


Zum Hintergrund: 

Der Innenausschuss des Landtags wird sich am 1. Februar 2018 erneut
mit Fragen zu Werner Mauss beschäftigen. Auf Antrag der SPD-Fraktion
wird dann die Ausstellung von Tarnidentitäten an den ehemaligen
Geheimagenten auf der Tagesordnung stehen.

 * 

Quelle:
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2192: Plan für die Artenvielfalt (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2017

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Plan für die Artenvielfalt



Schleswig-Holstein wird als vorletztes Bundesland eine
Landesstrategie zur Sicherung der biologischen Vielfalt entwickeln.
Einen entsprechenden Antrag von CDU, Grünen und FDP unterstützten im
Oktober auch AfD und SSW.


Seit 2007 gibt es eine "Nationale Strategie für biologische
Vielfalt". 14 Bundesländer haben mittlerweile eigene Pläne entwickelt,
wie sie ihre heimische Artenvielfalt und Landschaftsqualität erhalten
wollen.

Es gehe um nichts weniger als um "eine Überlebensstrategie des
Menschen", hob Marlies Fritzen (Grüne) hervor. "Es ist kurz vor zu
spät", mahnte auch Sandra Redmann (SPD). Ein Alternativantrag der
Sozialdemokraten, der die Einbindung von Kommunen, Vereinen und
Verbänden verlangte, wurde abgelehnt.

Streit gab es um die Rolle der Landwirtschaft. Redmann machte sie als
einen der Hauptverursacher aus: "Wir haben 80 Prozent Artensterben auf
unseren Äckern." Der CDU-Abgeordnete Heiner Rickers verwahrte sich
dagegen. Artenschutz sei "eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe", die
"nur ohne ideologische Schuldzuweisung" zu lösen sei - "und nur mit
der Landwirtschaft und nicht gegen sie".

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 04 / Dezember 2017, S. 18

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2191: Gratis-Verhütung bei Hartz IV (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2017

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Gratis-Verhütung bei Hartz IV



Mit Wohlwollen hat der Landtag im Oktober auf einen SPD-Vorstoß
reagiert, Hartz-IV- und Sozialhilfeempfängerinnen eine kostenlose
Verhütung zu ermöglichen. Eine selbstbestimmte Familienplanung dürfe
nicht am Geldbeutel scheitern, hieß es.


Derzeit liegt der vom Gesetzgeber eingeplante Bedarf für die
Gesundheitspflege, zu der Verhütungsmittel zählen, bei 15 Euro. Um das
zu ändern, wollen die Sozialdemokraten, dass sich Schleswig-Holstein
einer entsprechenden Bundesratsinitiative von Niedersachsen und Bremen
anschließt. Die Krankenkassen lehnen die Kostenübernahme bislang ab.
Ein Anspruch auf empfängnisverhütende Mittel bestehe nur bis zum 20.
Lebensjahr, argumentieren sie. Diese Auffassung wurde 2012 vom
Bundessozialgericht bestätigt.

Alle Frauen müssten frei überlegen können, welche Verhütungsmittel sie
nehmen wollten, hielt Birte Pauls (SPD) dagegen. Die Pille koste 20
Euro im Monat, das Einsetzen einer Spirale bis zu 400 Euro. Diese
Summe anzusparen, sei für eine Frau, die Hartz IV, Sozialhilfe oder
Wohngeld bezieht, nicht möglich. Sozialminister Heiner Garg (FDP)
betonte, eine verhütete Schwangerschaft sei stets einer abgebrochenen
vorzuziehen. Der Antrag wurde an den Sozialausschuss überwiesen.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 04 / Dezember 2017, S. 18
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FINANZEN/1808: Grundsteuer - Ungerechte Besteuerung muss geändert werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2018

Grundsteuer - Ungerechte Besteuerung muss geändert werden



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Am 16. Januar findet die mündliche Verhandlung des Bundesverfassungsgerichts im Verfahren zur Grundsteuer statt. Sämtliche Experten erwarten, dass das Gericht die völlig überalterten Bewertungsgrundlagen als verfassungswidrig ansehen wird. Gegen einen Gesetzentwurf des Bundesrates zur Modernisierung der Bewertung schürt der Eigentümer-Verband "Haus und Grund" Ängste vor abstrusen Steuererhöhungen.

"Die Grundsteuer ist mit einem bundesweiten Aufkommen von rund 13 Milliarden Euro jährlich eine der wichtigsten Einnahmequellen für Kommunen zur Finanzierung der Infrastruktur. Die Länder haben einen Gesetzentwurf vorgelegt, den der Bundesrat mit großer Mehrheit beschlossen hat. Auch wenn der Entwurf noch verbesserungsbedürftig ist, macht er den ersten Schritt zu einer Grundsteuerreform: Er passt die Bewertung der Grundstücke und Immobilien an die heutigen Werte an.

Die Kritiker des Gesetzentwurfes haben daraufhin Berechnungen angestellt, ohne den zweiten Reformschritt zu berücksichtigen: Sie unterschlagen die Anpassung der so genannten Messzahlen und Hebesätze und kommen zu abstrusen Steuererhöhungen. Das ist in etwa so, als säße man in einem Ruderboot und zöge das linke Ruder durchs Wasser, ohne das rechte Ruder zu benutzen - und behauptete dann, das Boot könne nicht geradeaus fahren.

Wer die Reform der Grundsteuer grundsätzlich gefährdet, bringt das öffentliche Finanzierungssystem insgesamt ins Wanken und gefährdet die Lebensqualität in unseren Städten und Gemeinden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung Nr. 1 vom 15. Januar 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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VERKEHR/858: Tachomanipulationen verhindern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2018

Tachomanipulationen verhindern



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin:

Die Manipulation von Tachometern ist nicht nur ein Betrug, der für die Käuferinnen und Käufer einen wirtschaftlichen Schaden verursacht, sondern auch eine Gefährdung der Verkehrssicherheit. Eine einheitliche europäische Lösung, wie vorgeschlagen, könnte hier Abhilfe schaffen.

"Wir begrüßen die Initiative unseres sozialdemokratischen EU-Kollegen Ismail Ertug, MdEP, zur Verhinderung von Tachomanipulationen. Mit seinen Eckpunkten für einen Gesetzentwurf sollen in Europa Manipulationen am Kilometerstand von Fahrzeugen deutlich erschwert bzw. verhindert werden.

Die Manipulation von Tachometern ist Betrug, verbunden mit einem wirtschaftlichem Schaden für die Käuferinnen und Käufer. Zugleich bedeuten Tachomanipulationen immer auch eine Gefährdung der Verkehrssicherheit. Häufig sind bei manipulierten Fahrzeugen nicht nur die Tacho-Anzeigen verfälscht, sondern es werden auch relevante Schäden verheimlicht. Manipulierte Fahrzeuge müssen aus dem Verkehr gezogen werden.

Sofern eine europäische Lösung keine Mehrheit finden sollte, müssen wir dies national umsetzen. Es gibt hierfür bereits Anbietende, die den technischen Sachverstand besitzen eine lückenlose Fahrzeughistorie zu erstellen, welche mit der Fahrzeug-Identifizierungsnummer (FIN) verbunden werden kann. Dies lässt sich auch unter Einhaltung unserer Datenschutzstandards umsetzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1737: 2018 - Superwahljahr in Lateinamerika (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / Kolumbien / Lateinamerika / Mexiko / Venezuela

2018 - Superwahljahr in Lateinamerika

Von Lara Ely



(Sao Leopoldo, 5. Januar 2018, ihu-unisinos) - Nach einer Zeit, die in
Brasilien und Mexiko von Korruptionsvorwürfen und einem Anstieg in der
Gewaltstatistik geprägt war, finden bei den beiden 'Riesen'
Präsidentschaftswahlen statt - ebenso wie in Kolumbien, der
viertgrößten Wirtschaft Lateinamerikas. Venezuela, Schauplatz einer
immer größer werdenden politischen Krise, muss vermutlich ebenfalls
eine Wahl des Staatsoberhauptes anberaumen, und in Kuba hat Raúl
Castro angekündigt, sich in diesem Jahr von der Macht zurückzuziehen.

Im Fall Venezuelas mit Nicolás Maduro an der Spitze, machen Probleme
wie Armut, Hunger und Gewalt nicht an den Grenzen halt. Die Anzahl der
Geflüchteten in Ländern wie Brasilien, Argentinien, Chile und
Kolumbien steigt kontinuierlich an und drängt Lateinamerika, eine
Lösung zu finden. Im vergangenen Jahr führte ein Krieg zwischen den
zerstrittenen Staatsgewalten der in Händen der Opposition befindliche
Legislative und der regierungsnahen Justiz zu einer Eskalation der
Proteste.


Unvorhersehbare Wahl in Brasilien

In Brasilien wird am 7. Oktober 2018 die wichtigeste und
unvorhersehbarste Wahl seit 1989 stattfinden - seit dem Jahr, in dem
erstmalig nach dem Ende der Diktatur zur Wahl eines Präsidenten
aufgerufen war. Es wird die erste Wahl eines Staatsoberhauptes sein,
bei der es den Unternehmen verboten ist, Wahlkampfspenden zu leisten.
Das führt dazu, dass den Parteien und Kandidat*innen weniger Geld zur
Verfügung steht. Außerdem wird sich die politische Krise der letzen
Jahre ebenfalls in dem Schlagabtausch widerspiegeln. Linke, Rechte und
auch die Mitte sind zersplittert und die großen Parteien wie die PSDB
(Partido da Social Democracia Brasileira - Partei der brasilianischen
Sozialdemokratie) und die PT (Partido dos Trabalhadores - Partei der
Arbeiter) haben sich noch auf keine Kandidatin oder Kandidaten
festgelegt.

Eine wichtige Frage ist, ob Ex-Präsident Luiz Inácio Lula da Silva
einer der Protagonisten der anstehenden Wahl sein wird. Er hatte gegen
seine Verurteilung durch die Justiz Berufung eingelegt - der Prozess
wird am 24. Januar 2018 vor dem Bundeslandgericht der 4. Region
(TRF-4) entschieden. Bundesrichter Sérgio Moro hatte Lula am 12. Juli
2017 wegen Korruption und Geldwäsche in erster Instanz zu eine Haft
von neun Jahren und sechs Monaten verurteilt, wogegen dieser
Rechtsmittel einlegte. Sollte das Gericht das Urteil bestätigen, würde
das bedeuten, dass Lula nicht mehr gewählt werden darf.


Land der Verschwundenen

Die Krise Mexikos, ein Land im Strudel einer hohen Welle der Gewalt
mit Ursache in der Drogenkriminalität, deren Auswirkung eine endlose
Liste von Verschwundenen ist, hat sich während der Amtszeit Peña
Nietos noch verschärft. Im Jahr 2017 erreichte die Anzahl der
Mordfälle einen Rekordstand, begünstigt durch eine Kultur der
Straflosigkeit und Korruption. Ein Grund dafür ist die Zersplitterung
der Drogenkartelle. Mit einem Durchschnitt von 80 Toten am Tag oder
2.400 im Monat, erreichte das Land im Jahr 2017 den höchsten Stand an
Mordfällen seit dem Beginn der Aufzeichnung dieser Verbrechen vor 20
Jahren. Nieto wurde von seinem Vorgänger, Felipe Calderón, ausgewählt.
Letzterer mobilisierte das Militär, um die Drogenkartelle zu
bekämpfen. Neben den Morden, die der Drogenkriminalität zugeschrieben
werden, verzeichnet man auch mehr Tötungsdelikte aufgrund von
häuslicher Gewalt und Tötungen, deren Opfer Frauen sind (im letzten
Jahr wurden mehr als 1.500 Prozesse wegen der Ermordnung von Frauen
eröffnet).

Im Übrigen gab es in Mexiko generell eine 'Intensivierung' der
Kriminalität in 2017: Die Anzahl der Raubüberfälle nahm um 37,5
Prozent zu, die Angriffe mit Feuerwaffen um 37 Prozent und die
Erpressungen stiegen um zehn Prozent.


Ein Vertreter der FARC wird um das Präsidentenamt
kämpfen

Kolumbien befindet sich nach mehr als einem halben Jahrhundert des
Krieges in einer Übergangsphase. Der Umwandlungsprozess, den das Land
durchlebt, muss sich in verschiedenen Bereichen niederschlagen: Der
Wirtschaft, der institutionellen Struktur, im Kampf gegen den
Drogenhandel und in der Unsicherheit, die immer noch in den ländlichen
Gebieten herrscht. Der Friedensprozess des letzten Jahres, der auf
Basis des Abkommen der Regierung von Juan Manuel Santos und den
Revolutionären Streitkräften Kolumbiens FARC (Fuerzas Armadas
Revolucionarias de Colombia) stattfand, steht im Gegensatz zu der
alarmierenden Anzahl von ermordeten führenden Vertreter*innen sozialer
Bewegungen. Offiziellen Angaben zufolge wurden zwischen Januar 2016
und Juli 2017 insgesamt 186 Führungspersönlichkeiten getötet. Trotz
alledem wird der Anführer der FARC, Rodrigo Londoño Echeverri, besser
bekannt als 'Timochenko', als Präsidentschaftskandidat versuchen, mit
den Kandidat*innen der traditionellen Parteien in den Wahlen im Mai
2018 um das Amt zu kämpfen. Das war eine der Klauseln des
Friedensabkommens.


URL des Artikels:
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FORSCHUNG/1110: Projektauftakt - Gründland effizienter bewirtschaften mit Daten aus dem All (idw)


Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 12.01.2018

Projektauftakt: Gründland effizienter bewirtschaften mit Daten
aus dem All



Am Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. in
Müncheberg geht ein neues Forschungsprojekt zu Ökosystemleistungen von
Grünland an den Start. Im Fokus stehen Satellitendaten, wie sie seit
Kurzem über das Copernicus-Programm kostenfrei zur Verfügung gestellt
werden. Mit diesen zeitlich und spektral hoch aufgelösten Daten sollen
moderne Simulationsmodelle gefüttert werden, die dann mittels Simulation
Entscheidungshilfen für die Grünlandbewirtschaftung bereitstellen.

"Grünlandbewirtschaftung ist Erfahrungssache", erläutert Dr. Claas Nendel,
Co-Leiter der Forschungsplattform Modelle und Simulation am ZALF und
wissenschaftlicher Koordinator des Forschungsverbundes SattGrün,
"Datengestützte Entscheidungshilfen für Grünland sind so gut wie gar nicht
auf dem Markt verfügbar". Anders als im Ackerbau, wo Firmen mit
maßgeschneiderten Angeboten an den Landwirt herantreten und auf den
Quadratmeter genaue Empfehlungen zur Düngung oder Pflanzenschutz abgeben,
fehlt es in der Grünlandwirtschaft noch an den geeigneten Werkzeugen, um
den Zeitpunkt für Mahd, Düngung und andere Maßnahmen zu optimieren.
"Unsere Empfehlungen werden zukünftig noch über diesen Horizont
hinausgehen: mit der gleichzeitigen Berücksichtigung von
Ökosystemleistungen können wir den Mehrwert der Grünlandbewirtschaftung
für die Gesellschaft besser herausarbeiten", erklärt Dr. Nendel weiter.
Neben der Stabilisierung der Ertragsleistung und Futterqualität von
Intensivgrünland werden dann auch Artenvielfalt, Kohlenstoffspeicherung im
Boden oder Nitratauswaschung herangezogen.

Das geplante Vorhaben führt Forscher der Universität Berlin, des
Julius-Kühn-Instituts, des Deutschen Wetterdienst, des Helmholtz-Zentrums
für Umweltforschung (UFZ) und des ZALF mit Firmen zusammen, die bereits
praktische Erfahrung mit der teilflächenspezifischen Bewirtschaftung, dem
sogenannten Precision Farming, haben. Die Farm Facts GmbH aus Pfarrkirchen
und die Vista-Geowissenschaftliche Fernerkundung GmbH mit Sitz in München
werden im Rahmen des Projektes kostenpflichtige flächenspezifische
Produkte entwickeln, während die öffentlichen Forschungseinrichtungen
kostenfreie, aber größerskalige Angebote erarbeiten werden. Dies steht
auch im Zusammenhang mit dem Beratungsbedarf auf Bundes- und Landesebene,
wo das Projekt wertvolle Zuarbeiten für die Ausweisung von Gunststandorten
für Grünland leisten und Szenarien zu Managementoptionen und
Klimawandel-Anpassung errechnen wird.

Das geplante Forschungsvorhaben wird der Richtlinie über die Förderung von
Innovationen für eine nachhaltige Grünlandwirtschaft im Programm zur
Innovationsförderung des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) zugeordnet. Mit den BMEL investierten 1,5 Millionen
Euro werden 80 Prozent der Gesamtkosten des Projekts gefördert.

Projektpartner:


	Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. (www.zalf.de)

	Farm Facts GmbH, Pfarrkirchen

	Vista-Geowissenschaftliche Fernerkundung GmbH, München

	Humboldt-Universität Berlin

	Julius Kühn-Institut, Braunschweig

	Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ




Weitere Informationen unter:

http://www.zalf.de/de/forschung_lehre/projekte/Seiten/details.aspx?iddp=2044

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1025

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V.,

Hendrik Schneider, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LANDWIRTSCHAFT/1743: Negative Auswirkungen der industriellen Landwirtschaft alarmierend (Kampagne "Meine Landwirtschaft")


Kampagne "Meine Landwirtschaft" / Wir haben es satt!

Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Negative Auswirkungen der industriellen Landwirtschaft alarmierend

Aufruf zur "Wir haben es satt!"-Großdemonstration am 20.1.18 / GroKo muss
für Agrar- und Ernährungswende endlich konkrete Ziele formulieren und
finanzielle Mittel bereitstellen



Berlin, 15.01.2018. Wenige Tage vor der "Wir haben es satt!"-Demonstration
am 20. Januar zeichnen Bauern, Experten und Unternehmer ein fatales Bild
der deutschen Agrarpolitik. Die Konsequenzen des Einsatzes von Glyphosat
für Menschen, Tiere und Umwelt sind verhängnisvoll: Artenschwund in
unbekanntem Ausmaß und Krebsgefahr in unberechenbaren Dimensionen. Bauern
fehlt die Unterstützung der bisherigen Bundesregierung beim
Pestizid-Ausstieg und dem Umbau der Ställe hin zu artgerechter Tierhaltung.
Überdüngung verschmutzt das Grundwasser und ruinöse Agrar-Exporte
beschleunigen das weltweite Höfesterben. Angesichts dieser Zustände fordert
das breite gesellschaftliche "Wir haben es satt!"-Bündnis, dem mehr als 50
Organisationen aus Landwirtschaft und Zivilgesellschaft angehören, mehr Mut
für eine ambitionierte Agrarwende.

Das am Freitag veröffentlichte Sondierungspapier von CDU, SPD und der CSU
zeigt, dass der gesellschaftliche Protest der letzten Jahre endlich Wirkung
zeigt. Die Bündnis-Vertreter äußern allerdings große Zweifel an der Eignung
von Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt. Messbare Ziele sowie
Finanzierungspläne fehlen in dem Dokument der Unterhändler vollkommen. Eine
glaubwürdige Politik braucht klare Zeitvorgaben und darf die Bauern bei dem
gesellschaftlich gewollten Umbau der Landwirtschaft nicht alleine lassen.

"Wir haben es satt!"-Sprecher Jochen Fritz fordert von der Neuauflage der
GroKo klare Vorgaben in der Landwirtschaftspolitik und einen
Personalwechsel:

"Agrarminister Schmidt ist der Ankündigungsminister, das hat er vier Jahre
lang bewiesen. Immer wieder vor der Grünen Woche das gleiche Déjà-vu:
wohlklingende Vorschläge aus dem Hause Schmidt. Das Glyphosat-Fiasko zeigt,
dass Herrn Schmidt Konzerninteressen wichtiger sind als der Wille der
Bevölkerung. Wir fordern verbindliche Zeitpläne für Glyphosat-Ausstieg und
Lebensmittel-Kennzeichnung und wir brauchen echte Unterstützung für Tiere,
Umwelt und Bauernhöfe. Mit leeren Versprechungen kommen wir nicht weiter,
daher muss die nächste Regierung das Ministeramt neu besetzen."

Die französische Investigativ-Journalistin Marie-Monique Robin ist eine der
Hauptorganisatorinnen des "Monsanto-Tribunals". In ihrem kürzlich
veröffentlichten Film "Roundup - der Prozess" zeigt sie, welche Schäden das
Totalherbizid Glyphosat auf der ganzen Welt anrichtet. Sie sagt:

"Glyphosat greift Böden, Pflanzen, Tiere und Menschen an. Auf vielfältige
Art und Weise wirkt es zerstörerisch. Es wurde 1964 zuerst zur
Wasserrohrreinigung benutzt und 2010 als Antibiotikum von Monsanto
patentiert. Rückstände dieses Gifts sind in der kompletten Nahrungskette zu
finden. Im menschlichen Urin und sogar in deutschen Bieren wurde es
nachgewiesen. Es ist eines der giftigsten Produkte, das die Menschheit je
erfunden hat, und muss konsequent verboten werden. Glyphosat ist das Asbest
des 21. Jahrhunderts."

Jan Wittenberg, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft, wirtschaftet
als Ackerbauer seit 2010 ohne Glyphosat und berät landwirtschaftliche
Betriebe beim Pestizid-Ausstieg. Er sagt:

"Wir Ackerbauern wissen längst, wie wir Lebensmittel ohne Glyphosat
erzeugen können. Wir brauchen eine größere Vielfalt auf dem Acker.
Wechselnde Fruchtfolgen sind unser Geheimrezept, mit dem wir uns von der
Chemie der Industrie unabhängig machen. Mit einer Übergangszeit von zwei
Jahren schaffen wir Bauern es auch ohne Glyphosat. Daher fordern wir:
Glyphosat-Verbot in der Landwirtschaft bis 2020. Dafür brauchen wir eine
zuverlässige Politik, ein faires Umschichten der Agrarsubventionen und den
Willen zur Veränderung in der Agrarpolitik."

Martin Weyand, Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft, wird als
Redner auf der Demonstration sprechen. Er kennt die Probleme, mit denen die
Wasserwerke durch die zunehmende Überdüngung konfrontiert sind, und sagt:

"Wasser ist unser Lebensmittel Nummer 1 und nicht ersetzbar. Doch die
Überdüngung der Felder gefährdet unser Grundwasser. In einigen Regionen
sind die Nitratwerte alarmierend und die Trinkwasser-Aufbereitung extrem
aufwendig. Damit auch die nächsten Generationen unsere Wasserressourcen
nutzen können, brauchen wir ein Düngerecht, das einen nachhaltigen
Gewässerschutz sichert und wir müssen weg von der industriellen
Landwirtschaft. Ausdruck der verfehlten Landwirtschaftspolitik ist auch der
Gülle-Notstand in Schleswig-Holstein, Niedersachsen und
Mecklenburg-Vorpommern."

Sofía Monsalve Suárez von FIAN International weist auf die folgenschweren
Auswirkungen von Agrarexporten für Bauern auf der ganzen Welt hin und
kündigt den Kochtopf-Protest bei der internationalen Agrarministerkonferenz
an:

"Die ruinöse Exportorientierung und Freihandel fördern Landraub,
Umweltzerstörung und Klimawandel in Deutschland und weltweit. Die aktuelle
Politik drückt Erzeugerpreise hierzulande und zerstört in vielen
Exportländern die lokalen Märkte. Wir fordern von der internationalen
Agrarministerkonferenz, diese fatale Export-Politik muss aufhören.
Bäuerinnen und Bauern auf der ganzen Welt brauchen sicheren Zugang zu Land,
Saatgut, Wasser und Nahrung. Deswegen brauchen wir weltweite Bauernrechte
und eine globale Agrarwende. Dafür schlagen wir am Samstag mit unseren
Kochtöpfen Alarm."


Hintergrund:

Die "Wir haben Agrarindustrie satt!"-Demonstration wird von Tausenden
Bäuerinnen und Bauern - konventionell und bio - getragen, von denen viele
mit Traktoren aus dem gesamten Bundesgebiet anreisen. Zusammen mit rund 100
Organisationen aus der Zivilgesellschaft treten sie für eine Landwirtschaft
und Lebensmittelpolitik ein, in der Bauern und Lebensmittelhandwerker fair
entlohnt werden und sich alle Menschen gesund ernähren können. Die
Demonstration zieht in diesem Jahr zur internationalen
Agrarministerkonferenz. Dort fordern die Teilnehmer die versammelten
Agrarminister der Welt auf, mehr Tempo bei der Agrarwende zuzulegen. Alle
Menschen, die sich für gute Landwirtschaft und gesundes Essen einsetzen,
sind herzlich willkommen teilzunehmen.

Weitere Informationen:

www.wir-haben-es-satt.de

 * 

Quelle:

Kampagne "Meine Landwirtschaft" / Wir haben es satt!

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Tel. 030 / 28482438, Fax 030 / 27590312

E-Mail: info@meine-landwirtschaft.de

Internet: www.meine-landwirtschaft.de, http://www.wir-haben-es-satt.de
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VERBAND/2269: Welt-Bio-Bewegung fordert Regulierung neuartiger Gentechnik (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 15. Januar 2017

Welt-Bio-Bewegung fordert Regulierung neuartiger Gentechnik

Richtungsentscheidung beim Europäischen Gerichtshof am 18.1.
erwartet



Berlin, 15.01.2018. Wirtschaften ohne Gentechnik gehört zu den
Bio-Grundprinzipien - das bekräftigt die IFOAM Organics International, der
internationale Zusammenschluss der Bio-Bewegung, in einer Position. Und
fordert die rechtliche Regulierung neuartiger Gentechnik-Verfahren wie
CRISPR. Am 18.1. könnte der Generalanwalt am Europäischen Gerichtshof dazu
eine richtungsweisende Vorentscheidung treffen. Der Vorsitzende des
Bio-Dachverbandes Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Felix
Prinz zu Löwenstein, kommentiert:

"Bio und Gentechnik gehen zwei völlig unterschiedliche Wege. Das sehen
nicht nur die Bio-Bauern aus aller Welt so, sondern auch die Menschen, die
Bio unterstützen. Ein Großteil der Menschen will keine Gentechnik auf dem
Acker und dem Teller.

Ökolandbau setzt auf natürliche Regelkreisläufe und stabile natürliche
Systeme. Auch Bio-Züchter achten auf das Zusammenspiel von Boden, Pflanze
und Umwelt, statt einseitig einzelne Gene der Pflanzen zu verändern.

Bei den neuartigen Gentechnik-Verfahren wie CRISPR-Cas wird technisch in
den Erbgut-Strang eingegriffen - mit nicht absehbaren Nebenwirkungen.
Gelangen diese Gentech-Pflanzen in die Natur, sind sie von dort nicht mehr
rückholbar. Die Folgen treffen alle Landwirte, Pflanzen, Tiere und Menschen
- auch diejenigen, die eine solche Technologie nicht nutzen oder
Gentech-Produkte ablehnen. Auch neuartige Gentechnik muss deshalb nach dem
Gentechnikrecht reguliert werden. Dieser Forderung der Welt-Bio-Bewegung,
IFOAM, schließen wir uns an!

An den Zielen der Gentech-Veränderungen hat sich offenbar nicht viel zur
alten Gentech-Generation verändert. Die Unternehmen manipulieren Gene vor
allem so, dass Pflanzen anschließend resistent gegen Herbizide sind. Das
Geschäftsmodell 'Pflanzen plus passendes Pestizid' bleibt dasselbe, Bauern
und Umwelt bleiben auf der Strecke.

Die Debatte über CRISPR und Co. muss eine Debatte über Eigentumsrechte und
Patentierung werden. Denn obwohl der rechtliche Status der neuartigen
Techniken nicht geklärt ist, melden Unternehmen bereits fleißig Patente an.
Der Deutsche Bundestag hatte sich mehrfach und einhellig gegen Patente auf
Nutzpflanzen und Tiere ausgesprochen; ebenso das Sondierungspapier von
Union und SPD.

Die Politik muss jetzt mehr tun als nur zu fordern! Die kommende
Bundesregierung muss verhindern, dass mit den neuen Gentechnik-Verfahren
eine neue Patent-Welle auf Pflanzen und Tiere losrollt.

Nicht nur die über 45.000 Bio-Züchter, -Landwirte, -Verarbeiter- und -
Handelsunternehmen in Deutschland müssen das Recht auf eine freie Wahl bei
Rohstoffen und Saatgut haben und vor wirtschaftlichen Schäden durch alte
oder neue Gentechnik-Verunreinigungen geschützt werden. Bei Bio ist der
Einsatz der Gentechnik verboten. Deshalb muss die Bundesregierung
verhindern, dass Pflanzen oder Tiere in die Umwelt gelangen, deren
gentechnikrechtlicher Status auf EU-Ebene nicht abschließend geklärt ist."


Hintergrund*

In den vergangenen Jahren wurden neuartige Techniken zur genetischen
Manipulation von Pflanzen, aber auch Tieren, entwickelt. Offen ist, ob die
so erzeugten Organismen rechtlich als "genetisch verändert" gelten müssen
oder nicht. Die Definition ist dafür entscheidend, ob Pflanzen das
Gentechnik-Zulassungsverfahren durchlaufen und als solche gekennzeichnet
werden müssen. Am 18. Januar 2018 wird der Europäische Gerichtshof ggf.
eine Entscheidung dar-über treffen, ob einige der neuen Methoden der
Gentechnik zuzurechnen sind.

Warum ist es den Saatgut-Firmen so wichtig, dass ihre neuen Technologien
und Pflanzen nicht als Gentechnik eingestuft werden? Gentechnik ist eine
Risikotechnologie. Daher müssen gen-technisch veränderte Organismen in der
EU ein spezielles Zulassungsverfahren durch-laufen und dann entsprechend
gekennzeichnet werden. Darüber hinaus ist der Anbau von Gentechnik-Pflanzen
in Europa an Auflagen gekoppelt. So müssen bspw. zwischen Feldern mit und
ohne Gentechnik Abstände eingehalten werden

Es ist also sowohl für die Entwickler der Pflanzen als auch für Landwirte
und Verbraucher von entscheidender Bedeutung, ob die mit den neuen
Techniken gezüchteten Organismen als Gen-technik eingestuft werden oder
nicht. Über die teils komplizierten Details gehen die Meinungen jedoch
stark auseinander.

Die EU-Kommission hatte bereits vor einigen Jahren angekündigt, eine
rechtliche Einordung der neuen Techniken vorzunehmen, bisher aber nichts
dazu getan.

Mit Blick auf die avisierte Änderung des Gentechnik-Gesetzes fordert der
BÖLW, dass keine nationale Zulassung solcher Verfahren und daraus
entstandener Organismen erfolgen darf, bevor die EU nicht darüber
entschieden hat.

* mit Textauszügen des Informationsdienstes Gentechnik:

s. http://keine-gentechnik.de/wissen/neue-techniken/



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 37.000 Bio-Betrieben
9,48 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 
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ASYL/1233: Menschenrecht auf Familienzusammenführung einhalten (Flüchtlingsrat NI)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Menschenrecht auf Familienzusammenführung einhalten!

Appell niedersächsischer Initiativen und Vereine

Über 50 niedersächsische Initiativen und Organisationen fordern:

- Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär Geschützte beenden!


- Visumsverfahren für Familienmitglieder beschleunigen!

- Einreise von in Griechenland gestrandeten Angehörigen ermöglichen!



In einem Appell richten sich über 50 niedersächsische Initiativen und
Vereine der Flüchtlingsunterstützung an die Verantwortlichen in CDU/CSU und
SPD, die aktuell über eine Regierungsbildung in Berlin verhandeln. Sie
fordern eine Gewährleistung des Rechts auf Familiennachzug für alle
Flüchtlinge mit subsidiärem Schutz. Die Einigungen in den
Sondierungsgesprächen sehen - neben zahlreichen weiteren unmenschlichen
Verschärfungen in der Asyl- und Flüchtlingspolitik - die weitere Aussetzung
des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten vor. "Die fortgesetzte
Verhinderung des Familiennachzugs zu Schutzberechtigten ist unmenschlich.
Der Schutz der Familie ist ein elementares Grundrecht, das auch für
Geflüchtete gilt", erklärt dazu Karim Alwasiti, Referent für Fragen des
Familiennachzugs beim Flüchtlingsrat Niedersachsen.

Die Verhinderung des Familiennachzugs für subsidiär Geschützte ist
familienfeindlich. Diese Politik verstößt gegen internationale Abkommen wie
die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) und die 
UN-Kinderrechtskonvention und muss sofort und bedingungslos beendet werden.
Eine jetzt von den sondierenden Parteien CDU/CSU und SPD beschlossene
Verlängerung der Aussetzung sowie die angekündigte Kontingentierung der
Zahl der Nachzugsberechtigten lehnt der Flüchtlingsrat ab und fordert
entsprechende Änderungen im Sondierungspapier. Die Initiativen erwarten
nicht weniger als die Einhaltung der verbrieften Grund- und Menschenrechte.
Die Initiativen und Organisationen kritisieren zudem die geplante
Aussetzung der Aufnahme aus Griechenland und Italien. Dort halten sich
derzeit mehr als 4.000 Familienangehörige auf, die bereits jetzt einen
Rechtsanspruch auf den Nachzug nach Deutschland haben. Damit würde sich an
ihrer häufig prekären Lage nichts ändern.

Hintergrund:

Der aktuell gesetzlich normierte Ausschluss des Familiennachzugs zu
subsidiär Geschützten läuft Mitte März 2018 aus. CDU/CSU und SPD haben am
12.01.2018 vereinbart, dass die Aussetzung des Familiennachzugs für
subsidiär Schutzberechtigte zunächst verlängert werden soll und darauf
folgend bis Sommer 2018 eine gesetzliche Neuregelung folgen soll, die
Höchstgrenzen beim Nachzug (bundesweit monatlich 1.000) beinhaltet.

Der Appell ist auf der Grundlage des Treffens niedersächsischer
Flüchtlingsinitiativen am 18. November 2017 entstanden. PRO ASYL hat zu den
Weihnachtstagen 2017 eine Petition zum Thema beim Bundestag eingereicht,
die rund 28.000 Menschen unterstützen.

 * 

Anlage

"Menschenrecht auf Familienzusammenführung einhalten"


Appell niedersächsischer Initiativen und Organisationen



Wir - niedersächsische Initiativen, Organisationen,
Flüchtlingsberater_innen, Unterstützer_innen und Geflüchtete -, sind empört
über die unmenschliche Politik, die den Nachzug von Familienangehörigen zu
Schutzberechtigten in Deutschland verhindert.

Der Schutz der Familie ist ein Grundrecht, das auch für Geflüchtete gilt.
Wir fordern von der Bundesregierung die Einhaltung von Menschenrechten, die
im Grundgesetz und in internationalen Abkommen wie der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) und der UN-Kinderrechtskonvention verbürgt
sind.

Die Unterzeichner_innen stellen sich ausdrücklich hinter die Forderungen,
die ProAsyl in einer Petition an den deutschen Bundestag stellt:

• Die Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär Geschützte beenden!

• Visumsverfahren für nachzugsberechtigte Familienmitglieder beschleunigen!

• Unverzügliche Einreise von in Griechenland gestrandeten Angehörigen
ermöglichen!

Mit der Umsetzung des sogenannten Asylpakets II ist es subsidiär
Schutzberechtigten (vorläufig) bis zum 16. März 2018 untersagt, ihre
Angehörigen nach Deutschland zu holen. Dies ist ein offener Verstoß gegen
das Menschenrecht von Personen, die unter einem international anerkannten
Schutz stehen. Zugleich wird auch bei denjenigen, die einen Schutz nach der
Genfer Flüchtlingskonvention erhalten haben oder asylberechtigt nach dem
Grundgesetz sind, durch die schleppende Bearbeitungspraxis des Auswärtigen
Amtes bei der Vergabe von Visa der Familiennachzug faktisch unterbunden
oder enorm verschleppt. Selbst die Zusammenführung von Familienmitgliedern,
die sich bereits in der Europäischen Union befinden, wird durch die
Bundesregierung verzögert: So dürfen monatlich lediglich rund 70
Asylsuchende aus Griechenland zu ihren Angehörigen nach Deutschland
einreisen.

Besonders perfide ist die Praxis des Auswärtigen Amtes beim Familiennachzug
zu unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen: Ein Erlass des Auswärtigen
Amtes vom 20. März 2017 sieht vor, dass zwar die Eltern eines
minderjährigen Flüchtlings, nicht aber dessen minderjährige Geschwister ein
Visum erhalten. Bei den minderjährigen Geschwistern müssen zur
Visumserteilung darüber hinaus weitere Voraussetzungen wie ausreichender
Wohnraum oder die Sicherung des Lebensunterhalts nachgewiesen werden. In
der Realität ist dies für nahezu niemanden möglich. Das bedeutet, dass sich
die Eltern zwischen ihren Kindern entscheiden müssen: Wenn Sie mit den Visa
nach Deutschland reisen, um sich wieder um ihr minderjähriges Kind kümmern
zu können, müssten sie andere Kinder unter zumeist prekären Bedingungen
zurücklassen. Die Folge ist oftmals eine erneute Trennung der Familie: Ein
Elternteil reist mit einem Visum nach Deutschland, das andere bleibt
zurück. Hinzu kommt, dass durch das lange Hinauszögern der Visa-Vergabe
minderjährige Flüchtlinge während des Verfahrens volljährig werden und
dadurch der rechtliche Anspruch auf Familiennachzug verloren geht.

Durch diese unmenschliche Politik lastet ein unglaublich hoher psychischer
Druck auf den Geflüchteten, die permanent um ihre Angehörigen bangen
müssen. Viele macht dies krank. Die Sorge, die sie umtreibt, verhindert,
dass sie sich hier in Deutschland auf den Spracherwerb konzentrieren oder
sich mit ihrer beruflichen Zukunft befassen können. So wird es ihnen
unmöglich gemacht, sich in Deutschland einzuleben und an der Gesellschaft
teilzuhaben. Auch die Unterstützer_innen fühlen sich durch die
Bundesregierung getäuscht und sind wütend über eine Politik, die den Wert
ihrer Arbeit missachtet und letztlich deren Sinn in Frage stellt.

Diese Politik verletzt eklatant das Grundgesetz, das in Artikel 6 die
Familie unter einen besonderen Schutz stellt, sie verstößt gegen die
Europäische Menschenrechtskonvention, die in Artikel 8 die Achtung des
Privat- und Familienlebens verlangt, sie verletzt die Rechte, die sich aus
der Genfer Flüchtlingskonvention ergeben, und sie missachtet das in der 
UN-Kinderrechtskonvention festgeschriebene Wohl von Kindern und Jugendlichen
und dabei konkret das in Artikel 10 zugesicherte Recht auf
Familienzusammenführung.

Die Unterzeichner_innen fordern die politisch Verantwortlichen auf, diese
grausame Politik zur Verhinderung der Familienzusammenführung zu beenden
und den im Grundgesetz und in internationalen Abkommen festgeschriebenen
Menschenrechten wieder Geltung zu verschaffen.

Diese Erklärung ist auf der Grundlage des Treffens niedersächsischer
Flüchtlingsinitiativen am 18. November 2017 entstanden.

Unterzeichner_innen


	AK Asyl Göttingen

	AK Asyl Holzminden - Bodenwerder

	AK Asyl und Bleiberecht Lüchow-Dannenberg

	AK Ausländer Celle

	AK Migration und Flüchtlinge des Nord-Süd-Forums Bremerhaven e.V.

	Amnesty International Bezirk Hannover

	Arbeitskreis Asyl Cuxhaven e.V.

	Arbeitskreis Kritische Soziale Arbeit Hannover (AKS)

	Arbeit und Integration Bad Pyrmont e.V. (AIBP)

	Caritasstelle im Grenzdurchgangslager Friedland

	Caritasverband für die Diözese Hildesheim e.V.

	Diakonisches Werk des Kirchenkreises Osterholz-Scharmbeck

	Evangelisches Flüchtlingsnetzwerk Hannover Garbsen Seelze

	Evangelisch-Lutherische St. Antonius Kirchengemeinde Wagenfeld

	Exil - Osnabrücker Zentrum für Flüchtlinge e.V.

	Fachschaftsrat Soziale Arbeit an der Hochschule Hannover

	FELIX e.V. Dannenberg/Wendland

	Flüchtlingsbegleitung Land Hadeln

	Flüchtlingshilfe Brookmer Land

	Flüchtlingshilfe-Tostedt

	FlüchtlingsKlempnerInnen Klecken-Eckel

	Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

	Flüchtlings- und Integrationshilfe SG Scharnebeck gUG

	Flux Flüchtlingshilfe Hildesheim

	Forschungsverbund "Gender - Flucht - Aufnahmepolitiken" an den Universitäten Göttingen, Oldenburg und Osnabrück

	Frauen- und Menschenrechte aktiv

	Migrations-u. Integrationsbeauftragte (Büro) der Gemeinde Winsen (Aller)

	Grenzenlos Kochen Hannover

	Haus der Generationen Stolzenau e.V.

	Helfernetzwerk Isernhagen e.V.

	IBIS - Interkulturelle Arbeitsstelle e.V.

	IKJA e. V. / Paten-Initiative

	Innere Mission und Evangelisches Hilfswerk im Grenzdurchgangslager Friedland e.V.

	Integrationscafé Café Zuflucht e.V.

	kargah e.V.

	Land in Sicht - Transition (LIST), Celle

	Medinetz Göttingen - Solidarity with Migrants e.V.

	Migrationsrat der Stadt Northeim

	Migrationsteam "Café Dialog", Werkstatt-Schule Northeim

	Miteinander.Wedemark e.V. Netzwerk für Flüchtlingshilfe und interkulturelle Arbeit

	Netzwerk Flüchtlingshilfe - Menschenrechte e.V.

	Netzwerk für traumatisierte Flüchtlinge in Niedersachsen e.V. (NTFN)

	Ökumenisches Sozialprojekt NEULAND

	Organisation zur Wahrung der Menschenrechte in Vietnam e.V. (MRVN)

	Refugee Law Clinic Hannover e.V.

	Refugee Network Göttingen - Hilfe für Geflüchtete e.V.

	Runder Tisch Migration Südheide e.V.

	Solinet Hannover

	terre des hommes Deutschland e.V.

	Unterstützerkreis Flüchtlingsunterkünfte Hannover e.V.

	Verband binationaler Familien und Partnerschaften iaf e.V., Regionale Geschäftsstelle Hannover

	Verein Miteinander.Wedemark

	Vernetzungstreffen der Göttinger Initiativen zur Unterstützung von Geflüchteten

	Vietnam-Zentrum-Hannover e.V.

	ZuFlucht Lüchow



(Stand 15. Januar 2018)

 * 
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DEMOSKOPIE/735: Deutliche Mehrheit will früher aus Braunkohle aussteigen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Januar
2018

WESTPOL-Umfrage

Deutliche Mehrheit will früher aus Braunkohle aussteigen



Zwei von drei Nordrhein-Westfalen (64 Prozent) plädieren für einen
früheren Ausstieg aus der Braunkohle. Noch vor 2045, dem Jahr bis zu
dem in NRW die Betriebsgenehmigung für den Tagebau noch läuft. Knapp
ein Drittel der Befragten (31 Prozent) dagegen will an diesem
Ausstiegsdatum festhalten. Das ist das Ergebnis des NRW-Trends, den
Infratest dimap im Auftrag des WDR-Magazins WESTPOL in dieser Woche
erhoben hat. 77 Prozent der Befürworter eines früheren
Braunkohleausstiegs würden dafür auch höhere Energiekosten in Kauf
nehmen.


Unzufriedenheit mit Landesregierung nimmt zu

Ein halbes Jahr nach Antritt der neuen schwarz-gelben Landesregierung
sind nur 43 Prozent der Bürgerinnen und Bürger mit der Arbeit der
Koalition zufrieden oder sehr zufrieden. 49 Prozent sind dagegen
unzufrieden oder sehr unzufrieden. Damit steigt die Unzufriedenheit
mit der Landesregierung um 15 Prozentpunkte im Vergleich zur letzten
Umfrage im September 2017.

Nur etwa jeder vierte Nordrhein-Westfale ist der Meinung, dass die
neue Landesregierung in den Bereichen Kriminalitätsbekämpfung, Schul-
und Bildungspolitik und in der Wirtschaftspolitik eine bessere Arbeit
macht als Rot-Grün. Lediglich 18 Prozent meinen, dass die neue
Landesregierung bei der Sanierung der Verkehrsinfrastruktur besser
ist. 12 Prozent bewerten die Arbeit im Bereich Verkehr schlechter als
unter der alten Regierung. Insgesamt ist die Mehrheit der Befragten in
allen abgefragten Politikbereichen der Meinung, dass die neue
Landesregierung bislang genauso gut oder genauso schlecht arbeitet wie
die alte.


Sonntagsfrage: FDP verliert, Grüne gewinnen

Würde an diesem Sonntag ein neuer Landtag in NRW gewählt, bliebe die
CDU mit 34 Prozent weiterhin klar stärkste Kraft (+1 Punkt im
Vergleich zu September 2017). Die SPD verliert 2 Punkte und käme
aktuell auf 28 Prozent. Der kleinere Regierungspartner FDP verliert
deutlich an Zustimmung (10 Prozent, -3), bliebe jedoch drittstärkste
Kraft. Die Grünen verzeichnen deutliche Gewinne und kämen aktuell auf
9 Prozent der Stimmen (+3). Auch AfD (9 Prozent, +1) und Linke (7
Prozent, +1) können sich leicht steigern.


Mehrheit für Eintritt der SPD in GroKo

Eine Mehrheit von 55 Prozent der Befragten ist der Meinung, die SPD
sollte eine Koalition mit der Union eingehen - 38 Prozent sind
gegenteiliger Meinung. Auch die Anhänger der SPD plädieren mit 58
Prozent mehrheitlich für ein Zusammengehen mit der Union auf
Bundesebene, immerhin 38 Prozent sprechen sich jedoch dagegen aus.
Allerdings war zum Zeitpunkt der Befragung das Ergebnis der
Sondierungsverhandlungen noch nicht bekannt.

Für den NRW-Trend hat Infratest dimap in dieser Woche von Dienstag bis
Donnerstag 1.002 Wählerinnen und Wähler in Nordrhein-Westfalen
telefonisch befragt. Ihre Antworten sind repräsentativ für alle
Wahlberechtigten.

 * 
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STANDPUNKT/723: Bibis Sohn oder Drei Männer in einem Wagen (Uri Avnery)


Bibis Sohn oder: Drei Männer in einem Wagen

von Uri Avnery, 13. Januar 2018



NEIN, ICH will nicht über die Affäre Yair Netanjahu schreiben. Ich
weigere mich standhaft. Keine Macht der Welt wird mich zwingen, dies
zu tun.

Doch hier bin ich und schreibe über Yair, verdammt noch mal. Ich kann
nicht widerstehen.

Und vielleicht geht es ja wirklich um mehr als nur um Klatsch.
Vielleicht ist es etwas, das wir nicht ignorieren können.



ES HANDELT sich nur um ein Gespräch zwischen drei jungen Leuten in
einem Wagen vor etwa zwei Jahren.

Einer der jungen Männer war Yair, der älteste der beiden Söhne des
Ministerpräsidenten.

Yair wurde nach dem Führer der "Sterngruppe" genannt, dessen
wirklicher Name Abraham Stern war. Der ursprüngliche Yair spaltete
1940 einen Teil von der Irgun ab, als Britannien gegen
Nazi-Deutschland allein stand. Während der Irgun seine Aktionen gegen
die britische Regierung einstweilen stoppte, verlangte Stern genau
das Gegenteil: Nutzt den Augenblick aus, um die Britten aus Palästina
hinauszuwerfen. Er wurde von der britischen Polizei erschossen.

Der moderne Yair und seine beiden Freunde waren auf einer Sauftour
durch die Striptease-Clubs Tel Avivs - eine Bezeichnung, die oft
eine höfliche Art und Weise zu sein scheint, um ein Bordell zu
beschreiben.

Irgendjemand machte sich die Mühe, das Gespräch der jungen Männer -
des Sohnes des Ministerpräsidenten und der Söhne zweier der reichsten
"Magnaten" im Land - aufzuzeichnen.

Diese Aufnahme ist nun aufgetaucht. Seit der Veröffentlichung spricht
kaum jemand in Israel noch über etwas anderes.

Dieser Aufnahme zur Folge bat Yair seinen Freund Nir Maimon, ihm 400
Schekel (etwa 100 Dollar) zu geben, um eine Prostituierte zu besuchen.
Als der Freund sich weigerte, rief Yair: "Mein Vater gab deinem Vater
eine Konzession, die eine Milliarde Dollar wert ist und du weigerst
dich, mir 400 Schekel zu geben?"

Bei der Konzession handelt es sich um die ergiebigen Gasfelder im
Meeresboden nahe der israelischen Küste.

Auf besonders widerliche Weise zeigt er seine äußerste Verachtung für
das weibliche Geschlecht: Er bietet auch noch all seinen Freunden die
Sex-Dienste seiner Ex-Freundin an.



DIESE AUFZEICHNUNG wirft einen Haufen Fragen auf, eine unerfreulicher
als die nächste.

Als erstes: Wer machte die Aufzeichnung? Abgesehen von Yair und
seinen beiden Kumpeln waren nur noch zwei Personen anwesend: der
Fahrer des Wagens und der Leibwächter.

Dies wirft noch einige andere Fragen auf: Zunächst, warum wird der
26-Jährige überhaupt von einem Leibwächter begleitet, noch dazu bei
einer Fahrt zu Striptease-Clubs?

Yair hat keine offizielle Funktion. Kein Sohn und keine Tochter eines
früheren Ministerpräsidenten war je mit einem Leibwächter
ausgestattet gewesen. Keine bekannte Gefahr bedroht diesen speziellen
Sohn. Warum muss ich also einen Leibwächter für ihn bezahlen?

Zweitens: Wie ist das mit dem Fahrer? Yair fuhr mit einem
Regierungswagen, der von einem Regierungsfahrer gefahren wird. Warum?
Was für ein Recht hat er im Allgemeinen auf einen Regierungswagen und
einen Regierungsfahrer und im Besonderen für solch eine Eskapade?

Die Episode hat inzwischen die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf
diesen privilegierten Sohn gelenkt.

Wer ist Yair Netanjahu? Was tut er für seinen Lebensunterhalt? Die
einfache Antwort: nichts.

Er hat keinen Beruf. Er hat keinen Job. Er wohnt im staatseigenen
Amtssitz in Jerusalem und der Staat füttert ihn durch.

Wie steht es mit seinem Militärdienst? Den einzigen Dienst, den er
jemals als Soldat geleistet hat, war im Büro des Armeesprechers - was
mit keinem Risiko verbunden war, eine Kugel in den Kopf zu bekommen.
Man braucht eine Menge guter Beziehungen, um solch einen gemütlichen
Job in der Armee zu bekommen.

Jeder Leser oder jede Leserin frage sich selbst, wo er oder sie war,
als sie 26 Jahre alt war?

(Ich meinerseits hatte in diesem Alter einige Jahre Dienst im
Irgun-Untergrund, ein Jahr fortgesetzten Kampfes in einer berühmten
Armee-Kommando-Einheit, eine Kriegsverletzung und den Start meiner
Karriere als Chef-Redakteur eines streitbaren Nachrichten-Magazins.
Ich habe meinen Lebensunterhalt seit meinem 15. Lebensjahr selbst
verdient. All das ist nichts Spezielles, auf dass man stolz sein muss -
 viele junge Leute meiner Generation haben dieselbe Vergangenheit,
(abgesehen vom journalistischen Teil natürlich.)



UND DOCH kann der Charakter dieses besonderen jungen Mannes diesen
Teil der Geschichte erklären. Können Eltern für den Charakter ihrer
Nachkommen verantwortlich gemacht werden?

Wie viele Politiker hat Netanjahu keine Zeit für seine Kinder. Die
Mutter trägt also den größten Teil der Verantwortung.

Sarah Netanyahu, "Sarah'le" genannt, ist allgemein unbeliebt. Sie ist
eine ehemalige Stewardess, die Binyamin in einem
Lufthafen-Duty-Free-Shop einfing und die dann seine dritte Frau wurde.
Sie ist eine eingebildete und streitsüchtige Person, die sich ständig
mit ihren von der Regierung bezahlten Hausangestellten herumstreitet.
Einige Streitereien erreichen die Gerichte.

Dies ist eigentlich eine Familienangelegenheit - nur dass sie einige
profunde politische Fragen aufwirft.

Was ist das soziale Umfeld des Ministerpräsidenten, der der Sohn eines
armen Universitätsprofessors ist und der selbst fast sein ganzes Leben
lang Regierungsangestellter war?

Seine Kinder verkehren mit den Söhnen der reichsten Leute des Landes -
mit Leuten, die sich selbst mit der aktiven Hilfe des
Ministerpräsidenten bereichern. Netanjahu beeinflusst die
Regierungsfinanzierung von großen Projekten. Im Augenblick führt die
Polizei mindestens vier getrennte Untersuchungen von Netanjahus
persönlichen Wirtschaftsangelegenheiten durch.

Gegen alle persönlichen Mitarbeiter und Freunde Netanjahus wird
polizeilich ermittelt. Gegen seinen engsten Freund, Rechtsanwalt und
Verwandten wird bezüglich des Ankaufs immens teurer in Deutschland
hergestellter U-Boote ermittelt. Die Marine erklärt, dass sie die
nicht alle benötigt.

In seinem Privatleben wird gegen Netanjahu ermittelt, weil er
von superreichen "Freunden", denen er einige Dienste erwiesen hat,
lange Zeit die teuersten kubanischen Zigarren erhielt. Gegen Sarah'le
wird ermittelt, weil sie auf Nachfrage von einem anderen Milliardär
regelmäßig mit teurem Rosé-Champagner versorgt wurde. Außerdem hatte
sie ihn gebeten, ihr Juwelen zu kaufen.



DIESE GANZE Atmosphäre von öffentlicher und privater Korruption an der
Spitze des Staates ist sehr weit von unserer Vergangenheit entfernt.
Es ist etwas Neues, worin sich die Ära Netanjahu widerspiegelt.

Man hätte sich so etwas nicht einmal in den Zeiten von David
Ben-Gurion vorstellen können. Sein Sohn Amos war in einige Affären
verwickelt, die mein Magazin aufdeckte, aber keine davon ähnelte den
jetzigen auch nur im Entferntesten.

Menachem Begin lebte viele Jahre lang als Mitglied der Knesset in
derselben Zweizimmer-Wohnung, in der er sich versteckt hielt, als er
der am meisten gesuchte Terrorist im britischen Palästina war. Golda
Meir, Yitzhak Rabin und Shimon Peres lebten alle in bescheidenen
Verhältnissen.

Der öffentliche Humor nennt Netanjahu "König" oder sogar "Kaiser" und
spricht von der "königlichen Familie". Warum?

Ein Grund ist sicher der Zeit-Faktor. Netanjahu ist jetzt in seiner
vierten Amtszeit. Das ist viel zu lange.

Macht korrumpiert und absolute Macht korrumpiert absolut, wie Lord
Acton bemerkte. Man kann "absolute Macht" durch "Langzeit-Macht"
ersetzen.

Eine Person mit Macht ist von Versuchungen, Schmeichlern und
Verführern umgeben und mit der Zeit schwindet ihr Widerstand gegen sie
alle. Das ist leider nur allzu menschlich.

Nach der endlosen Präsidentschaft von Franklin Delano Roosevelt, einem
relativ ehrenhaften und erfolgreichen amerikanischen Präsidenten, tat
das amerikanische Volk etwas äußerst Kluges: es begrenzte die
Amtszeit eines Präsidenten auf zwei Amtszeiten. Auch ich bin zu dem
Schluss gekommen, dass acht Jahre genau richtig sind.

(Das gilt auch für mich. Ich war 10 Jahre lang Mitglied des
Parlamentes; im Rückblick habe ich die Schlussfolgerung gezogen, dass
acht Jahre genug gewesen wären. Während meiner letzten zwei Jahre
war ich von weniger Begeisterung und Kampfgeist erfüllt.)



ICH HASSE Binyamin Netanjahu nicht. Er interessiert mich als Person
nicht wirklich. Aber ich fürchte, dass er eine Gefahr für die Zukunft
Israels ist. Seine Obsession, an der Macht zu kleben, bewirkt, dass
er unsere nationalen Interessen an Interessengruppen verkauft, und
zwar nicht nur an Milliardäre, sondern auch an das korrupte religiöse
Establishment und viele andere.

Solch ein Mensch ist nicht in der Lage, Frieden zu schließen, selbst
wenn er es wollte. Frieden zu schließen verlangt Charakterstärke, die
sich unter anderem darin zeigt, dass einer das Risiko, gestürzt zu
werden, auf sich nimmt. Solch eine Kühnheit kommt Netanjahu nicht
einmal in den Sinn.

Sag mir, wer dein Sohn ist und ich sage dir, wer du bist.




Copyright 2017 by Uri Avnery

(Aus dem Englischen: Ellen Rohlfs, vom Verfasser autorisiert)

Redigiert von der Schattenblick-Redaktion

 * 

Quelle:

Uri Avnery, 13.01.2018

www.uri-avnery.de

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.
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STANDPUNKT/722: Regieren ohne Mehrheit? Doch, das geht! (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 12.01.2018

Regieren ohne Mehrheit? Doch, das geht!



Seit dem Scheitern der "Jamaika"-Gespräche zwischen Union, Grünen und FDP
ist auch auf Bundesebene das politische Modell einer möglichen
Minderheitsregierung im Gespräch. Es ist umstritten: Wie kann eine
Regierung arbeiten, die im Parlament keine Mehrheit hat? Der Bonner
Politologe Martin Pfafferott hat an der Universität Bonn diese Frage
untersucht. Sein Ergebnis: Minderheitsregierungen können rational
durchdacht sein und zum Nutzen aller Beteiligten effizient
funktionieren.

Es ist kein einfacher Weg zu einer möglichen neuen Bundesregierung. Eine
Neuauflage der großen Koalition ist noch ungewiss. Immer wieder ist
deshalb auch eine "Minderheitsregierung" im Gespräch, die sich nicht auf
die Mehrheit der Sitze im Bundestag stützen könnte. Auf Bundesebene wäre
so etwas ein Novum und ist heftig umstritten: Regieren ohne Mehrheit -
geht das? Für seine Doktorarbeit hat der Politologe Martin Pfafferott
diese Frage an der Universität Bonn untersucht. Ergebnis: Solche Modelle
können effizient funktionieren. Pfafferotts Arbeit "Die »ideale
Minderheitsregierung«" entstand bei Prof. Dr. Frank Decker am Institut für
Politische Wissenschaft und Soziologie der Hochschule und soll im Frühjahr
2018 als Buch erscheinen.

"Ich habe versucht zu zeigen, dass Minderheitsregierungen im Interesse
aller beteiligten Akteure sein können", erklärt Pfafferott. "Sie sind
nichts Irrationales, sondern im Gegenteil ein zutiefst rationales
Regierungsformat." Als einen Grund nennt er, dass es Umstände gibt, in
denen Parteien bewusst nicht regieren wollen. "Parteien können auch andere
Interessen haben. Manchen ist es wichtiger, neue Wähler zu gewinnen oder
die innerparteiliche Geschlossenheit zu wahren. Statistik und Erfahrungen
zeigen, dass Parteien, die an der Regierung sind, mit hoher
Wahrscheinlichkeit bei der nächsten Wahl Stimmen verlieren werden und
innerparteiliche Konflikte bekommen. Aus der Ratio heraus kann es nützen,
Kosten und Nutzen abzuwägen und zu sagen: Wir wollen nicht regieren."

Stabilität rührt daraus, dass niemand Neuwahlen will

Als Beispiel nennt Pfafferott die Legislaturperiode von 1998 bis 2002 in
Sachsen-Anhalt. "Die SPD stellte die Minderheitsregierung und die PDS
tolerierte sie - weil sie im politischen System noch nicht völlig
etabliert war und ihren Mitgliedern eine Regierungsbeteiligung auch nicht
antun wollte." Oppositionsparteien waren damals CDU und die DVU, erläutert
der Forscher. Für die DVU sei klar gewesen, nicht in die Regierung zu
wollen. Die CDU hingegen hatte über zehn Prozent verloren und befand sich
in einer innerparteilichen Krise. Zwar lehnte sie eine
Regierungsbeteiligung nicht ab. Vier Jahre Opposition konnten ihr aber
viel attraktiver erschienen, als Juniorpartner in einer SPD-geführten
Großen Koalition zu sein. "Es war daher für alle drei von Interesse, die
SPD-Minderheitsregierung im Amt zu lassen. So eine Stabilität muss sich so
manche Mehrheitsregierung erst einmal suchen."

Ähnliches galt laut Pfafferott für die rot-grüne Minderheitsregierung, die
Hannelore Kraft von 2010 bis 2012 in Nordrhein-Westfalen führte. "Die
Linkspartei wollte Projekte der schwarz-gelben Vorgängerregierung
rückgängig machen, zum Beispiel die Studiengebühren." Zugleich hatte sie
kein Interesse an Neuwahlen: Sie war mit 5,6 Prozent nur knapp in den
Landtag gekommen und musste fürchten, wieder herauszufliegen. Ähnliches
galt für die FDP: "Es war die Zeit, als Philipp Rösler die Bundespartei
führte und die in keiner guten Lage war." Für Rot-Grün habe es daher
gereicht, "wechselweise je eine der beiden auf ihre Seite zu ziehen."

Minderheitsregierungen bieten Wege aus Blockaden

Pfafferott hält die Ergebnisse seiner Forschung grundsätzlich für
übertragbar auf den Bund oder auf andere Staaten - sofern sie
"parlamentarisch" verfasst sind, die Regierung also vom Parlament bestimmt
wird, nicht vom Präsidenten wie in den USA. "Einige Konstanten haben
Geltung über Grenzen hinweg", sagt der Experte. Zum Beispiel sei es für
Minderheitsregierungen vorteilhaft, wenn die Parteien, die sie tragen, in
der Mitte des Spektrums stehen und die übrigen Parteien rechts und links
davon. "Eine solche Regierung lebt, weil die Opposition ihre Mehrheit
nicht nutzen kann. Regierungen brauchen nicht zwingend eine eigene
Mehrheit. Es reicht aus, wenn es keine alternative, politisch
realisierbare Mehrheit gegen sie gibt."

Der Wissenschaftler der Universität Bonn folgert, "dass
Minderheitsregierungen von der Politikwissenschaft verstärkt in den Fokus
genommen werden müssen". Die Entwicklung gebiete dies: "Wir haben jetzt
sieben Parteien im Bundestag. Mit jeder, die dazukommt, wird die Bildung
einer direkten Mehrheit unwahrscheinlicher. Und demokratietheoretisch
haben Minderheitsregierungen das große Plus, dass sie Auswege aus
Blockaden bieten." Sie hälfen dabei, "Gruppen zueinanderzuführen, die
bisher nicht miteinander konnten." So habe der Weg der PDS zur
Regierungsfähigkeit 1994 bis 1998 mit der Tolerierung der rot-grünen
Minderheitsregierung in Sachsen-Anhalt begonnen: "Das war ihre erste, wenn
auch indirekte, Regierungsbeteiligung überhaupt", eine Art Vorbereitung
für die erste formale rot-rote Koalition in Mecklenburg-Vorpommern 1998.
"Es kann helfen, sich erst mal kennenzulernen, wenn zwei Parteien sich
noch nicht ganz trauen. Man kann feststellen, ob und wie man miteinander
arbeiten kann. Auf diese Weise kann man ein Fundament für eine kommende
stärkere Zusammenarbeit legen."


Publikation: 

Martin Pfafferott: Die "ideale Minderheitsregierung" -
Bedingungen für ihr Entstehen und Überleben anhand der Beispiele
Sachsen-Anhalt und Nordrhein-Westfalen.

(Erscheint im Frühjahr 2018 bei Springer VS)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn,

Johannes Seiler, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/395: G20-Proteste - öffentliches Interesse ...    Dieter Magsam im Gespräch (SB)


Gespräch am 11. Januar 2018 im Hamburger Gängeviertel



Der Hamburger Rechtsanwalt Dieter Magsam hat in der Vergangenheit
unter anderem Atomkraftgegnerinnen und -gegnern im Wendland und bei
Castortransporten juristisch zur Seite gestanden. Er war als
Justizberater in Ruanda tätig und hat Überlebende des Völkermordes vor
europäischen Gerichten vertreten. Als 1. Vorsitzender des Kultwerks
West ist er Rechtsanwalt und Berater für den Justizaufbau in Staaten
südlich der Sahara.

Am 11. Januar fand auf Einladung des Republikanischen Anwältinnen- und
Anwältevereins e.V. (RAV) und von Attac Deutschland e.V. in der im
Hamburger Gängeviertel gelegenen Fabrique eine Pressekonferenz zum
Thema "Verfassungsbruch durch Hamburger Senat und Polizei beim
G20-Gipfel" statt. [1] Dabei wurden mehrere beim Verwaltungsgericht
eingereichte Klagen erläutert, mit deren Hilfe juristisch geklärt
werden soll, daß diverse Versammlungsverbote und Polizeieinsätze
rechtswidrig waren.

Die Klage im Zusammenhang mit einer Blockadeaktion des Roten Fingers
der Demonstrierenden an der Außenalster am 7. Juli führt Dieter Magsam
für drei Mitglieder der globalisierungskritischen Organisation Attac,
darunter Sabine Lassauer, die ebenfalls auf der Pressekonferenz
anwesend war. Wie sie berichtete, habe die Polizei die friedliche
Demonstration nicht ordnungsgemäß aufgelöst, sondern unvermittelt
unter Einsatz von Pfefferspray, Schlagstöcken, Schlägen und Tritten
gewaltsam beendet. Nach Angaben der 26jährigen war sie aus Angst vor
den anrückenden Kräften bereits weggelaufen, als sie durch einen
Schlagstockeinsatz eine Platzwunde am Hinterkopf davongetragen habe.

Im Anschluß an die Pressekonferenz beantwortete Dieter Magsam dem
Schattenblick einige Fragen.




[image: Beim Gespräch - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Dieter Magsam

Foto: © 2018 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Sie haben in Ihren Ausführungen bei der
Pressekonferenz auf die historische Entwicklung verwiesen. Wie
erklären Sie sich, daß die Polizei in der Nachbearbeitung der
G20-Proteste geradezu immun gegen Anwürfe erscheint und sich
selbstherrlich durchsetzen kann? Liegen dem eher rechtliche
Voraussetzungen zugrunde oder handelt es sich vielmehr um
Verschiebungen der politischen Landschaft, mit der man es da zu tun
hat?

Dieter Magsam (DM). Ich denke letzteres. Es ist eine Frage der
politischen Landschaft. Und das ist genau das, was wir durchbrechen
wollen. Nachdem die Polizeieinsätze mit körperlichen Verletzungen und
Grundrechtsverletzungen stattgefunden haben, geht es nun darum, diese
Vorfälle im Nachhinein noch einmal einer gerichtlichen Kontrolle zu
unterziehen, um für die Zukunft Schranken zu setzen. Andernfalls dreht
sich diese Spirale immer weiter.

SB: Wenn man beispielsweise die Verschärfung des Polizeirechts beim
Widerstand gegen Vollzugsbeamte untersucht, findet sich kein
Äquivalent, welches die Stärkung der Rechte und Sicherheit von
DemonstrantInnen betrifft.

DM: Genauso ist es.

SB: Wir haben es demnach mit einem gesamtgesellschaftlichen Phänomen
in Deutschland zu tun, das mit einer weltweiten Militarisierung der
Polizeiapparate und einer Stärkung der Exekutive korrespondiert. Ab
welcher Grenze könnte man davon sprechen, daß hierzulande türkische
Verhältnisse Einzug halten?

DM: Na ja, da will ich mich gar nicht aus der Deckung wagen. Das ist
eine Prognose, die man sozialwissenschaftlich absichern müßte. Ich
weiß nur, daß unsere Initiative ein Schritt ist, das zu verhindern und
die Diskussion offenzuhalten wie auch eine freie Bürgergesellschaft
aufrechtzuerhalten, in der solche öffentlichen Debatten und
Kontroversen möglich sind. Darum geht es uns.

SB: Am 25. August wurde indymedia.linksunten verboten. Das war eine
gravierende Zäsur und ein Eingriff in die Diskussions- und
Diskursfreiheit. Es hat jedoch seither so gut wie keine Debatte über
dieses Verbot stattgefunden, das kurz nach dem G20-Gipfel verhängt
wurde, als sehr lebhafte Diskussionen über den Ablauf der Proteste
hier in Hamburg auf dieser Plattform geführt wurden. Wie würden Sie
diesen Zusammenhang einordnen?

DM: Das gehört auf jeden Fall zusammen. Wie der Kollege Klingner
gerade gesagt hat, verpuffen die Klagen für sich genommen, wenn sie
nicht von der Öffentlichkeit wohlwollend-kritisch begleitet werden.
Jedenfalls braucht man eine freie Medienlandschaft, um diese Probleme
zu diskutieren. Und wenn da einzelne Medien verboten werden, schränkt
das natürlich auch die Demokratie ein. Das ist völlig klar.

SB: Der RAV ist eine der inzwischen nicht mehr so vielen
Organisationen in Deutschland, die sich für demokratische Grundrechte
einsetzen. Wie sehen Sie die Entwicklung, gibt es angesichts der
zunehmenden staatlichen Gewalt wieder ein wachsendes Interesse, dem
auch organisatorisch und institutionell etwas entgegenzusetzen?

DM: Wir stellen fest, daß sehr viele junge Mitglieder zu uns kommen,
weil sie einfach merken, daß man auch professionell einen guten
Background braucht, um sich hier noch zu behaupten. Sie haben ein
gutes Gespür für das Verhältnis von juristischem und
zivilgesellschaftlichem Kampf und wollen das bei uns verbinden.

SB: Man hat oft den Eindruck, daß das Bewußtsein von der Relevanz
demokratischer Grundrechte schwindet oder sogar regelrecht in
Vergessenheit geraten ist. Wie beurteilen Sie aufgrund Ihrer
langjährigen Erfahrung die Frage der historischen Kontinuität? Könnte
es noch einmal zu einer Renaissance in der Form kommen, daß auch die
theoretische Auseinandersetzung mit dieser Thematik wieder an
Bedeutung gewinnt?

DM: Ich sehe das gar nicht so negativ. Ich denke, es gibt mittlerweile
sehr viele Möglichkeiten, sehr viele Initiativen, die versuchen, Recht
von unten nach oben einzusetzen. Und das verbreitert sich, das nimmt
an Formen zu. Ich bin da nicht so pessimistisch.

SB: Herr Magsam, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:

[1] Siehe dazu:

BERICHT/300: G20-Proteste - es fordert ein Grundsatzurteil ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0300.html

15. Januar 2018
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JUGEND/353: Ministerien fördern neues Programm "Jugendmigrationsdienste im Quartier" (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 15. Januar 2018

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Gegen Vorurteile und zur Stärkung von Jugendlichen

Ministerien fördern neues Programm "Jugendmigrationsdienste im
Quartier"



Seit 2017 fördern das Bundesbau- und Bundesfamilienministerium gemeinsam
Maßnahmen zur Stärkung von Jugendlichen in sozial benachteiligten
Quartieren. Ab 2018 bauen beide Ressorts mit dem Modellprogramm
"Jugendmigrationsdienste im Quartier" ihr Engagement an weiteren
Standorten aus. Ab sofort wird jedes Bundesland mit einem Modellprojekt
unterstützt, um das gemeinsame Miteinander von Jugendmigrationsdienst und
Nachbarschaft zu stärken und das Wohnumfeld junger Menschen mit und ohne
Migrationshintergrund zu verbessern.

In den Jugendmigrationsdiensten, die bisher vornehmlich individuelle
Begleitung für junge Menschen mit Migrationshintergrund anbieten, werden
zukünftig auch gemeinschaftliche Aktivitäten in ihrem Wohnumfeld unter
Einbeziehung der Nachbarschaft erprobt.

Das Vorhaben wird in sozial benachteiligten und strukturschwachen Stadt-
und Ortsteilen umgesetzt und dient dem Ziel, das Miteinander in den
Ortteilen zu verbessern und die gegenseitige Akzeptanz der
unterschiedlichen Menschen in den Wohnvierteln zu erhöhen. Es sollen
lebendige Nachbarschaften befördert und der soziale Zusammenhalt
gestärkt werden.

Die Maßnahmen reichen von kreativen Workshops für Jung und Alt bis hin zu
gemeinsamen Exkursionen zwischen der einheimischen und der zugewanderten
Bevölkerung. Vorhandene Angebote und Akteure im Quartier werden in
Planung und Durchführung der Vorhaben so weit wie möglich einbezogen.
Für das Programm stellen die beiden Ressorts in den nächsten Jahren
knapp 7 Millionen Euro zur Verfügung. 2018 werden die 16 Modellvorhaben
umgesetzt.

"Mit der Öffnung der Jugendmigrationsdienste für das Wohnumfeld
erhoffen wir uns positive Impulse für den Zusammenhalt in
strukturschwachen Wohnquartieren , da die Angebote nicht nur den jungen
Menschen, sondern dem sozialen Umfeld als Lebensraum zu Gute kommen",
betont Dr. Ralf Kleindiek, Staatssekretär im Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

Gunther Adler, Staatssekretär im Bundesbauministerium: "Deutschlandweit
können junge Menschen von den gemeinsamen Projekten profitieren. Die
Mittel werden gezielt in sozialen Brennpunkten und benachteiligten
Stadtgebieten einsetzt."

Das Modellprogramm "Jugendmigrationsdienste im Quartier" wird an
folgenden Standorten umgesetzt: Stuttgart, Berlin, Potsdam, Hamburg,
Frankfurt, Neubrandenburg, Peine/Salzgitter, Wuppertal, Trier, Völklingen
und Wernigerode, Bremen, Ingolstadt, Dresden, Flensburg und Gotha.

Das Förderprogramm ist ein weiterer Baustein der ressortübergreifenden
Zusammenarbeit für benachteiligte Quartiere. Seit 2017 stellt der Bund
jährlich insgesamt 10 Mio. Euro für die modellhafte Förderung
ressortübergreifender Maßnahmen zur Verfügung, die in sozial
benachteiligten Quartieren einen Beitrag für mehr Integration und
gesellschaftlichen Zusammenhalt leisten. Die Maßnahmen ergänzen die
baulich-investiven Maßnahmen des Städtebauförderungsprogramms Soziale
Stadt.

Mit dem Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt unterstützt die
Bundesregierung bereits seit 1999 gemeinsam mit den Ländern die
Stabilisierung und Aufwertung benachteiligter Stadtteile. 2017 stellte der
Bund 190 Mio. Euro zur Verfügung, um Quartiere und Nachbarschaften für
alle Menschen lebenswert zu gestalten und Integration und das
nachbarschaftliche Zusammenleben zu fördern.


Weitere Informationen unter:

http://www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/DE/Programm/SozialeStadt/soziale_stadt_node.html

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 004/18, 15.01.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: service@bmub.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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ENERGIE/2319: Staatssekretär Baake leitet deutsche Delegation auf 8. Versammlung der IRENA (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 12. Januar 2018

Staatssekretär Baake leitet deutsche Delegation auf 8. Versammlung der IRENA



Der Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium, Rainer Baake,
leitet die deutsche Delegation bei der derzeit stattfindenden achten
Versammlung der Mitglieder der Internationalen Organisation für
Erneuerbare Energien (IRENA) in Abu Dhabi, Vereinigte Arabische
Emirate (VAE).

"Erneuerbare Energien sind der Schlüssel zur Erreichung unserer
langfristigen Klimaziele, und zwar sektorübergreifend, das heißt auch
im Verkehrs- und Gebäudebereich. Erneuerbare brauchen einen stabilen
Rechtsrahmen, dann kommen die Investitionen auch aus der
Privatwirtschaft. Die IRENA spielt eine große Rolle bei der
Unterstützung der globalen Energiewende. In Ländern wie China geht es
nicht nur um Klimaschutz, sondern auch um Luftreinhaltung",
unterstrich Staatssekretär Baake.

Inhaltlicher Schwerpunkt der 8. IRENA Versammlung ist der Beitrag der
Erneuerbaren zur globalen Energiewende. So stehen die Themen
"Erneuerbare und die Energiewende", Geothermie sowie eine strategische
Diskussion zu den Klimaschutzbeiträgen der Mitgliedstaaten im Rahmen
des Pariser Klimaabkommens (NDCs) auf dem Programm. Zwei hochrangige
Ministerrunden zu den Themen "Beschleunigung der globalen
Energiewende: Ausbau der Investitionen in Erneuerbare Energien" und
"Innovation für die Energiewende: E-Mobilität" finden unter
Beteiligung von Akteuren aus der Wirtschaft statt.

Zudem geht es bei der diesjährigen IRENA-Versammlung um den Beschluss
für das Arbeitsprogramm und Budget für die Jahre 2018/2019 sowie die
strategische Ausrichtung der IRENA für die nächsten fünf Jahre und die
Mittelfriststrategie 2018-2022. Damit ist die IRENA als internationale
Organisation und als "Stimme" für die Erneuerbaren weiter gestärkt:
Sie hat den Anspruch, Centre of Exellence für Erneuerbare zu sein: Mit
der Renewable Energy Roadmap 2030 (REMAP 2030), der Kostenstudie und
dem Globalen Wind- und Solaratlas hat IRENA analytische Instrumente
zur Erreichung des UN-Ziels, allen Menschen bis 2030 einen Zugang zu
nachhaltiger Energie zu gewähren, entwickelt. Deutschland wird zu der
Umsetzung der Roadmap beitragen.

Gleichzeitig ist IRENA die Plattform der Zusammenarbeit im
Erneuerbaren-Bereich: Bei IRENA treffen sich die die Staaten um
effektive und effiziente Förderinstrumente voranzubringen. Die IRENA
mobilisiert Unterstützung für Entwicklungsländer, zum Beispiel durch
ein globales Netzwerk zu Erneuerbaren auf Inseln und durch "Capacity
Building"-Maßnahmen in Afrika und im Pazifik. Sie ist auch
Beratungsstelle für Mitgliedsstaaten, indem sie Regierungen bei der
Ausgestaltung ihrer Politik für erneuerbare Energien berät.

Die jährliche IRENA-Versammlung ist das Entscheidungsorgan aller
(inzwischen) 154 IRENA-Mitglieder (153 Staaten + EU), um über
programmatische Ausrichtung und Budget der Organisation zu
entscheiden. Damit ist die IRENA die am schnellsten gewachsene
internationale Organisation in den letzten 100 Jahren. Das ist das
Verdienst des Generaldirektors Adnan Z. Amin aus Kenia, der das
Sekretariat der IRENA seit 2011 erfolgreich führt. Die IRENA wurde im
Januar 2009 in Bonn ins Leben gerufen. Mit einer angestrebten
Personalausstattung von 90 Personen wird IRENA im wesentlichen die in
2011 begonnenen Aktivitäten fortführen und sich darauf konzentrieren,
den Wissensaustausch zu stimulieren, Szenarien, Potenziale und
Technologiekosten zu analysieren sowie Politikberatung anzubieten. Das
seit April 2011 operative und am 6. Oktober 2011 feierlich eröffnete
IRENA Innovations- und Technologiezentrum (IITC) in Bonn, das von
Deutschland mit jährlich etwa 5 Millionen US-Dollar finanziert wird,
leistet einen bedeutenden Teil zu den Aktivitäten der Organisation.

Am Rande der Konferenz trifft Staatssekretär Baake mit verschiedenen
Ministern und Delegationsleitern zusammen, darunter den Vertretern der
Vereinigten Staaten von Amerika und Marokko. Im Anschluss an die IRENA
Versammlung nimmt Staatssekretär Baake auch am World Future Energy
Summit (WFES) in Abu Dhabi und an bilateralen Veranstaltungen mit den
VAE im Rahmen der deutsch-emiratischen Energiepartnerschaft teil.
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INTERNATIONAL/340: Tunesien - In die Sackgasse gedrängt (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 15. Januar 2018

german-foreign-policy.com

In die Sackgasse gedrängt



TUNIS/BERLIN - In Tunesien, einem Standort deutscher
Niedriglohnproduktion, dauern die Proteste gegen ein mit empfindlichen
Preiserhöhungen verbundenes Finanzgesetz an. Das Gesetz ist dem Land vom
IWF aufgezwungen worden, um die Folgen einer Strukturkrise zu bekämpfen. In
deren Entstehung ist die Bundesrepublik involviert: Deutsche Unternehmen
und die Bundesregierung haben dazu beigetragen, Tunesien sehr einseitig auf
recht wenige Exportsektoren auszurichten - insbesondere die Textil- und
Kabelproduktion -, die dem Land keinerlei wirkliche Entwicklungschancen
bieten. Zugleich hat die hohe Abhängigkeit von ausländischen Unternehmen
Tunis zur Gewährung von Steuervorteilen für Investoren gezwungen, die das
Land mit in eine Schuldenfalle getrieben haben. Tunesien habe im
vergangenen Jahr gut ein Fünftel seines Haushalts an ausländische Gläubiger
zahlen müssen, heißt es in einer Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung
(Linkspartei). Im Rahmen des G20-"Compact with Africa" richtet Berlin
Tunesien weiterhin gemäß den Interessen deutscher Investoren zu.

Proteste

In Tunesien halten die Proteste gegen das neue Finanzgesetz an, das zu
Jahresbeginn auf Druck des Internationalen Währungsfonds (IWF) in Kraft
getreten ist. Das Gesetz soll dazu beitragen, die Staatseinnahmen zu
erhöhen, um den zuletzt beträchtlich gestiegenen Schuldenstand des Landes
zu senken. Tunesiens Wirtschaft ist in den vergangenen Jahren eingebrochen -
 vor allem, weil erstens die ausländischen Investitionen geschrumpft sind
und zweitens der Tourismus infolge mehrerer jihadistischer Terroranschläge
zurückgegangen ist. Das Finanzgesetz wälzt die Lasten nun mit der Kürzung
von Subventionen und mit Mehrwertsteuererhöhungen auf die Bevölkerung ab,
die jetzt unter anderem für Benzin, Lebensmittel und Medikamente mehr
bezahlen muss als zuvor.[1] In der vergangenen Woche ist es zu heftigen
Protesten gekommen, gegen die Polizei und Militär brutal vorgingen; über
800 Menschen wurden festgenommen, ein Demonstrant kam ums Leben. Am
gestrigen Sonntag dauerten die Demonstrationen gegen das Finanzgesetz an.

Teil europäischer Wertschöpfungsketten



Die eigentlichen Ursachen der aktuellen Krise in Tunesien liegen allerdings
nicht nur im jüngsten Einbruch der Wirtschaft begründet; sie reichen tiefer
und haben strukturelle Wurzeln. Unlängst hat sie eine von der
Rosa-Luxemburg-Stiftung (Linkspartei) publizierte Analyse beschrieben. Wie
die Analyse bestätigt, ist die Wirtschaft des Landes in den vergangenen
Jahrzehnten "infolge einer Strategie zur Integration der Wirtschaft in
globale Wertschöpfungsketten" sehr "einseitig auf einige wenige
Exportsektoren ... ausgerichtet" worden. Dabei handelt es sich um Branchen
wie "Textilien" sowie "mechanische und elektrische Geräte", die klar "von
europäischen Unternehmen dominiert" werden.[2] Tatsächlich spielen deutsche
Firmen dabei eine herausragende Rolle. Rund 250 Unternehmen aus der
Bundesrepublik haben insgesamt mehr als 350 Millionen Euro in dem Land
investiert; der Nürnberger Kabelhersteller Leoni ist laut eigenen Angaben
der aktuell größte Arbeitgeber dort. Neben weiteren Kabelproduzenten
(Dräxlmaier, Kromberg & Schubert) sind vor allem Textilunternehmen (Van
Laack, Rieker), der Plüschtierproduzent Steiff sowie verschiedene
Elektronikfirmen (Marquardt, Mentor, Wisi) in Tunesien präsent. Wie die
Luxemburg-Stiftung konstatiert, ist durch die Auslandsinvestitionen "eine
Wirtschaftsstruktur entstanden, die auf einer Spezialisierung auf Branchen
mit geringen Wertzuwächsen basiert"; zugleich sind die auswärtigen
Investoren "auf Profitmaximierung mittels Kostenreduktion" bedacht. Profite
werden regelmäßig - und mutmaßlich nicht immer legal - aus Tunesien an die
Hauptstandorte der Auslandsinvestoren transferiert; eine weitergehende
ökonomische Entwicklung durch die Investoren findet nicht statt.

Steuerdumping und Schuldenfalle



Hinzu kommt, heißt es in der Analyse, dass Tunesien unter dem Druck der
Standortkonkurrenz die ausländischen Investoren mit "Niedrigststeuerpolitik
(Steuerdumping)" anzulocken bzw. im Land zu halten sucht.[3] Tatsächlich
konstatiert etwa die bundeseigene Wirtschaftsagentur Germany Trade & Invest
(GTAI): "Investoren können in Tunesien von niedrigen Steuersätzen
profitieren." Zudem könnten "bei Investitionen in die Ausbildung junger
Menschen" sowie in die "Steigerung der Wertschöpfung" oder "der
Exportkapazitäten" häufig "hohe Zuschüsse in Anspruch genommen werden".[4]
Dies hat, wie die Analyse der Luxemburg-Stiftung feststellt, zu einem
Rückgang der Staatseinnahmen und "zu einer Verschlechterung der
sozioökonomischen Existenzbedingungen der Bevölkerung" geführt.[5] Hinzu
kommt demnach "die Schuldenfalle": Die Standortkonkurrenz und die
mangelnden eigenen Entwicklungschancen in den globalen Wertschöpfungsketten
haben Tunis strukturell in die Verschuldung getrieben. Diese habe sich
inzwischen verselbständigt, heißt es in der Analyse. So hätten "1,7
Milliarden US-Dollar eines Kredits von insgesamt 2,9 Milliarden US-Dollar",
den das Land 2016 im Rahmen einer IWF-Maßnahme aufgenommen habe, ausgegeben
werden müssen, um "einen älteren Stand-by-Kredit des IWF zu tilgen". 2017
sei Tunesien darüber hinaus gezwungen gewesen, "ein Fünftel des
Haushalts ... an ausländische Gläubiger" zu zahlen. Eine gedeihliche
Entwicklung sei damit faktisch unerreichbar.

Investitionsförderung



Bundesdeutsche Unternehmen nutzen Tunesien seit Jahrzehnten als
Niedriglohnstandort - Leoni etwa seit 1977 - und haben damit maßgeblich
dazu beigetragen, Tunesien auf seine heutige ökonomische Position
festzulegen. Die Bundesregierung hat ihre Aktivitäten in dem Land stets
unterstützt; so hat sie etwa ein Jahr nach dem Sturz von Staatspräsident
Ben Ali Anfang 2011 eine sogenannte Transformationspartnerschaft mit
Tunesien vereinbart, die deutschen Firmen zahlreiche lukrative Vorteile
sicherte (german-foreign-policy.com berichtete [6]). Ihr jüngster Schritt
schließt unmittelbar daran an: Im vergangenen Jahr haben Berlin und Tunis
angekündigt, im Rahmen des "Compact with Africa" der G20 die
Rahmenbedingungen für Auslandsinvestitionen in Tunesien weiter zu
fördern.[7] Deutsche Wirtschaftskreise monieren schon seit langer Zeit,
"die Umsetzung von Gesetzen zur Verbesserung des Wirtschaftsstandorts
verzöger[e]" sich in Tunis allzu oft.[8] Der Schwerpunkt des "Compact"
liegt nun zunächst auf Reformen im Finanz- und Bankensektor.[9]

Waffen für Tunesien



Während die Proteste der Bevölkerung anhalten, kann sich Tunis bei ihrer
Niederschlagung auch auf deutsche Waffen stützen. So hat die
Bundesregierung im vergangenen Jahr die Genehmigungen für den Export von
Rüstungsgütern nach Tunesien auf mehr als 58 Millionen Euro erhöht.
Geliefert werden durften beispielsweise zwölf automatische Gewehre der
süddeutschen Waffenschmiede Heckler & Koch. Darüber hinaus haben deutsche
Stellen zahlreiche Lehrgänge für tunesische Polizisten durchgeführt, die
insbesondere die Grenzabschottung intensivieren sollen, teilweise aber auch
für andere Zwecke dienlich sind. Die Bundesregierung hat angekündigt, die
tunesische Polizei auch in Zukunft trainieren zu wollen.[10]


Anmerkungen:
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STANDPUNKT/033: Grundrechte verteidigen! (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Grundrechte verteidigen!


Das Narrativ von den gewaltsamen Ausschreitungen gegen G20
soll den systematischen Angriff auf das Versammlungsrecht verschleiern.


von Elke Steven, 11. Januar 2018



Am 11. Januar 2017 reichen vier Anwält*innen Klage gegen das
polizeiliche Vorgehen beim G20 in Hamburg ein. Damit wird ein wichtiger
Schritt in die Offensive gemacht. Den Protesten gegen die Politik der G20,
die Politiker*innen tagten am 7. und 8. Juli 2017 in Hamburg, ist von
Anfang an rechtswidrig begegnet worden. Noch immer bleiben viele
Vorgehensweisen und deren Hintergründe unaufgeklärt. Die Prozesse werden
hoffentlich ein wenig Licht in diese Dunkelheit bringen. 

Der Kampf um das Grund- und Menschenrecht auf Versammlungsfreiheit ist
uralt. Versammlungen stärken die Demokratie, sie legen die Finger in die
Wunden des bestehenden Systems, offenbaren, was falsch läuft, und können so
die Regierenden zwar nicht formal zu Veränderungen zwingen, aber durch die
Breite der Bewegung und durch den Einfluss auf die öffentliche Meinung sie
sehr wohl zu Veränderungen bringen. Das ermöglicht Weiterentwicklungen.
Tatsächlich bleibt aber auch in den demokratischen Staaten die Angst
erhalten, Proteste könnten die herrschenden Zustände grundlegend infrage
stellen, sie könnten die Herrschenden herausfordern und zu Veränderungen
zwingen.

Seit dem Brokdorf-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (1985) ist die
Perspektive, Versammlungen als zentrales demokratisches Grundrecht aus Art.
8 GG zu verstehen, zur Orientierung staatlichen Handelns geworden.
Zumindest bezieht sich selbst jede Verbotsverfügung auf diese
verfassungsgerichtliche Entscheidung und betont, dass dessen Maßstäbe
eingehalten wurden. Tatsächlich aber geht der Kampf um dieses Grundrecht
seitdem unvermindert weiter. Regierungen und Polizeien sehen in
Versammlungen - selbstverständlich vorrangig in den Versammlungen, die eine
radikale Kritik herrschender Politik zum Ausdruck bringen - noch immer eher
die Gefahr, die es zu bekämpfen gilt. Die Methoden haben sich in den
letzten Jahrzehnten immer weiter verfeinert. Sicher, auch die
Protestbewegungen haben in dieser Zeit die Formen des Protestes, des
Umgangs mit den polizeilichen Zumutungen weiterentwickelt. Nach einigen
Jahren, in denen die polizeiliche Deeskalationsstrategie tatsächlich ein
wenig den Umgang miteinander geprägt hat, ist seit einigen Jahren zu
beobachten, dass die politische und polizeiliche Strategie wieder vermehrt
auf Eskalation setzt, zumindest aber auf einen Kampf entlang von
Grenzsetzungen und Konfrontationen. Kontrolle und Überwachung - mit all dem
technischen Fortschritt - dominieren, wie dann auch der Einsatz der
polizeilichen Gewaltmittel, die ebenfalls erheblich ausgedehnt wurden.

Zu den selbstverständlich gewordenen Strategien gehören die Desavouierung
des Protestes und die Verunglimpfung der Protestierenden in der
Öffentlichkeit. Dazu gehört die medialen PR-Arbeit, mit der dafür gesorgt
werden soll, dass die polizeiliche Perspektive und deren Narrativ über das
Geschehen die Berichterstattung dominieren. Dazu gehört, dass die Polizei
und insbesondere die Polizeigewerkschaften eine vorgeblich zunehmende
Gewalt beklagen, um mehr Personal, mehr Waffen und schärfere Gesetze, die
insbesondere den Ermessensspielraum der Polizei erhöhen, zu erreichen. So
hatte der Bundestag diesen Generalverdacht und den Schutz "seiner" Polizei
im Blick als er noch kurz vor den Gipfeltagen zum 30. Mai 2017 das
Strafgesetzbuch (StGB) änderte. Ein neuer §114 StGB stellt die
potentielle Verletzung von Polizist*innen in Abgrenzung zur für alle
Personen geltenden Körperverletzung gesondert und zusätzlich unter Strafe.
Mindestens drei Monate Freiheitsstrafe drohen. Der alte §113 StGB
wurde dahingehend erweitert, dass schon das gemeinschaftliche Teilnehmen in
einer Menge zur Straftat werden kann.

Zudem haben gerichtliche Entscheidungen über rechtswidriges Vorgehen der
Polizei gegen Versammlungen so gut wie keine Auswirkungen. Das viel
zitierte Beispiel hierfür ist die polizeiliche Einkesselung von
Demonstrierenden. Seit dem Beschluss des VG Hamburg von 1986 haben Gerichte
immer wieder festgestellt, dass Einkesselungen von Demonstrierenden
rechtswidrig waren. An der polizeilichen Strategie ändert das nichts. Über
die Einsatzstrategien von Hartmut Dudde, dem Einsatzleiter der Hamburger
Polizei beim G20, haben Gerichte schon mehrmals befunden, dass sie
rechtswidrig waren. Daraus werden keine Konsequenzen gezogen, im Gegenteil,
er wird dennoch oder deswegen zum Einsatzleiter ernannt.

All diese Strategien und Maßnahmen wurden gegen die Proteste gegen die
Politik der G20 im Sommer 2017 angewandt. Die technischen
Überwachungsmöglichkeiten, die technischen Möglichkeiten der
Datenauswertung und zugleich die technischen Gewaltmittel sind in den
letzten Jahren in höchstem Maße verbessert und vergrößert worden. Den
technischen Einsatz mit SEK und Kriegswaffen, das Aufgebot von 30.000
Polizeibeamt*innen aus allen Ländern und vom Bund haben die Tage zu einer
Großübung in städtischer Aufstandsbekämpfung ohne Aufstand gemacht.

Die rot-grüne Landesregierung musste diese Übung, die zugleich linken
Protest desavouieren sollte, zugleich als Festival der Demokratie
verkaufen. So funktioniert heute PR-Arbeit und eine Politik, die sich
selbst verkaufen will und nicht den Dialog mit den Bürger*innen sucht.

Der Kampf um die Deutungshoheit geht jedoch weiter. Denn längst nicht alles
hat dann so gut funktioniert, wie es der Öffentlichkeit verkauft wird. Die
Polizeiaktion am Rondenbarg war eine Katastrophe. Längst ist
offensichtlich, dass dort eine Versammlung ohne Versammlungsauflösung -
also rechtswidrig - zerschlagen wurde. Das Gerede von einem "Mob", der
keine Grundrechte auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit und auf
körperliche Unversehrtheit hätte, ist ein erschreckender Versuch, das
Desaster noch weiter gegen das Grundrecht zu wenden. Kämen Polizei und
Staatsanwaltschaft mit dieser Lesart durch, wäre das Grundrecht
zerschlagen. Das würde dem Brokdorf-Beschluss (1985) genauso widersprechen
wie auch dem Urteil des BGH (2017) zu einer verabredeten Schlägerei zweier
Gruppen von Fußballfans, auf das sich die Staatsanwaltschaft beruft.

In vier Fällen erheben Demonstrierende nun Klage, um von Gerichten
feststellen zu lassen, dass ihr Grundrecht auf Versammlungsfreiheit
verletzt wurde. Die Diskussion um die beiden angemeldeten Camps und deren
Verhinderung hatte die Öffentlichkeit zu Beginn der Protestwoche schon
einmal beschäftigt. Der Höhepunkt war erreicht als die Polizei einen
gültigen Gerichtsbeschluss ignorierte und das Camp in Entenwerder
verhinderte. Auch der Streit um das Recht, sich in Camps zu versammeln, um
den mehrtätigen Protest zu organisieren und möglich zu machen, ist alt und
schon mehrmals vor Gerichten geführt worden. Demonstrierende haben das
Recht, auch an mehreren Tagen ihren Protest auf die Straße zu bringen. Und
sie müssen die Möglichkeit haben, diesen Protest gemeinsam zu gestalten, zu
verabreden, über die anstehenden Fragen zu diskutieren. Dafür brauchen sie
Camps, wie auch für die Organisierung ihres Alltags. Bei den anderen beiden
Prozessen geht es grundsätzlich um das Demonstrationsverbot und um das
gewaltsame Vorgehen gegen eine Gruppe von Demonstrierenden am Freitag, 7.
Juli 2017. Ohne Auflösung der Versammlung wurden sofort Pfefferspray,
Schlagstöcke und Fäuste gegen die Menschen eingesetzt. Das Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit wird aber durch eine Demonstrationsverbotsverfügung
nicht ausgehebelt, erst recht nicht durch eine, die viele als rechtswidrig
beurteilen.

Diese Form der grundlegenden Verletzung des Grundrechts auf
Versammlungsfreiheit ist kennzeichnend für das polizeiliche Vorgehen in
Hamburg im Juli 2017 an vielen Stellen. Beim "cornern" wurde gegen
Versammlungen vorgegangen und die Zelte, die symbolisch den Protest gegen
das Campverbot ausdrückten, beschlagnahmt. Das war nicht nur ein Verstoß
gegen das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit, sondern auch gegen das
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung. Die Zerschlagung der "Welcome to
hell"-Demonstration am Donnerstag, 6. Juli 2017, wurde sozusagen dadurch
angekündigt, dass keine Auflagen für diese Versammlung erteilt wurden. So
schön es wäre, wenn keine Auflagen gegen Versammlungen erteilt würden, in
diesem Fall war es die Ankündigung von Rechtswidrigkeit. Die Stadt Hamburg
hat zumindest in diesen Tagen Anfang Juli 2017 gezeigt, dass ihr jedes
Verständnis für das fundamentale Grundrecht auf Versammlungsfreiheit fehlt.

Viele weitere Verstöße gegen Grundrechte harren der Aufarbeitung und der
öffentlichen Diskussion um die Grenzen der Überwachung, die Grenzen
polizeilicher Gewaltmittel und deren Einsatzes im Kontext von
Versammlungen. Beispielhaft seien hier genannt: der Einsatz des SEK gegen
Versammlungen, der Einsatz von Gummigeschossen in Menschenmengen, der
Einsatz von Reizgas aus Granatwerfern (MZP1), die unter das
Kriegswaffenkontrollgesetz fallen. Ein Gutachten des Dt. Bundestages wertet
den Einsatz von militärischen Waffen als rechtswidrig. Ebenso ist über die
vielfältige Verletzung des Datenschutzes aufzuklären. Nicht nur
Journalisten landen rechtswidrig in Dateien, die Folgen für ihr Handeln
haben können. Die öffentliche Fahndung nach Personen, vor allem auch vielen
Jugendlichen, die dadurch dauerhaft stigmatisiert werden, müsste öffentlich
diskutiert und vor Gericht geprüft werden. Über das Ausmaß der Überwachung
mit IMSI-Catchern, V-Leuten und verdeckten Ermittler*innen, mit Stillen
SMS, Funkzellenabfragen, Telekommunikations- und Videoüberwachungen mit
Gesichtserkennung und mit Peilsendern muss endlich
 öffentlich diskutiert werden. Auch die PR-Arbeit der Polizei, die mit
Falschmeldungen und Verdächtigungen Stimmung gegen Bürger und Bürgerinnen
erzeugte, gehört auf die Anklagebank. Nachträglich musste die Hamburger
Innenbehörde auf eine kleine Anfrage immerhin einräumen, dass sich ihre
Darstellung der "G20-Krawalle" in wesentlichen Punkten nicht beweisen
lässt. Keinerlei Hinweise auf einen Hinterhalt wurden sichergestellt. Die
angeblichen Gewalttäter, die auf einem der Dächer saßen, entpuppten sich
als Blogger, die den Ort wegen der guten Übersicht gewählt hatten.

Die Kontrolle polizeilichen Handelns kann jedoch nicht gelingen, wenn die
zu kontrollierende Organisation selbst kontrolliert, welche Informationen
die Kontrolleure erhalten. Das ist gegenwärtig bei dem "Sonderausschusses
Gewalttätige Ausschreitungen rund um den G20-Gipfel in Hamburg" der
Hamburgischen Bürgerschaft der Fall. Ein großer Teil aus den Aktenbergen
wurde von der Polizei entnommen oder geschwärzt, weil eine
Staatswohlgefährdung davon ausginge, wenn Abgeordnete Kenntnis von diesen
Informationen hätten. Nur die Polizei prüft erneut, ob doch noch
Informationen an die Abgeordneten weitergegeben werden können.

Die Aufarbeitung der vielen Einzelheiten wird noch lange dauern und muss an
vielen Stellen fortgeführt werden. Die demokratische Öffentlichkeit muss
sensibel auf die vielen Verletzungen der Grundrechte und die Verunglimpfung
von linkem Protest reagieren. Der Angriff auf die Freiheitsrechte erfolgt
in kleinen Schritten und in den vielen Erweiterungen der Befugnisse. Die
Praxis geht immer noch darüber hinaus. Wachsamkeit ist jetzt geboten, wenn
es nicht eines Tages zu spät sein soll.



Erstveröffentlichung des Beitrags auf dem Meinungsblog des
Grundrechtekomitees: 

http://www.grundrechtekomitee.de/node/905

 * 

Quelle:

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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STELLUNGNAHME/042: Öffentlichkeitsfahndung nach den Nürnberger Abschiebeprotesten im Mai 2017 verurteilt (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 12.01.2018

RAV verurteilt Öffentlichkeitsfahndung

nach den Nürnberger Abschiebeprotesten vom 31. Mai 2017



Mit einer Pressemitteilung vom 11. Januar 2018 hat die Nürnberger Polizei
eine Öffentlichkeitsfahndung im Zusammenhang mit den Protesten von
Berufsschülerinnen und -schülern gegen die geplante Abschiebung eines
jungen afghanischen Mitschülers von Ende Mai 2017 begonnen. Die damaligen
Proteste und das harte Vorgehen der Polizei, die Pfefferspray, Schlagstöcke
und Hunde gegen die Jugendlichen eingesetzt hatte, führten bundesweit zu
Empörung; auch Oberbürgermeister Maly kritisierte den Polizeieinsatz damals
scharf. Insgesamt lösten die Proteste eine Diskussion zur derzeitigen
Abschiebepraxis aus.

Hintergrund der Fahndung ist ein angeblicher Wurf einer 0,5 l
Weichplastikflasche. Dabei soll ein Polizist leicht verletzt worden sein,
er blieb allerdings dienstfähig. Auf den veröffentlichten Fotos wird kein
Flaschenwurf gezeigt, sondern lediglich drei Bilder einer jungen Frau in
einer Menschenmenge. »Eine Öffentlichkeitsfahndung ist ein erheblicher
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der betroffenen Person«, so
Rechtsanwalt Yunus Ziyal vom RAV. Eine zeitlich unbegrenzte und
irreversible öffentliche Internet-Fahndung stellt eine massive
Vorverurteilung dar. »So ein 'digitaler Pranger' kann zu drastischen
persönlichen Einschnitten führen, ohne dass ein Rechtsverstoß überhaupt
geklärt ist«, so Ziyal.

Es ist erst wenige Wochen her, dass die Hamburger Polizei unter großer
medialer Begleitung eine Öffentlichkeitsfahndung gegen 100 Personen mit
Fotos einleitete, die sie bei den Protesten gegen den G20-Gipfel
aufgenommen haben will. Insbesondere Hamburger Boulevardmedien hatten die
Fahndungsbilder weiterverbreitet und mit teilweise reißerischen Kommentaren
('Krawall-Barbie') versehen. Schon im Hamburger Fall kritisierten
Juristinnen und Juristen, Bürgerrechts- und Datenschutzorganisationen die
Maßnahme und wiesen auf die Prangerwirkung hin. Heribert Prantl schrieb in
der Süddeutschen Zeitung: »Es handelt sich um die umfassende Aufforderung
an die Bevölkerung, Hilfssheriff zur spielen. Es handelt sich um die
Aufforderung, eine Vielzahl von Menschen zu jagen, deren Tat oder
Tatbeitrag völlig ungeklärt ist«.

Offenkundig will die Staatsschutz-Abteilung der Nürnberger Polizei nun im
Windschatten der Hamburger Öffentlichkeitsfahndung die Ausweitung dieser
Fahndungsmethode durchsetzen. »Die angeordnete Öffentlichkeitsfahndung
steht in keinem Verhältnis zu der damit einhergehenden
Persönlichkeitsrechtsverletzung der betroffenen Person. Das Gesetz schreibt
für das Veröffentlichen von Bildern Beschuldigter vor, dass das Gewicht der
Straftat so groß sein muss, dass der intensive Eingriff in das
Persönlichkeitsrecht angemessen ist. Dies ist hier ganz offensichtlich
nicht der Fall, so dass eine eklatante Missachtung der Unschuldsvermutung
vorliegt«, so RAV-Anwalt Ziyal.

»Wenn nach protestierenden Schülerinnen per Zeitungs- und Internetfoto
gefahndet wird, weil sie möglicherweise eine Plastikflasche geworfen hat,
dann fehlt dem Verfolgungseifer der Polizei jegliches Gefühl für
Verhältnismäßigkeit«, so Ziyal weiter.

Offensichtlich unternimmt die Nürnberger Polizei mit ihrem Vorgehen auch
den Versuch, ihren damaligen völlig unverhältnismäßigen und eskalierenden
Einsatz in Vergessenheit geraten zu lassen. Unter Preisgabe zentraler
Beschuldigtenrechte will sie den Spieß nun umdrehen und ihr gewalttätiges
Vorgehen gegen Demonstrierende sowie Schülerinnen und Schüler nachträglich
rechtfertigen. Nicht zum ersten Mal entsteht so der Eindruck, dass die
Polizei gegen vermeintliche Linke jedes Augenmaß verliert. Die
Vergangenheit zeigt leider, dass dieses Vorgehen, sobald es einmal gegen
bestimmte Beschuldigtengruppen etabliert ist, zum normalen
Ermittlungswerkzeug gegen alle Bürgerinnen und Bürger wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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INTERNATIONAL/303: Argentinien 2017 - Ein Jahr voller Repression und Unterdrückung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 2017: Ein Jahr voller Repression und Unterdrückung

Von Darío Aranda, Resumen Latinoamericano



Mexiko-Stadt, 3. Januar 2018, desinformémonos) - Die Ermordungen von
Santiago Maldonado und Rafael Nahuel waren die hervorstechendsten
Ereignisse einer ganzen Serie von Gewalttaten gegen die indigenen
Gemeinden. Die wichtigsten Fakten im Überblick: Im vergangenen Jahr
wurden zahlreiche Versuche unternommen, indigene Gemeinden zu
vertreiben. Damit einher gingen Repression, Kriminalisierung,
Verhaftungen und Mord.

Die Angriffe auf die Mapuche-Gemeinden liefen in ähnlicher Weise ab,
allerdings weniger bekannt, unter anderem in den Provinzen Formosa,
Tucumán, Misiones, Santiago del Estero, Salta und Jujuy. Eine der
erfreulichsten Nachrichten des Jahres: den Beschluss, die Gültigkeit
des Gesetzes 26.160, das sich gegen Zwangsumsiedlungen ausspricht und
somit den Räumungen Einhalt gebieten soll, zu verlängern. Die
schlechtesten Nachrichten: die Ermordung von Rafael Nahuel, die
gewaltsame Repression in der Mapuche-Gemeinde Lof Cushamen und das mit
ihr einhergehende Verschwinden und die anschließende Ermordung von
Santiago Maldonado.


"Dialogbereite" Stiftung auf Seiten des Privatsektors

Es war ein Ereignis mit Signalwirkung, und doch geschah es fast
unbemerkt: Im August ernannte die Regierung Jimena Psathakis von der
NGO Stiftung demokratischer Wechsel (Fundación Cambio Democrático) zur
Präsidentin des Nationalen Instituts für Indigene Angelegenheiten INAI
(Instituto Nacional de Asuntos Indígenas). Bei Umweltverbänden und
sozialen Initiativen steht die dialogbereite FCD in dem Ruf, die
Positionen des Privatsektors zu unterstützen, und zwar von Esquel (wo
sie sich hinter das Bergbauunternehmen stellte) bis nach Vaca Muerta,
wo sie vorgab, im Dialog mit den Mapuche zu stehen, aber eigentlich
nur das Fracking-Vorhaben unterstützt hat.


Lange Liste gewaltsamer Angriffe

Die Liste der gewaltsamen Angriffe auf die Gemeinden ist lang. Am 26.
Juni wurden 16 Familien der Gemeinde Colalao in Tucumán gewaltsam
geräumt. Dutzende Polizisten und Soldaten gingen gegen die
Bewohner*innen vor. Die Angehörigen der Diaguita machten dafür die
Staatsanwältin Adriana Cuello Reinoso und den Richter Eudoro Albo
verantwortlich. Am 8. Juli wurde die Gemeinde Tekoa Kokuere'i in San
Ignacio in Misiones von einer Schlägerbande angegriffen. Mit Macheten
und Motorsägen zerstörten sie die Häuser und setzten sie vor den Augen
der Frauen und Kinder in Brand.

Die gewaltsamen Räumungen fanden trotz zahlreicher Gesetze statt, die
die Rechte der indigenen Bevölkerung garantieren (Konvention 169 der
Internationalen Arbeitsorganisation, Gesetz 20160 gegen
Zwangsumsiedlungen). Zu den Verantwortlichen gehören demnach auch die
Staatsanwält*innen und Richter*innen, die das Recht nicht im Sinne der
indigenen Bevölkerung anwenden. Die Diaguitas in Tucumán haben bei
ihrer Demonstration vor das Provinzgericht am 6. Juli die Schuldigen
in den obersten Rängen der Justiz konkret benannt und daran erinnert,
dass man seit 2009 darauf wartet, dass die Mörder des Diaguita Javier
Chocobar vor Gericht gestellt werden. Sie kritisierten zudem
Staatsanwält*innen und Richter*innen, die grünes Licht für die Räumung
indigener Gebiete geben.

In der Wichí-Gemeinde "Barrio 50 Viviendas" [1] in Ingeniero Juárez
ging die Polizei von Formosa am 20. Dezember mit Schusswaffen gegen
die Bevölkerung vor. Vier Menschen wurden verletzt, zwei davon durch
Schrotkugeln.


Schusswaffengebrauch und Inhaftierungen

Zwei Beispiele für die Kriminalisierung der Bevölkerung sind das
Vorgehen gegen Agustín Santillán, ein Wichí aus Formosa, der fünf
Monate im Gefängnis saß; sowie gegen den Lonko (Sprecher) der Mapuche
Facundo Jones Huala, weil sie vor der Regierung des Gouverneurs Gildo
Insfrán ihre Grundrechte eingefordert hatten.

Facundo sitzt weiterhin in Esquel in Haft und wartet auf sein
Auslieferungsverfahren.

Über die Repression gegen die Mapuche wurde den Medien der
argentinischen Hauptstadt am umfangreichsten berichtet. Im Januar 2017
kam es an nur zwei Tagen (9. und 10.1.) zu drei gewaltsamen Angriffen
auf Pu Lof - Gemeinde im Widerstand in Cushamen. Nationalpolizei und
die örtliche Polizei von Chubut gingen mit Schrotgewehren und
Tränengas vor. Wie in den Medien berichtet wurde, traf ein Schuss den
Bewohner Fausto Emilio Jones Huala in den Hals. Einem weiteren riss
das Trommelfell. Nur durch Zufall wurde niemand getötet. Am 1. August
kam es zu einem weiteren Überfall. Ohne Gerichtsbeschluss drang die
Polizei in das Gemeindegebiet ein. In der Folge verschwand Santiago
Maldonado, der später tot aufgefunden wurde.

Zu gewaltsamen Angriffen kam es auch in Campo Maripe (Vaca Muerta, 21.
Juni), in Vuelta del Río (Chubut, 18. September) und Lof Fvta Xayen
(in Neuquén, 19. September); in der Gemeinde Vuelta del Río wurden
Häuser niedergebrannt (20. September).

Am 23. November stürmten über 300 Sicherheitskräfte den Lof Lafken
Winkul Mapu (35 km von Bariloche entfernt). Frauen waren stundenlang
mit Handschellen gefesselt, sogar Kinder wurden verhaftet. Zwei Tage
später wurde Rafael Nahuel, ein junger Mapuche, durch einen Schuss in
den Rücken ermordet. Verantwortlich für die Repression war die Gruppe
Albatros der Nationalpräfektur [2].


Vielen Indigenen mangelt
es an Trinkwasser, Hygieneversorgung, Strom und Wohnraum

Die dargestellten Fakten sind nur eine kleine Auswahl der Gewalttaten
gegen die Indígena-Völker. Dazu kommen weitere Tote und Gewaltopfer.
Die Gemeinde Cruce Buena Fe Cañaveral meldete innerhalb von 23 Tagen
26 Sterbefälle in Santa Victoria Este im Norden Saltas. Die Menschen
starben aufgrund mangelnder Gesundheitsversorgung. Nach Angaben des
Gemeindevorstehers Pedro Lozano handelte es sich um zwei Erwachsene
und 21 Kinder, alle unter zwei Jahre. Die indigenen Bewohner*innen
blockierten gemeinsam mit Criollo-Familien die Provinzstraße 54,
beschuldigten die Leiterin der Krankenstation und prangerten das
Fehlen von medizinischer Grundversorgung und sauberem Wasser an (bei
Temperaturen von über 40°). Am 17. Dezember starb ein weiterer
7-jähriger Wichí in Santa Victoria Este.

In den ersten Tagen dieses Jahres wurden die großen Medien durch ein
Foto für einen Moment auf die Situation der indigenen Bevölkerung
aufmerksam. Es zeigt ein Mädchen der Ethnie Mbya in Misiones, das auf
einem Boulevard der Stadt Posadas aus einer Pfütze trinkt.

In ihrem Bericht "Armut und Menschenrechte" spricht die
Interamerikanische Kommission für Menschenrechte (CIDH) von 43 Prozent
der indigenen Ethnien, die weltweit in Armut leben. Dem Bericht
zufolge sind indigene Bevölkerungsgruppen am meisten von
Analphabetismus und Mangelernährung betroffen und haben nur sehr
schwer Zugang zu medizinischer Versorgung in Städten sowie zur
allgemeinen Grundversorgung, darunter Trinkwasser, Hygieneversorgung,
Strom und Wohnungen. Sie sind die am meisten Betroffenen unter den
Marginalisierten. Seit Jahrzehnten erleben die indigenen Völker die
erschreckenden Fakten des Berichts am eigenen Leib, und sie selbst
benennen die Ursache dafür: die Vertreibung aus ihren Gebieten (durch
Land- und Forstwirtschaft, Bergbau, Ölförderung, große
infrastrukturelle Projekte), die systematische Missachtung ihrer
Rechte, den mangelnden Schutz seitens der Politik, ohne den sie sich
nicht entwickeln können, und den strukturellen Rassismus.


Anmerkungen:

[1] http://www.anred.org/spip.php?article15855

[2] http://www.anred.org/spip.php?article15726
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SCHACH-SPHINX/06446: Auf einer Briefmarke verewigt (SB)


Sammlerleidenschaft unter Schachphilatelisten kommt weltweit immer
mehr in Mode. Die Objekte ihrer Begierde hingegen sind dünngesät.
Viele Nationen gibt es nicht, die ihr Briefmarkenmotiv der Schachkunst
widmen. Ganz besonders arm beschenkt mit Briefmarken aus dem eigenen
Land sind die Schweden, die erstmals am 12. Oktober 1985 eine
diesbezügliche Marke herausgaben, die letzte einer Sechserreihe, eine
Drei-Kronen-Marke mit der abgebildeten Mattposition einer Partie ihres
Landesmatadors David Sundin, die er 1964 gegen Erik Andersson in einem
Turnier der Meisterklasse gespielt hatte. Die Auswahl der Stellung
zeigte Kennerverstand, entstammte sie doch einer Fernpartie, so daß
sie auf Hermesflügeln von einem Meister zum anderen getragen wurde. Im
heutigen Rätsel der Sphinx soll eben an diese Partie erinnert werden.
Sundin, seinerzeit Internationaler Fernschachmeister, führte die
weißen Steine an gegen die Französische Verteidigung. Im
Stellungsdiagramm hatte er seine Dame für eine noch schlummernde
Mattkombination hergegeben. Nun, Wanderer, zwei Züge später sollte
Andersson die Partie aufgeben - vor dem Mattgesetztwerden. Für die
Schachfreunde in der Postdirektion ein bekümmernswerter Umstand. Also
spielten sie die Partie für ihr Briefmarkenmotiv einfach bis zum Ende.
Also, Wanderer, wie wog Sundin den Gegenwert einer geopferten Dame
auf?






[image: SCHACH-SPHINX/06446: Auf einer Briefmarke verewigt (SB)]



Sundin - Andersson

Fernpartie 1964


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Kinder kriegen Masern, Großmeister leiden an Schachblindheit - und
auch Schachcomputer haben ihre Lehr- und Kinderjahre. Das Modell Elite
Glaskow machte diese Phase gegen seinen Silikonbruder Conchess T
durch. Nach 1.Lf4-e5+ Ld6xe5 2.d4xe5+ Kf6-f5 3.Da4-f4# war zwar das
Kinderleiden des Computers nicht kuriert - dazu bedurfte es freilich
einiger Programmkorrekturen -, aber seine "Erzeuger" wußten
wenigstens, die Ursachen der Krankheit zu benennen.



Erstveröffentlichung am 20. Januar 2005

15. Januar 2018
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MELDUNG/215: Folgenreichen Wandel interdisziplinär erforschen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 12.01.2018

Folgenreichen Wandel interdisziplinär erforschen

Schumpeter-Zentrum zur Erforschung des sozialen und ökonomischen Wandels
an der Universität Jena gegründet



Kaum etwas ist so sicher wie der Wandel. In Zeiten von Globalisierung,
Digitalisierung, demografischen Verschiebungen, Migrationsbewegungen sowie
staatlichen (De-)Regulierungsprozessen erhöht sich dabei das Tempo
gesellschaftlicher Veränderungen stetig. Um diese wissenschaftlich zu
untersuchen und zu begleiten, wurde jetzt an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena das Schumpeter-Zentrum zur Erforschung
des sozialen und ökonomischen Wandels (JSEC) gegründet. Das neue Zentrum
bildet die Plattform, um die bisherigen Bestrebungen der Uni Jena,
vielgestaltige Veränderungsprozesse aus einer sozial- und
gesellschaftswissenschaftlichen Perspektive zu analysieren, in einem offenen
Prozess zu bündeln.

In erster Linie aus der Fakultät für Sozial- und Verhaltenswissenschaften,
der Rechtswissenschaftlichen sowie der Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät stammen die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
die schon in der Vergangenheit vielfach kooperiert haben - "und das sehr
erfolgreich", sagt Mikroökonom Prof. Dr. Uwe Cantner, Initiator des
Schumpeter-Zentrums. "Diese vertrauensvolle Zusammenarbeit wollen wir
fortsetzen, indem wir die Projekte der Wissenschaftler weiter unterstützen
und vermehrt Synergien herstellen. Im Idealfall gelingt es uns,
interdisziplinäre Forschung anzustoßen, um Veränderungsdynamiken
aufzugreifen."

Wissenstransfer, Innovation Ost und Digitalisierung fächerübergreifend
verstehen

Bedeutsam seien diese Dynamiken, weil ihre Konsequenzen häufig weit über
die ökonomische oder politische Sphäre hinausgehen, erklärt der
Wirtschaftspolitiker Prof. Dr. Andreas Freytag, geschäftsführender
Direktor des Schumpeter-Zentrums, und ergänzt: "Gemeinsam interdisziplinär
auf Veränderungen zu blicken, ist inzwischen unabdingbar." Noch fehlen in
vielen Bereichen theoretisch-konzeptionelle Grundlagen für ein
tiefgehendes fächerübergreifendes Verständnis. Diese will das JSEC nun
schaffen - zum Beispiel bei den Themen Wissenstransfer, Innovation Ost und
Digitalisierung, die auch das Land Thüringen als zentral definiert hat.

Darüber hinaus fokussiert werden Migrationsprozesse, die zunehmende
Europäisierung auf institutioneller Ebene, der Wandel des Arbeitsmarkts
und neue Formen der Zusammenarbeit zwischen staatlichen und privaten
Akteuren. Neben Uwe Cantner und Andreas Freytag gehören der
Wirtschaftsgeograph Prof. Dr. Sebastian Henn, Prof. Dr. Stefan
Strohschneider, Lehrstuhlinhaber für Interkulturelle Kommunikation, und
Prof. Dr. Christoph Ohler vom Lehrstuhl für Öffentliches Recht,
Europarecht, Völkerrecht und Internationales Wirtschaftsrecht zu den
Direktoren des neuen Zentrums.

Innovationskraft zentral bei Joseph Alois Schumpeter

Der Namensgeber des JSEC ist der österreichische Ökonom Joseph Alois
Schumpeter (1883-1950). Zeit seines Lebens hat er sich mit dem sozialen
und ökonomischen Wandel befasst. In seinen Theorien zur wirtschaftlichen
Entwicklung spielen Unternehmergeist und Innovationskraft die zentrale
Rolle. Prof. Cantner war von 2012 bis 2014 Präsident der internationalen
"Schumpeter Society" und Organisator der "Schumpeter Conference" 2014 in
Jena. Mit Wandel in vielfältigen Ausprägungen beschäftigen sich an der
Universität Jena bislang unter anderem die Graduiertenschule "Human
Behaviour in Social and Economic Change" (GSBC) und das Graduiertenkolleg
"Economics on Innovative Change" (GSBC_EIC).


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Juliane Dölitzsch, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/425: Oldenburg - Radikalisierung junger Frauen in Nordafrika, 18.1.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Radikalisierung junger Frauen in Nordafrika

Vortrag der Geschlechterforscherin Prof. Dr. Fatima Sadiqi



Oldenburg. Eine progressive Frauenbewegung auf der einen Seite, die
zunehmende Radikalisierung junger Frauen auf der anderen - über diese
paradox erscheinende Situation in Nordafrika spricht die
Geschlechterforscherin Prof. Dr. Fatima Sadiqi an der Universität
Oldenburg am Donnerstag, 18. Januar. Der öffentliche Vortrag mit dem
Titel "Youth Radicalization and Women?s Rights in North Africa"
beginnt um 18.00 Uhr auf dem Campus Haarentor (Gebäude A1, Uhlhornsweg
84, Raum 0-008).

Auf der Basis von Feldforschungen in Marokko, Algerien, Tunesien und
Ägypten sucht Sadiqi nach Antworten auf die Frage, unter welchen
Voraussetzungen sich junge Nordafrikanerinnen radikalisieren und dem
sogenannten Islamischen Staat in Syrien und dem Irak anschließen. Sie
erforscht außerdem, was getan werden könnte, um diesem Prozess
gegenzusteuern und wie sich die Frauen selbst einer Radikalisierung
entziehen können. Fatima Sadiqi ist Professorin für Linguistik und
Gender Studies an der Universität in Fez (Marokko). Sie gründete dort
unter anderem das Center for Studies and Research on Women sowie das
Center for Gender Studies und war Gastprofessorin an den Universitäten
Zürich und Basel (Schweiz) sowie Woodrow Wilson Fellow in Washington,
D.C. (USA).

Der Vortrag ist Teil der Reihe "Terrorismus. Bedingungen, Diskurse und
die Frage der Vorsorge", die die Chemikerin Prof. Dr. Katharina
Al-Shamery, der Amerikanist Prof. Dr. Martin Butler und der
Erziehungswissenschaftler Prof. Dr. Paul Mecheril ausrichten. Die
Reihe kombiniert öffentliche Vorträge und interne Diskussionsrunden
der Referenten mit Studierenden und Promovierenden unterschiedlicher
Disziplinen.

Weblinks

uol.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 011/18 vom 11. Januar 2018
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





MEDIZIN/098: Richtiges Warm-up halbiert Fussballverletzungen bei Kindern (idw)


Universität Basel - 11.01.2018

Richtiges Warm-up halbiert Fussballverletzungen bei Kindern



Ein speziell für Kinder entwickeltes Aufwärmprogramm reduziert
Fussballverletzungen um rund 50 Prozent. Dies berichten
Sportwissenschaftler der Universität Basel in der Fachzeitschrift «Sports
Medicine». An der Studie nahmen 243 Teams mit insgesamt rund 3900 Kindern
in vier europäischen Ländern teil.

Die Verletzungsmuster im Kinderfussball unterscheiden sich von denen bei
Jugendlichen und Erwachsenen. «Kinder erleiden beispielsweise häufiger
Knochenbrüche oder Verletzungen der oberen Extremitäten», sagt der
Sportwissenschaftler Dr. Oliver Faude von der Universität Basel. Bisher
gab es allerdings kaum epidemiologische Daten zu Fussballverletzungen in
dieser Altersgruppe.

Warm-up für kleine Fussballer

Auf der Basis von Studien zu Verletzungsmustern im Kinderfussball, die von
Dr. Roland Rössler vom Departement Sport, Bewegung und Gesundheit an der
Universität Basel erhoben wurden, entwickelte ein internationales
Expertenteam ein 20-minütiges Warm-up. Das Programm «11 + Kids» besteht
aus sieben Aufwärmübungen, die zu Beginn des regulären Fussballtrainings
zu absolvieren sind.

Unter der Leitung von Oliver Faude und Roland Rössler hat nun eine
internationale Forschergruppe zum ersten Mal dieses Aufwärmprogramm für
den Kinderfussball wissenschaftlich getestet. Insgesamt nahmen an der
grossangelegten Studie 3895 Spielerinnen und Spieler zwischen 7 und 13
Jahren aus der Schweiz, Deutschland, der Tschechischen Republik und den
Niederlanden teil. Die Gewinnung und Auswertung der Daten fand an den
Universitäten Basel, Prag, Amsterdam und Saarbrücken statt sowie an der
Schulthess Klinik Zürich.

Viele Verletzungen lassen sich verhindern

Während die Kontrollgruppe ihr Training unverändert fortführte, wärmte
sich die Interventionsgruppe regelmässig mit dem Spezialprogramm «11 +
Kids» auf. Im Vergleich zur Kontrollgruppe lag die Verletzungsrate bei den
Teams, die das Programm angewendet hatten, innerhalb einer Fussballsaison
48 Prozent tiefer. Bei den schweren Verletzungen reduzierte sich die Rate
sogar um 74 Prozent.

Die Resultate der Studie, die von der FIFA unterstützt wurde, zeigen, dass
sich mit einem geeigneten Präventionsprogramm ein grosser Teil der
Verletzungen verhindern lässt, sofern es mindestens einmal, besser
zweimal, pro Woche durchgeführt wird.


Originalbeitrag

Roland Rössler, Astrid Junge, Mario Bizzini, Evert Verhagen, Jiri Chomiak,
Karen aus der Fünten, Tim Meyer, Jiri Dvorak, Eric Lichtenstein, Florian
Beaudouin, Oliver Faude

A Multinational Cluster Randomised Controlled Trial to Assess the Efficacy
of '11+ Kids': A Warm-Up Programme to Prevent Injuries in Children's
Football

Sports Medicine (2017)

doi: 10.1007/s40279-017-0834-8


Weitere Informationen unter:

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Fussballverletzungen-bei-Kindern.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Cornelia Niggli, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





MELDUNG/345: Olympia - Klimawandel schränkt Zahl der möglichen zukünftigen Austragungsorte für Winterspiele ein (idw)


Universität Innsbruck - 12.01.2018

Olympia: Klimawandel schränkt Zahl der möglichen zukünftigen
Austragungsorte für Winterspiele ein



Das Internationale Olympische Komitee wird es aufgrund des Klimawandels
in Zukunft schwerer haben, Austragungsorte für Olympische Winterspiele zu
finden. Manche Regionen sollten sich eher früher als später um eine
mögliche Kandidatur bemühen. Das zeigt eine Studie eines internationalen
Forschungsteams.

Wenn die globalen Treibhausgasemissionen nicht drastisch gesenkt werden,
wird es bis zum Ende dieses Jahrhunderts nur in 8 der bisherigen 21
Austragungsorte von Olympischen Winterspielen kalt genug für eine
neuerliche Austragung sein - die zweifache Olympiastadt Innsbruck könnte
Winterspiele dann kaum noch ausrichten. Das zeigt eine Studie, an der
Tourismusforscher Robert Steiger von der Universität Innsbruck
mitgearbeitet hat.

"Die Rahmenbedingungen für den Wintersport verändern sich. Dies betrifft
auch den Hochleistungssport, der immer häufiger vom Klimawandel an
Trainings- wie Wettkampforten beeinträchtigt wird", sagt Mitautor Robert
Steiger, Assistenzprofessor am Institut für Finanzwissenschaft. "Das Klima
in vielen traditionellen Wintersportregionen ist nicht mehr das, was es
einmal war, und immer weniger Orte werden in Zukunft Olympische
Winterspiele ausrichten können, wenn die globale Erwärmung weiter
zunimmt."

"Es gibt Grenzen, was die aktuellen Strategien zur Minderung des
Wettereinflusses bei Großveranstaltungen leisten können, und bei den
letzten Olympischen Winterspielen haben wir gesehen, dass diese Grenzen
überschritten wurden", fügte Studienleiter Daniel Scott, Professor für
Geographie und Umweltmanagement an der Universität Waterloo in Kanada,
hinzu. "Wir haben damals vorhergesagt, dass die Wetter- und
Schneeverhältnisse bei den Spielen 2014 in Sotschi eine Herausforderung
sein werden. Prognosen, die sich bewahrheitet haben, wie die Zahl der
abgesagten Trainingseinheiten und die Beschwerden von Athletinnen und
Athleten über wechselhafte und unsichere Bedingungen gezeigt haben."

Wenn die Verpflichtungen zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen im
Rahmen des Pariser Klimaabkommens eingehalten werden, können noch 12 der
21 bisherigen Standorte, in Zukunft Winterspiele ausrichten. Frühere
Gastgeber wie Squaw Valley in den USA, Vancouver, Kanada und Sotschi in
Russland würden aus der Liste fallen. "Der Klimawandel verändert die
Geographie der Olympischen Winterspiele", sagt Robert Steiger von der
Universität Innsbruck. "Die Entscheidungen des Internationalen Olympischen
Komitees über die Vergabe von Spielen wird immer schwieriger werden. Und
einige Regionen sollten sich besser früher als später bewerben, wenn sie
zukünftige Winterspiele ausrichten wollen."

Der Bedarf an Risikomanagement-Strategien wie Beschneiung, Eis- und
Sprunglaufkühlung und hochauflösende Wettervorhersagen ist an den
Winterspiel-Standorten größer geworden, weil die durchschnittliche
Tagestemperatur im Februar ständig steigt. Die Durchschnittstemperatur ist
von 0,4°C an den Austragungsorten der 1920-50er Jahre, auf 3,1°C an den
Olympiastätten der 1960-90er Jahre und auf 7,8°C bei den Olympischen
Winterspielen im 21. Jahrhundert angestiegen, auch weil die Spiele in
immer wärmere Regionen vergeben wurden. Dieses Risikomanagement wird in
den kommenden Jahrzehnten noch wichtiger werden, da die durchschnittlichen
Februartemperaturen in den bisherigen Austragungsorten bis Mitte des
Jahrhunderts um weitere 1,9 bis 2,1°C und bis Ende dieses Jahrhunderts um
2,7 bis 4,4°C ansteigen dürften.

Die Winterspiele 2018 in Pyeongchang in Südkorea, und 2022 in Peking,
China, kehren allerdings den Trend um, Olympische Winterspiele in immer
wärmeren Regionen zu veranstalten. "Angesichts des starken Wachstums des
Wintersports in China war es spannend zu sehen, dass die Spiele in Peking
mit den Bergregionen Yanqing und Zhangjiakou auch unter sehr warmen
Klimaszenarien eine sehr stabile Zukunft haben", sagt Yan Fang von der
Peking Universität in China.


Publikation: 
The future of the Olympic Winter Games in an era of climate
change.

D. Scott, R. Steiger, M. Rutty & P. Johnson.

Current Issues in Tourism. Volume 18, 2015 - Issue 10

DOI: 10.1080/13683500.2014.887664

Das Update dieser Studie mit den Ergebnissen für Südkorea und China wird
Anfang Februar ebenfalls in Current Issues in Tourism erscheinen.


Weitere Informationen unter:

http://doi.org/10.1080/13683500.2014.887664

- The future of the Olympic Winter Games in an era of climate change.
D. Scott, R. Steiger, M. Rutty & P. Johnson. Current Issues in Tourism.
Volume 18, 2015 - Issue 10

http://www.uibk.ac.at/publicfinance/

- Institut für Finanzwissenschaft, Universität Innsbruck

http://www.uibk.ac.at/forschung/profilbildung/forschungszentrum-tourismus-und-freizeit.html.de

 - Forschungszentrum Tourismus und Freizeit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Innsbruck, Dr. Christian Flatz, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/801: Wiesbaden - Anja S. Gläser, "Ego ist in", Theater im Pariser Hof 19.1.2018


Anja S. Gläser - EGO IST IN

PREMIERE: Schauspiel Solo-Abend

Datum: Freitag, 19. Januar 2018

Beginn: 19:30 Uhr - Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / ermäßigt 14 Euro



Am 19. Januar 2018 präsentiert die Schauspielerin Anja S. Gläser
erstmals ihren selbstentwickelten Schauspiel Solo-Abend "EGO IST IN" im
Theater im Pariser Hof.

Selbst. Freude. Kreise. Hitze. Schwermut. Grenzen. Wut. Hass. Liebe.
Aus. Erfolg. Zwang. Entscheidung. Freiheit. Angst. Gesellschaft.
Integration. Wiedergeburt. Premiere. Leben. Lieben. Spiel. Work. Life.
Challenge. Effektivität. Kategorie. Wahrheit. Jetzt. Zauber. Ursache.
Wirkung. Packungsbeilage.

Als Nesthäkchen und Linkshänderin in eine Familie von Rechtshändern
hineingeboren. Heimatlos zwischen Waldorf-, Montessori- und
staatlicher Schulform wendet sie sich dem Aufspüren von
Süßigkeitenverstecken zu, nachdem ihr chinesischer Leistungskampfsport
zu langweilig wurde. Als sie 1994 Gorbatschow in Wiesbaden, während
ihres Chorauftritts einen Blumenstrauß überreichen soll, ergreift sie
aus Angst vor dem großen Mann die Flucht - an Mamas Rockzipfel.
Abgetaucht. Gerüchte um Schauspielschule, Gesang, Rollen, Engagements
und Filmbühnen. Jetzt sei sie lebendig. Aufgetaucht. Anja S. Gläser -
Heute.

Die gebürtige Wiesbadenerin ist bereits einem großen Publikum bekannt,
denn sie war als festes Ensemblemitglied am Theater Osnabrück und die
vergangene Spielzeit am Hessischen Staatstheater in Wiesbaden, wo sie
im Musical "Shockheaded Peter" und "Dostojewski: Der Spieler" zu sehen
war (und als Gast weiterhin auftritt).

Anja S. Gläser ist aktuell in Filmprojekten zu sehen, wie der in den
80er Jahren spielenden Kinokomödie, die 2018 vorr. Premiere feiert,
sowie in der Webserie "Lampenfieber", die diesen Monat auf dem
Filmfestival Max Ophüls Preis in Saarbrücken und im Februar auf dem
Snowdance Independent Filmfestival läuft.

Auch in diversen Musikvideos und einer Folge von "Der Staatsanwalt",
(2. Februar, ZDF 20.15 Uhr) ist sie zu sehen,

Am kommenden Freitag steht sie erstmals mit ihrem Solo-Abend bei uns
auf der Bühne: "EGO IST IN".

Kann Spuren von Lustigkeit enthalten.

Made in Wiesbaden.

Pressezitate:

"Dabei steigt der Abend äußerst langsam und leise ein und nimmt
eigentlich erst Fahrt auf, als die bezaubernde Anja S. Gläser in der
Rolle der Anna mit Ukulele unterm Arm in den Raum rauscht. Auf ihrem
Instrument stenografiert sie die von Dostojewski diktierten Texte
willfährig und blickt ihren Arbeitgeber dabei so unverwandt und frisch
gewaschen liebreizend an, dass es einen kein bisschen wundert, dass er
sie später zur Frau nehmen wird. Ausgiebig kommen später auch die
Erbtante und Mademoiselle Blanche aus dem Roman zu Wort und ins Bild.
Die eine als überlebensgroße Matrjoschka oder als nervensägende
Tussi."

nachtkritik.de, Shirin Sojitrawalla, , 17.01.2016

"Gläser, Berg und Lamprecht hätten eine Tournee mit "The Trip"
verdient, so hinreißend lebenshungrig sind ihre Kopfgeister noch nach
ihren gewaltsamen Toden."

Die Welt, Uwe Schmitt, 23.01.16

"Purer Spaß, Anarcho-Klamauk, deftige Drastik, Schauspiel-Kunst.
Heinrich Hoffmanns Struwwelpeter feiert am Staatstheater einen
Triumph."

BILD, Dr. Josef Becker, 01.11.2016

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / TIERE / ÄRZTE INITIATIV





MELDUNG/004: Deutschland - 700 Tierversuchslabore in 95 Orten


Ärzte gegen Tierversuche - Pressemitteilung vom 11. Januar 2018

700 Tierversuchslabore in 95 Orten

Hier werden in Deutschland Tierversuche gemacht



Der bundesweite Verein Ärzte gegen Tierversuche hat eine Liste mit Adressen
von rund 700 Tierversuchseinrichtungen in 95 Städten veröffentlicht. Die
komplett aktualisierte Liste ist einzigartig in Deutschland. Der Verein
moniert, dass von offizieller Seite Informationen hierzu weitgehend geheim
gehalten werden.

Das Bundeslandwirtschaftsministerium gibt jedes Jahr eine Statistik zu den
bundesweiten Tierversuchszahlen heraus. 2,8 Millionen Tiere sind demzufolge
im Jahr 2016 in Tierversuchen verwendet worden, über 50.000 mehr als im
Vorjahr. "Obwohl der größte Teil der Tierversuche mit unseren Steuergeldern
finanziert wird, gibt es kaum öffentlich zugänglichen Informationen
darüber, welche Tierversuche wo durchgeführt werden", kritisiert Dr. med.
vet. Corina Gericke, Vizevorsitzende der Ärzte gegen Tierversuche. Der
Verein sieht es als eine seiner Aufgaben an, Licht ins Dunkel zu bringen
und die Öffentlichkeit zu informieren. Dazu wurde eine Internet-Datenbank
eingerichtet, in der Beschreibungen von Tierversuchen dokumentiert werden,
die in Fachzeitschriften publiziert wurden.

Die in den Artikeln genannten hauptverantwortlichen Einrichtungen machen
den größten Teil der Adressliste aus. "Auf eine Anfrage an die zuständigen
Behörden in den Bundesländern bzw. Regierungsbezirken haben nur wenige eine
Übersicht der Tierversuchslabore zur Verfügung gestellt und diese waren
zudem meist eher allgemein gehalten, z.B. "Universität XY" ohne nähere
Angaben", erklärt Gericke die Recherche. Konkret waren dies: Berlin,
Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Stuttgart, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein. Ferner sind Stellenangebote für Tierexperimentatoren in
die Liste eingeflossen. Wenn die Adressliste auch nicht vollständig ist, so
vermittelt sie doch einen wichtigen und vor allem exklusiven Überblick über
die Tierversuchsstätten Deutschlands.

Der Ärzteverein generiert aus seiner Datenbank zudem regelmäßig eine
Übersicht der Tierversuchshochburgen. München, Berlin, Göttingen, Hannover
und Tübingen führen demnach die TOP 5 der Städte mit den meisten Einträgen
in der Tierversuchs-Datenbank an.

Die steigenden Tierversuchszahlen und das Ausmaß der tierexperimentellen
Einrichtungen sind laut Ärzte gegen Tierversuche alarmierend. Der Verein
fordert von der Politik, endlich die Notbremse zu ziehen. "Versuche an
Tieren sind nicht nur aus ethischen Gründen abzulehnen, sondern vor allem
auch, weil sie irrelevante, nicht übertragbare Ergebnisse liefern. 95 % der
am Tier als sicher und wirksam getesteten neuen Medikamente fallen bei der
Prüfung am Menschen durch, weil sie nicht wirken oder fatale Nebenwirkungen
haben", so die Tierärztin abschließend.


Weitere Informationen

Adressliste Tierversuchslabore:
https://aerzte-gegen-tierversuche.de/de/projekte/datenbank/2562

Tierversuchs-Hochburgen Deutschlands:

https://aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/statistiken/957

Die größten und teuersten Tierlabore:

https://aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/statistiken/1331

Datenbank Tierversuche:

http://www.datenbank-tierversuche.de/

Tierversuchsstatistik 2016:

https://aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/statistiken/22

 * 

Quelle:

Ärzte gegen Tierversuche e.V.

Goethestraße 6-8, 51143 Köln

Telefon: 02203-9040990, Fax: 02203-9040991

E-Mail: info@aerzte-gegen-tierversuche.de

Internet: www.aerzte-gegen-tierversuche.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/739: Graumulle leiden für fragwürde Forschung (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 15. Januar 2018

Tierversuche an der Universität Duisburg-Essen:

Graumulle leiden für fragwürde Forschung



Der Deutsche Tierschutzbund und der Tierschutzverein Groß-Essen üben
scharfe Kritik an Tierversuchen, welche die Universität Duisburg-Essen an
Graumullen durchführt. Wie aus Projektzusammenfassungen hervorgeht,
entfernen die Forscher den Tieren die Augen bzw. durchtrennen einen
Sehnerv. Danach folgen Verhaltensversuche mit den verstümmelten Mullen.
Diese grausamen Praktiken sind weder mit Tier- und Artenschutz vereinbar,
noch haben sie einen erkennbaren Nutzen. Die Tierschützer sind morgen -
anlässlich des zweiten Jahrestags der Eröffnung des "Mullariums", in dem
die Mulle gehalten werden - in Essen, um die Bevölkerung über die
fragwürdigen Tierversuche an der Universität zu informieren.

"Die Versuche an der Universität Duisburg-Essen sind ethisch nicht
vertretbar", sagt Tilo Weber, Fachreferent für Alternativmethoden zu
Tierversuchen beim Deutschen Tierschutzbund. "Hinzu kommt, dass die
Eingriffe aus unserer Sicht reine Grundlagenforschung sind, bei der das
Leiden und der Tod der Mulle in Kauf genommen werden - ohne dass ein Nutzen
für Mensch oder Tier erkennbar ist." Die Versuche sind aus Sicht der
Tierschützer ein weiteres Beispiel dafür, dass in Deutschland auch
fragwürdige Tierversuche viel zu oft genehmigt werden. Eine Folge davon ist
auch, dass die Zahl der jährlich fast drei Millionen Versuchstiere nicht
zurückgeht - wie die kürzlich vom Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft veröffentlichten Zahlen zeigen.

Laut den Forschern stellt die operative Entfernung eines Auges "keine große
Beeinträchtigung" für die Graumulle dar. Der Sehsinn der Tiere sei
reduziert und auch dessen Verlust durch die Entfernung beider Augen spiele
"kaum eine Rolle" - obwohl dieselbe Arbeitsgruppe bei diesen Tieren bereits
2004 visuelle Besonderheiten entdeckt hatte, die auf eine Spezialisierung
für das Leben unter der Erde hindeuten. Hinzu kommt, dass die Forscher die
Verwendung der Graumulle damit rechtfertigen, dass diese Tiere angeblich
weniger Schmerzen empfinden. "Eine unfassbare und für uns nicht
nachvollziehbare Aussage", kritisiert Weber.

Auch Wildfänge kommen zum Einsatz

Aus Veröffentlichungen der letzten Jahre geht hervor, dass bei
"Versorgungsproblemen" auch Wildfänge aus Afrika für Tierversuche verwendet
wurden. Aus Sicht des Tier- und Artenschutzes ist dieses Vorgehen nicht
tragbar, denn die Graumull-Art, die in den Versuchen zum Einsatz kommt,
gilt wegen ihres kleinen Verbreitungsgebiets als potenziell gefährdet.
Zudem werden die Tiere so ihrem Familienverband und ihrem natürlichen
Lebensraum entrissen.



Hinweise zur Aktion in Essen: Der Tierschutzverein Groß-Essen informiert am
16.1.2018 zwischen 13 und 17 Uhr, gemeinsam mit einem Fachexperten des
Deutschen Tierschutzbundes, in der Essener Fußgängerzone (Kettwiger Straße
am Essener Dom) über die Graumull-Versuche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 15. Januar 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1421: NASA und DLR untersuchen Klimawirkung des Luftverkehrs (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 12. Januar 2018

NASA und DLR untersuchen Klimawirkung des Luftverkehrs:

Gemeinsame Flugversuche zu Emissionen alternativer Kraftstoffe



Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) und die
US-amerikanische Luft- und Raumfahrtbehörde NASA werden im Januar 2018
erstmals gemeinsame Forschungsflüge in Deutschland durchführen. Im
Fokus stehen die Emissionen von alternativen Kraftstoffen und die
Charakterisierung der Eiskristalle in Kondensstreifen, wobei
exemplarisch Biokraftstoff zum Einsatz kommt. Erste gemeinsame
DLR/NASA-Flüge im Jahr 2014 in Palmdale/Kalifornien zeigten, dass eine
Beimischung von 50 Prozent alternativem Kraftstoff im Reiseflug die
Rußpartikelemissionen eines Flugzeugtriebwerks um 50 bis 70 Prozent
gegenüber der Verbrennung von reinem Kerosin reduziert. Mit den nun
geplanten Forschungsflügen sollen die Partikelemissionen und ihr
Einfluss auf die Wolkenbildung aus Kondensstreifen und damit ihre
Klimawirkung bestimmt werden. Ab dem 14. Januar 2018 wird dafür das
NASA-Forschungsflugzeug DC-8 für drei Wochen nach Deutschland kommen
und gemeinsam mit dem DLR-Forschungsflugzeug A320 ATRA fliegen. "Wir
freuen uns über das Vertrauen der NASA, solch eine umfangreiche
Mission mit uns gemeinsam in Deutschland durchzuführen", sagt
DLR-Luftfahrtvorstand Prof. Rolf Henke. Die Forschungsflüge werden von
der Ramstein Air Base aus starten.

"Die NASA könnte diese Forschungsflugmission nicht alleine stemmen",
sagt Bruce Anderson, wissenschaftlicher Leiter der Mission bei der
NASA. "Wir bringen hier beide Forschungseinrichtungen mit ihren
Ressourcen und Forschungsinfrastrukturen in einer Weise zur
Untersuchung von alternativen Kraftstoffen zusammen, wie es niemals
zuvor möglich war." Die gemeinsame Forschungsflugkampagne trägt den
Namen ND-MAX/ECLIF 2 (NASA/DLR-Multidisciplinary Airborne
eXperiments/Emission and CLimate Impact of alternative Fuel)

Im Rahmen der internationalen Forschungsmission wird das
DLR-Forschungsflugzeug A320 ATRA (Advanced Technology Research
Aircraft) mit verschiedenen Kraftstoffmischungen fliegen, während das
vollinstrumentierte "Fliegende Labor" DC-8 der NASA in sicherem
Abstand folgt, um im Abgasstrahl Rußpartikel, Gasemissionen und
Eiskristalle im Kondensstreifen zu messen. Dabei sind zahlreiche
Messgeräte des DLR an Bord des NASA-Flugzeugs installiert. "Wir haben
Instrumente zur simultanen Vermessung der Größenverteilung der Ruß-
und Eispartikel sowie der gasförmigen Emissionen im Nachlauf des ATRA
an Bord der DC8 installiert", berichtet Dr. Hans Schlager vom
DLR-Institut für Physik der Atmosphäre. "Der Fokus unserer Messungen
liegt darauf, die Emissionen beim Einsatz verschiedener
Kraftstoffmischungen zu charakterisieren. Besonders interessiert uns
wie sich die Rußemissionen der unterschiedlichen Treibstoffe auf die
Strahlungseigenschaften und Lebensdauer der Kondensstreifen
auswirken."

Vorbereitungen in Kalifornien

Derzeit arbeiten mehrere DLR-Wissenschaftler und Ingenieure am
Heimatstandort der DC-8 beim Armstrong Flight Research Center der NASA
in Kalifornien am Einbau der Messgeräte. Gleichzeitig laufen die
Vorbereitungen auf dem Gelände der NATO Air Base in Ramstein,
Rheinland-Pfalz, von wo aus die Forschungsflüge in der zweiten
Januarhälfte jeweils ihren Ausgangspunkt haben. "Wir sind gerade dabei
den speziell für die Flugversuche produzierten Kraftstoff
anzuliefern", sagt André Krajewski von den DLR-Flugexperimenten. "Für
insgesamt acht geplante gemeinsame Forschungsflüge haben wir
Kraftstoff-Mischungen mit einem Anteil von 30 Prozent bis 50 Prozent
beigemischtem HEFA." Der exemplarisch gewählte Biotreibstoff HEFA
(Hydroprocessed Esters and Fatty Acids) wird zu großen Teilen aus dem
Öl von Leindotter-Pflanzen gewonnen, er steht hier exemplarisch für
alternative Kraftstoffe, die auch synthetisch sein könnten.

Neben den Emissionen interessiert das internationale Forscherteam
ebenfalls, wie sich die verschiedenen Kraftstoffmischungen auf die
Leistungsfähigkeit der Triebwerke auswirken. "Biotreibstoffe wie HEFA
unterscheiden sich in ihrer Zusammensetzung zu herkömmlichem Kerosin
dadurch, dass sie reine Paraffine sind und keine zyklischen
Kohlenwasserstoffe beinhalten. In Mischung mit herkömmlichem Jet A-1
Kerosin erhält man einen zugelassenen Kraftstoff ", erklärt Dr.
Patrick Le Clercq vom DLR-Institut für Verbrennungstechnik. "Diese
veränderte Zusammensetzung hat Auswirkungen auf die Bildung von Ruß
bei der Verbrennung".

In den vergangenen Jahren fanden bereits mehrere Forschungskampagnen
in den USA und in Deutschland zu alternativen Kraftstoffen statt, bei
denen verschiedene Forschungsflugzeuge bei unterschiedlichen
meteorologischen Bedingungen eingesetzt wurden. Frühere
Forschungskampagnen unter der Leitung der NASA fanden 2013 und 2014 in
Kalifornien unter dem Namen ACCESS I und II statt (Alternative Fuel
Effects on Contrails and Cruise Emissions). Während dieser Kampagnen
flog die DC-8 der NASA mit alternativen Kraftstoffen, während kleinere
Forschungsjets wie die Falcon HU-25 der NASA und Falcon 20 des DLR im
Abgasstrahl Messungen durchführten. 2015 folgte die ECLIF-Kampagne
unter Leitung des DLR in Deutschland, bei der ebenfalls Forscher der
NASA beteiligt waren. Bei dieser Kampagne flog der A320 ATRA des DLR
mit alternativen Treibstoffen und die instrumentierte DLR-Falcon 20
führte im Nachlauf Messungen der Emissionen und Kondensstreifen
durch. Zudem fanden umfangreiche Emissionsmessungen bei Standläufen am
Boden statt.

Bisherige Ergebnisse der Forschungsflüge zeigten eine deutliche
Verringerung der Rußemissionen bei alternativen Kraftstoffen und legen
nah, dass damit die Anzahl an Eiskristallen in Kondensstreifen
reduziert wird. "Die geringere Rußemission bei diesen Kraftstoffen ist
eine gute Nachricht für die Umwelt, und sie wäre noch besser, wenn die
Flugtests bestätigen, dass sich damit auch die Anzahl der Eiskristalle
in Kondensstreifen reduzieren lässt", sagt NASA-Forscher Anderson.
DLR-Forscher Dr. Hans Schlager ergänzt: "Diese Frage ist von großer
Bedeutung, weil Kondensstreifen und die sich daraus bildenden
Zirruswolken vermutlich eine größere wärmende Wirkung auf die
Erdatmosphäre haben, als alle über mehr als 100 Jahre in der
Atmosphäre gesammelten Kohlendioxid-Emissionen des Luftverkehrs
zusammen." Kondensstreifen bestehen aus vielen kleinen Eispartikeln,
die sich durch Kondensation von Wasserdampf an den Rußpartikeln der
Flugzeugabgase bilden. Die Kondensstreifen können in Höhen von etwa
8 bis 12 Kilometern bei feucht-kalten Bedingungen mehrere Stunden
bestehen und hohe Wolken sogenannte Kondensstreifen-Zirren bilden.
Diese Wolken können je nach Sonnenstand und Untergrund lokal eine
wärmende oder kühlende Wirkung entfalten. Die Kenntnis darüber ist für
die Beurteilung der Klimawirkung der Luftfahrt essentiell. Bisherige
Forschungsarbeiten legen nahe, dass global die wärmende Wirkung
überwiegt.

Günstige meteorologische Bedingungen in Deutschland

Für die anstehenden DLR/NASA-Flüge, mit den geplanten Messungen der
Eiskristalle in Kondensstreifen, sind die meteorologischen Bedingungen
im Winter in Deutschland für die Bildung von Kondensstreifen günstig.
Durch den Einsatz des DLR A320 ATRA als "Emissionsquelle" und der NASA
DC-8 als Messplattform, können die Forscher ihre Flugtests in Höhen
und mit üblichen Reisefluggeschwindigkeiten von Passagierjets
durchführen, wo sich Kondensstreifen typischerweise bilden. Dabei
konnten die Forscher in der DC-8 die bisher umfangreichste
Messinstrumentierung für solche Untersuchungen installieren wobei die
Hälfte der Messgeräte vom DLR-Institut für Physik der Atmosphäre
stammt.

Wenn alles glatt läuft mit den letzten Vorbereitungen für die
gemeinsame Forschungsflugkampagne, dann startet der erste gemeinsame
Flugtest am 16. Januar 2018. Geplant ist dann bis zum 2. Februar 80
Flugstunden für Messungen zu absolvieren.

Bewährte Zusammenarbeit

Bereits seit 19 Jahren arbeiten DLR und NASA im Bereich der
Atmosphärenforschung zusammen. In der Luftfahrtforschung engagieren
sich beide Partner besonders bei gemeinsamen Forschungsprojekten in
den Bereichen Luftverkehrsmanagement sowie lärm- und emissionsarmes
Fliegen.




http://twitter.com/DLR_de

http://facebook.com/DLRde

http://youtube.com/dlrde

Die Pressemeldung mit Bildern finden Sie hier:

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-25658/#/gallery/20878
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LATEINAMERIKA/171: Mexiko - Senat verabschiedet Gesetz zur Plünderung der Biodiversität (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Senat verabschiedet Gesetz zur Plünderung der Biodiversität

Von Silvia Ribeiro



(Mexiko-Stadt, 23. Dezember 2017, la jornada) - Fast am Ende der
letzten Sitzungsperiode 2017 und in derselben Marathonsitzung, in der
das perverse Gesetz über die Innere Sicherheit verabschiedet wurde,
segnete der Senat ebenfalls das Allgemeine Biodiversitätsgesetz ab -
so als ob es sich um ein reines geschäftsmäßiges Detail handelte. Doch
ganz im Gegenteil ist es ein Gesetz, das eine neue Plattform für die
Privatisierung der biologischen Vielfalt errichtet: Es legalisiert den
Verkauf und die Patentierung traditionellen indigenen und
kleinbäuerlichen Wissens. Zusammengefasst im Terminus "genetische
Ressourcen" legalisiert es die Aneignung von Heilpflanzen, Samen,
Insekten, Mikroben und anderen Elementen der Biodiversität durch
multinationale Unternehmen. Mehr noch, das Gesetz erlaubt es
Bergbau- und Ölunternehmen sowie weiteren hochgiftigen Industrien,
sich in Naturschutzgebieten anzusiedeln. Gebieten, bei denen man sich
ab jetzt fragen muss: Wovor werden sie geschützt?

Der Entwurf dieses Unsinnsgesetzes wurde von der Senatorin und
Unternehmerin Ninfa Salinas von der Grünen Partei Mexikos (PVEM) im
Oktober 2016 eingebracht. Bereits damals erntete die Initiative
scharfe Kritik von Umweltorganisationen und akademischen Sektoren. Das
stoppte das Verabschiedungsverfahren für einige Monate. Jetzt geht das
Gesetz in die Abgeordnetenkammer zurück. Doch trotz einiger Änderungen
weist es schwerwiegende Probleme auf. Es ist ein "Supergesetz", das
das Allgemeine Gesetz über die Flora und Fauna abschafft, weitere
Gesetze reformiert und in allen Belangen, die die Biodiversität
betreffen - ein Begriff mit breitem Interpretationsspielraum - über
dem Gesetz für das Ökologische Gleichgewicht und den Umweltschutz, dem
Gesetz über den Klimawandel, dem Gesetz für Nachhaltige
Forstwirtschaftliche Entwicklung sowie den Gesetzen über Nachhaltigen
Fischfang und Fischzucht sowie Nachhaltige Ländliche Entwicklung
steht.


Kollektives Wissen darf nicht privatisiert werden

Einer der zentralen Punkte des Gesetzes ist es, dass es angeblich die
Gesetzeslage mit dem Nagoya-Protokoll harmonisieren will. Das
Protokoll ist ein Instrument der Biodiversitätskonvention (CBD), das
den rechtlichen Rahmen für die Biopiraterie bereitstellt. Denn es
erlaubt, die genetischen Ressourcen und das damit verbundene Wissen zu
privatisieren und patentieren, wenn es irgendeine Vereinbarung über
den Zugang und den "Vorteilsausgleich" gibt. Dafür muss festgestellt
werden, wer diese Ressourcen und das Wissen besitzt. In der CBD werden
"indigene und lokale Gemeinschaften" anerkannt. Aber für die Mehrheit
der indigenen Völker und Organisationen ist das weiterreichende
Konzept der "indigenen Völker" gültig. Andernfalls kann eine einzige
Gemeinde einen Vertrag unterschreiben, der es einem Multi erlaubt,
Gemeingüter ganzer Völker zu privatisieren. Viele indigene Völker und
bäuerliche Organisationen wie die Vía Campesina vertreten die
Auffassung, dass alle Ressourcen und alles Wissen kollektives Erbe und
Vermögen "der Völker im Dienste der Menschheit" sind. Darum dürfen sie
nicht privatisiert werden, weder mit noch ohne Vertrag.

Das nun vom Senat verabschiedete Biodiversitätsgesetz verletzt alle
diese Vorstellungen und geht in die entgegengesetzte Richtung. In
seinem Artikel 37 legt es fest, dass die Genehmigungen für den Zugang
zu den genetischen Ressourcen vom Ministerium für Umwelt und
Natürliche Ressourcen (Semarnat) erteilt werden und dabei "...die
Meinungen der zuständigen Behörden und der CONABIO [Nationale
Kommission für Biologische Vielfalt] sowie die begründete vorherige
Zustimmung und Beteiligung der Eigentümer oder legitimen Besitzer der
Grundstücke oder Einrichtungen, wo der Zugang stattfindet,
berücksichtigt werden...". Das bedeutet, die "begründete vorherige
Zustimmung" gegenüber einem multinationalen Pharma- oder
Gentechnikunternehmen, ein aktives Prinzip einer Heilpflanze zu
privatisieren, kann beispielsweise von einer einzigen Person
unterschrieben werden, die ein Grundstück besitzt oder über eine
private Sammlung von Pflanzen oder Samen verfügt. In keinem Teil der
Welt existiert ein mit der biologischen Vielfalt verbundenes Wissen,
das isolierten Individuen zugeschrieben werden kann. Das Wissen
basiert stets auf kollektiven Geschichten und Prozessen oder ist deren
Bestandteil. Gleiches gilt für die "genetischen Ressourcen": Sie sind
stets Erbe der Völker, die sich sogar in mehreren Ländern befinden
können.


Umweltministerium auf Seiten der Multis

Dem Gesetz nach werden Zustimmung und Genehmigung, vermittelt über
Semarnat, von der Regierung erteilt. Das Ministerium zieht die
Meinungen und die Zustimmung anderer "in Betracht". Anders gesagt, es
könnte sie ignorieren, selbst wenn sie sich gegen Genehmigungen
richten. Semarnat ist so bereits wiederholt mit den Gutachten der
Conabio, der Nationalen Kommission für Naturschutzgebiete (Conanp) und
dem Nationalen Ökologie-Institut (INE) verfahren, die sich gegen die
Freisetzung von gentechnisch veränderter Soja und von Genmais
aussprachen. Semarnat ging sogar noch weiter: Seit vier Jahren schlägt
es sich auf die Seite der Multis, um vor Gericht gegen die
Kollektivklage von Bürger*innen und Organisationen vorzugehen,
aufgrund dessen die Aussaat von Genmais in Mexiko suspendiert ist. Ein
schlechter Präzedenzfall: Dieselben Unternehmen - Monsanto, Syngenta,
DuPont, Dow - sind mit Sicherheit unter den Interessent*innen, die das
Gesetz benutzen wollen, um Zugang zu den genetischen Ressourcen des
Landes zu bekommen und sie zu patentieren.

Es gibt einen weiteren gefährlichen Aspekt dieses Gesetzes, das
Parteilichkeit zugunsten der Unternehmen aufweist. Die Vereinbarungen
für den Vorteilsausgleich, der die Genehmigungen begleitet, sollen
"gegenseitig abgemachte Bedingungen" sein. Das mag vernünftig klingen,
ist aber vergiftet verpackt. Der Satz wurde in Verhandlungen im
UNO-Rahmen von den Multis zu ihrem Nutzen eingeführt. Das Gesetz
müsste ohne Mehrdeutigkeiten klar sagen, welche Bedingungen
respektiert werden müssen, die das öffentliche Interesse schützen und
nicht dem kaufmännischen Verhandlungsinteresse überlassen werden
dürfen. Auf gleicher Wellenlänge liegt der Artikel 36. Er befreit (die
Unternehmen) davon, für den Ressourcenzugang notwendige Information
offenzulegen, wenn diese als geheim angesehen wird, um "die notwendige
Vertraulichkeit im Zuge der Rechte geistigen Eigentums zu schützen".
Das Gesetz beinhaltet viele weitere schädliche Elemente. Alle zeigen
in dieselbe Richtung: Es gewährt den Multis Straffreiheit für die
Kontamination, den Diebstahl und die Privatisierung der biologischen
Vielfalt.
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SOZIALES/100: Tsunami - Wiederaufbau in Banda Aceh spaltete Gesellschaft (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 12.01.2018

Wiederaufbau spaltete Gesellschaft

Im Jahr 2004 verwüstete ein Tsunami weite Teile der indonesischen
Stadt Banda Aceh. Ein internationales Forschungsteam untersuchte nun,
wie sich der Wiederaufbau an der Küste langfristig auf die
Gemeinschaft auswirkte.



Am Stephanstag, dem 26. Dezember 2004, wurde die indonesische
Küstenstadt Banda Aceh von einem Tsunami verwüstet. Die gigantische
Flutwelle machte fast die Hälfte des Stadtgebiets dem Erdboden gleich,
rund 160.000 Menschen kamen in der gesamten Provinz in den Fluten um,
Unzählige verloren Angehörige, ihr Haus und ihre gesamte Habe.

In den Jahren danach bauten Hilfsorganisationen die Häuser auf den
Parzellen, die vom Tsunami voll getroffen wurden, wieder auf, um eine
erzwungene Umsiedlung von Menschen zu vermeiden. Damit folgten die
Hilfsorganisationen einem humanitären Grundsatz, der beim Wiederaufbau
nach Naturkatastrophen zum Tragen kommt: Die Versehrten sollen
möglichst an ihren vorherigen Lebensmittelpunkt zurückkehren können.

Weil zahlreiche Betroffene es vorzogen, sich im Landesinnern
niederzulassen, der Wiederaufbau jedoch vor allem an der Küste
vorangetrieben wurde, kam es unwillentlich zu einer Segregation der
Bevölkerung in reich und arm. Dadurch wurde das Katastrophenrisiko auf
die Armen übertragen. Dies zeigt ein internationales Forschungsteam in
einer Publikation in der Fachzeitschrift Nature Sustainability auf.

Wiederaufbau-Richtlinie «Building back better»

«Der Wiederaufbau in Banda Aceh hatte zum Ziel "Build back better"»,
sagt Jamie McCaughey, Erstautor der Studie und Doktorand bei
ETH-Professor Anthony Patt. Dieses Motto habe sich nicht nur auf die
neu gebauten Häuser und Infrastruktur bezogen, sondern auch auf das
Wohlergehen der Menschen. «Trotz einiger Erfolge konnte der
Wiederaufbau diesen Anspruch nicht in jeden Fall einlösen», so
McCaughey. Zu diesem Schluss gelangten er und das Team von Forschern
des Earth Observatory of Singapore, der Technischen Universität
Nanyang Singapur und der Syiah Kuala Universität von Banda Aceh.

Das Forschungsteam untersuchte in den Jahren 2014 bis 2015, also zehn
Jahre nach der Katastrophe, wie sich der Wiederaufbau auf die Stadt
und ihre Bewohner langfristig auswirkte. Dazu analysierten sie
einerseits die sozioökonomischen Besonderheiten in den
wiederaufgebauten und den intakt gebliebenen Wohngebieten,
andererseits interviewten sie hunderte von Leuten: Tsunami-
Überlebende, Neuzuzüger, aber auch Gemeindevorsteher und
Behördenvertreter sowie Offizielle der Regierung.

Unbeliebte Küste

Dadurch fanden die Wissenschaftler heraus, dass zehn Jahre nach der
Katastrophe fast alle Häuser, die in den vom Tsunami betroffenen
Gebieten gebaut wurden, bewohnt waren. Aber nur die Hälfte der
Bewohner waren Tsunami-Überlebende. Über 40 Prozent der Leute, die die
Neubauten bewohnten, waren Neuzuzüger mit tieferem Einkommen aus
anderen Regionen. Diese Leute hatten die Flutwelle nicht miterlebt.

Viele Tsunami-Überlebende kehrten laut den Forschern gar nicht erst in
die auf ihren Parzellen zur Verfügung gestellten Häuser zurück. Einige
kehrten zwar zurück, verliessen die Gegend aber bald wieder. Leute mit
genügend Mitteln siedelten sich in Stadtteilen im Landesinnern an und
vermieteten ihre wiederaufgebauten Häuser an Dritte. «Und einige
Tsunami-Überlebende, die zurückgekehrt und an der Küste geblieben
sind, wollten sich im Landesinnern ansiedeln, konnten es sich aber
nicht leisten», sagt McCaughey.

Denn die steigende Nachfrage nach Grundstücken und Häusern in Tsunami-
sicheren Lagen hatte eine Preisspirale in Gang gesetzt. Immobilien-
und Grundstückspreise stiegen stark an, sodass sich ärmere aber
wegzugswillige Küstenbewohner Häuser in Tsunami-sicheren Lagen nicht
mehr leisten konnten. Gleichzeitig sanken die Mietkosten für die
Häuser an der Küste aus dem Wiederaufbau, was vor allem ärmere Leute
anzog.

Hier arm und riskant, dort reich und sicher

Dies spaltete die Stadtbevölkerung: an der Küste die Armen, die sich
eine sichere Wohnlage nicht mehr leisten können, ausserhalb der
Gefährdungszone die Wohlhabenden. «Vor dem Tsunami wussten die
Menschen nichts von diesem Risiko, und in Tsunami-gefährdeten Gegenden
war die Bevölkerung durchmischt. Nun leben überproportional viele Arme
an der Küste», sagt der ETH-Doktorand.

Eine Möglichkeit, wie diese ungewollte Segregation hätte vermieden
werden können, ist laut McCaughey, die Menschen wählen zu lassen, wo
sie nach der Katastrophe Wiederaufbauhilfe erhalten, und zwar
unabhängig von ihrer Finanzkraft: «Man sollte es den Betroffenen
erlauben, den Ort ihres Wiederaufbaus selbst zu wählen. Dies würde
denjenigen, die wirklich an die Küste zurückkehren wollen, dabei
helfen, dies zu tun; gleichzeitig könnte dies Probleme vermeiden, die
entstehen, wenn mehr Häuser in gefährdeten Zonen gebaut werden als
erwünscht», sagt der Forscher. Neun von zehn Befragten hätten in
Interviews erklärt, dass sie keine Wahl gehabt hätten.

Man müsse aber auch sehen, dass es viele gegeben habe, die sich aktiv
für eine Rückkehr in die Küstenzone entschlossen hätten. «Sie waren
dankbar für die geleistete Hilfe, die ihnen eine Rückkehr in ein
normales Leben im gewohnten Umfeld ermöglichte. Angesichts der
vielfältigen Vorlieben stellen wir fest, dass es eine Lösung, die
allen passt, nicht gibt».

Wer soll Standort für Wiederaufbau wählen?

Bei einem Wiederaufbau in von Naturkatastrophen betroffenen Gebieten
müssen Hilfsorganisationen und Behörden entscheiden, ob sie Menschen
umsiedeln, um sie aus den Gefahrenzonen zu bringen oder ob sie sie
dort lassen, wo sie ihren Lebensmittelpunkt und Arbeitsplatz hatten.

Im Fall von Banda Aceh habe man sich, auch um einen raschen
Wiederaufbau zu ermöglichen, für Letzteres entschieden, erklärt der
Forscher. «Nach der Katastrophe herrschte zudem ein grosser Druck auch
von Seiten der Geldgeber, die zerstörten Stadtteile rasch wieder
aufzubauen.» Ein weiterer Faktor war, dass die lokalen Behörden kein
Geld für Landkäufe gehabt hätten. «Dies schränkte eine potenzielle
Umsiedlung von vornherein ein», sagt McCaughey.

Umsiedlungen haben allerdings auch Nachteile: In ebenfalls von diesem
Tsunami zerstörten Ortschaften auf Sri Lanka schufen die Behörden
Pufferzonen, die nicht mehr bebaut werden durften. Die früheren
Bewohner dieser Gebiete wurden umgesiedelt. Die neuen Häuser und
Menschen sind zwar vor weiteren Flutwellen sicher, dafür müssen die
Bewohner nun lange Wege und hohe Mobilitätskosten in Kauf nehmen, um
zur Arbeit zu gelangen.

Der Fall Banda Aceh sei jedoch nicht repräsentativ für alle
wiederaufgebauten Tsunami-Katastrophengebiete. «Andere Fälle müssen
separat betrachtet werden», sagt der Umweltsozialwissenschaftler.

Humanitärer Konsens hinterfragt

«Unsere Ergebnisse stellen allerdings den humanitären Konsens in
Frage, dass es im Allgemeinen am besten ist, vor Ort wieder
aufzubauen», sagt McCaughey. Möglicherweise wäre es besser, jedem
Haushalt die Möglichkeit zu geben, den Ort für seine Umsiedlung selbst
zu wählen. Dies hatte die indonesische Regierung ursprünglich für den
Wiederaufbau von Aceh auch so vorgeschlagen. Das hätte die
Hilfsorganisationen jedoch vor viele schwierige Herausforderungen
gestellt.

«In einer Zeit, in der die Küstenbevölkerung wächst und die
Meeresspiegel steigen, beeinflussen Entscheidungen nach einer
Katastrophe, wie verwundbar wir gegenüber der nächsten sind», betont
der Wissenschaftler.

Literaturhinweis

McCaughey JW, Daly P, Mundir I, Mahdi S, Patt A. Socio-economic
consequences of post-disaster reconstruction in hazard-exposed areas.
Nature Sustainability 1, 38-43 (2018). doi:10.1038/s41893-017-0002-z



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-
news/news/2018/01/wiederaufbau-segregierte-bevoelkerung.html
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USA/016: New York City - Ausstieg aus Investitionen in fossile Energien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion München vom 12. Januar 2018

New York City: Ausstieg aus Investitionen in fossile Energien



Die Stadt New York will ihr Geld aus Investitionen in fossile
Energieträger wie Öl und Gas zurückziehen. Ein Riesenerfolg für die
globale Divestment-Kampagne, die auch proaktiv von den direkt unter
den Auswirkungen leidenden indigenen Ureinwohner Nordamerikas geführt
und in die ganze Welt getragen wurde.

Der Plan sieht vor, dass die fünf Pensionsfonds der Stadt, deren
Gesamtvolumen sich auf 189 Milliarden US Dollar beläuft, den Anteil,
der momentan noch in fossile Energien investiert ist, innerhalb der
nächsten fünf Jahre abziehen. Dabei geht es um eine Summe von fünf
Milliarden US Dollar.

In einem Artikel des britischen Guardian [1] wird New Yorks
Bürgermeister Bill de Blasio wie folgt zitiert: "New York City steht
für zukünftige Generationen ein, indem die Stadt die erste größere
amerikanische Stadt wird, die ihren Pensionsfond aus fossilen Energien
herausnimmt".

"Gleichzeitig tragen wir den Kampf gegen den Klimawandel direkt zu den
Öl- und Gasfirmen, die von den Auswirkungen wussten, und die die
Öffentlichkeit mit Absicht getäuscht haben, um ihre Profite zu
schützen. Der Klimawandel schreitet weiter voran und nun müssen die
dafür verantwortlichen Firmen, deren Gier uns in diese Situation
gebracht hat, die Kosten übernehmen, New York sicherer und
widerstandsfähiger zu machen."

Dabei bezieht sich De Blasio auf Hurrikan Sandy von 2012 und andere
extreme Wetterphänomene wie schwere Stürme, steigende Meeresspiegel
und atmosphärische Erwärmung, deren Auswirkungen hohe Kosten
verursachen, um die betroffenen Gegenden dagegen zu schützen.

So hat sich die Stadt auch entschieden, Firmen wie BP, ExxonMobil,
Chevron und Shell wegen ihrer Beiträge zum Klimawandel zu verklagen.
Auch in Kalifornien haben Städte und Landkreise 37 Öl- und Gasfirmen
verklagt.

Christiana Figueres, ehemalige UN Klimageneralsekretärin und
Mitgestalterin des Pariser Klimaabkommens kommentierte: "Der
exponentielle Übergang zu einer Wirtschaft ohne fossile Energien ist
unaufhaltsam und lokale Regierungen spielen dabei eine essentielle
Rolle. Es gibt keine Zeit zu verlieren. Deshalb ist es auch äußerst
ermutigend, dass New York City heute diesen Schritt tut."


Anmerkung:

[1] https://www.theguardian.com/us-news/2018/jan/10/new-york-city-plans-to-divest-5bn-from-fossil-fuels-and-sue-oil-companies


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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STIMMEN/068: 5 vor 12 für 1,5 Grad (WWF)


WWF Pressemitteilung - 15. Januar 2018

5 vor 12 für 1,5 Grad

IPCC-Entwurf zum 1,5-Grad-Szenario/WWF: Deutschland trägt
Verantwortung im Kampf gegen die Klimakrise, Sondierungsergebnis
unzureichend



Laut Medienberichten sieht ein Entwurf des IPCC-Berichts zum
1,5-Grad-Szenario das Risiko, dass die Erderhitzung nicht auf 1,5 Grad
Celsius begrenzt wird, als relativ hoch an. Der Bericht ist noch nicht
final, er wird erst im Herbst veröffentlicht. Zu den Berichten sagt
Michael Schäfer, Leiter des Fachbereichs Klimaschutz und
Energiepolitik beim WWF Deutschland:

"Wir bekämpfen die Klimakrise noch längst nicht entschlossen genug.
Wir müssen alle Anstrengungen darauf verwenden, die Erderhitzung so
niedrig wie möglich zu halten, sonst sind ihre Folgen katastrophal.
Unter ihnen werden besonders diejenigen leiden, die für die Klimakrise
am wenigsten verantwortlich sind. Umso wichtiger ist es, dass
Industrienationen wie Deutschland im Kampf gegen die Erderhitzung
vorangehen: Jede neue Regierung steht hier in der Pflicht. Das
Ergebnis der Sondierungsgespräche lässt bislang leider nicht vermuten,
dass sich die Politik dieser zentralen Aufgabe in ausreichendem Maße
annimmt. Wir fordern, deutlich nachzusteuern. Deutschland muss sofort
den Kohleausstieg auf den Weg bringen. Mit jeder neuen Stunde, die wir
unseren Strom aus fossilen Energien beziehen, heizen wir die
Klimakrise weiter an. Wir dürfen nicht länger abwarten. Das gilt
insbesondere auch für die EU: Wir brauchen EU-weit deutlich
ambitioniertere Klimaziele, um den Zielen von Paris gerecht zu werden.
Spätestens beim internationalen Talanoa Dialog in diesem Jahr gilt es
daher, eine Erhöhung des EU-Beitrags auf den Weg zu bringen."



WWF Hintergrund: Die fünf umweltpolitischen Baustellen [PDF, 147
KB]

http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Hintergrund-Die-fuenf-Anpackerthemen.pdf

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 15.01.2018
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BIENEN/220: Bienen-Parasit - Forscher entdecken Medikament gegen Varroa-Milbe (idw)


Universität Hohenheim, Florian Klebs, 12.01.2018

Bienen-Parasit: Forscher entdecken Medikament gegen Varroa-Milbe

Lithiumchlorid verspricht Durchbruch im Kampf gegen gefährlichen
Bienen-Parasiten / Veröffentlichung in international renommierter
Fachzeitschrift "Scientific Report"



Hoffnung für Imker: Erstmals gelang es Forschern der Universität
Hohenheim in Stuttgart ein potentielles Medikament zu entwickeln, das
befallene Bienenstöcke mit geringem Arbeitsaufwand über die Fütterung
von der gefürchteten Varroa-Milbe befreien kann. Die Varroa-Milbe
zählt weltweit zu den gefährlichsten Feinden der Bienen: innerhalb von
ein bis drei Jahren kann sie ein Bienenvolk komplett ausrotten.
Bislang mussten Imker befallene Bienenstöcke mit aggressiven
organischen Säuren oder chemisch hergestellten
Milbenbekämpfungsmitteln behandeln, die Resistenzprobleme und
Rückstände verursachen. Bei der vielversprechenden Substanz handelt es
sich um leicht verfügbares Lithiumchlorid. Nach über 25 Jahren
Forschung steht damit erstmals ein neuer Wirkstoff im weltweiten Kampf
gegen die Varroa-Milbe zur Verfügung, der völlig anders wirkt als
bisherige Mittel. Derzeit laufen bereits Gespräche mit Unternehmen mit
dem Ziel einer Produktentwicklung und Zulassung. Ihre ersten
Ergebnisse veröffentlichten die Wissenschaftler in der heutigen 
Online-Ausgabe der Zeitschrift "Scientific Report",
www.nature.com/articles/s41598-017-19137-5.

Ein günstiger, einfach anzuwendender Wirkstoff gegen die gefährliche
Milbe, der nach dem aktuellen Kenntnisstand der Forscher keine
gefährlichen Nebenwirkungen für Bienen, Imker oder Verbraucher hat und
in der Natur reichlich vorkommt: Das versprechen die Ergebnisse des
Forschungsprojektes. Mit Lithiumchlorid hat das Forscherteam einen
Wirkstoff für ein solches Medikament gefunden, der leicht zu
beschaffen und zu verabreichen ist. Auch für eine Ablagerung im Honig
gibt es bislang keine Anzeichen.

Dr. Peter Rosenkranz, Leiter der Landesanstalt für Bienenkunde,
erklärt die Vorteile des Wirkstoffs: "Lithiumchlorid kann man Bienen
in Zuckerwasser aufgelöst füttern. Bei unseren Versuchen haben bereits
geringe Mengen der Salzlösung ausgereicht, um innerhalb weniger Tage
die auf den Bienen aufsitzenden Milben abzutöten - ohne Nebenwirkungen
für die Bienen."

Auch die Verfügbarkeit spricht für den Wirkstoff: Die weltweiten
Vorräte des Leichtmetalls Lithium werden auf über 40 Millionen Tonnen
geschätzt, als Lithiumchlorid-Salz findet es sich in Salzlaugen,
Salzseen und Heilquellen, und das zum Teil in erstaunlich hoher
Konzentration. Das leicht in Wasser lösbare Salz wird unter anderem
als Trocknungsmittel und Enteiserlösung verwendet. In der Humanmedizin
kommt es seit Mitte des 20. Jahrhunderts als Antidepressivum zum
Einsatz.

Bevor der Wirkstoff nun als Medikament für Bienen auf den Markt kommen
kann, sind dennoch weitere Tests nötig, um die beste Dosierung zu
bestimmen und Nebenwirkungen für Bienen und Anwender sowie das Risiko
von Rückständen auszuschließen. Dazu sei man aktuell mit Unternehmen
im Gespräch, die diese Entwicklung weiterführen wollen.

Entdeckt durch Zufall

Eigentlich hatte das Team um Dr. Rosenkranz einen viel komplexeren
Ansatz verfolgt: "Gemeinsam mit dem Biotechnologie-Startup SiTOOLs
Biotech haben wir versucht nach dem RNA-Interferenz-Verfahren, kurz
RNAi-Verfahren, gezielt bestimmte Gene auszuschalten. Dieses Verfahren
erhielt 2006 den Nobelpreis für Medizin und ist seitdem weltweit zur
Bekämpfung von Krankheiten in Anwendung."

Die Idee: RNA-Bruchstücke werden an die Biene gefüttert und dann von
der Varroa-Milbe beim Blutsaugen aufgenommen. In der Milbe schalten
die Bruchstücke gezielt lebenswichtige Gene des Parasiten aus. "Für
die Bienen sind diese RNA-Bruchstücke ungefährlich, da sie
ausschließlich mit varroaspezifischen Genen interagieren. Bei der
Varroa-Milbe jedoch werden zentrale Stoffwechselprozesse gestört und
die Milbe schließlich abgetötet", so Dr. Rosenkranz.

Der Ansatz zeigt Erfolg, doch dann bemerkten die Wissenschaftler etwas
Seltsames: "Bei Kontrollexperimenten konnten wir auch mit
unspezifischen RNA-Bruchstücken, die weder bei den Bienen noch bei den
Milben ein genetisches Ziel finden sollten, die Milben abtöten",
berichtet Dr. Rosenkranz. "Etwas in unserer "Genmischung" bekam den
Milben nicht, während die Bienen keinen Schaden nahmen."

Fast zwei Jahre dauerte es, bis das Lithiumchlorid als die geheime
Wunderwaffe gegen den Parasiten gefunden war. Die Forscher hatten die
Chemikalie als Hilfsmittel bei der Isolierung der RNA-Bruchstücke
verwendet, mit deren Hilfe die Gene im Bienenkörper ausgeschaltet
werden.

Eine folgenreiche Entdeckung, denn die RNAi-Methode würde zwar wohl
funktionieren, wäre allerdings teuer und aufwendig. "Lithiumchlorid
hingegen ist einfach herzustellen, relativ preiswert, und
unkompliziert zu lagern."

Text: Barsch / Klebs

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nature.com/articles/s41598-017-19137-5

"Artikel in "Scientific Report" "

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687389

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 
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Universität Hohenheim, Florian Klebs, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/448: Wie der Klimawandel die Süßgewässer belastet (RUB)


Ruhr-Universität Bochum - Bochum, 12.1.2018

Versauerung

Wie der Klimawandel die Süßgewässer belastet

Zur Versauerung der Meere wird viel geforscht. Eine neue Studie
belegt, dass auch Süßgewässer betroffen sind. Steigende
Kohlendioxid-Werte könnten das Gleichgewicht der Arten stören.



Nicht nur die Ozeane versauern durch den menschgemachten Klimawandel,
auch Süßwassersysteme sind betroffen - und das könnte Folgen für die
darin lebenden Organismen haben. Zu diesem Schluss kommen Biologinnen
und Biologen der Ruhr-Universität Bochum nach einer Analyse von
Langzeitdaten verschiedener deutscher Talsperren und kontrollierten
Laborexperimenten mit Süßwasserorganismen. Die Ergebnisse
veröffentlicht das Team um Dr. Linda Weiss, Leonie Pötter und Prof.
Dr. Ralph Tollrian vom Bochumer Lehrstuhl für Evolutionsökologie und
Biodiversität der Tiere in der Zeitschrift "Current Biology" vom 22.
Januar 2018, die online bereits verfügbar ist.




[image: Abb.: © RUB, Lind Weiss]

Daphnia longicephala (oben) vergrößert in Anwesenheit ihrer
Fressfeinde den Kopf (oben rechts). Daphnia pulex (unten) reagiert auf
eine solche Bedrohung mit kleinen Dornen im Nacken (unten rechts).


Abb.: © RUB, Lind Weiss



"Die Versauerung der Ozeane wird oft als böser Zwilling des
Klimawandels bezeichnet", sagt Weiss. "In der Tat belegen inzwischen
viele Studien, dass die marinen Ökosysteme unter den steigenden
Kohlendioxidmengen in den Weltmeeren leiden. Süßwassersysteme sind
bislang kaum erforscht worden. Unsere Studie belegt jedoch, dass auch
die Versauerung von Seen ein Problem ist."

CO2-Werte in vier Talsperren über 35 Jahre analysiert

Das Bochumer Team wertete Daten von vier deutschen Talsperren aus, die
als Trinkwasserquellen dienen und monatlich kontrolliert werden. Das
Wasserwirtschaftsunternehmen Ruhrverband stellte die Messwerte von
1981 bis 2015 zur Verfügung. Daten bis 1999 lagen zunächst nur in
Papierform vor und wurden im mehrtägiger Arbeit von Leonie Pötter und
drei freiwilligen Studierenden digitalisiert.

Die Analyse ergab, dass die CO2-Menge in den Talsperren über die Zeit
kontinuierlich anstieg und der pH-Wert um durchschnittlich 0,01 pro
Jahr sank. Um die ökologischen Folgen dieses Wandels abschätzen zu
können, untersuchten die Bochumer Biologinnen und Biologen, wie sich
die veränderten Umweltbedingungen auf eine Schlüsselart in
Süßwasser-Ökosystemen auswirkt. Sie arbeiteten mit Daphnien, auch
Wasserflöhe genannt, die Nahrungsquelle für viele andere Organismen
sind.

Reaktion auf Fressfeinde untersucht

Daphnien bilden in Anwesenheit von Fressfeinden verschiedene
Verteidigungsmechanismen aus; sie ändern etwa ihre Körperform oder
lassen kleine Dornen im Nacken wachsen. Wie genau die Reaktion der
Daphnien ausfällt, hängt davon ab, welcher Räuber hauptsächlich in
ihrer Umgebung lebt. Die Wasserflöhe erkennen ihre Fressfeinde anhand
von chemischen Signalen, die sie sozusagen riechen können, und prägen
entsprechende Verteidigungen aus. Das sichert das langfristige
Überleben der Population.

Die Forscherinnen und Forscher untersuchten zwei Arten von Daphnien in
drei verschiedenen Kulturmedien, die sich in der Menge an CO2 im
Wasser unterschieden. Zu einigen Daphnien-Proben gaben sie die
chemischen Signale hinzu, über die die Wasserflöhe normalerweise die
Anwesenheit ihrer Fressfeinde aufspüren: die Räuberstoffe der
Büschelmückenlarve Chaoborus und der Wasserwanze Notonecta. Sie
erfassten dann, wie die Daphnien auf die chemischen Signale unter den
verschiedenen CO2-Bedingungen reagierten.

Erhöhte CO2-Werte bremsen Abwehrmechanismen

Die Ergebnisse waren für beide untersuchten Arten, Daphnia pulex und
Daphnia longicephala, gleich: Je höher die CO2-Konzentration im
Kulturmedium war, desto weniger stark waren die Verteidigungen der
Daphnien ausgeprägt. Der Grund: Die erhöhten CO2-Level störten
vermutlich den Riechsinn der Wasserflöhe; sie konnten die chemischen
Signalstoffe und somit die Anwesenheit ihrer Fressfeinde schlechter
detektieren als bei niedrigeren CO2-Werten.

"Viele Süßwasserorganismen verlassen sich auf ihren Riechsinn",
erklärt Linda Weiss. "Wenn die steigenden CO2-Werte diesen Sinn auch
bei anderen Spezies beeinträchtigen, könnte das weitreichende Folgen
für das gesamte Ökosystem haben. Wir brauchen nun weitere Studien, um
herauszufinden, ob es sich bei der Versauerung von Süßwassersystemen
um ein globales Phänomen handelt und wie andere Spezies auf steigende
CO2-Werte reagieren."

Förderung

Linda Weiss wurde von der Deutschen Akademie der Naturforscher
Leopoldina unterstützt, Co-Autorin Leonie Pötter von der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt.

Redaktion: Julia Weiler



Originalveröffentlichung

Linda Weiss, Leonie Pötter, Annika Steiger, Sebastian Kruppert, Uwe
Frost, Ralph Tollrian: Rising pCO2 in freshwater ecosystems has the
potential to negatively affect predator induced defenses in Daphnia,
in: Current Biology, 2018, DOI: 10.1016/j.cub.2017.12.022, 

http://www.cell.com/current-biology/pdfExtended/S0960-9822(17)31655-X

http://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2018-01-12-versauerung-wie-der-klimawandel-die-suessgewaesser-belastet
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GEFAHR/145: Ölteppich im Ostchinesischen Meer (WWF)


WWF Pressemitteilung - 15. Januar 2018

Ölteppich im Ostchinesischen Meer

WWF Kommentar zum gesunkenen Öltanker "Sanchi"



Nachdem der seit Tagen brennende iranische Öltanker "Sanchi" am
Sonntag im Ostchinesischen Meer gesunken ist, breitet sich ein großer
Ölteppich aus. Das Schiff hatte 136.000 Tonnen Ölkondensat geladen und
1000 Tonnen besonders giftiges Schweröl als Treibstoff an Bord.
Stephan Lutter, Meeresschutzexperte des WWF Deutschland kommentiert
die möglichen ökologischen Folgen des Unglücks:

"Vor unseren Augen entfaltet sich eine Umweltkatastrophe. Das
Kondensat, das aus dem gesunkenen Tanker austritt, ist giftig für
Meeressäuger, Fische, Schildkröten und Seevögel. Der Tanker ist an
der Schwelle zwischen Gelbem und Ostchinesischem Meer gesunken. Die
Meeresströmungen in der Region sind komplex, deshalb ist kaum
vorherzusagen, wohin der giftige Ölteppich driften wird. Das Gelbe
Meer gehört zu den produktivsten marinen Ökosystemen, es hat reiche
Fischgründe und ist eine wichtige Drehscheibe für Zugvögel. Auch
Seekühe, Schweinswale und Meeresschildkröten sind hier heimisch. Weil
es sich wie bei der Nordsee um ein Flachmeer mit Wattgebieten handelt,
ist das Gelbe Meer durch den giftigen Ölfilm besonders verwundbar.
Es beginnt nun ein Wettlauf mit der Zeit. WWF fordert, alle verfügbare
Ausrüstung einzusetzen, um das auslaufende Öl möglichst einzudämmen
und den Schaden für die Meereslebewesen zu begrenzen. Das Unglück
führt uns drastisch vor Augen, welche Risiken mit fossilen
Brennstoffen verbunden sind."
KONTAKT

 * 
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SCHUTZGEBIET/852: Kehdinger Marsch - Im Reich von Kiebitz und Wachtelkönig (BUNDmagazin)


BUNDmagazin - 4/2017

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Natura 2000

Kehdinger Marsch

Im Reich von Kiebitz und Wachtelkönig

von Severin Zillich



Obwohl die Ufer der Unterelbe einen Großteil ihrer einstigen Vielfalt
eingebüßt haben, sind sie ein wertvoller Lebensraum geblieben -
besonders für etliche bundesweit bedrohte Vögel. Über den künftigen
Status der europäischen Schutzgebiete in der Elbmarsch ist nun ein
Streit entbrannt.


Für Wildgänse der Tundra mag das ja ein passender Ort sein. Doch
auf die kleine BUND-Delegation, die an diesem Oktobertag vom Deich aus
über weite Wiesen und Äcker blickt, wirkt die Kehdinger Marsch
entschieden ungemütlich. Der Wind zerrt an Jacken und Ferngläsern, und
als Regen einsetzt, findet der Ortstermin ein rasches Ende. Nur die
Rastvögel geben sich ungerührt. In großer Zahl beweiden Nonnengänse
das Grasland, Schwärme von Kiebitzen und Staren fliegen umher, in den
Wassergräben drängen sich Hunderte Stockenten.

Wertvolle Vogelwelt

Über 20 Kilometer begleitet die Kehdinger Marsch die Elbe kurz vor
ihrer Mündung in die Nordsee. Ein neuer Hauptdeich, in den 70er Jahren
vor dem alten Winter- und Sommerdeich errichtet, entzog dem Fluss
damals drei Viertel seines natürlichen Schwemmlands. Die Bauern nahmen
das Geschenk dankend an. Sie entwässerten die fruchtbaren Marschböden
und nutzten sie fortan intensiv: erst als Viehweide, später immer
häufiger als Ackerland für Mais und Raps.

Nur 30 Prozent der Kehdinger Marsch sind heute noch Grünland -
Flächen, die ganz überwiegend dem Landkreis, dem Land oder der
Deutschen Bundesstiftung Umwelt gehören. Diese Wiesen sind besonders
wertvoll. Hier brüten noch Kiebitz und Kampfläufer, Uferschnepfe und
Wachtelkönig, Blaukehlchen und Wiesenweihe. Im Herbst und Winter
rasten Vögel wie Nonnen-, Bläß- und Saatgans, Sing- und Zwergschwan
oder Goldregenpfeifer. Die Marsch zählt damit zu den wichtigsten Brut-
und Rastgebieten für Wat-, Wasser- und Wiesenvögel in Deutschland.

Gemischte Bilanz

Als Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung ist die verbliebene
Uferzone vor dem neuen Deich seit 1976 geschützt. Zu wenig, fand der
BUND. Der fordert seit Jahrzehnten eine Rücknahme des Deiches, um der
Elbe wieder mehr Raum zu geben. Massiver Druck aus Brüssel zwang
Niedersachsen schließlich 2001 dazu, ein europäisches FFH- und
Vogelschutzgebiet »Unterelbe« auszuweisen - letzteres fast 17.000
Hektar groß, mit der Kehdinger Marsch im Zentrum.

Damit war nun auch ein guter Teil der einstigen Elbwiesen hinter dem
Deich geschützt. Theoretisch zumindest. Die Umwandlung vieler Wiesen
in monotone Äcker konnte das nicht verhindern.

Fazit aus der Sicht des Naturschutzes: Während die öffentliche Hand
und die Stiftung auf ihren Flächen viel Positives leisten konnten,
nahm das ackerdominierte Agrarland in Privatbesitz eine klägliche
Entwicklung. Und bei dieser gemischten Bilanz wäre es wohl auf
absehbare Zeit geblieben, wenn, ja wenn die EU hier nicht am Ball
geblieben wäre.

Landschaftsschutz reicht nicht

Denn sie hat gegen Deutschland ein »Vertragsverletzungsverfahren«
angestrengt. Der Grund: Bis 2010 hätten die Bundesländer ihre
FFH-Gebiete in nationales Recht überführen, sprich als Schutzgebiete
mit eigener Verordnung ausweisen müssen. Dies ist an der Unterelbe bis
heute nicht passiert. Da empfindliche Strafen drohen, muss das
Versäumte eilig nachgeholt werden. Um das »wie« aber gibt es nun
heftigen Streit.

Dazu muss man wissen: Die Bauern im Kehdinger Land sind ein eigener
Menschenschlag. Sehr konservativ und - vorsichtig gesagt - dem
behördlichen Naturschutz wenig aufgeschlossen. Darum plante der
Landkreis Stade zuerst über Einzelverträge gewisse Schutzpflichten zu
vereinbaren. Doch das hätte dem EU-Recht nicht genügt. Darauf kündigte
der Kreis an, die Marsch als Landschaftsschutzgebiet (LSG)
auszuweisen.

Was für manche Landwirte einer »kalten Enteignung« gleichkommt, geht
dem BUND Niedersachsen längst nicht weit genug: »Der Schutzstatus
eines LSG öffnet Tür und Tor für Jagd, Vergrämung und die industrielle
Landwirtschaft. Wir fordern den Landkreis Stade auf, die Kehdinger
Marsch in weiten Teilen als Naturschutzgebiet auszuweisen. Nur so
können störungsempfindliche Brut- und Rastvögel geschützt werden.«

Beteiligung gefordert

Um das Neben- und Miteinander von Naturschutz und Landwirtschaft zu
regeln, dringt der BUND auf einen detaillierten Managementplan: Wo
soll was genau und wie geschützt werden? Entscheidend sei, das
verbliebene Grünland zu sichern und hier nicht länger zu düngen und zu
spritzen. Auch die Vollzugsdefizite im Ackerland müssten rasch
beseitigt werden.

Der BUND fordert, dass sich der Landkreis Stade bald mit den
Umweltverbänden an einen Tisch setzt. Nur so könne eine Regelung
gefunden werden, die dem europäischen Rang der Kehdinger Marsch
gerecht wird - und all den anderen schutzwürdigen Lebensräumen am
Unterlauf der Elbe.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Überregional bedeutsam ist die Kehdinger Marsch (hier bei Freiburg) nicht nur wegen ihrer Vogelwelt, sondern weil sie noch weiträumig unzerschnitten ist.

	Das FFH- und das Vogelschutzgebiet »Unterelbe« überlappen sich in weiten Teilen. Die Kehdinger Marsch bildet ihr Zentrum.

	Der Wiesen-Alant und die Nonnen- oder Weißwangengans sind zwei typische Bewohner der Kehdinger Marschlandschaft.



 * 
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KLIMA/637: Umwelt - auf der Strecke geblieben ... (SB)




Gut zwei Jahre nach Verabschiedung des als "historisch" gefeierten
Klimaabkommens von Paris müssen sich die ärmeren Länder gehörig über
den Tisch gezogen fühlen. Hatten einige von ihnen ihre Zustimmung zu
dem Vertrag doch nur erteilt, weil vereinbart worden war, die globale
Erwärmung auf möglichst 1,5 Grad über dem vorindustriellen Niveau zu
stoppen. Jetzt berichtete Reuters über den zweiten Entwurf eines
Arbeitspapiers für den Weltklimarat (IPCC), nach dem ein sehr hohes
Risiko dafür besteht, daß die 1,5-Grad-Grenze nicht eingehalten
werden kann, sondern voraussichtlich bereits in den 2040er Jahren
überschritten wird. [1]

Wie die taz unter Berufung auf den 24seitigen Bericht schreibt, sehen
dessen Autorinnen und Autoren zumindest eine rechnerische Chance
darin, nachdem man über das 1,5-Grad-Ziel hinausgeschossen ist, es
wieder von rückwärts zu erreichen, indem das Treibhausgas CO2 aktiv
der Atmosphäre entzogen wird. Beispielsweise durch Aufforstung und
Biomassekraftwerke, deren Verbrennungsgase verflüssigt und gelagert
werden. Allerdings gebe es eine "hohe Chance, dass die geforderten
Mengen an CO2-Reduktion nicht durchsetzbar sind", zitiert die
tageszeitung aus dem Papier. [2]

Diese in der Literatur auch "negative Emissionen" genannten Maßnahmen
müßten sehr schnell und im großen Maßstab eingeleitet werden. Hier
tritt jedoch ein Interessenkonflikt mit dem Flächenbedarf der
Landwirtschaft auf. Ergänzend dazu wäre anzumerken, daß die Verfahren
zur Verflüssigung und Verklappung von CO2 ihrerseits sehr
energieintensiv sind und daß eine Lagerung von verflüssigtem
Kohlenstoff zumindest an Land von vielen Menschen aufgrund des
Risikos von Undichtigkeiten der Lager abgelehnt wird. In Deutschland
ließe sich wohl kaum ein Standort finden, an dem die
Kohlenstoffspeicherung ohne Widerstand der Bevölkerung durchgesetzt
werden könnte.

Die Expertengruppe des IPCC begründet ihre negativ wirkende
Einschätzung der Klimaentwicklung mit der Geschwindigkeit der
gegenwärtigen Erwärmung auf der einen Seite und den nationalen Plänen
zur Begrenzung der Treibhausgasemissionen auf der anderen. Die laufen
eher auf eine Erwärmung von drei Grad gegenüber der vorindustriellen
Zeit hinaus.

Zwei Formulierungen in dem Reutersbericht fallen auf, die darauf
hindeuten, daß die 1,5-Grad-Schwelle möglicherweise sogar noch
schneller erreicht werden könnte als angegeben. Zum einen wird
gesagt, daß die gegenwärtige globale Durchschnittstemperatur an der
Erdoberfläche um rund ein Grad höher liegt als in vorindustrieller
Zeit. Das ist sicherlich eine konservative Einschätzung. 2016 meldete
der Copernicus Climate Change Service (3CS), daß die Erwärmung schon
fast bei 1,5 Grad angekommen ist. [3]

Zwar war die Erderwärmung damals durch das globale Klimaphänomen
El-Nino in der ersten Jahreshälfte verstärkt worden, aber inzwischen
sind weitere eineinhalb Jahre vergangen, in dem sich die Erde
aufgeheizt hat. Zudem hat solch ein El-Nino-Ereignis längerfristige
Folgen, wenn zum Beispiel aufgrund der damit einhergehenden
nicht-zyklischen Erwärmung die Fläche und Dicke des arktischen
Meereises schrumpft. Dadurch nimmt das Wasser des arktischen Ozeans
mehr Energie auf, die den Schrumpfungstrend der Meereisfläche
fortsetzt. Das wird in der Klimaforschung ein sich selbst
verstärkender Prozeß oder auch Kippunkt bzw. Kippelement genannt.

Der zweite Punkt, der am Reutersbericht auffällt, ist, daß die
Berechnungen der IPCC-Arbeitsgruppe auf Grundlage der nationalen
Klimaschutzpläne beruhen. Die Vereinigten Staaten haben sich jedoch
bereits vom Klimaverhandlungsdiskurs verabschiedet - welche Schäden
das nach sich zieht, kann man noch gar nicht absehen -, und vor wenigen
Tagen hat der vermeintliche Klimaschutzvorreiter Deutschland
signalisiert, daß das selbstgesteckte Ziel, die
Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 zu
senken, nicht mehr eingehalten werden kann. [4]

Das IPCC hat inzwischen auf die Medienberichterstattung zu seinem
Arbeitspapier (Second Order Draft) reagiert und erklärt, daß es sich
um einen Entwurf handelt, zu dem noch Regierungen und Experten ihre
Kommentare abgeben können, so daß er sich inhaltlich noch sehr
verändern kann. Er sei nicht zur Veröffentlichung vorgesehen und aus
ihm sollte auch nicht zitiert werden. [5]

So nachvollziehbar das Anliegen des IPCC auch ist zu verdeutlichen,
daß Entwürfe nun mal keine abschließenden Stellungnahmen sind, kommt
man kaum umhin festzustellen, daß in dem Papier eine bestimmte
Tendenz zum Ausdruck gebracht wird und eine denkbar andere eben
nicht. Beispielsweise, daß die Staatengemeinschaft auf dem besten Weg
ist, ihre im Pariser Klimaabkommen formulierten
Verpflichtungen weit zu übertreffen.

Der IPCC schreibt, daß das Arbeitspapier auf Grundlage von
Publikationen erstellt wurde, die vor dem 1. November 2017
veröffentlicht wurden, und daß gegebenenfalls neue wissenschaftliche
Hinweise in die Endfassung einfließen. Die Reviewperiode läuft vom 8.
Januar bis 25. Februar 2018. Voraussichtlich am 8. Oktober 2018 wird
die Zusammenfassung für politische Entscheidungsträger
veröffentlicht.

Jene Länder, die dem Pariser Abkommen nur zugestimmt haben, weil
ihnen unter anderem von einem Hochkonsum-Industriestaat wie
Deutschland die Hoffnung gemacht wurde, er nähme ihr Interesse, als
Staaten weiterzubestehen, genauso ernst, als sei das eigene
Territorium von Meeresspiegelanstieg, Sturmfluten, Dürren,
Salzwasserintrusionen und Wirbelstürmen akut bedroht, haben nun das
Nachsehen. Sie sind zum Abwarten verdammt, sollten sie darauf setzen,
daß ihnen jemand beisteht. Vermutlich wird man ihre Stimmen erst
wieder im Dezember bei der COP 24 in Polen vernehmen - als Randnotiz
des großen Klimazirkus.

Vielleicht wäre es besser gewesen, die ärmeren Länder hätten im
Dezember 2015 dem Abkommen von Paris nicht zugestimmt und auf
verbindliche Zusagen seitens der Hauptemittenten von Treibhausgasen
bestanden - beispielsweise hinsichtlich der Einführung einer globalen
Verbrauchssteuer auf CO2-Emissionen, eines raschen Ausstiegs aus der
Kohleverstromung, der Reduzierung statt des Ausbaus des Flugverkehrs,
der Umstrukturierung der landwirtschaftlichen Produktion weg von der
Massentierhaltung und ebenfalls weg von dem kunstdünger- und
pestizidgetränkten landwirtschaftlichen Anbau, um nur einige
Beispiele für den Beginn einer vorstellbaren, umfassenden
Transformation zu nennen. Dann wäre es vielleicht zum großen Knall
gekommen, der die Scharade, wonach die wohlhabenden Staaten den
ärmeren Staaten zur Seite stehen, zum Scheitern gebracht hätte. Denn
genau umgekehrt wird ein Schuh daraus: Der Wohlstand unter anderem
Deutschlands wird zu Lasten der ärmeren Länder generiert, und die
Klimaabkommen befestigen dieses Verhältnis.

Dafür sorgen unter anderem globale Wertschöpfungsketten, die in den
zu bloßen Ressourcenstaaten degradierten Ländern des globalen Südens
ihren Anfang nehmen und dort auch mit Waffengewalt durchgesetzt
werden. Ein prototypisches Beispiel dafür ist die blutige
Niederschlagung des Bergarbeiterstreiks 2012 in der südafrikanischen
Platinmine des Unternehmens Lonmin. Die Bergarbeiter forderten
Lohnerhöhungen, unter anderem weil ihre sowieso niedrigen Einkommen
von der zwar nicht exzessiven, aber spürbaren Inflation weggefressen
wurden. Die pendelte in den letzten fünf Jahren vor dem sogenannten
"Massaker von Marikana" zwischen 10,99 (2008) und 4,26 Prozent
(2010).

Statt zu verhandeln, wurden die Bergarbeiter von Polizei und
Paramilitärs einkesselt und mit automatischen Gewehren abgeschossen.
34 Bergarbeiter starben, viele Dutzend wurden verletzt. Die, die
überlebt haben, wurden wegen Mordes angeklagt. Zu den Hauptabnehmern
des Platins gehört das deutsche Unternehmen BASF, das aus dem Metall
Katalysatoren fertigt, damit die wohlhabenderen Weltbewohner, zu
denen sich die Deutschen zählen dürfen, umweltfreundlichere Autos
fahren können.

Wäre es zum Streit gekommen, hätten die Medien zum Abschluß der
Klimaschutzverhandlungen von Paris zwar nicht so harmonistische
Bilder von den politischen Entscheidungsträgern erhalten, die nach
vollbrachter Tat gemeinsam ihre Arme emporreckten - statt dessen
hätten wohl eher ziemlich lange Gesichter die Runde gemacht -, doch
im Sinne des Klimaschutzes, der immer zunächst Schutz der
gesellschaftlich an den Rand gedrängter Menschen bedeutet, wäre so
ein Eklat vermutlich ergiebiger ausgegangen. Widersprüche glätten zu
wollen, heißt gewöhnlich, eine Seite unterzubuttern.

Die eklatanten gesellschaftlichen Interessengegensätze werden am
Beispiel der Klimawandelfolgen transparent. Auf dem Klimagegengipfel
(People's Climate Summit) im November in Bonn formulierte es Barbara
Unmüßig (Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung) im
Schattenblick-Interview so:

"Die Inselstaaten haben sich schon lange, im Grunde seit es die
Klimaverhandlungen gibt, immer wieder in neuen Koalitionen
zusammengeschlossen, weil sie weltweit, ob im Pazifik oder im
Atlantik und anderswo, die Hauptbetroffenen sind. Ihre Bevölkerungen
sind diejenigen, die am meisten bedroht sind. Das Problem ist jedoch,
daß Klimaverhandlungen extrem vermachtet sind, und natürlich diese
Inselstaaten, auch wenn sie in der UNO eine Stimme haben,
ununterbrochen untergebuttert werden. Ihre Anliegen werden nicht
gehört, ihre real existierende Bedrohung führt einfach nicht zu einer
Übernahme der Verantwortung im Norden, endlich umzusteuern." [6]

Auch wenn es sich bei dem IPCC-Arbeitspapier noch nicht um die
abschließende Stellungnahme handelt, dürfte jedem, der die
Klimaverhandlungen und -entwicklungen in den letzten Jahren
mitverfolgt hat, klar sein, daß in der Abschlußversion nicht
plötzlich das Gegenteil stehen wird. Nichts deutet darauf hin, daß
das globale Klima eine Trendwende vollziehen wird.

Es läge in der Logik des vorherrschenden profitorientierten
Wirtschaftssystems, den selbst geschaffenen Mangel zur Voraussetzung
des nächsten Geschäftsmodells zu machen, das wiederum an anderer
Stelle Mangel erzeugt. Dieser wird quasi perpetuiert und bildet die
Grundlage zur fortgesetzten Verwertung von Mensch, Tier, Pflanze und
dem übrigen Rest. Noch haben sich die IPCC-Wissenschaftler skeptisch
gegenüber der theoretischen Möglichkeit geäußert, der globalen
Erwärmung mit Hilfe negativer Emissionen Zügel anlegen zu können. Es
würde nicht überraschen, wenn am Ende des Tages kaum etwas anderes
übrig bliebe, als dem Klimawandel mit eben solchen technischen
Lösungen zu begegnen. Womöglich werden dann Kohlekraftwerke, deren
kohlenstoffhaltigen Abgase abgeschieden, verflüssigt und gelagert
werden (CCS-Technologie) plötzlich "umweltfreundlich" und ihre
Betreiber grüne Engel.


Fußnoten:

[1] https://www.reuters.com/article/us-climatechange-draft/warming-set-to-breach-paris-accords-toughest-limit-by-mid-century-draft-idUSKBN1F02RH

[2] http://www.taz.de/Weltklimarat-zum-15-Grad-Ziel/!5474455/

[3] https://climate.copernicus.eu/resources/data-analysis/average-surface-air-temperature-analysis

[4] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umkl-635.html

[5] http://www.ipcc.ch/news_and_events/st_sr15_sod_leak.shtml

[6] http://schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0144.html
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DEMO/249: "Der Agrarindustrie die Stirn bieten" - Berlin, 20. Januar 2018 (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 11. Januar 2018

Aufruf zur Grossdemo "Wir haben es satt" in Berlin am 20. Januar
2018

"Der Agrarindustrie die Stirn bieten" - Es fahren Busse aus der Region



2018 ruft ein breites Bündnis aus Bauern-, Umwelt-, Verbraucher- und
Tierschutzorganisationen zu einer Großdemonstration in Berlin auf, bei
der es um die Unterstützung einer bäuerlich-ökologischen
Landwirtschaft, gesundem Essen, artgerechter Tierhaltung geht.
"Globale Bauernrechte und gerechter Welthandel statt Ausbeutung und
Ausverkauf von Agrarflächen an Investmentfonds müssen von der
künftigen Bundesregierung endlich berücksichtigt werden", so Marion
Ruppaner, BN Agrarreferentin. Begleitend zu den Sondierungsgesprächen
in Berlin wird auch der Ausstieg aus der Glyphosatanwendung in der
Landwirtschaft und bei privaten Nutzern sowie der Bahn AG Thema sein.
Die Veranstalter rechnen mit mehreren Tausend Teilnehmer*innen.

DAS PROGRAMM DER AGRARDEMO:

Die Auftaktkundgebung beginnt um 11.00 Uhr am Berliner Hauptbahnhof,
ab ca. 11.30 Uhr Demonstrationszug zur Internationalen
Agrarministerkonferenz, ab ca. 13.30 Uhr Abschlusskundgebung mit
Reden, Konzert und Essen. Auch der Vorsitzende des BN und BUND, Prof
Dr. Hubert Weiger, wird dort sprechen.

Weitere Information unter:

www.wir-haben-es-satt.de

Aus der Region fahren Busse ab Nürnberg, Fürth, Veitsbronn, Lauf,
Forchheim und Bamberg. Infos zu Abfahrtszeiten und Anmeldung unter

 https://www.wir-haben-es-satt.de/informieren/anreise/

Für den Nürnberger Bus mit Stopp in Lauf kann man sich bei der
Landesfachgeschäftsstelle des BN unter Tel. 0911 81878-21 oder
landwirtschaft-wald@bund-naturschutz.de verbindlich anmelden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.01.2018

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg

Tel. 0 941/ 2 97 20-0, Fax 0 941/ 2 97 20-30

E-Mail: info@bund-naturschutz.de

Internet: www.bund-naturschutz.de
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FILM/082: Filme, Forschung, Diskussionen - Leibniz-Institut für Gewässerökologie beim FlussFilmFest, 19.-21.1.


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
12.01.2018

Filme, Forschung, Diskussionen: Das IGB beim FlussFilmFest 2018



Vom 19. bis 21. Januar 2018 findet das 3. FlussFilmFest im Kino
Moviemento in Berlin-Kreuzberg statt. 30 Filme nehmen die
BesucherInnen mit auf eine Reise an, auf und unter das Wasser, zeigen
wilde Ströme, faszinierende Gegenden und Menschen, die für den Erhalt
der kostbaren Lebensräume kämpfen. Das Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) beteiligt sich wie in den
Vorjahren und übernimmt dieses Mal die Regie am Samstag. Die
ForscherInnen kommen im Kinosaal mit BürgerInnen, UmweltschützerInnen,
WassersportlerInnen und GewässerfreundInnen zusammen, um bei Popcorn
und kalten Getränken gemeinsam Flussfilme zu schauen und anschließend
auf Augenhöhe darüber zu diskutieren.

Damit baut das IGB sein Engagement in transdisziplinären Projekten und
neuen Austauschformaten weiter aus. Flüsse und Seen gehören zu den
artenreichsten und faszinierendsten Ökosystemen unserer Erde. Doch
weltweit gibt es starke Konflikte um den Schutz und die Nutzung dieser
Gewässer. Welche Lösungen oder Kompromisse sind denkbar? Welchen
Beitrag leistet die Gewässerforschung - und welche Fragen sind noch
ungelöst? Welche Naturschutzziele scheinen plausibel, welche
unrealistisch?

Programmpunkte am Samstag

Der Samstagnachmittag (20. Januar, ab 15 Uhr) beginnt mit einer Lesung
der Umwelthistorikerin Jessica J. Lee, die derzeit Writer in Residence
am IGB ist. Die Kanadierin ist in einem Jahr in 52 Seen in Berlin und
Brandenburg geschwommen. Sie liest aus ihrem Buch "Mein Jahr im Wasser
- Tagebuch einer Schwimmerin" und wird darüber berichten, wie sie die
persönlichen Erlebnisse mit ihrer wissenschaftlichen Arbeit verknüpft.
Anschließend geben die IGB-Doktorandinnen Saskia Rehse und Therese
Kettner einen Einblick in ihre Forschungsergebnisse zu Mikroplastik in
Flüssen und Seen - der passende wissenschaftliche Rahmen für das
Filmprogramm und die eingeladenen AktivistInnen zum Thema Plastikmüll
in Gewässern. Am Samstagabend (20. Januar, ab 19 Uhr) zeigen Filme,
WissenschaftlerInnen und NaturschützerInnen ihre Visionen für
lebendige Flüsse in Europa. Die dafür notwendigen politischen
Weichenstellungen werden mit Fachgästen und dem Publikum kontrovers
diskutiert.

Gewässerforschung im Kino

"Forschungswissen ist eine wichtige Grundlage für den Schutz und die
Nutzung von Gewässern und damit auch für die Wasserpolitik. Mit neuen
transdisziplinären Formaten wie dem FlussFilmFest stärken wir den
Wissensaustausch zwischen Forschung, Verbänden und Öffentlichkeit",
begründet Dr. Thomas Mehner, stellvertretender IGB-Direktor a.i., das
Engagement von Deutschlands größtem Forschungszentrum für
Binnengewässer.

Hauptveranstalter des zweieinhalbtägigen FlussFilmFestes ist der
Umweltverband GRÜNE LIGA e.V. Er holt eine Filmauswahl des "Wild &
Scenic Film Festivals" aus den USA nach Deutschland, ergänzt um Filme
aus Deutschland, Europa und anderen Teilen der Welt. Insgesamt sechs
Programmblöcke thematisieren die Schönheit freifließender Flüsse und
ihre ökologische, soziale und kulturelle Bedeutung, aber auch ihre
Bedrohung durch den weltweiten Staudammboom, intensive Landwirtschaft
und Bergbauprojekte. Die verschiedenen Diskussionsrunden, unter
anderem zur EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), bieten Gelegenheit zum
Austausch mit FilmemacherInnen, WissenschaftlerInnen und
UmweltaktivistInnen.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wrrl-info.de/site.php4?navione=angebote&navitwo=flussfilmfeste&content=flussfilmfest_berlin_2018

 / Das FlussFilmFest Berlin bei der GRÜNEN
LIGA und Informationen zu weiteren Partnern

http://www.wrrl-info.de/docs/flussfilmfest_berlin_2018_programmflyer.pdf

 / Festival-Flyer mit Komplettprogramm

http://www.igb-berlin.de/ 

→ IGB-Website

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687398

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB),

Johannes Graupner, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1389: Kassel - Seniorenkarneval am 21. Januar 2018


Seniorenkarneval 



Zur fünften Jahreszeit, dem Fasching, wird auch in diesem Jahr wieder
vom städtischen Referat für Altenarbeit eine Veranstaltung am 21.
Januar, 15 Uhr, im Kongress Palais (Stadthalle) angeboten. Wie bisher
berechtigen die Eintrittskarten zum Seniorenkarneval wie in den
Vorjahren zur kostenlosen Nutzung der KVG.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der KVG sind darüber informiert,
dass die Tickets zum Seniorenkarneval auch ohne den Aufdruck zur
kostenlosen Nutzung von Bus und Bahn im Zeitraum von zwei Stunden vor
und nach der Veranstaltung zur Fahrt zum Kongress Palais (Stadthalle)
und zurück gültig sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Januar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KINO/5675: Bonn - "Mikro & Sprit" am 25. Januar 2018


Kino im Haus der Jugend zeigt "Mikro & Sprit"



BN - Auch in diesem Jahr präsentiert das Haus der Jugend in
Kooperation mit dem Förderverein Filmkultur Bonn monatlich Filme. Am
Donnerstag, 25. Januar 2018, wird ab 18 Uhr die Filmkomödie "Mikro &
Sprit" des französischen Regisseurs Michel Gondry gezeigt.

In diesem Film geht es um zwei jugendliche Außenseiter, die ihre Ideen
in die Tat umsetzten. Aus viel Schrott und dem Motor eines Rasenmähers
entsteht ein Gefährt, mit dem sie die Straßen Frankreichs mit
unglaublicher Geschwindigkeit unsicher machen. Kurz gefasst: Ein
abenteuerliches Roadmovie voller Witz, Leichtigkeit und ein wenig
Melancholie. Für Film ist für Kinder und Jugendliche ab 10 Jahren
geeignet. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen im Haus der Jugend, Reuterstraße 100, Telefon
0228 - 24 33 11 53 oder unter www.hausderjugendbonn.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Januar 2018
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